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EDITORIAL/029: Privilegien verpflichten (SB)



Wochendruckausgabe 29 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
04.02.2017
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Privilegien verpflichten

Wir haben es noch warm, sind gut genährt und machen Pläne für die
Zukunft. Gemessen an dem größeren Teil der menschlichen
Weltbevölkerung, die diese vermeintlichen Selbstverständlichkeiten
nicht vollständig für sich in Anspruch nehmen kann, wäre eine
derartige Bestandsaufnahme bereits als Minderheitprivileg zu
bezeichnen.

Es bedarf heute keiner besonderen Aufklärung mehr darüber, daß es sich
bei diesem Privileg auch um die Früchte ungerechter Verteilungs- und
Verfügungsverhältnisse an Besitz und Produktionsmitteln handelt. So
ist denn unser Wohlbefinden nicht nur ein unfreiwilliger Kredit der
Benachteiligten, sondern bei der allgemein vorherrschenden
Gleichgültigkeit auch eine Beteiligung an Raub, Gewalt und allem
Elend, das damit für die übrigen Menschen verbunden ist.

Für die Schattenblickredaktion ist der Anspruch auf publizistische und
journalistische Arbeit deshalb in erster Linie ein Anspruch, sich
einzumischen. Wir werden Konflikte suchen, wo sie verborgen und
verschleiert sind, und wir werden Konflikte anstreben, wo sie
vermieden und verhindert werden, um dem Zweck der Vernebelung, an den grundlegenden
Besitzständen, Unrechtsverhältnissen und Verteilungssituationen nichts
ändern zu müssen, mit den Mitteln einer Zeitung kompromißlos entgegenzutreten.

Frei nach Brecht:



Was ist die Störung

 des öffentlichen Friedens

 gegen die Zerstörung

 friedlicher Kulturen

 und Zivilisationen

 und die Vernichtung

 vielzigtausender,

 unschuldiger Leben?



Redaktion Schattenblick


3. Februar 2017
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Vogelfrei

Staubtrocken und öde,

die Luft unterkühlt,

die Pflanzenwelt spröde,

der Boden zerwühlt.

Die Sonne geht unter

und doch geht sie auf,

wohl drüber und drunter

im Zeitenverlauf.

Was seh'n meine Augen,

was hören die Ohren,

die nicht dazu taugen,

nach Leben zu bohren.

Wo oben am Hügel

auf dessen Kruste

das Flattern der Flügel

Staub wirbeln mußte.

Die Flügel, die schlagen,

so will es erscheinen,

zu müde zum Tragen

und Augen, die weinen.

Verlassen und einsam

von jedem der andern,

die sonst nur gemeinsam

den Himmel durchwandern.

Läßt es sich dort nieder,

so unweit von mir,

mit stumpfem Gefieder,

das durstige Tier.

Es wird hier nichts finden,

nicht Kühlung, nicht Stille,

und bald schon erblinden

sein Blick und sein Wille.

Komm, laß es und bleibe,

bewege dich nicht,

daß nichts es vertreibe

aus unser'm Gesicht.

Wohl wird es jetzt sterben,

das weiß ich doch auch,

und ganz ohne Erben

vergehen wie Rauch.

Gleich wie wir wohl alle

und zu guter Letzt

als Opfer der Falle,

vom Feuer gehetzt.

So laß es doch scheiden,

es schlug sich schon hart

und hatte zu leiden,

das letzte der Art.

© 2001 by MA-Verlag


3. Februar 2017
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/4815: Bielefeld - "Hebräisch für Anfänger", 15 Termine ab 14.2.2017


VHS-Kurs "Hebräisch für Anfänger"



Bielefeld (bi). Ab Dienstag, 14. Februar, bietet die Volkshochschule
einen Anfängerkurs "(Neu-)Hebräisch" an. Er wird an 15 Abenden jeweils
von 20.00 bis 21.30 Uhr in der Ravensberger Spinnerei durchgeführt.
Die muttersprachliche Trainerin Dinah Meyer gestaltet ihren Kurs als
Mischung aus Sprache, Kultur und Lebensart. 

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. Februar 2017

Herausgeber: Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 
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KURSUS/4814: Bielefeld - 2 x "Arabisch für Anfänger" ab 14. bzw. 16.2.2017


Zwei Arabisch-Kurse für Anfänger



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 14. Februar, und am Donnerstag, 16.
Februar, starten jeweils um 20 Uhr zwei neue Kurse "Arabisch für
Anfänger" in der Volkshochschule im Ravensberger Park. Gedacht sind
die Kurse für Interessenten, die in der Flüchtlingshilfe tätig sind
oder die mit Menschen aus dem arabisch sprechenden Raum zu tun haben.
Für diese Zielgruppe bietet die VHS darüber hinaus einen Intensivkurs
in den Osterferien sowie einen einwöchigen Bildungsurlaub vom 8. bis
12. Mai an. Alle Angebote richten sich an Teilnehmer ab 16 Jahren und
werden von muttersprachlichen Trainerinnen durchgeführt. 

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. Februar 2017

Herausgeber: Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/147: Hamburg - "Teobert Maler - historische Fotografien Mexikos", Stabi 9.3.-23.4.2017


Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Teobert Maler - historische Fotografien Mexikos

9. März bis 23. April 2017



Das fotografische Werk Teobert Malers (1842-1917) ist vor allem durch
seine spektakulären Aufnahmen der Maya-Ruinen bekannt geworden. Er
gilt als einer der bedeutendsten Forschungsfotografen des 19.
Jahrhunderts. Kein anderer Forscher hat so viele vorher unbekannte
Maya-Ruinen entdeckt und fotografiert. Seine Fotografien sind noch
heute wichtige Dokumente für Studien zur Architektur und zu den
Inschriften der Maya-Zivilisation. Seine archäologischen Aufnahmen
sind aber nur ein Ausschnitt seines Werks, das in den dreißig Jahren
seines Aufenthalts in Mexiko eine große thematische Bandbreite
entfalten konnte. So zählen auch Porträts, Stadtansichten sowie
Landschafts- und Naturaufnahmen dazu. Sie zeugen von Malers Interesse
am Land und seinen Einwohnern sowie am Kulturerbe Mexikos. Die ersten
Fotografien entstanden ab 1874 und in den folgenden Jahrzehnten
sollten bis zu 3.000 fotografische Abzüge folgen.

Die Ausstellung widmet sich dem bisher unbekannten fotografischen Werk
Malers. Gezeigt werden u.a. einige der ältesten Stadtansichten von
Oaxaca, seltene Studioaufnahmen und künstlerisch interessante
Landschaftsaufnahmen. Diese seltenen Fotografien werden mit weiteren
Materialien wie Tagebüchern, Skizzen und Briefen aus dem Nachlass
Teobert Malers aus den Sammlungen des Ibero-Amerikanischen Instituts
ergänzt.

Ort: Ausstellungsraum, Erdgeschoss, der Eintritt ist frei.

Mittwoch, 8. März 2017, 18 Uhr

Eröffnung der Ausstellung Teobert Maler - historische Fotografien
Mexikos mit einem Vortrag von Dr. Gregor Wolff, Ibero-Amerikanisches
Institut der Stiftung Preußischer Kulturbesitz "Teobert Maler - ein
Leben für die Fotografie in Mexiko" 

Ort: Vortragsraum, 1. Etage. Eintritt frei.

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis März 2017

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

Telefon 040/42838 2233, Fax 040/42838 3352

E-Mail: auskunft@sub.uni-hamburg.de

Internet: www.sub.uni-hamburg.de
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TREFF/495: Hamburg - Führung durch die Staats- und Universitätsbibliothek, 1. März 2017


Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Mittwoch, 1. März 2017, 18 Uhr

Führung durch die Bibliothek



Sie sind neu in der Stabi? Sie wollten schon immer einmal ein Buch aus
der größten Bibliothek Hamburgs ausleihen, wissen aber nicht wie?
Jeden ersten Mittwoch im Monat erhalten Sie in einer knappen Stunde
einen ersten Eindruck von unseren Räumlichkeiten und die wichtigsten
Informationen zur Benutzung. Lassen Sie sich von uns führen.

Ort: Vortragsraum, 1. Etage. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis März 2017

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

Telefon 040/42838 2233, Fax 040/42838 3352

E-Mail: auskunft@sub.uni-hamburg.de

Internet: www.sub.uni-hamburg.de
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TREFF/494: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek am 9.2.2017


eAusleihe-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einer offenen "eAusleihe-Sprechstunde" lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Donnerstag, 9. Februar,
zwischen 15.30 Uhr und 17.30 Uhr, ein. Im persönlichen Gespräch werden
individuelle Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien
beantwortet und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe
vermittelt. 

Der Eintritt ist frei, Anmeldung ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. 

Die nächsten Sprechstunden sind für den 9. März und 6. April geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Februar 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 37 73

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/221: Zum heutigen Treffen der EU-Außenminister und der EU-Kooperation mit Libyen


Pressemitteilung vom 6. Februar 2017

Amnesty zum heutigen Treffen der EU-Außenminister und der EU-Kooperation mit Libyen



Wiebke Judith, Expertin für Asylpolitik bei Amnesty International in
Deutschland, zum heutigen Treffen der EU-Außenminister in Brüssel und
der Kooperation der Europäischen Union mit Libyen:

"Flüchtlinge und Migranten in libyschen Haftzentren leben in
unwürdigen und erniedrigenden Bedingungen. Sie werden misshandelt,
müssen Zwangsarbeit leisten und werden gefoltert. Die libysche
Küstenwache, die Menschen auf See aufgreift und in diese Zentren
bringt, ist ebenfalls für Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
Durch die geplante Kooperation nehmen Europäische Union und auch die
Bundesregierung diese Menschenrechtsverletzungen wissentlich in Kauf."

"Solche Kooperationen führen dazu, dass niemand mehr über das
Mittelmeer nach Europa kommen kann, um hier Asyl zu suchen. Damit
sitzen Menschen, die vor Verfolgung in Eritrea oder dem Sudan fliehen,
in Libyen fest und erhalten keinen Schutz. Es ist auch bezeichnend,
dass die EU-Staats- und Regierungschefs in ihrer Erklärung vom Freitag
die Einrichtung von sicheren Zugangswegen für Flüchtlinge aus Libyen
noch nicht einmal in Erwägung ziehen."

 * 

AMNESTY INTERNATIONAL ist eine von Regierungen, politischen Parteien,
Ideologien, Wirtschaftsinteressen und Religionen unabhängige
Menschenrechtsorganisation. Amnesty kämpft seit 1961 mit Aktionen,
Appellbriefen und Dokumentationen für die Opfer von
Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt. Die Organisation hat
weltweit drei Millionen Unterstützer. 1977 erhielt Amnesty den
Friedensnobelpreis.

 * 

Quelle:

ai-Pressemitteilung vom 6. Februar 2017

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/702: Burma (Myanmar) - EU soll sich engagierter für Rohingya einsetzen


Presseerklärung vom 6. Februar 2017

Schwere Menschenrechtsverletzungen in Burma 

Drohende Zwangsumsiedlung von Flüchtlingen in Bangladesch: Europa soll sich engagierter für Rohingya einsetzen



Nach der Veröffentlichung eines erschütternden UN-Reports über schwere
Menschenrechtsverletzungen an Rohingya in Burma (Myanmar) hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die Europäische Union (EU) am
Montag dringend dazu aufgefordert, sich engagierter für die Rechte der
verfolgten Minderheit einzusetzen. Außerdem solle sich die EU für eine
menschenwürdige Aufnahme von Rohingya-Flüchtlingen im Nachbarland
Bangladesch einsetzen und ihre geplante Zwangsumsiedlung auf eine
abgelegene Insel verhindern.

"Schwere Menschenrechtsverletzungen und Massenflucht können nur
eingedämmt werden, wenn Burmas Regierung endlich ihre Rohingya-Politik
ändert. Es ist nicht damit getan, dass nur die Verantwortlichen für
die jüngste Gewalt zur Rechenschaft gezogen werden", erklärte der
GfbV-Asienreferent Ulrich Delius. "Burma braucht ein radikales
Umdenken in der Rohingya-Frage. Nur wenn die Angehörigen dieser
muslimischen Minderheit endlich als gleichberechtigte Bürger behandelt
werden, kann vermieden werden, dass die Armee oder nationalistische
Buddhisten den Konflikt für ihre Zwecke missbrauchen."

In dem am vergangenen Freitag publizierten 43-seitigen Report des
UN-Hochkommissariats für Menschenrechte berichten mehr als 220
Rohingya aus dem nördlichen Rakhine-Staat Burmas in Interviews über
willkürliche Verhaftungen, unmenschliche Behandlung, Folter,
Vergewaltigungen und Erschießungen durch Soldaten. Die UN gehen
aufgrund der Augenzeugenberichte davon aus, dass die Armee bei ihrem
brutalen Vorgehen gegen die Zivilbevölkerung wahrscheinlich auch
Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hat.

"Die EU muss ihr Verhalten gegenüber Burmas Armee dringend
überdenken", forderte Delius mit Blick auf den Besuch des Chefs der
Streitkräfte Burmas, Min Augn Hlaing, im November 2016 in Brüssel. Zur
gleichen Zeit metzelten damals seine Soldaten Rohingya-Dorfbewohner
nieder. "Den Streitkräften muss unmissverständlich deutlich gemacht
werden, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit und stetiges Zündeln
an Nationalitätenkonflikten in dem Vielvölkerstaat nicht länger
hingenommen werden."

Dringend forderte die GfbV mehr EU-Engagement für
Rohingya-Flüchtlinge. "Bangladesch braucht mehr Hilfe bei der
Betreuung der Flüchtlinge, muss dabei aber auch das Völkerrecht
beachten", erklärte Delius. Die Regierung Bangladeschs plant,
Zehntausende Rohingya auf die abgelegene Insel Thengar Char im Golf
von Bengalen umzusiedeln. Dies käme einer Internierung von schwer
traumatisierten Flüchtlingen unter unmenschlichen Bedingungen gleich,
kritisierte der Menschenrechtler.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Göttingen, den 6. Februar 2017

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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VORTRAG/126: Hamburg - "Sicherheit und Friedensforschung - konträr oder komplementär?", Stabi 30.3.


Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky


Donnerstag, 30. März 2017, 18.30 Uhr

Prof. Dr. Michael Brzoska (Hamburg): 

Sicherheit und Friedensforschung - konträr oder komplementär?



Wann stehen Frieden und Sicherheit in Widerstreit miteinander und in
welcher Konstellation ergänzen sie sich? Wie sieht das Verhältnis in
konkreten Konfliktsituationen aus? Wissenschaft und Politik
beschäftigen sich mit kollektiver Gewalt und deren Verhinderung.
Michael Brzoska beleuchtet fundamentale Unterschiede und
Gemeinsamkeiten zwischen Herangehensweisen, bei denen jeweils entweder
Frieden oder Sicherheit im Zentrum steht.

Dabei befasst er sich mit den Grundlagen und der historischen
Entwicklung der Friedensforschung wie auch mit aktuellen inner- und
zwischenstaatlichen Konflikten sowie den Herausforderungen durch
Terrorismus und Radikalisierung. Prof. Dr. Michael Brzoska leitete bis
2016 das Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik der
Universität Hamburg.

Eine Veranstaltung der Universitäts-Gesellschaft in Zusammenarbeit mit
der Staats- und Universitätsbibliothek

Vortragsraum, 1. Etage. Eintritt frei

Anmeldung: uni-gesellschaft-hh@uni-hamburg.de

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis März 2017

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

Telefon 040/42838 2233, Fax 040/42838 3352

E-Mail: auskunft@sub.uni-hamburg.de

Internet: www.sub.uni-hamburg.de
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LESUNG/5590: Braunschweig - Aus Robert Seethalers Erzählung "Ein ganzes Leben" am 11.2.


Jost Leers liest aus Robert Seethalers "Ein ganzes Leben" 



Braunschweig. Die Lesung mit Jost Leers wurde verschoben. Der
Schauspieler liest erst am Samstag 11. Februar, (anstatt wie vorher
angekündigt am Samstag, 4. Februar) im Rahmen der städtischen
Veranstaltungsreihe "Kultur vor Ort" um 19.30 Uhr, in der Pfarrscheune
Ölper, Kirchbergstr. 2, aus Robert Seethalers Erzählung "Ein ganzes
Leben". Der Eintritt kostet sechs Euro bei telefonischer Reservierung
unter 470-4862 und acht Euro an der Abendkasse.

Die einfache aber tiefgreifende Geschichte erzählt vom Alltag voller
Entbehrungen, vom Vergehen der Zeit, vom kleinen Glück und dem großen
Unglück, mit einem versöhnlich-heiteren Ausklang. Sie handelt vom
Leben des Knechts, Holzfällers und Seilbahnbauers Andreas Egger in
einem Dorf in den Alpen im frühen 20. Jahrhundert in Österreich. Es
ist eine Geschichte, die zeigen will, worauf es im Leben wirklich
ankommt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Februar 2017

Stadt Braunschweig, Pressestelle

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 37 73

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/5589: Bremen - Bernhard Kegel präsentiert seinen neuen Roman "Abgrund", 2.3.2017


idw - Pressemitteilung: Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT)

Buchpremiere in Bremen: Bernhard Kegel präsentiert seinen neuen
Roman "Abgrund"



Bernhard Kegel stellt seinen neuen Roman "Abgrund" am 2. März 2017 mit
einer Lesung und Podiumsdiskussion im Universum® Bremen vor - eine
Veranstaltung in Kooperation mit dem Leibniz-Zentrum für Marine
Tropenforschung (ZMT), "Fiction Meets Science" und dem mareverlag.

Vor der zauberhaften Kulisse des Galapagos-Archipels erzählt Bernhard
Kegel in seinem neuen Roman klug und mitreißend von der Faszination
und den Abgründen der biologischen Forschung: Die Wissenschaftler der
Charles-Darwin-Forschungsstation beobachten die rätselhafte Entstehung
neuer Hybriden und zugleich die dramatischen Folgen der Klimaerwärmung
für die Korallen. All das ist eingebunden in einen Forschungsalltag,
der von den Leidenschaften, Ängsten und Hoffnungen der Bewohner der
Inselgruppe beeinflusst wird. "Abgrund" lotet nicht nur die
Geheimnisse der Wissenschaft aus - mit großer Kunstfertigkeit
skizziert Bernhard Kegel in seinem Roman das psychologische
Spannungsfeld, in dem sich die Meeresforscher auf den Galapagos-Inseln
bewegen.

"Abgrund" erscheint am 28. Februar 2017 im Hamburger mareverlag. In
Vorbereitung auf diesen Roman begleitete Bernhard Kegel ein
Forscherteam des Bremer Leibniz-Zentrums für Marine Tropenforschung
(ZMT) nach Galapagos. Die Meeresökosysteme dieses Archipels
unterliegen besonderen Umweltbedingungen, daher lässt sich dort sehr
gut beobachten, wie sich marine Lebensräume unter dem Einfluss von
Klimawandel und Ozeanversauerung entwickeln könnten. Möglich wurde
diese Reise durch die Initiative "Fiction Meets Science" (FMS), die
Schriftstellern als teilnehmenden Beobachtern Einblick in den
Forscheralltag gewährt. Kegel sagt: "Die Expedition war essenziell für
die Arbeit an meinem neuen Roman."

Der Roman ist die erste belletristische Publikation, die im Rahmen von
"Fiction Meets Science" erscheint. "Fiction Meets Science" ist ein von
der VolkswagenStiftung unterstütztes Forschungs- und
Fellowship-Programm, das an den Universitäten Bremen und Oldenburg,
dem Hanse-Wissenschaftskolleg und weiteren Forschungseinrichtungen wie
dem ZMT angesiedelt ist. Es bietet ausgewählten Schriftstellern die
Möglichkeit, den Forschungshintergrund ihrer neuen Romanprojekte in
enger Zusammenarbeit mit einschlägigen wissenschaftlichen
Einrichtungen zu recherchieren. Als erster "FMS Writer in Residence"
wählte Bernhard Kegel das ZMT als Partner und begleitete im Jahr 2013
Expeditionen des Instituts nach Aqaba, Jordanien, zum Roten Meer und
zu den Galapagos-Inseln.

Bernhard Kegel, Jahrgang 1953, ist promovierter Biologe und vielfach
ausgezeichneter Autor von Romanen und Sachbüchern. Er ist Preisträger
des Inge und Werner Grüter-Preises für Wissenschaftspublizistik. Im
mareverlag erschienen bereits zwei Romane um den Kieler
Biologieprofessor Hermann Pauli: "Der Rote" (2007) und "Ein tiefer
Fall" (2012). Bernhard Kegel lebt mit seiner Familie in Brandenburg
und Berlin.

Die Buchpremiere findet am 2. März 2017 von 19:00 bis 20:30 Uhr im
Universum® Bremen statt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leibniz-zmt.de

http://www.mare.de

http://www.fictionmeetsscience.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution457

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT), Andrea Daschner, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/5588: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese - "Großes Kino" (Krimi) ... Autorenlesung mit Hugo Lobeck, 23.3.2017


Kulturcafé Komm du - März 2017

"Großes Kino" (Krimi) | Autorenlesung mit Hugo Lobeck

Lesung im Rahmen der SuedLese 2017 am Donnerstag, den 23.3.2017, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Autors Hugo Lobeck und des Buchcovers 'Großes Kino' - Foto im Flyer links: © by Damien Butaeye, rechts: © by Hugo Lobeck]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung im Rahmen der SuedLese Literaturtage 2017

am Donnerstag, den 23.03.2017, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Hugo Lobeck liest aus seinem Harburg-Krimi "Großes Kino"

Eine internationale Filmgesellschaft hat sich in den ehemaligen
Hallen der New-York-Hamburger-Gummiwaaren-Compagnie in Harburg
niedergelassen, um dort ganz großes Hollywood-Kino zu produzieren.
Als eine zickige Schöne, die sich als Filmstar Beata Colucci
entpuppt, auf der Flucht vor Gangstern in sein Auto springt, ist
Privatdetektiv Freddie Nietsch unversehens mittendrin in seinem
vierten Fall. Dann wird sein Neffe entführt und soll gegen die Diva
ausgetauscht werden. Was tun? Freddie versucht zunächst, ohne die
Hilfe seines Freundes bei der Mordkommission, Ariano Clepper,
auszukommen, doch die Luft wird schnell bleihaltig und Freddie
steckt kopfüber in einem internationalen Komplott rund um Geldwäsche
in großem Stil. Hugo Lobeck, Autor und Künstler, liest aus dem
vierten seiner mittlerweile sechs "Freddie"-Krimis.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende






[image: Der Autor Hugo Lobeck bei einer Lesung - Foto: © by Damien Butaeye]

[image: Buchcover des Krimis 'Großes Kino' von Hugo Lobeck - Foto: © by Hugo Lobeck]

Im Rahmen der SuedLese wird Hugo Lobeck am 23.3.2017 aus seinem Harburg-Krimi "Großes Kino" lesen - eine furiose Geschichte, spannend und actionreich im Stil einer klassischen Screwball-Komödie.

Foto links: © by Damien Butaeye, rechts: © by Hugo Lobeck




Über den Autor:

Hugo Lobeck, Jahrgang 1952, wuchs in Duisburg-Hamborn auf und
lebt seit 1971 in Hamburg. Nach dem Studium der Philosophie und
Germanistik sowie dem Besuch einer freien Kunstschule arbeitete er als
Autor und Illustrator, als freier Künstler, Grafiker und Journalist
für verschiedene Hamburger Verlage. Ausgedehnte Reisen als "Hippie"
führten ihn in den 1970er Jahren durch Südasien und Afrika, später
auch in die USA und in die Karibik. 


Weitere Informationen:

Hugo Lobeck - Homepage

http://www.hugo-lobeck.de

Zum Reinhören: Besprechung des Krimis "Großes Kino" auf NDR 90,3 Crime Time mit Gerd Kuka

http://www.hugo-lobeck.de/krimis

Krimirezension "Großes Kino"

http://lolobooks.de/




[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick
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AUSSICHTEN/7814: Und morgen, den 7. Februar 2017 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.02.2017 bis zum 08.02.2017 +++
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Wind aus Osten spürbar stark

und mit stetem Kältefluß,

der, gut merklich bis ins Mark

drängt, daß Jean-Luc schlafen muß.
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STANDPUNKT/031: Auf- und absteigende Mächte (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Februar 2017

(german-foreign-policy.com)

Auf- und absteigende Mächte



BERLIN/WASHINGTON - Eskalierender Streit um den möglichen künftigen
Botschafter Washingtons bei der EU hat den Antrittsbesuch von Außenminister
Sigmar Gabriel vergangene Woche in Washington begleitet. Ted Malloch, der
Anwärter auf den Posten in Brüssel, schließt den Kollaps des Euro in den
kommenden 18 Monaten nicht aus; er hält darüber hinaus einen Rückbau oder
gar das Zusammenbrechen der EU für denkbar. Zudem hat er angekündigt,
Washington werde verstärkt nicht mehr mit Brüssel, sondern mit den
EU-Staaten einzeln verhandeln; das könnte die bestehenden Risse in der EU
vertiefen. Berlin setzt daher alles daran, Mallochs Ernennung zu
verhindern. Mehrere Fraktionsvorsitzende aus dem Europaparlament fordern,
seine Akkreditierung zu verweigern - ein bislang kaum vorstellbarer
Affront. Zugleich sucht Berlin sich im eskalierenden transatlantischen
Machtkampf als ebenbürtiges Korrektiv zu Washington unter Trump in Stellung
zu bringen; Außenminister Gabriel hat sich letzte Woche in einem
beispiellosen Auftritt in Washington als Lehrmeister in Sachen Demokratie
und Menschenrechte inszeniert. Manche im deutschen Establishment rechnen
mit einem globalen Aufstieg der EU und dem parallelen Abstieg der USA.

Günstig für Deutschland

Mit dem Streit um die mögliche Ernennung des Ökonomen Ted Malloch zum
US-Botschafter bei der EU geht der beginnende transatlantische Machtkampf
in die nächste Runde. Malloch vertritt überaus kritische Positionen
gegenüber der EU. Er hat unlängst an Äußerungen von US-Präsident Donald
Trump und von dessen Handelsberater Peter Navarro angeknüpft, die sich
gleichfalls ungewohnt kritisch über Deutschland und die EU geäußert hatten.
Trump hatte in einem Interview geurteilt: "Im Grunde genommen ist die
Europäische Union ein Mittel zum Zweck für Deutschland."[1] Navarro hatte
konstatiert, der Euro sei seit geraumer Zeit "krass unterbewertet"; dies
helfe der Bundesrepublik, andere Länder mit Exportoffensiven
"auszubeuten".[2] Malloch hat nun erklärt, ihm "scheine" es, "dass Trump
glaubt", die EU sei in den vergangenen Jahrzehnten in eine starke,
Deutschland erheblich begünstigende Schieflage geraten. Er, Malloch, sei
zudem der Auffassung, dass der Euro vor dem Ende stehe und bereits "in den
nächsten ein, eineinhalb Jahren zusammenbrechen" könne.[3] Er halte es für
aussichtsreich, gegen den Euro zu wetten.

Richtungweisende Veränderungen

Darüber hinaus hat Malloch einen scharfen Kurswechsel Washingtons gegenüber
der EU in Aussicht gestellt. "Es deuten sich richtungweisende Veränderungen
im Verhältnis der Vereinigten Staaten zu Europa an", teilt er mit: "Aus
Sicht der Vereinigten Staaten ist es oft besser, mit den einzelnen Staaten
der EU bilateral zusammenzuarbeiten." Das sei vorteilhaft für die USA.[4]
Er selbst habe "auf einem früheren diplomatischen Posten ... geholfen, die
Sowjetunion zu stürzen", berichtet Malloch: "Vielleicht gibt es eine
weitere Union, die ein wenig gezähmt werden muss." Selbst der Kollaps der
EU sei nicht auszuschließen: "Die Mitgliedstaaten werden demokratisch
entscheiden, ob die EU ein eher wirtschaftliches oder politisches Gebilde
wird, oder ob sie zusammenbricht."[5] Die ersten derartigen Entscheidungen
seien bereits in den kommenden Monaten zu erwarten - bei den Wahlen in den
Niederlanden, in Frankreich und in Deutschland. In allen drei Ländern
werden bislang beispiellose Wahlerfolge für Parteien der äußersten Rechten
vorhergesagt.[6]

"Ungeheuerlich böswillig"

Berlin setzt alles daran, Mallochs Ernennung zum Botschafter bei der EU zu
verhindern. Öffentlich haben sich bislang vor allem teils führende
Abgeordnete im Europäischen Parlament gegen ihn positioniert. "Wir brauchen
in Brüssel keinen Quertreiber, der vom Ende des Euro träumt und die EU wie
die frühere Sowjetunion zähmen und niederringen will", erklärt der
SPD-Europaabgeordnete Jo Leinen.[7] Gianni Pitella, Vorsitzender der
sozialdemokratischen Fraktion im Europaparlament, hat sich ebenfalls offen
gegen Malloch ausgesprochen. Auch die Vorsitzenden der konservativen und
der liberalen Parlamentsfraktion, Manfred Weber (CSU) und Guy Verhofstadt,
verlangen Mallochs Rückzug. Seine "Äußerungen zeigen eine ungeheuerliche
Böswilligkeit gegenüber den Werten, die die EU ausmachen", heißt es in
einem Schreiben, das sie an EU-Ratspräsident Donald Tusk gesandt haben:
"Wenn ein offizieller Vertreter der USA so etwas sagen würde, könnte das
die transatlantischen Beziehungen ernsthaft beschädigen, die seit 70 Jahren
einen essentiellen Beitrag zu Frieden, Stabilität und Wohlstand auf unserem
Kontinent geleistet haben".[8] Notfalls müsse Brüssel Mallochs
Akkreditierung verweigern. Eine Drohung mit einem solchen Schritt hat es
gegenüber Washington noch nie gegeben.

Lehrmeister Deutschland

Während die Auseinandersetzung um Malloch weitertobt, hat
Bundesaußenminister Sigmar Gabriel in der vergangenen Woche auf seiner
Reise in die Vereinigten Staaten die Bestrebungen Berlins weitergeführt,
sich als ebenbürtiges Korrektiv zu Washington unter Trump zu inszenieren.
Gabriel hat in Washington mehrfach versucht, sich symbolisch als
außenpolitischer Vertreter einer zu neuem Machtbewusstsein erwachten EU zu
positionieren. Seinem Amtskollegen Rex Tillerson habe er erklärt: "Wir sind
die New Kids on the block", wird berichtet; dem "America first" des neuen
US-Präsidenten habe er "in Washington ein selbstbewusstes 'strong Europe'
entgegen[gesetzt]".[9] Weithin Beachtung gefunden hat Gabriels Auftritt in
der US-Kongressbibliothek, wo er aus einer deutschen Übersetzung der
US-Declaration of Independence berühmte Passagen über Freiheit und
Menschenrechte vorlas - "eine ungewöhnliche Lehrstunde" für die
US-Regierung, heißt es in der deutschen Presse.[10] Der öffentliche
Auftritt eines deutschen Politikers im Washingtoner Machtzentrum als
Lehrmeister in Sachen Demokratie und Menschenrechte wäre bislang undenkbar
gewesen.

Verteidigerin des liberalen Westens

Im selben Sinne agiert seit Trumps Wahl vor allem Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Sie "lässt nichts unerwidert, was derzeit aus der neuen
Administration" in Washington "zu hören und zu lesen ist" - von der
Einreisesperre für Muslime über die US-Flüchtlingsabwehr bis hin zum
Freihandel, resümierte kürzlich ein Kommentator.[11] Auch beschränke sie
sich nicht darauf, "die Differenzen" mit der US-Administration über ihren
Sprecher der Öffentlichkeit mitzuteilen: "Sie tut und sie sagt es selbst."
Der Kommentator würdigte die Versuche der Kanzlerin, gleichsam als
Anführerin der internationalen Opposition gegen Trump auf Augenhöhe mit dem
US-Präsidenten aufzutreten, indem er diesen als "angeblich [!] mächtigsten
Mann der Welt" beschrieb - eine bislang unübliche verbale Herabstufung der
Vereinigten Staaten. Dabei kann Merkel auf Zustimmung im liberalen
US-Establishment rechnen. Bereits kurz nach Trumps Wahl hieß es in der New
York Times, die deutsche Kanzlerin könne als "die letzte Verteidigerin des
liberalen Westens" gelten.[12] Die Einschätzung ist seither mehrfach
wiederholt worden. Zuletzt hat die US-Fachzeitschrift Foreign Policy
Merkels Selbststilisierung als Kämpferin für "westliche Werte" anerkennend
hervorgehoben: Sie habe sich dem neuen US-Präsidenten "von der Stunde Null
der Ära Trump an" entgegengestellt.[13] Der Schulterschluss mit der
liberalen US-Opposition bietet Berlin neuartige Einflusschancen.

Die neue Rolle der EU

Im deutschen Establishment nehmen unterdessen Stimmen zu, die es für
denkbar halten, dass der erstrebte weltpolitische Aufstieg der EU gelingt
und mit einem Machtverlust der Vereinigten Staaten einhergeht. "Wir werden
eine komplett neue Rolle übernehmen", sagte Mitte Januar eine
CDU-Politikerin auf einer Veranstaltung der Konrad-Adenauer-Stiftung
voraus. Ein Meinungsbild unter den Anwesenden habe ergeben, dass nur eine
knappe Mehrheit damit rechnet, die USA könnten ihre dominante Position in
der Weltpolitik halten, berichtet die Stiftung.[14] Beinahe die Hälfte der
Anwesenden ging demnach von einem bevorstehenden weltpolitischen Abstieg
der Vereinigten Staaten aus.


Mehr zum Thema: Europe first!, Führer und Gefolgschaft,
Im Namen Europas und Der transatlantische Handelskrieg.
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TAGUNG/389: Berlin - Mittelalterliche Stiftungen in der Weltgeschichte, 9.-10.2.2017


idw - Pressemitteilung: Humboldt-Universität zu Berlin

Vom Atlantik bis zum Chinesischen Meer: Mittelalterliche Stiftungen
in der Weltgeschichte



Ob zur Unterstützung philanthropischer Projekte, politischer
Aktivitäten oder wissenschaftlichen Vorhaben - Stiftungen sind aus den
verschiedensten Bereichen der heutigen Gesellschaft oft nicht mehr
wegzudenken. Obwohl sie eine lang zurückreichende Tradition haben, ist
ihre geschichtliche Überlieferung bisher eher unüberschaubar.

Das Vorhaben "Foundations in Medieval Societies. Cross-cultural
Comparisons" hat sich mit der Geschichte von Stiftungen im Mittelalter
befasst, vom Atlantik bis zum Chinesischen Meer. Unter der Leitung von
Prof. Michael Borgolte vom Institut für Geschichtswissenschaften der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) hat das internationale und
interdisziplinäre Forschungsteam über fünf Jahre lang die
"Enzyklopädie des Stiftungswesens in mittelalterlichen Gesellschaften"
zusammengestellt. Diese stellt das Team bei einer Tagung am 9. und 10.
Februar 2017 an der HU vor.

Das Projekt zeigt unter anderem, wie unterschiedlich das Verhältnis
von Stiftung und Staat in den Regionen der Welt war. In China konnten
sich Stiftungen nur im Bereich buddhistischer oder daoistischer
Klöster entfalten, da weite Teile des öffentlichen Lebens starker
staatlicher Kontrolle ausgesetzt waren, wie etwa das Schulwesen oder
der Straßen- und Brückenbau. Ganz anders war die Lage in muslimischen
Ländern: Hier fehlte ein eigener staatlicher Sektor und die Gesamtheit
der Gläubigen bildeten das soziale Ganze. Aufgaben des Gemeinwohls,
wie Wasserversorgung und Fürsorge, wurden mit Stiftungen unterhalten.
Wieder anders war es in christlichen Gesellschaften: Hier hatte die
Kirche Anspruch auf Werke der Barmherzigkeit und die Verwaltung des
Wissens; eine Freiheit der Stiftung konnten letztlich nur
Genossenschaften garantieren.

Diese und weitere interessante Ergebnisse aus der "Enzyklopädie des
Stiftungswesens in mittelalterlichen Gesellschaften" stellen die
Forscher auf der Tagung "Stiftungen in der Weltgeschichte" vor. Der
Eintritt ist frei.

Tagung "Stiftungen in der Weltgeschichte"

Donnerstag, 09.02.2017 14:00 Uhr bis Freitag, 10.02.2017 18:00 Uhr

Festsaal der HU

Luisenstraße 56 | 10099 Berlin

Weitere Informationen

www.geschichte.hu-berlin.de/de/forschung-und-projekte/foundmed/home

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, Hannah-Brigitta Nieswand, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/625: Hamburg - Die Hamburger Juden im NS-Staat zwischen 1933 und 1938/39, Stabi 22.3.2017


Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Mittwoch, 22. März 2017, 18 Uhr

Die Hamburger Juden im NS-Staat zwischen 1933 und 1938/39.

Historische Forschung - ihre Zielsetzung und Umsetzung.

Referenten: Prof. Dr. Jörg Berkemann / Prof. Dr. Ina Lorenz



Juden unterlagen nach der nationalsozialistischen "Machtergreifung"
der offiziellen rassistischen Staatsdoktrin. Die rassenpolitischen
Ziele wurden schrittweise immer radikaler durchgesetzt, um zunächst
sektoral, dann nahezu vollständig alle gesellschaftlichen
Lebensbereiche auch der Hamburger Juden zu erfassen. Dagegen steht die
innerjüdische Solidarität der Diskriminierten und Verfolgten
untereinander. Die Historikerin Ina Lorenz und der Jurist Jörg
Berkemann zeigen auf der Grundlage einer 20-jährigen Forschungsarbeit,
wie jüdisches Leben in Hamburg trotz massiver Repressionen über einen
Zeitraum von nur fünf Jahren noch möglich war. Ina Lorenz war
Mitarbeiterin und stellvertretende Direktorin am Institut für die
Geschichte der deutschen Juden in Hamburg; Jörg Berkemann war als
Richter am Bundesverwaltungsgericht Berlin/Leipzig tätig.

In Zusammenarbeit mit dem Verein für Hamburgische Geschichte

Ort: Vortragsraum, 1. Etage. Eintritt frei.

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis März 2017

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

Telefon 040/42838 2233, Fax 040/42838 3352

E-Mail: auskunft@sub.uni-hamburg.de

Internet: www.sub.uni-hamburg.de
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VORTRAG/624: Hamburg - Das Haus des Paul Levy. Dokumentarstück von Michael Batz, 9.3.2017


Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Donnerstag, 9. März 2017, 19 Uhr

Das Haus des Paul Levy. Eine Geschichte des Hauses Rothenbaumchaussee 26.

Dokumentarstück von Michael Batz

Sprecher: Jantje Biller, Isabella Vértes-Schütter, Erik Schäffler, Martin Wolf

Musik: Jakob Neubauer, Edgar Herzog



Das 1922 nach Plänen der jüdischen Architekten Hans und Oskar Gerson
errichtete Wohnhaus in der Rothenbaumchaussee 26 war zunächst von
jüdischen und bürgerlich-liberalen Familien bewohnt. Nach der
Machtübergabe an die Nationalsozialisten wurde es Schauplatz von
Vertreibung. Zu den jüdischen Bewohnern zählten die Juristen Dr.
Rudolf Magnus und Dr. Fritz Liebmann, Syndikus des Bankhauses M.M.
Warburg & Co., die Kaufleute Richard Behr und Carl Neukircher, der
Arzt Dr. Henri Hirsch, der Künstler Willy Davidsohn. Zu den Arisierern
zählten der Zahnarzt, SS-Sturmführer und Tennisstar Dr. Walter Dessart
und der Gynäkologe Prof. Dr. Theodor Heynemann. Anhand von
dokumentarischem Material sowie Erinnerungen von Zeitzeugen wird die
Geschichte dieses ungewöhnlichen Hauses eindringlich erzählt.

Eintritt 15, Abendkasse

Ort: Lichthof im Altbau, Eingang Edmund-Siemers-Allee / Ecke Grindelallee

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis März 2017

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky

Von-Melle-Park 3, 20146 Hamburg

geöffnet: Mo-Fr 9-24 Uhr, Sa-So 10-24 Uhr

Telefon 040/42838 2233, Fax 040/42838 3352

E-Mail: auskunft@sub.uni-hamburg.de

Internet: www.sub.uni-hamburg.de
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VORTRAG/623: Wertheim - Kloster Bronnbach in historischen Ansichten am 15.2.2017


Kloster Bronnbach in historischen Ansichten

Vortrag am 15. Februar / Originalgemälde gesucht



Wertheim. Kloster Bronnbach ist im besten Wortsinne eine malerisch
gelegene Klosteranlage. Am Mittwoch, 15. Februar, hält Dr. Jörg
Paczkowski in den Räumen des Fraunhofer-Instituts in Bronnbach einen
Vortrag über historische Ansichten des Klosters. Er beginnt um 19 Uhr
im Vortragssaal des Fraunhofer-Instituts in Bronnbach.

Von der Entwicklung der Abtei erzählen Grafiken aus dem 17.
Jahrhundert wie der bekannte Merian-Stich von 1680. Ebenso verbreitet
sind die Grafiken aus den Landesbeschreibungen des 19. Jahrhunderts,
die fast ausschließlich einen Blick von Norden auf das Kloster zeigen
und häufig Vorbild für die Motive von Gemälden waren. Ebenfalls im 19.
Jahrhundert entdeckten Künstler das Kloster als Malkulisse. Diese
waren häufig auf der Durchreise oder Gäste des Fürstenhauses. Davon
zeugen zahlreiche Gemälde, die sich im Besitz des Grafschaftsmuseums
der Stadt Wertheim oder des Eigenbetriebes Kloster Bronnbach befinden.
Bislang unbekannte Aufnahmen aus Privatbesitz, wie der Ausschnitt aus
dem Kreuzgang von Walter Romberg, entstanden um 1919. Sie werden den
Vortrag von Dr. Paczkowski ergänzen.

Es wird vermutet, dass sich weitere unbekannte Gemälde in Privatbesitz
befinden. Für den Vortrag werden bislang unbekannte Originalgemälde
mit Bronnbacher Ansichten gesucht, egal ob sie eine Detail- oder die
Gesamtansicht darstellen. Gerne können diese Gemälde am Abend
mitgebracht und gleich vor Ort begutachtet werden. Besonderes
Interesse besteht an Details aus dem ehemaligen Abteigarten oder einer
Innenansicht der Kirche. Jeder Besucher, der ein Gemälde mitbringt und
es abfotografieren lässt, erhält eine Ehrenkarte für die
Kreuzgangserenade am Freitag, 30. Juni.

Veranstalter des Vortragsabends ist das Fraunhofer-Institut für
Silicatforschung ISC in Zusammenarbeit mit dem Internationalen Zentrum
für Kulturgüterschutz und Konservierungsforschung IZKK sowie dem
Historischen Verein Wertheim. Für Rückfragen steht der Eigenbetrieb
Kloster Bronnbach unter der Telefonnummer 09342/935202036 zur
Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadtverwaltung Wertheim

Familie, Kultur, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Referat 12, 97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -302, Fax: 09342/301-503

E-Mail: angela.steffan@wertheim.de
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FESTE/471: Mönchengladbach - Multikulturelles Kinderkarnevalsfest am 10. Februar


Stadt Mönchengladbach

Multikulturelles Kinderkarnevalsfest am 10. Februar in Eicken



Zum 16. Mal richtet der Integrationsrat mit der Stadt Mönchengladbach
in der Mehrzweckhalle Eicken (Eickener Straße 165) das internationale
und fröhliche Kinderkarnevalsfest aus. Gefeiert wird diesmal am
Freitag, dem 10. Februar, um 15.00 Uhr. Dann treffen rheinischer
Karneval mit internationalem Tanz zu einem bunten Mix zusammen, um
Kindern bis zum jecken 11. Lebensjahr aus der ganzen Stadt viel Spaß
zu bereiten. Der Eintritt ist frei. Für einen Imbiss sowie Getränke zu
kleinen Preisen ist gesorgt.

Jugenddezernentin Dörte Schall und Axel Tillmanns führen als
Moderatorenteam durch das dreistündige Programm. Das kleine und das
große Prinzenpaar sind natürlich mit dabei, eine besondere
Überraschung bietet Clown Antoschka und ihre WUNDERfreunde. Mit der
kleinen, mittleren und großen Garde der 1. Garde Speick, Showtänzen
sowie verschiedenen Spielen und Aktionen wird allerhand geboten, die
Prämierung der schönsten oder originellsten Kostüme ist der Höhepunkt
des Festes.

Für das multikulturelle Kinderkarnevalsfest engagieren sich der
Fachbereich Kinder, Jugend und Familie, der Interkulturelle
Familienverband MG, der Förderverein Zukunft für Deutschlands Kinder,
die Volksbank Mönchengladbach und die vier Bezirksvorsteher, der
Integrationsrat und die Integrationsbeauftragte der Stadt. damit
strahlende Gesichter und jecke Kostüme zu sehen sind und gute Stimmung
aufkommt. Als Gäste haben neben Bürgermeisterin Petra Heinen-Dauber
bereits Mitglieder des Rates, Landtags- und Bundestagsabgeordnete und
der Vorsitzende des Mönchengladbacher Karnevalsverbandes, Bernd Gothe
zugesagt. Für einen Imbiss sowie Getränke zu kleinen Preisen ist
gesorgt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Februar 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KONZERT/278: Lippstadt - Kunterbuntes Programm mit den Tastenakrobaten am 10.2.2017


Stadt Lippstadt

Kunterbuntes Programm mit den Tastenakrobaten

Schülerkonzert der Conrad-Hansen-Musikschule im "Globe"



Lippstadt. Musiker greifen in die Tasten: Beim Schülerkonzert der
Conrad-Hansen-Musikschule am Freitag, 10. Februar 2017, dreht sich
alles um Klavier, Keyboard und Akkordeon. Die Schüler der Musikschule
präsentieren ab 17 Uhr unter der Leitung von Andreas Hermeyer ein
vielfältiges Musikprogramm.

"Ob Akkordeonspielereien, Klavierträume oder Keyboarddelikatessen -
beim Konzert im "Globe" der Musikschule kommen Groß und Klein auf ihre
Kosten", verspricht Musikschulleiter Michael Ressel. Entgegen einiger
Vorankündigungen findet das Konzert nicht in der Stadtbücherei,
sondern im "Globe" der Musikschule statt. "Wir freuen uns auf ein
zahlreiches Publikum, wenn die Tastenakrobaten ihr Können unter Beweis
stellen", so Ressel.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Lippstadt, Pressestelle

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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LESUNG/1546: Leverkusen - "Der kleine Eisbär" zweisprachig am 9.2.2017


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Der kleine Eisbär - zweisprachig



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 9. Februar, lesen
Diplombibliothekarin Uschi Gilgenberg und Vorlesepatin Siham Charki
das Bilderbuch "Kleiner Eisbär, lass mich nicht allein" von Hans de
Beer zweisprachig vor, und zwar abwechselnd auf Deutsch und auf
Arabisch. Der kleine Eisbär Lars wird von einem Rudel Schlittenhunde
verfolgt. Er kann sie leicht abschütteln, da er viel schneller ist. Am
nächsten Morgen entdeckt er in einer Eisspalte den kleinen
Schlittenhund Nanuk. Gemeinsam machen sie sich auf die Suche nach
Nanuks Familie.

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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THEATER/1225: Lippstadt - "Again" für die Kleinen und Allerkleinsten, 15.2.


Stadt Lippstadt

"Again" für Kinder ab 2 Jahren



Lippstadt. Bereits zum 7. Mal veranstaltet das HELIOS Theater das
internationale Theaterfestival "hellwach" in der Region und auch in
Lippstadt wird ein Stück aus dem Festivalprogramm präsentiert.

Am Mittwoch 15. Februar lädt die Gruppe Aaben Dans aus Dänemark mit
"Again - noch einmal" Kinder ab 2 Jahren um 14 und 16 Uhr auf die
Studiobühne ein. Sie möchte auf eine unterhaltsame, bewegende und
wohlüberlegte Weise bewegen - und zum Tanzen bringen. Die Freude
daran, den eigenen Körper zu entdecken und Bewegung zu meistern. Die
Freude an Musik. Die Freude am Licht, das sich verändert.

Again - noch einmal

Theater für die Allerkleinsten - für Zuschauer ab 2 Jahren

Mittwoch, 15. Februar 2017,14 + 16 Uhr

Studiobühne

Euro 5,-

Dauer: ca. 30 Minuten, keine Pause

Gruppe Aaben Dans aus Roskilde/Dänemark

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf:

Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14, 59555
Lippstadt

Tel.: (0 29 41) 5 85 11, Mail: post@kulturinfo-lippstadt.de

Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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THEATER/1224: Wertheim - Musikalische Schatzsuche mit Clown Paul am 10.2.2017


Stadt Wertheim

Musikalische Schatzsuche mit Clown Paul

Kindertheater "Rote Nase" gastiert im Kulturhaus



Wertheim. Clown Paul ist ganz schön umtriebig. Mal treibt er Sport,
mal nimmt er seine Gäste mit in den Circus, mal macht er Ferien und
mal Musik. So auch in Wertheim, wo er am Freitag, 10. Februar, auf
Einladung der Stadtbücherei "massenhaft magische Musikmomente" aus
seinem Musikkoffer hervorzaubern wird. Sein Clownskonzert für Kinder
ab vier Jahren beginnt um 15 Uhr im Kulturhaussaal.

Das Kindertheater "Rote Nase" aus Dußlingen bei Tübingen zeigt bei
diesem Gastspiel auf lustige Weise, wie man mit Alltagsgegenständen
schön-schräge Musik machen kann. Ob mit Kamm oder Löffel, mit
Glasflaschen oder Waschbrett - Clown Paul wird seine Gäste immer
wieder aufs Neue überraschen. Außerdem ist jeder kleine Zuschauer
eingeladen, an einer musikalischen Schatzsuche teilzunehmen. Die
Kinder helfen Clown Paul, im Kulturhaussaal den richtigen Ton zu
finden, damit am Ende ein phantasievolles Clownskonzert herauskommt.
Dazwischen wird Clown Paul die Kinder mit Zauberei und Jonglage
begeistern.

Im Anschluss an das kurzweilige Mitmach- und Mitsingtheater können die
jungen Besucher unter Anleitung von Clown Paul noch ausgiebig Seiltanz
üben - je nach Wetterlage drinnen oder draußen.

Die Vorstellung mit Seiltanzüben im Anschluss dauert ungefähr
eineinhalb Stunden. Der Eintritt kostet vier Euro, Familienpassinhaber
erhalten eine Ermäßigung. Karten gibt es im Vorverkauf in der
Stadtbücherei Wertheim und ab 14.45 Uhr an der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Februar 2017

Stadtverwaltung Wertheim

Familie, Kultur, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Referat 12, 97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -302, Fax: 09342/301-503

E-Mail: angela.steffan@wertheim.de
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AUSSTELLUNG/9070: Bonn - Fotografien von Franz Fischer bis 10. März 2017


Ausstellung mit Fotos von Franz Fischer im Stadthaus besichtigen



BN - Joseph Beuys, Gerhard Richter, Katharina Sieverding und Ute
Lemper hat der Bonner Fotograf im Porträt abgelichtet. Einige dieser
Porträts stellt das Stadtarchiv bis Freitag, 10. März 2017, im Foyer
des Stadthauses, Berliner Platz 2, aus. Bezirksbürgermeister Helmut
Kollig hat die Schau am Donnerstag, 2. Februar 2017, eröffnet. Sie
kann kostenfrei während der Öffnungszeiten des Stadthauses besichtigt
werden.

Seit den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts hat Franz Fischer vor
allem die junge Avantgarde der bildenden Kunst dokumentiert, aber auch
das Theater mit allen seinen Sparten und die Literatur. "Besonders
beeindruckend sind seine Künstlerportraits. Ein überlebensgroßes
Beuys-Portrait hängt beispielsweise direkt im Eingangsbereich des
Museums von Schloss Moyland", so Dorothee van Rey, die den Bestand
Fischers im Stadtarchiv ehrenamtlich sichtet und sortiert und die
Ausstellung kuratiert hat.

Wer ist der Fotograf Franz Fischer?

Franz Fischer wurde 1937 in Walsrode in der Lüneburger Heide geboren.
In seiner Schulzeit lebte er in Essen. Über einen Ferienjob kam er in
Kontakt mit einem Industriefotografen und so zur Fotografie. Das
Fotografieren war für ihn immer ein Hobby.

In den 60er Jahren trat Fischer eine Stelle in Bonn im
Bundesfinanzministerium an. Dort entstanden auch Porträts der
damaligen Bundesfinanzminister Helmut Schmidt und Theo Waigel. Auch
wenn er in der Freizeit fotografierte, haben die Fotos heute
Sammlerwert. Seine Porträts großer Jazz-Musiker wie Ella Fitzgerald,
Duke Ellington und Lionel Hampton gehören dem Ruhr-Museum Essen. Der
Bestand im Stadtarchiv Bereits im Jahr 2010 hat der Chronist der
Bonner und der rheinischen Kulturszene dem Stadtarchiv eine Schenkung
übergeben, die rund 50 000 Abzüge, Negative und CDs umfasste. Das
Stadtarchiv hat bisher in über 100 Bänden über 3000 Einzelereignisse
erfasst sowie die digitalen Fotos von 2000 bis 2010. Der gesamte
Bestand umfasst jetzt 25 Regalmeter und geschätzte 100 000 Fotos.

Fischers Fotos sind sowohl in den großen Kunstzeitschriften als auch
in der lokalen Presse und in diversen Publikationen abgedruckt worden.
Sein fotografisches Werk wurde in verschiedenen Ausstellungen
gewürdigt, zuletzt waren seine Fotografien ein vielbeachtetes
Highlight beim 50-jährigen Bestehen des Bonner Kunstvereins 2013.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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VORTRAG/260: Mönchengladbach - Forum Kultur, "Malerei für die Reformation" am 15.2.2017


Forum Kultur: Malerei für die Reformation



Lukas Cranach d. Ä. sowie sein Sohn Lukas Cranach d. J. zählen zu den
bedeutendsten Künstlern der deutschen Renaissance. Ein großer
Werkkomplex der beiden Cranachs widmet sich Porträts von Martin Luther
und seiner Frau Katharina Bora sowie in der Werkstatt massenweise
hergestellten Flugblättern, die die Reformation proklamieren und
Bildern, die reformatorische Themen in die Bilderwelt einführen oder
alte biblische Themen umformulieren. 

Im Vortrag von Dr. Gisela
Luther-Zimmer, Mittwoch 15. Februar, 19 bis 20.30 Uhr in der VHS am
Sonnenhausplatz, sollen einige Werke von Lukas Cranach d. Ä. sowie
Cranach d. J. vorgestellt werden. Dabei soll die Herausbildung einer
charakteristischen protestantischen Bildsprache im Mittelpunkt stehen,
denn bis heute prägen die Werke der beiden Cranachs unsere bildlichen
Vorstellungen der Reformation.

Gebühr: 7 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Januar 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ARBEITERSTIMME/344: Ist die Türkei auf dem Weg zum Faschismus?


Arbeiterstimme Nr. 194 - Winter 2016

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Ist die Türkei auf dem Weg zum Faschismus?



Die Ereignisse in der Türkei überschlagen sich. Das Land befindet sich
seit Jahren im Bürgerkrieg. Das Recht auf freie Meinungsäußerung stand
schon vor dem Putsch unter Vorbehalt, missliebige Äußerungen wurden
mit Anklagen, Geld- und Gefängnisstrafen oder Schließung der
entsprechenden Medien bekämpft, gewählte BürgermeisterInnen abgesetzt,
ganze Rathäuser unter Zwangsverwaltung des Staates gestellt. Auch das
Recht auf gewerkschaftliche Organisierung und das Streikrecht standen
schon immer nur auf dem geduldigen Papier. Gerichtsurteile wurden von
den Herrschenden offen ignoriert, das bekannteste Beispiel ist der
Präsidentenpalast, der ein Schwarzbau ist.

Erdogan wurde im August 2014 zum Staatspräsidenten gewählt. Bis dahin
waren die Staatspräsidenten vom Parlament gewählt worden und hatten
neben der repräsentativen Rolle als höchste Vertreter des Staates nur
symbolische Macht, wie die Regierungsbildung zu beauftragen und das
Abnicken von Gesetzen. Ein Staatspräsident musste überparteilich sein,
d.h. er legte nach seiner Wahl Parteiämter nieder und ließ seine
Mitgliedschaft ruhen und durfte sich nicht in die Tagespolitik
einmischen.

Mit Erdogan wurde dies alles anders. Schon zuvor war das Wahlgesetz so
geändert worden, dass der Präsident direkt gewählt werden konnte. Das
Ziel war klar, die Regierungsform der Türkei sollte in ein
Präsidialsystem umgewandelt werden, in Erdogans Worten "nach
türkischen Art", was das auch immer sein sollte. Die Direktwahl sollte
ihm möglichst günstige Startbedingungen verschaffen, was ihm auch
gelang. Er bekam 51,6 Prozent der abgegebenen Stimmen. In der
Folgezeit hielt er sich nicht an die Gepflogenheiten und Gesetze, die
die Tätigkeit eines Staatspräsidenten beschreiben, mischte sich ins
Tagesgeschäft, brüskierte den Ministerpräsidenten, machte Wahlkampf
für die AKP und forderte immer lauter die Verfassungsänderung zu einem
Präsidialsystem.

Nach dem gescheiterten Putsch hat Erdogan nun endgültig alle Macht an
sich gerissen und regiert das Land seitdem mit Präsidialdekreten. Die
wesentlichen Tatsachen sind bekannt: zehntausende Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes sind entlassen, Tausende sitzen in U-Haft ohne
Anklage, hunderte Zeitungen, Zeitschriften, Sender sind geschlossen
worden; daneben Kindergärten, Schulen, Universitäten; Vereine und
Gewerkschaften sind verboten worden, in der Regel ohne dass die
Betroffenen einen formellen, juristischen Beschluss bekommen hätten.

Zusätzlich wurden über 500 Betriebe, die angeblich den
Putschisten/Terroristen gehören sollen, in eine Treuhandgesellschaft
überführt. Alleine die beschlagnahmten 62.000 Immobilien sind
vermutlich mehrere Milliarden Euro wert. Dazu kommen die Maschinen und
Rohstoffe/Lagerbestände, diverse Luxusgüter, Aktienfonds, Guthaben auf
den beschlagnahmten Privat- und Geschäftskonten, Bargeld, Schmuck ...
Es ist zur Zeit nicht möglich das ganze Ausmaß der Enteignung in
Geld auszudrücken, aber es ist eine große Ausplünderung der einen
Kapitalfraktion durch die andere.

Bisher werden diese Betriebe durch den von der Regierung eingesetzten
Treuhänder verwaltet, irgendwann werden sie wieder "reprivatisiert",
wer dann zum Zuge kommen wird, werden wir sehen. Das Umfeld vom
Staatspräsidenten wird nicht zu kurz kommen, vermutlich werden auch
die "alten Kapitalgruppen" einiges abbekommen, damit es nicht zu sehr
nach Vetternwirtschaft aussieht.

Als Grund für dieses Vorgehen wird pauschal der Putschversuch durch
die "FETÖ" genannt, die "Fettullah-Terrororganisation". Seit sich
Erdogan mit dem Islamisten Gülen entzweit hat, lässt er das
Gülen-Netzwerk nur noch so nennen.

Der Putsch

Wir stellen nicht alle Einzelheiten dar, die wesentlichen Abläufe sind
auch in den hiesigen Medien berichtet worden. Tage nach dem Putsch gab
das Oberkommando der Armee bekannt, dass es am Putschtag um 12 Uhr vom
MIT (Türkischer Geheimdienst) über den bevorstehenden Putsch
informiert worden sei.

Hier eine kurze Zusammenfassung der Ereignisse:

Am 15. Juli, gegen 22:00 Uhr besetzen in Istanbul und Ankara die
Militärs mit einigen Panzern und Fahrzeugen öffentliche Plätze und
Brücken, die Kasernen der paramilitärischen Polizeieinheiten und das
Parlamentsgebäude werden durch Kampfflugzeuge und Hubschrauber
beschossen. Vor dem Istanbuler Flughafen fährt ein Panzer vor und
einige Soldaten postieren sich davor. Alle privaten und öffentlichen
Sender können weiter senden und berichten live von dem Putsch, keiner
der regierenden Politiker ist festgesetzt. Erst gegen Mitternacht wird
ein staatlicher Fernsehsender besetzt und die Nachrichtensprecherin
muss die Erklärung der Putschisten verlesen. Ein Rat des "Friedens im
Land" hätte die Macht übernommen, um die verfassungsmäßige Ordnung,
die Menschenrechte, den Rechtsstaat und die öffentliche Sicherheit
wiederherzustellen.

Noch in der Nacht bekommen alle Mobiltelefonbesitzer eine SMS von
Erdogan, worin er die Menschen aufruft für die "legitime Regierung und
die Freiheit im Land" einzutreten. Ab ein Uhr in der Nacht wird von
den Minaretten an die Bevölkerung appelliert, sich auf den Straßen und
Plätzen zu versammeln um die Demokratie zu verteidigen. Allein diese
beiden Ereignisse zeigen, dass die Regierung wohl auf den Putsch
vorbereitet war.

Im Morgengrauen wird klar, dass der Putsch gescheitert ist, auch wenn
noch einige Schießereien fortdauern. In der Putschnacht starben nach
Regierungsangaben über 260 Menschen, davon 173 Zivilisten. Unmittelbar
nach dem Putschversuch kündigte Erdogan "Säuberungen" an und nannte
den Putschversuch "ein Geschenk Gottes".

Offiziell wird als Urheberin des Putsches die Gülen-Bewegung genannt.
Sie hätte die "ruhmreiche türkische Armee infiltriert". Was meiner
Ansicht nach Unsinn ist. Vermutlich standen einige hohe Militärs
tatsächlich dieser religiösen Gemeinde nah, dass sie aber die Armee
unterwandert hätte, ist weit hergeholt. Der Putschversuch scheint eher
von einem informellen Bündnis aus verschiedenen Kreisen getragen
werden zu sein: unzufriedene, von der Entlassung bedrohte
rechtskemalistische Militärs, Gülen-Anhänger in der Verwaltung usw.

Alle politischen Kräfte und im türkischen Parlament vertretenen
Parteien verurteilten den Putschversuch noch in der Nacht.

In der ersten Säuberungswelle wurden tausende Militärs - darunter ein
Drittel der Generäle -, Polizisten, Richter und Staatsanwälte
festgenommen. Es folgten zehntausende Entlassungen der Beschäftigten
in der Verwaltung und Bildung. Diese Maßnahmen waren offensichtlich
schon zuvor geplant und die "schwarze Listen" schon angelegt gewesen,
wie verschiedene Regierungsangehörige bestätigen.

Putsch nach dem Putsch

Waren diese ersten Repressionswellen gegen vermeintliche
Gülen-Anhänger und Putschisten gerichtet, wurden bald auch andere
Oppositionelle zum Ziel - Journalistinnen und Journalisten und
Mitglieder der HDP wurden festgenommen, über zehntausend Mitglieder
der Bildungsgewerkschaft Egitim-Sen aus dem Schuldienst entlassen.

Schon am nächsten Tag rief die Regierung die Bevölkerung dazu auf,
allabendlich auf den öffentlichen Plätzen "Demokratie-Wachen" zu
veranstalten. Ein Dekret forderte die Kommunen auf, bis auf weiteres
die öffentlichen Verkehrsmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen,
damit möglichst viele an diesen Kundgebungen teilnehmen können. Erst
nach drei Wochen beendete Erdogan die "Demokratie-Wachen".

Waren in der Putschnacht, außer dem harten Kern der AKP-Anhänger,
Dschihadisten und Grauen Wölfen kaum Menschen auf der Straße, konnte
die Regierung jetzt auch ihre Wählerinnen und Wähler mobilisieren.

Am 21. Juli wurde der Ausnahmezustand über die ganze Türkei verhängt
und Anfang Oktober für drei Monate verlängert. Seitdem regiert Erdogan
mit Verordnungen am Parlament vorbei. Alle Maßnahmen wie Verbote,
Beschlagnahmungen usw. beruhen auf diesen Verordnungen mit
Rechtskraft.

Die Opposition existiert faktisch nicht mehr. Die kemalistische CHF
ist in sich gespalten, schwankt zwischen Verteidigung der letzten
bürgerlichen Rechte in Parlament und Gesellschaft und der
Unterstützung der AKP in ihrem Kriegskurs gegen die kurdische
Bewegung. Die faschistische MHP ist in faktischer Koalition mit der
AKP, unterstützt Erdogan in seinem Streben nach Verfassungsänderung
hin zu einem Präsidialsystem und seinem brutalen Vorgehen gegen die
Opposition.

Die HDP, geschwächt durch die Festnahmen und Zwangsverwaltung der von
ihr regierten Rathäuser, ist mittlerweile gesellschaftlich isoliert.
Zehn ihrer Abgeordneten und der Parteivorsitzende wurden ebenso wie
hunderte Politikerinnen und Politiker der Partei ins Gefängnis
geworfen. Außerdem wurde die Immunität fast aller ihrer
Parlamentsabgeordneten aufgehoben, ihnen droht jederzeit eine
Verhaftung.

Zu Schulbeginn waren über eine Million Schülerinnen und Schüler ohne
Lehrkräfte, einige Schulen sind bis heute wegen LehrerInnenmangel
geschlossen.

Eine freudige Nachricht gab es für Strafgefangene: 38.000 von ihnen
sollen entlassen werden, um die durch die neuen Massenverhaftungen
überfüllten Knäste etwas zu entlasten. Die Regierung scheint aber noch
Schlimmeres vor zu haben: in den nächsten fünf Jahren sollen Knäste
für mindestens 100.000 Gefangene gebaut werden.

Wie kam es dazu?

Im Nachhinein kann man die AKP nur bewundern, wie sie ihr Projekt, die
Durchdringung und Übernahme der Institutionen Schritt für Schritt
verwirklichte. In den ersten Jahren ihrer Regierung startete sie
einerseits eine neoliberale Offensive: die staatlichen und
öffentlichen Betriebe und Infrastruktureinrichtungen wurden
privatisiert, der Arbeitsmarkt dereguliert. Da der Widerstand dagegen,
angesichts der schwachen Gewerkschaften marginal war, konnte er
entweder ignoriert werden oder mit Hilfe der Repressionsorgane
niedergeschlagen werden. Hilfreich war auch der Klientelismus, etwa
bei der Einstellungen in den öffentlichen Dienst oder bei der Hilfe
für Bedürftige unter Umgehung der offiziellen Wege.

Daneben durchsetzte die Partei mit Hilfe der Gülen-Bewegung die
Verwaltung mit ihren Anhängern.

Dazu gehörte auch die Entmachtung der alten Eliten, dort wo sie durch
besondere Umstände nicht einfach ausgetauscht werden konnten, z.B. in
der Armee. Dass die türkische Armee nicht gerade ein Hort der
Demokratie war und ist, ist allseits bekannt. So weinte auch den
Generälen kaum jemand eine Träne nach, als sie teilweise mit grob
gefälschten Anklagen aus dem Dienst entfernt und vor Gericht gestellt
wurden. Die ganze Gesellschaft hatte unter diesen putschistischen
Offizieren gelitten: die Linke, Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter, die kurdische Bevölkerung, die Liberalen, die
Kunstschaffenden und, ja auch die Islamisten.

Die AKP hat aufgrund ihres islamistischen Selbstverständnisses auch
kein Problem damit, die kurdische Identität anzuerkennen. Solange sie
sunnitischen Glaubens sind, gehören sie zur Gemeinde, zur "Millet".
Die osmanische, islamische Gesellschaftverfassung kannte Begriffe wie
Volkszugehörigkeit und Nation nicht, das Wort "Millet", das heute in
der Türkei als Synonym für Nation verwendet wird, war die Bezeichnung
für Religionsgemeinschaften.

Die strikten Sprachverbote wurden aufgelockert, es durfte in
Sprachkursen kurdisch gelehrt werden, bis zu einem gewissen Grad wurde
die kurdische Sprache in öffentlichen Ämtern in den kurdisch regierten
Rathäusern toleriert, sogar der staatliche Sender TRT nahm kurdische
Sendungen auf. 2013 wurde bekannt, dass über den türkischen
Geheimdienst Verhandlungen mit der kurdischen Seite geführt wurden.

Wann es zum Bruch zwischen Erdogan und Gülen kam, ist nicht genau
festzustellen. Da gehen die Meinungen auseinander, ob die Hinwendung
Erdogans zu den arabischen Ländern und seine offen zur Schau getragene
Sympathie für die Muslimbrüder ursächlich war, die Verschlechterung
der Beziehungen zu Israel, der "Friedensprozess" mit der kurdischen
Bewegung oder erst die Korruptionsermittlungen von Staatsanwälten in
der unmittelbaren Umgebung von Erdogan. Vermutlich war es ein
"Emanzipationprozess" von Erdogan und seiner AKP, weil sie meinten
die Gülen-Gemeinde nicht mehr zu brauchen.

Ein Problem für die AKP und Erdogan entstand erst, als sich
abzeichnete, dass die kurdische Bewegung sich nicht in die Pläne der
AKP einfügen wird. Als die HDP aus den Parlamentswahlen am 7. Juni
2015 mit 13,1 Prozent hervorging und die AKP keine Mehrheit für eine
Alleinregierung bekam, waren die Pläne von Erdogan für ein
Präsidialsystem hinfällig.

Eine große Rolle für den Erfolg der HDP spielte das weitverbreitete
Unbehagen in der Bevölkerung über die zunehmende Verschmelzung der
Regierungspartei AKP mit dem Staat und das immer repressivere,
Gerichtsurteile ignorierende Vorgehen. Dazu kam die Unzufriedenheit
über die Syrien-Politik der AKP und ihre feindliche und gehässige
Haltung zu Rojova.

Da Erdogan mit diesem Wahlergebnis seine Pläne nicht verwirklichen
konnte, ließ er die für eine Regierungsbildung vorgesehenen 45 Tage
verstreichen, damit durch Neuwahlen die Ergebnisse in seinem Sinne
korrigiert werden würden.

Den folgenden Wahlkampf führte die AKP sehr aggressiv. Um die an die
faschistische MHP verlorenen Wählerinnen und Wähler zurück zu
gewinnen, versuchte sie diese an nationalistischem und faschistischem
Vokabular noch zu überbieten. Sie mobilisierte ihren Parteimob gegen
HDP-Parteibüros und Kundgebungen, griff missliebige
Zeitungsredaktionen und Journalisten an und zerschlug kurzer Hand
ganze Konzerne unter fadenscheinigen Argumenten ("Anhänger der
Terrororganisation Gülen") um deren Zeitungen und Fernsehsender in die
Hand zu bekommen. Im Verlauf des Wahlkampfes wurden hunderte HDP-Büros
niedergebrannt und verwüstet. Auf Kundgebungen und Wahlkampfbüros der
HDP wurden Bombenanschläge verübt, mehrere Menschen starben dabei.

Am 20. Juli wurden in Suruc an der Grenze zu Syrien durch
Selbstmordattentäter 32 Mitglieder einer sozialistischen
Jugendorganisation, die für den Wiederaufbau nach Kobanê reisen
wollten, ermordet. Daraufhin eskalierten auch die militärischen Kämpfe
zwischen der FKK und der türkischen Armee und Sondereinheiten der
Polizei. Schon einige Tage später bombardierten türkische Flugzeuge
zum ersten Mal seit 2011 wieder FKK-Stellungen im Nordirak.

Verschiedene Berufsverbände, Gewerkschaften und sozialistische und
demokratische Parteien forderten auf Kundgebungen und Demonstrationen
einen Waffenstillstand und Gespräche für die friedliche Beilegung des
Konflikts. Am 10. Oktober starben auf der Auftaktkundgebung einer
Friedensdemonstration unter dem Motto "Arbeit, Frieden und Demokratie"
in Ankara durch zwei Selbstmordattentäter über 100 Menschen. Unter
diesen Umständen sagte die HDP alle ihre Wahlkampfveranstaltungen ab,
nachdem Sicherheitskräfte gewarnt hatten, dass weitere Anschläge
geplant seien. Natürlich richtete sich diese massive Gewalt nur gegen
linke Organisationen und kurdische Einrichtungen.

In dieser Situation, in einer Atmosphäre von Gewalt und Angst fanden
die Wahlen statt. Die AKP bekam fast 50 Prozent der Stimmen und kann
die Regierung alleine stellen.

Wie weiter?

Auch wenn es nicht den Anschein hat: der Sitz der AKP wackelt immer
wieder, der Putschversuch hat gezeigt wie dünn die seidenen Fäden
sind, die sie an der Macht erhalten. Deshalb versucht Erdogan die
Diktatur weiter voran zu treiben und auch verfassungsmäßig
abzusichern. Die Zufriedenheit im Land wird, wenn die Nebel des
Putsches und Gegenputsches sich gelichtet haben, nicht wachsen.

Die privaten Haushalte sind hoch verschuldet. Schon heute können über
eine Million Bürgerinnen und Bürger ihre Kreditkarten-Schulden nicht
mehr bezahlen. Die Verschuldung der Bevölkerung hat sich seit 2008
vervierfacht, das Gesamtkreditvolumen beträgt mittlerweile 45
Milliarden US-Dollar.

Auch die Immobilien-Blase wird immer größer; seit 2013 sind die Preise
für Grundstücke und Wohnungen um 28 Prozent gestiegen, die
ausstehenden Hypothekenkredite haben sich seit 2005 versechsfacht.

Dabei beruht "das Wirtschaftswunder" der Türkei auf Bautätigkeit und
Privatkonsum, beides auf Pump finanziert. Dass die Verschuldung des
Staates im internationalen Vergleich gering ist, verschleiert die
Tatsache, dass ohne stetigen Kapitalzufluss aus dem Ausland die ganze
Wirtschaft zusammenbrechen würde.

Auch die Privatwirtschaft ist hoch verschuldet, braucht sie doch für
ein fertiges Produkt fast 50 Prozent importierter Vorprodukte. Dafür
sind Devisen nötig, doch das türkische Handelsbilanzdefizit bewegt
sich seit Jahren um die 25 Prozent. Es werden also erheblich mehr
Waren eingeführt als exportiert. Eine Änderung ist nicht im Sicht.

"Die Lira verliert seit Jahren an Wert gegenüber Dollar und Euro, was
zwar die türkischen Exporte begünstigt, aber da fast der gesamte
Energiebedarf aus dem Ausland abgedeckt werden muss und die erwähnten
industriellen Vorprodukte gegen Devisen gekauft werden müssen, wird
sich die Handelsbilanz der Türkei weiter verschlechtern.

Von Zeit zu Zeit versucht die türkische Zentralbank durch
Devisenverkäufe die Lira zu stabilisieren. Seit Anfang November hat
sich der Wertverlust der Lira stark beschleunigt. Vor einigen Tagen
rief Erdogan die Bürgerinnen und Bürger des Landes dazu auf, ihre
ersparten Devisen in Lira umzutauschen. Das wäre jetzt eine
"Bürgerpflicht", um das "Spiel gewisser Leute zu durchkreuzen." Wer
diese Leute sind, ließ er im Ungewissen. Wer könnte das aber sein?
Auch wenn Erdogan nicht immer klar ausspricht, seine AnhängerInnen
wissen: entweder die gewissenlosen Gülen-Leute oder die "westlichen
Mächte", die die "Türkei nicht so mächtig sehen wollen".

Der einzige Weg um den Kapitalzufluss aufrecht zu erhalten, sind hohe
Zinsversprechen an die Anleger, was wiederum die Schuldenfalle noch
mehr zuspitzt.

Politische Kräfte

Erdogan versucht mit allen Mitteln die Opposition nieder zu halten.
Die HDP ist - wie erwähnt - gesellschaftlich isoliert, die größte
Oppositionspartei CHP schwankt zwischen Unterstützung der AKP und
halbherzigen Versuchen Oppositionsarbeit zu leisten. Sie ist zerrissen
zwischen ihren links- und rechtskemalistischen Flügeln. Die Anschläge
der kleinen kurdischen Gruppen, wie kürzlich in Istanbul befördert
nicht gerade die Öffentliche Opposition im Lande. Schnell ist die AKP
mit dem Landesverrat- und Terrorismus-Vorwurf zur Hand.

Mit dem eskalierenden Krieg im Osten des Landes wächst auch die von
Faschisten und der Regierung angefachte Lynch-Stimmung gegen alle, die
noch nicht zu eingeschüchtert sind, um auf die Straße zu gehen. Den
sozialistischen und kommunistischen Gruppen und Parteien werden die
Presseorgane verboten, ihre Tätigkeit eingeschränkt. Alle Versuche der
fortschrittlichen Gewerkschaften und linken Gruppen eine gemeinsame
Front gegen die Diktatur aufzubauen sind bisher gescheitert. Die
türkische Linke kann sich immer noch nicht auf einen kleinsten
gemeinsamen Nenner einigen, was angesichts der Entwicklung fatal ist.
Es ist zu befürchten, dass die Regierung die Linke in die Illegalität
treiben wird. Was dann kommen wird, möchte man sich nicht vorstellen.

Die Gewerkschaften verhalten sich größtenteils passiv; die
Gewerkschaften, die trotzdem wagen auf die Straße zu gehen oder die
Rechte ihrer Mitglieder verteidigen, werden ver- und behindert;
Kundgebungen verboten, Gewerkschaftsversammlungen untersagt. Außerdem
ist die Gewerkschaftsbewegung weiterhin schwach, nur ein Bruchteil der
Beschäftigten sind organisiert.

Der Unternehmerverband des Großkapitals TÜSIAD mahnt die Regierung die
Pressefreiheit und das Recht auf Privateigentum zu achten. Bis auf
einige Warnschüsse hat Erdogan es bisher vermieden diese
Kapitalfraktion ähnlich wie die Gülen-nahen Unternehmer direkt
anzugreifen. Wobei auch die Unternehmer, auch wenn sie nicht wie ihre
Kollegen enteignet werden, viel zu verlieren haben. Als die
Koç-Gruppe ihm zu sehr kritisch wurde, ließ Erdogan sie
kurzerhand wissen, dass sie an der Ausschreibung für den Bau einer
Reihe neuer Marineschiffe eventuell nicht teilnehmen könnten. Das ließ
die Koç-Holding schnell leiser werden.

Die Lage ist düster, die Gezi-Bewegung, die spontanen großen Streiks
der Metallarbeiterinnen und -arbeiter scheinen Jahrzehnte her zu sein.
Doch das kann sich schnell ändern. Die Linke in der Türkei wie in
Kurdistan ist stärker als hierzulande; tausende Genossinnen und
Genossen machen täglich ihre "Maulwurf-Arbeit" in Betrieben, Büros und
in Stadtvierteln.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Die HDP-Abgeordnete Sebahat Tuncel wird in Diyarbakir von der
Polizei verhaftet.

- Von der Polizei verwüstete HDP-Büro. Anschließend haben sie an die
Wand gesprüht: "Wir haben euch besucht, ihr ward nicht da"
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Das Weltsystem verstehen

von Erhard Crome



Wann beginnt die Globalisierung? André Gunder Frank verweist ironisch auf
die seit Anfang der 1990er Jahre in Umlauf gebrachte modische
"Globalisierungs"-These. Vorher gab es den Bezug auf 1945 oder das 19.
Jahrhundert mit Dampfschifffahrt, Telegraphenkabeln und imperialistischer
Aufteilung der Welt. Frank besteht darauf, dass seit spätestens 1500
Globalismus "für die ganze Welt eine Lebenstatsache war, ausgenommen für
ein paar spärlich besiedelte Inseln im Pazifik". Eine "afro-eurasische
'Ökumene' oder ein afro-asiatisches 'zentrales Weltsystem' [funktionierte]
schon lange zuvor als eine einzige Einheit". Die "Eingliederung der
Amerikas und dann auch Austral-Asiens in den schon ablaufenden historischen
Prozess und dann in das weltweite System" brachte einen neuen Aufbruch, war
jedoch Ergebnis der weltwirtschaftlichen Expansion.

Das Buch "ReOrient" meint mit seinem Titel sowohl eine Re-Orientierung der
Perspektive auf das Weltsystem, der Weltsystemforschung - nämlich von der
traditionell eurozentristischen Sichtweise zu einer globalen - als auch die
Blickrichtung auf den Orient, gen Osten. Deshalb auch der Untertitel
"Globalwirtschaft im Asiatischen Zeitalter". Dies ist das letzte große Werk
André Gunder Franks (1929-2005). Es erschien 1998 in den USA und zeitgleich
in Indien, 2000 in China, 2001 in Japan und 2003 in Korea. Eine
deutschsprachige Ausgabe fehlte bisher. Sie erschien nun im Wiener Promedia
Verlag, der auch die vier Bände "Das moderne Weltsystem" von Immanuel
Wallerstein auf Deutsch verlegt hat.

Frank gehörte wie Wallerstein, Samir Amin und Giovanni Arrighi zu den
Begründern der Weltsystemtheorie, die darauf zielt, das Funktionieren des
kapitalistischen Weltsystems schlüssig und zugleich kritisch zu erklären.
Sie analysierten, wie die Zentren sowie Peripherien und Semiperipherien
entstanden und auf welche Weise sie miteinander verbunden sind. Dabei
bezogen sie sich einerseits auf marxistische Arbeiten, andererseits auf die
französische "Annales-Schule" und insbesondere Fernand Braudel. Der
ursprüngliche Ansatz war zu untersuchen, wie aus dem europäischen
Mittelalter heraus jenes soziale System entstand, das sich seit dem 16.
Jahrhundert zum kapitalistischen Weltsystem entwickelte. Während die
Protagonisten ursprünglich im Gleichklang arbeiteten, kritisierte Frank den
Ansatz Wallersteins und schon Braudels später als eurozentristisch und
ordnete ihm auch Samir Amin und andere zu.

Diesen Standpunkt hat Frank in ReOrient systematisch ausgearbeitet. Er
besteht auf einer Zentralität nicht Europas, sondern Asiens und
insbesondere Chinas. Dort konzentrierten sich mindestens von 1400 bis 1800
politische Macht, ökonomische Innovation und soziale Stabilität im
Weltmaßstab. Insofern ist der Aufstieg Chinas seit Ende des 20.
Jahrhunderts nicht die Störung einer europäisch bestimmten Normalität,
sondern "untrennbar mit der fundamentalen Struktur und Kontinuität in der
Weltentwicklung verbunden". Frank untersucht die unterschiedlichen
Weltregionen, die Entwicklungen in den verschiedenen Wirtschaftszweigen,
von Technologien, Handelsbilanzen, demographische Entwicklungen und
Lebensstandards. "Bevölkerungsdynamik, Handelsgüter und
Handelsbilanzüberschuss deuten auf eine klare Häufung von gewerblicher und
organisatorischer Kompetenz, Komplexität und Kommodifizierung bei den
asiatischen Partnern hin, sodass die These der führenden Rolle Europas in
der sich verdichtenden Weltwirtschaft der frühen Neuzeit nicht länger
aufrecht zu erhalten ist", schreibt Andrea Komlosy, Professorin für
Wirtschafts- und Sozialgeschichte an der Universität Wien, in ihrem Vorwort
zu dieser Ausgabe.

Nach Franks Verständnis gibt es den afro-eurasischen Zusammenhang im Grunde
seit 5000 Jahren, konkreter untersuchbar seit der chinesischen
Song-Dynastie im 10. Jahrhundert und nun analysiert für die Zeit seit 1400.
Dabei unterscheidet Frank längere Phasen der Innovation und Expansion des
Systems und Phasen des Niedergangs. Im frühen 15. Jahrhundert begann eine
lange Periode der Expansion, und zwar wieder in Ost- und Südostasien. Die
Europäer hatten bereits mit den Kreuzzügen versucht, Anschluss an die
Reichtümer des Orients zu erhalten. Jetzt suchten sie den Seeweg nach
Indien und China, einerseits Richtung Osten - um Afrika herum, in den
Indischen Ozean und weiter - und nach Westen. Die "Entdeckung" und
Eroberung Amerikas waren Ergebnis dessen. Durch das Gold und vor allem das
Silber von dort hatten die europäischen Mächte Geld, um ihre unvorteilhafte
Stellung am Rande der eurasischen Weltwirtschaft auszugleichen und sich
jene ersehnten Waren kaufen zu können, die nur in Asien zu haben waren, die
berühmten Gewürze, Seiden, Baumwollstoffe, Porzellan und vieles andere. In
Asien regte das Silber die Produktion, den Konsum und schließlich auch das
Bevölkerungswachstum an. Wenn letzteres Kennzeichen des Wohlstands der
Völker war, so war er in Asien höher als in Europa.

In Indien hatten Wirtschaftsexpansion und Bevölkerungswachstum zu einer
Verringerung der Einnahmen der Herrschenden geführt, was zu einer
Verstärkung des Ausbeutungsdrucks führte. Unter diesen Umständen begannen
die Briten, sich dort festzusetzen, nach der Schlacht von Plassey 1757
eroberten sie Bengalen, schließlich weitere Teile des Subkontinents. Der
Akkumulationsstrom wurde umgekehrt und ein regelmäßiger Nettoabfluss nach
Großbritannien organisiert. Damit wurde die Industrialisierung seit dem 18.
Jahrhundert finanziert.

China hatte bis ins 19. Jahrhundert eine positive Handelsbilanz. Doch es
wurde Opfer einer "Gleichgewichtsfalle": Da Arbeitskräfte im Überfluss zur
Verfügung standen und Lebensmittel billig waren, wurden niedrige Löhne
gezahlt, die dennoch existenzsichernd waren. Dadurch gab es jedoch kaum
Anreiz, in arbeitssparende oder alternative Energie (das war damals Kohle
statt Holzkohle) nutzende Produktion zu investieren. Europa, vor allem
Großbritannien, hatte das Problem relativ hoher Löhne und Arbeitsknappheit,
durch den Kapitalzustrom aus den Kolonien aber einen relativen
Kapitalüberschuss. Dadurch richteten sich die technischen Innovationen auf
die Einsparung von Arbeitskräften und die Nutzung neuer Energien, zunächst
der Dampfmaschine. So waren der Niedergang Asiens seit der zweiten Hälfte
des 18. Jahrhunderts und der Aufstieg Europas zwei Seiten eines
zusammenhängenden Prozesses, der in dem existierenden Weltsystem seine
Grundlage hat. Die beiden Kurven schneiden sich 1815.

Daraus folgert Frank, dass es nicht besondere europäische Eigenheiten
waren, die zu industrieller Produktion und einer zentralen Stellung
Westeuropas im Weltsystem führten. Der Versuch, die Ursachen für die
Entwicklung des Kapitalismus oder den Aufstieg des Westens "unter dem Licht
der europäischen [...] Straßenlaterne zu finden, lässt den Betrachter
erblinden", schreibt er. Die eurozentristische Idee führe zu einem
Tunnelblick in der Geschichtsschreibung. Sie habe mehrere Stränge, zu denen
der Autor Karl Marx und Werner Sombart ebenso zählt wie Max Weber, Arnold
Toynbee oder Karl Polanyi. Sie alle haben "einen falschen Universalismus
unter europäischer Initiierung und Leitung" erfunden. Marx' Vorstellungen
von einer "asiatischen Produktionsweise" oder "asiatischem Despotismus"
seien deshalb nicht nur von Unkenntnis der tatsächlichen Verhältnisse
geleitet, sondern - hier zitiert Frank den Historiker Teshale Tibebu - eine
Variante der "angemaßten europäischen Überlegenheit", ein "rot gefärbter
Orientalismus". Insofern wäre es an der Zeit, vor dem Hintergrund von André
Gunder Franks Analysen auch eine Reihe von Fragen der überkommenen
marxistischen Kapitalismus-Analyse neu zu erörtern.

André Gunder Frank: ReOrient. Globalwirtschaft im Asiatischen Zeitalter,
ProMedia Verlag, Wien 2016, 496 Seiten, 39,90 Euro.
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Trump setzt Auflagen für Finanzsektor außer Kraft

Von Barry Grey

6. Februar 2017



Ende vergangener Woche unterzeichnete US-Präsident Trump Dekrete zur
Aufhebung der Regulierungen für den Finanzsektor, die nach dem
Wall-Street-Crash 2008 von der Obama-Regierung verhängt worden waren.

Zum einen geht Trump gegen den Dodd-Frank-Act vor, ein umfassendes
gesetzliches Regelwerk zur Bankenregulierung aus dem Jahr 2010. Zum zweiten
hat er das ursprünglich für April vorgesehene Inkrafttreten eines Gesetzes
verschoben, mit dem Finanzdienstleister verpflichtet werden sollten, bei
der Beratung zur Altersvorsorge im Sinne der Kunden und nicht der eigenen
Gewinnmaximierung zu handeln.

Die Unterzeichnung der Dekrete zugunsten der Wall Street wurde
medienwirksam inszeniert. Der Milliardärspräsident unterzeichnete sie nach
einem Treffen mit seinem Wirtschaftsrat, dem National Economic Council.
Vorsitzender dieses Rats ist Stephen A. Schwarzman, der milliardenschwere
CEO der großen Investmentgesellschaft Blackstone.

Unter den rund einem Dutzend geladenen Konzernchefs befanden sich auch
Jamie Dimon, ebenfalls Milliardär und CEO der größten US-Bank JPMorgan
Chase, sowie Laurence D. Fink, seines Zeichens Multimillionär und Chef der
Investmentfirma BlackRock.

"Wir gehen davon aus, dass ein großer Teil von Dodd-Frank gestrichen wird,
weil, ehrlich, es gibt so viele Leute, Freunde von mir, die schöne
Unternehmen hatten und keinen Kredit bekommen", erklärte Trump in seiner
typisch ungezwungenen Art. Lobend hob er hervor, dass Dimon als CEO von
JPMorgan Chase den Dodd-Frank-Act seit jeher erbittert bekämpft hat. Seine
Bank musste nach der Krise von 2008 Strafzahlungen in Milliardenhöhe
leisten, weil sie gegen zahlreiche aufsichtsrechtliche Vorschriften und
Gesetze verstoßen hatte. So war sie in die betrügerische Vergabe von
Hypothekendarlehen verwickelt, die 2007 den Kollaps des Immobilienmarkts in
den USA auslöste. Dimon, der bereits zu Zeiten von Trumps Vorgänger im
Weißen Haus ein und aus ging, galt einige Zeit als "Obamas
Lieblingsbanker".

"Niemand kann mir besser etwas über Dodd-Frank erzählen als Jamie", ließ
Trump verlauten.

Auch für CEO Fink war der neue Präsident des Lobes voll, hatte doch
BlackRock Trumps Geldanlagen stets mit einer "tollen Rendite" verwaltet.

Nichts könnte Trumps Pose als Anwalt der einfachen Arbeiter klarer
entlarven.

Die Wall Street feierte den Angriff auf die Regulierung des Finanzsektors
mit einem Kaufrausch, insbesondere bei Beteiligungen an Banken und
Finanzinstituten. Die größten Gewinner waren JPMorgan, Goldman Sachs und
Visa. Der Dow-Jones-Index stieg an einem Tag um 186 Punkte und machte
vorangegangene Verluste wieder wett. Er schloss mit 20.071 Punkten erneut
oberhalb der 20.000er-Marke. Auch die Indizes Standard & Poor's 500 und
Nasdaq verzeichneten hohe Kursgewinne, der Nasdaq bewegte sich zu
Handelsschluss in rekordverdächtigen Gefilden.

Trumps Vorgehen gegen die Regulierung des Finanzsektors liegt auf einer
Linie mit seinem Plan, die Konzerne von allen gesetzlichen und
aufsichtsrechtlichen Schranken zu befreien. Seit seiner Amtsübernahme vor
zwei Wochen hat er Dekrete über die Aufhebung von Regulierungen quer durch
die Bank unterzeichnet, den Bau der Keystone- und der 
Dakota-Access-Ölpipeline freigegeben und langjährige Gegner von Arbeitssicherheits- und
Umweltschutzgesetzen mit der Leitung der dafür zuständigen Ressorts
betraut.

Das Weiße Haus plant Steuersenkungen für Unternehmen und Reiche, ein
Infrastrukturprogramm, das auf Steuergeschenke an Privatinvestoren
hinausläuft, einen Einstellungsstopp für Behörden und Ministerien sowie
beispiellose Kürzungen bei staatlichen Gesundheits- und Rentenprogrammen.
Kurz, Trumps Wirtschaftsprogramm richtet sich nach dem Wunschzettel der
Finanzoligarchie.

Der Präsident und seine Gefolgschaft bezeichnen den Dodd-Frank-Act als
"Desaster" und "staatliche Überregulierung" und stellen seine Vereinbarkeit
mit der Verfassung in Frage. In Wirklichkeit besteht dieses Gesetz
weitgehend aus kosmetischen Maßnahmen, die vertuschen sollten, dass Obama
die Wall Street und die Finanzelite mit Milliardensummen aus der
Staatskasse rettete.

Kein einziger führender Banker wurde unter Obama für die illegalen
Machenschaften zur Rechenschaft gezogen, die zur größten Finanzkatastrophe
und tiefsten Rezession seit den 1930er Jahren führten. Dutzende Millionen
Arbeiterfamilien in den USA und anderen Ländern verloren ihre gesamten
Ersparnisse und wurden in Armut gestürzt.

Trotz der minimalen Beschränkungen durch den Dodd-Frank-Act explodierten
die Gewinne der Banken in der Amtszeit Obamas. Das Vermögen der reichsten
400 Amerikaner stieg von 1,57 auf 2,4 Billionen Dollar, der Dow-Jones-Index
legte um 148 Prozent zu, und die Vermögens- und Einkommenskonzentration bei
den obersten 10 Prozent, insbesondere dem oberen 1 Prozent bzw. 0,01
Prozent, erreichte ein zuvor nie erreichtes Ausmaß.

Und doch duldet die Finanzoligarchie nicht die kleinste Einschränkung ihres
"Rechts", die Wirtschaft in den USA und weltweit auszuplündern. Unter Obama
wurde der Weg für eine Regierung bereitet, die nun nicht nur in ihrer
Politik, sondern auch in ihrer personellen Zusammensetzung die Oligarchie
verkörpert - geführt von einem milliardenschweren Immobilienspekulanten und
Reality-TV-Star.

Neben Trump werden mindestens drei Multimilliardäre hochrangige
Kabinettsposten besetzen: Wilbur Ross, Betsy DeVos und Carl Icahn. Hinzu
kommen die Multimillionäre Stephen Mnuchin, Rex Tillerson, Andrew Puzder,
Elaine Chao und Gary Cohn, der seine Stellung als Vizechef von Goldman
Sachs aufgab, um künftig Trumps Wirtschaftsrat zu leiten.

Nicht nur Cohn war früher bei Goldman Sachs beschäftigt, sondern auch
Mnuchin und Trumps Chefberater Stephen Bannon. Der langjährige 
Goldman-Sachs-Jurist Jay Clayton übernimmt die Führung der 
US-Börsenaufsichtsbehörde, der Securities and Exchange Commission.

"Wir werden alle Aspekte von Dodd-Frank ins Visier nehmen", erklärte Cohn
am Freitag dem Fernsehsender Bloomberg Television. Er verstieg sich zu der
absurden Behauptung, mit dem Gesetz würden die US-Banken "in Ketten
gelegt".

Das Weiße Haus könne dabei "eine ganze Menge" selbst erledigen, doch die
Regierung werde auch mit der republikanischen Mehrheit im Kongress
zusammenarbeiten, um den Auflagen für die Banken den Garaus zu machen. Die
Republikaner im Repräsentantenhaus haben angekündigt, in den kommenden
Wochen ein Gesetz einzubringen, das den Dodd-Frank-Act ablösen soll.

Insbesondere zwei Bestimmungen von Dodd-Frank sind Cohn ein Dorn im Auge.
Die erste ist die sogenannte Volcker-Regel. Sie beschränkt den Eigenhandel
der Banken, d. h. die Banken dürfen nicht auf eigene Rechnung, sondern nur
im Auftrag ihrer Kunden spekulative Anlagengeschäfte betreiben. Diese Art
von Finanzwetten hat 2008 wesentlich zum Zusammenbruch des Finanzsektors
beigetragen. Die Wall-Street-Banken, allen voran Goldman Sachs und
JPMorgan, drängen seit langem auf die Abschaffung der Volcker-Regel.

Die zweite Bestimmung betrifft das Consumer Financial Protection Bureau,
eine weitgehend zahnlose Verbraucherschutzbehörde, die der US-Notenbank
angegliedert ist. Sie soll die Öffentlichkeit vor betrügerischen
Machenschaften der Banken, Kreditkartenunternehmen und anderer
Finanzinstitute schützen. Cohn ließ durchblicken, dass das Weiße Haus
womöglich die Verkleinerung oder völlige Abschaffung dieser Behörde
verlangen und als ersten Schritt den Rücktritt ihres Direktors Richard
Cordray fordern werde. "Personalfragen sind politische Fragen", erklärte
er.

Als weitere Amtshandlung unterzeichnete Trump eine Anweisung an den
Arbeitsminister, das ursprünglich für April geplante Inkrafttreten eines
neuen Verbraucherschutzgesetzes zu verschieben. Nach diesem Gesetz wäre es
Finanzberatern künftig untersagt, für die Altersvorsorge überteuerte
Geldanlagen vorzuschlagen, um selbst höhere Provisionen zu kassieren. Eine
von der Obama-Regierung in Auftrag gegebene Studie hatte 2015 ergeben, dass
den Käufern von Altersvorsorgeprodukten "durch von Interessenkonflikten
geprägte Beratungsleistungen" pro Jahr Kosten in Höhe von 17 Milliarden
US-Dollar entstehen.

Zur gleichen Zeit, als Trump seine Dekrete unterzeichnete, stimmten die
Republikaner im Senat für die Rücknahme einer mit dem Dodd-Frank-Act
verbundenen Vorschrift für Erdölkonzerne. Danach waren diese Unternehmen
zur Offenlegung von Zahlungen verpflichtet, die sie im Zusammenhang mit
ihrer globalen Geschäftstätigkeit an Regierungsstellen leisten. Besonders
der neue Außenminister Rex Tillerson hatte sich in seiner Funktion als CEO
von Exxon Mobil gegen diese Auflage gewehrt.

Die nun erteilte Amnestie für Bestechung und kriminelle Machenschaften
zeigt, was die Trump-Regierung mit ihrer Politik der verbrannten Erde gegen
jede Art von staatlicher Regulierung im Wesentlichen erreichen will.

Die Demokraten werden nichts dagegen unternehmen. Ihre Opposition gegen
Trump dreht sich um Fragen der imperialistischen US-Außenpolitik. Sie
richtet sich nicht gegen seine Angriffe auf die demokratischen und sozialen
Rechte der arbeitenden Bevölkerung.

Arbeiter, die sich auf der Suche nach einer Alternative zum politischen
Establishment zu der Hoffnung verleiten ließen, dass Trump tatsächlich
wieder ordentlich bezahlte Arbeitsplätze schaffen werde, dürften sehr bald
eines Besseren belehrt werden. Die Erkenntnis, dass sie ein weiteres Mal
hinters Licht geführt wurden, wird explosive Folgen haben.
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Proteste gegen Korruption in Rumänien

Von Peter Schwarz

4. Februar 2017



In Rumänien gehen täglich Zehntausende auf die Straße, um gegen eine
Lockerung der Anti-Korruptionsgesetze zu protestieren.

Die Regierung hatte am Dienstagabend per Notverordnung
Gesetzesveränderungen verfügt, die korrupte Politiker vor Strafverfolgung
schützen. Sie legte dem Parlament außerdem ein Gesetz zur Amnestie von
Straftätern vor, die zu weniger als fünf Jahren Gefängnis verurteilt
wurden. Auch davon würden mehrere Politiker profitieren, die wegen
Korruption in Haft sitzen.

Am Mittwoch kam es dann in Bukarest und 55 anderen Städten zu heftigen
Protesten. Laut Polizei beteiligten sich 250.000 Menschen an den
Demonstrationen. Anderen Angaben zufolge sollen es 300.000 gewesen sein.
Auch am Donnerstag und Freitag setzten sich die Proteste fort. Teilnehmern
zufolge sollen sie mindestens zehn Tage anhalten. Dann tritt die neue
Regelung in Kraft, wenn die Regierung nicht vorher den Rückzug antritt.

Die Korruption ist in der rumänischen Politik endemisch. Gegen zahlreiche
führende Politiker laufen Ermittlungsverfahren, sie sind vorbestraft oder
sitzen in Haft. Nach Angaben der Nationalen Antikorruptionsbehörde (DNA)
sind derzeit 2150 Anklagen wegen Amtsmissbrauch in Arbeit. Betroffen ist
nicht nur die regierende Sozialdemokratische Partei (PSD), sondern auch
alle anderen bürgerlichen Parteien.

Bei den Protesten geht es nur vordergründig um Korruption, die vor allem
von jüngeren Vertretern der Mittelklasse als Hindernis für den eigenen
sozialen Aufstieg gesehen wird. Dahinter steht ein seit Jahren tobender
Machtkampf innerhalb der herrschenden Eliten, der sich um die Aufteilung
von Pfründen sowie die außenpolitische Orientierung dreht.

Aufgrund seiner Nähe zu Russland und seiner Grenzlage zur Ukraine und zum
Schwarzen Meer spielt das Nato-Mitglied Rumänien eine Schlüsselrolle bei
den Bemühungen der USA, Russland militärisch einzukreisen. Es ist Standort
des US-Raketenabwehrschilds und bemüht sich - gemeinsam mit Bulgarien und
der Türkei - um den Aufbau einer ständigen Nato-Flotte im Schwarzen Meer,
dem wichtigsten Stützpunkt der russischen Marine.

Spannungen zwischen den USA und Europa haben stets einen direkten Widerhall
in der rumänischen Innenpolitik gefunden. Mit der Verschärfung dieser
Spannungen unter der neuen Administration von Donald Trump nehmen auch die
Auseinandersetzungen innerhalb Rumäniens heftigere Formen an. Das ist der
Hauptgrund für das Aufflammen der Proteste.

Es ist bezeichnend, dass sich die Europäische Union offen hinter die
Demonstrationen stellt. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und
sein Stellvertreter Frans Timmermans haben in einer gemeinsamen Erklärung
ihre "große Sorge über die jüngsten Entwicklungen in Rumänien" geäußert.
Sie forderten: "Der Kampf gegen Korruption muss vorangebracht, nicht
rückgängig gemacht werden."

Auch der Sprecher des deutschen Außenministeriums, Martin Schäfer,
erklärte, das Dekret der rumänischen Regierung sei "kein gutes und kein
richtiges Zeichen".

Rumäniens Präsident Klaus Johannis hat sich offen gegen die Pläne der
Regierung gestellt. Noch an dem Abend, an dem die Regierung die
Gesetzesänderung beschloss, bezeichnete er sie auf seiner Facebook-Seite
als "Trauertag für den Rechtsstaat", der einen "starken Schlag von den
Gegnern der Justiz, der Gerechtigkeit und des Kampfes gegen die Korruption"
erlitten habe. Johannis schrieb, es sei seine Mission, den Rechtstaat
wiederherzustellen.

Bereits am 22. Januar, als erste Pläne über die Gesetzesänderung
durchgesickert waren, hatte sich der Präsident an Straßenprotesten dagegen
beteiligt. Das brachte ihm von Seiten des PSD-Vorsitzenden Liviu Dragnea
den Vorwurf ein, er wolle sich an einem Staatsstreich beteiligen.

Johannis, der als Gefolgsmann [1] der deutschen Kanzlerin Angela Merkel
gilt, war Ende 2014 zum rumänischen Präsidenten gewählt worden. Wichtigster
Gegenkandidat war der damalige Ministerpräsident Victor Ponta von der PSD.
Ein Jahr später trat Ponta nach einer Welle heftiger Proteste, die große
Ähnlichkeit mit den jetzigen aufwiesen, als Regierungschef zurück.

Die WSWS charakterisierte damals die Proteste mit den Worten [2] :
"Hinter den Demonstrationen, die von den Medien als 'Volksaufstand'
dargestellt werden, steht das Bemühen der imperialistischen Mächte und der
lokalen Eliten, eine Schicht der oberen Mittelklasse als Anhänger ihrer
Kriegs- und Sparpolitik heranzuziehen."

Johannis nutzte den Rücktritt Pontas, um eine Technokratenregierung unter
dem parteilosen früheren EU-Kommissar Dacian Ciolos zu installieren, der
das Austeritätsdiktat Brüssels rücksichtslos durchsetzte.

Die Folgen für die Arbeiterklasse waren verheerend. Über 25 Jahre nach dem
Sturz des stalinistischen Ceausescu-Regimes und zehn Jahre nach dem
Beitritt Rumäniens zur EU bleibt es das Armenhaus Europas. Im EU Social
Justice Report der Bertelsmann-Stiftung liegt es an siebenundzwanzigster
Stelle, nur Griechenland geht es noch schlechter. Der Durchschnittslohn
liegt bei 400 Euro im Monat; 40 Prozent der Bevölkerung und 48 Prozent der
Jugendlichen unter 18 Jahren sind arm; 28 Prozent der Gesamtbevölkerung
leiden unter schweren materiellen Entbehrungen.

Die Politik der Regierung Ciolos war am Ende so verhasst, dass die PSD
Anfang Dezember letzten Jahres die Parlamentswahl [3] mit über 45 Prozent der
Stimmen gewann. Die Wahlbeteiligung lag allerdings unter 40 Prozent. Anfang
des Jahres bildete sie dann unter Sorin Grindeanu eine neue Regierung,
gegen die sich nun die Proteste richten.

Die PSD und ihre Vorgängerorganisationen waren seit dem Sturz Ceausescus
verlässliche Stützen der kapitalistischen Herrschaft in Rumänien. Eng mit
den Gewerkschaften verbunden, unterstützte sie heftige Angriffe auf die
Arbeiterklasse, die Privatisierung der staatlichen Betriebe und den
Beitritt zur Nato und zur Europäischen Union. Aus Washington, Brüssel und
Berlin schlug der Nachfolgeorganisation der ehemaligen stalinistischen
Staatspartei trotzdem immer ein gewisses Misstrauen entgegen. Der Vorwurf
der Korruption war stets auch ein Synonym für den Verdacht, sie lasse sich
von Moskau beeinflussen.

Nun, da die Konflikte zwischen Brüssel und Washington zunehmen, versucht
sich die PSD an die Trump-Administration anzubiedern. Der Parteivorsitzende
Liviu Dragnea und Premier Grindeanu haben sich öffentlich damit gebrüstet,
dass sie während der Amtseinführung Donald Trumps an einem privaten Dinner
teilnahmen, bei dem der neue Präsident anwesend war.

Dragnea veröffentlichte dazu Fotos auf Facebook und behauptete, er habe
Trump gesagt, dass er die strategische Partnerschaft zwischen Rumänien und
den USA auf eine neue Stufe heben wolle. Trump habe ihm geantwortet: "Das
werden wir tun! Rumänien ist wichtig für uns!"

Auch mit dem nationalen Sicherheitsberater Michael Flynn habe er sich
getroffen und "die hervorragenden Aussichten der strategischen
Partnerschaft zwischen Rumänien und den Vereinigten Staaten" diskutiert. Er
habe Flynn versichert, die neue rumänische Regierung werde sich an die
Verpflichtung halten, zwei Prozent des BIPs für Verteidigung auszugeben.

Präsident Johannis reagierte sofort. Sein Büro veröffentlichte eine
Erklärung, wonach der rumänische Botschafter in den USA der einzige
offizielle Vertreter des Landes bei der Amtseinführung gewesen sei.
"Delegationen von Vertretern politischer Parteien oder Institutionen, die
sich an Veranstaltungen am Rande der offiziellen
Amtseinführungsfeierlichkeiten beteiligen, vertreten nicht den rumänischen
Staat."


Anmerkungen:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2015/03/04/ruma-m04.html

[2] http://www.wsws.org/en/articles/2015/11/17/roma-n17.html

[3] http://www.wsws.org/en/articles/2016/12/16/roma-d16.html
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VORWÄRTS/1250: Es braucht weitere Schutzmassnahmen gegen die Missbräuche der Arbeitgeber


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 45/46 vom 23. Dezember 2016

"Es braucht weitere Schutzmassnahmen"

von Joël Depommier



Die Gewerkschaften sind überwiegend erleichtert, dass bei der
Umsetzung der Masseneinwanderungsintiative keine Kontingente
eingeführt wurden, sondern nur ein "Inländervorrang light". Trotzdem
gibt es unter ihnen auch kritischere Stimmen.



Letzte Woche haben der Stände- und Nationalrat ihre Umsetzung der
SVP-Initiative "Gegen Masseneinwanderung" unter Dach und Fach
gebracht. Das Projekt sieht einen "Inländervorrang light" vor für
Arbeitslose aus Branchen, in denen die Arbeitslosenrate "über dem
Mittel" liegt. Betroffen sind nur 1 Prozent der Stellenangebote, wie
sogar der FDP-Ständerat Philipp Müller zugeben muss, der die Vorlage
ausgearbeitet hat. Was halten die Gewerkschaften von der Sache? Der
Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) ist froh darüber, dass es keine
Wiedereinführung des Saisonnierstatuts oder eines System mit
Kontingenten gab. "Die Einführung eines solchen Systems drohte,
seitdem die SVP-Initiative gegen Masseneinwanderung angenommen wurde.
Nun konnten wir der Gefahr entgehen dank einem Bündnis zwischen SP und
FDP", erklärt der SGB. Kontingente hätten die Personenfreizügigkeit in
Frage gestellt und auf dem Arbeitsmarkt zu neuen Diskriminierungen für
ganze Arbeitnehmergruppen und zu prekären Arbeitsverhältnissen
geführt. Sie würden ausbeuterischen Missbräuchen, Lohndruck und
Schwarzarbeit Tür und Tor öffnen. Der SGB ist auch zufrieden, dass die
Bilateralen beibehalten werden. Es brauche aber "weitere Massnahmen
zum Schutz der Arbeitnehmenden gegen die Missbräuche der Arbeitgeber.
"Für die Arbeitenden und die Wirtschaft ist es sehr wichtig, die
Chancen für arbeitslose Personen zu erhöhen", bekräftigt Gabriel
Fischer, Leiter der Wirtschaftspolitik beim christlichen
Gewerkschaftsverband Travail.Suisse. Der Gewerkschafter warnt
allerdings die Regierung: "Man muss auch den Zugang zum Arbeitsmarkt
durch wirksame Begleitmassnahmen verbessern, um die Löhne und die
Arbeitsbedingungen zu schützen. Nur wenn die Löhne und
Arbeitsbedingungen effektiv geschützt, die Integration von
Jugendlichen in den Arbeitsmarkt verbessert, die
Arbeitsmarktpartizipation der Frauen erhöht und der Verbleib von
älteren Arbeitnehmenden im Arbeitsmarkt gesichert werden, ist die
Bevölkerung nachhaltig vom bilateralen Weg mit der europäischen Union
zu überzeugen", glaubt Fischer.


"Es ist kein Ersatz"

Ähnlich sieht man es in Genf, wo die Gewerkschaften der Entscheidung
des Parlaments sehr kritisch gegenüberstehen. "Der
'Arbeitslosenvorrang', den das Parlament angenommen hat, um die
Initiative umzusetzen, kann keine Stärkung des Rechts der
Lohnabhängigen auf ihre Arbeitsplätze ersetzen. Es wird dringend
notwendig, einen wirksamen Schutz gegen Entlassung einzuführen. Man
muss also im Voraus Massnahmen treffen, um die arbeitenden Menschen zu
schützen. Heutzutage ist es vollkommen legal, jemanden zu entlassen,
um jemanden zu günstigeren Konditionen anzustellen", schreibt die
Communauté genevoise d'action syndicale (CGAS). "Es ist kein Ersatz
für wirksamere flankierende Massnahmen zur Personenfreizügigkeit.
Dringend notwendig wären ein griffiger Kündigungsschutz insbesondere
für ältere Mitarbeitende, ein Ausbau der allgemeinverbindlichen
Gesamtarbeitsverträge inklusive Mindestlöhne sowie eine Verstärkung
der Arbeitsmarktkontrollen von derzeit 30.000 auf mindestens 50.000
pro Jahr", betont Unia Genf.

Die CGAS misstraut den Durchführungsrichtlinien des "Inländervorrangs
light" für Arbeitslose. "Unsere Organisation begrüsst zwar alles, was
die Situation von Personen, die ihre Arbeit verloren haben,
verbessert. Sie wird sich aber dem Inkrafttreten dieser neuen
kantonalen Massnahme widersetzen, wenn sie nicht die Arbeitenden
einschliesst, die im RAV angemeldet sind, und andererseits Sanktionen
gegen Arbeitslose ausspricht, die nicht unter Lohnbedingungen arbeiten
wollen, die nicht ortsüblich sind oder Dumpinglöhnen entsprechen.
Unter diesen beiden Bedingungen ist ein Vorrang für Arbeitslose
letztlich nur ein Mechanismus, um die Arbeitenden zu spalten und zu
prekarisieren und das RAV in eine Logik der Prekarisierung der
Arbeitsbedingungen zu zwingen", erklärt die Gewerkschaft.
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FORSCHUNG/122: Geschichten und Filme kennen [keine] Grenzen (idw)


Hochschule für Fernsehen und Film München - 03.02.2017

Geschichten und Filme kennen [keine] Grenzen

• Studie von Tanja C. Krainhöfer, Dr. Thomas Wiedemann und Konrad
Schreiber schließt an die Untersuchung "Frauen zeigen ihr Gesicht, Männer
ihre Filme" zur Repräsentanz von Filmwerken von Frauen im Programm
deutscher Filmfestivals aus an

• Weiterer Beitrag
in der Genderforschung am HFF-Lehrstuhl Medienwissenschaft

• Institut für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung
Ludwig-Maximilians-Universität München ebenfalls Partner der Studie



03. Februar 2017 - In Kooperation mit dem Lehrstuhl Medienwissenschaft an
der Hochschule für Fernsehen und Film (HFF) München sowie dem Institut
für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung der
Ludwig-Maximilians-Universität München hat Medienwissenschaftlerin und
Strategieberaterin Tanja C. Krainhöfer gemeinsam mit ihren Kollegen Dr.
Thomas Wiedemann und Konrad Schreiber eine Studie zur Untersuchung der
Programmdiversität der Internationalen Filmfestspiele Berlin mit dem Titel
Geschichten und Filme kennen [keine] Grenzen erarbeitet, die nun
erscheint. Sie schließt damit an die 2016 erschienene Studie "Frauen
zeigen ihr Gesicht, Männer ihre Filme" an. Beide Studien reihen sich ein
in die Gender-Forschung am Medienwissenschafts-Lehrstuhl der HFF München.

HFF-Präsidentin Prof. Bettina Reitz: "Festivals sind und bleiben auch in
Zeiten des digitalen Wandels und des im digitalen Raum stattfindenden
Austauschs eine zentrale Plattform für Filme von Studierenden und Alumni
der deutschen Filmhochschulen. Hier vereinen sich das gemeinsame
Seh-Erlebnis, der anschließende Dialog und natürlich die Anwesenheit der
nationalen wie internationalen Branche, die über die spätere Auswertung
der Filme entscheiden - deshalb ist es nur konsequent, dass wir als
Filmhochschule die Entstehung einer solchen Studie mit initiieren und
unterstützen."


Fragestellung & Forschungsgrundlagen

In der aktuellen Studie stellen Krainhöfer, Schreiber und Wiedemann die
ausgehende Frage: Inwieweit findet sich im Programm der Berlinale von 1980
bis 2016 ein ausgewogenes Verhältnis der mittels der programmierten
Festivalbeiträge repräsentierten Filmemacher im Hinblick auf deren
Geschlecht, deren Alter und deren Herkunft bzw. Sozialisation aus den
neuen und den alten Bundesländern wider? Ihr Untersuchungszeitraum von 37
Jahren umspannt dabei die Amtszeiten der beiden Festivaldirektoren Moritz
de Hadeln und Dieter Kosslick. Die Studie ist motiviert durch den Einfluss
eines "A-Festivals" wie der Berlinale, der weit über den nationalen Markt
hinaus reicht - vielmehr bedingt die Programmauswahl eines Festivals wie
der Berlinale mit, welche Filme Distributoren aus der ganzen Welt sehen
und evtl. kaufen, ob für die Kinoauswertung, DVD- oder Online-Releases.
Damit kuratiert ein A-Festival nicht nur sein eigenes Programm, sondern in
Teilen auch die Entscheidungen der gesamten Film-Industrie.

Als Datengrundlage wurde nach notwendigen vorab definierten Kriterien eine
Stichprobe im Umfang von 10.024 Filmbeiträgen mittels der folgenden
Merkmale erfasst: Festivalausgabe, Festivalsektion, Originalname der
Sektion, Originaltitel, übersetzter Titel, erstgenannter Regisseur und
ggf. Koregisseur(e), erstgenanntes Ursprungsland und ggf.
Koproduktionsland/-länder, Herstellungsjahr und Lauflänge. Hinsichtlich
der Berlinale-Programmgestaltung wurde eine Eingrenzung der untersuchten
Programmbeiträge auf die folgenden Sektionen vorgenommen: Wettbewerb,
Panorama, Forum, Generation, Perspektive Deutsches Kino und German Cinema
inkl. ihrer jeweiligen teils anders heißenden Vorgänger. Einbezogen wurden
ebenfalls Neuerungen wie die von Dieter Kosslick eingeführte Sektion
Perspektive Deutsches Kino und die seit 2011 programmierte Reihe
LOLA@Berlinale (eine Vorauswahl von Filmen für die Nominierung zum
Deutschen Filmpreis des Vorjahres). Die im Jahr 2007 ins Leben gerufene
Sektion Berlinale Shorts, eine Zusammenführung der Kurzfilme des
Wettbewerbs und des Panoramas und gegenwärtige Sektion für den
Kurzfilmwettbewerb, wurde mit ihren Beiträgen der Analyse der
Wettbewerbs-Sektion zugerechnet.


Genderverteilung

Die Ergebnisse der Studie in Bezug auf die Genderverteilung sind deutlich:
Während der Anteil der von männlichen Regisseuren inszenierten
Filmbeiträge seit den 1980er Jahren bis heute mit rund 150 internationalen
und durchschnittlich 50 nationalen Produktionen pro
Festivalausgabe weitgehend konstant blieb, brauchten weibliche Regisseure
im internationalen Programm über drei Jahrzehnte, um überhaupt mit 50
Festivalbeiträgen pro Jahr vertreten zu sein. Noch bemerkenswerter ist, dass
sich dabei zwar im internationalen Programm ein langsamer, aber stetiger
Aufwärtstrend für den Anteil von Filmen von Frauen belegen lässt (von
14,95 Prozent im Jahr 1980 auf 28,69 Prozent im Jahr 2016), dass dieser
Anteil im deutschen Programm allerdings seit über 20 Jahren bei meistens
unter 30 Prozent stagniert. Darüber hinaus offenbart die Analyse der
Verteilung aller Produktionen von Frauen und Männern getrennt nach
Sektionen, dass ein deutlich steigender Anteil von Regisseurinnen einzig
in den Bereichen Kinderfilmfest/Generation und Perspektive Deutsches Kino
zu vermelden ist. Demgegenüber steht jedoch die Sektion Panorama, die seit
Jahren bei plus/minus 25 Prozent stagniert, und gemeinsam mit dem Forum
beim nationalen Programmanteil sogar einen Abwärtstrend verzeichnet.

Erfreulich zu verzeichnen ist mit Blick auf die beiden "Äras" von
Festivalleitern: Zwar sind Filme von Frauen im Wettbewerb bei beiden
statistisch signifikant unterrepräsentiert, aber unter der Intendanz von
Dieter Kosslick - und damit Heute - zeichnet sich ein deutlicher Anstieg
der Frauenquote ab.


Verteilung des Ost-West-Hintergrunds im deutschen Programm

In Anlehnung an die Appelle an die Kultur im Kontext der
Wiedervereinigung, bei der Gestaltung einer pluralistischen Gesellschaft
aktiv mitzuwirken, wurde die Verteilung der Herkunft unter den Regisseuren
der bei der Berlinale programmierten Filmwerke untersucht. Dabei wurde
eine Stichprobe von 2.034 Filmen in die Untersuchung einbezogen, davon
363 Produktionen eines Regisseurs mit Herkunft aus den neuen und 1.671
Produktionen eines Regisseurs mit Herkunft aus den alten Bundesländern.

Die Analyse ergab drei Phasen in der Verteilung der Regisseure mit
Ost-Hintergrund in den Jahren zwischen 1980 und 2016. In dem Bestreben, die
Annäherungen zwischen der USA und der UdSSR zu unterstützen, findet sich
von 1980 bis 1990 eine wachsende Plattform für die Präsentation des
ostdeutschen Films im nationalen Programmteil, ergänzt um im Westen
produzierte Filmwerke von Regisseuren, die nach ihrer Geburt und
Jungendzeit in der DDR den Lebensmittelpunkt nach Westdeutschland
verlagert haben.

Die zweite Phase von 1991 bis 2003 symbolisiert eine Zeit des Versuchs,
auch weiterhin Ost-Filmemacher im Programm zu präsentieren. Das zunehmend
schwindende Angebot an neuen Produktionen von Regisseuren mit einem
ostdeutschen Hintergrund wir zunächst noch mit Filmen aus der
Vor-Wende-Zeit ausgeglichen, bis schließlich nur noch vereinzelte Filme zur
Verfügung stehen.

2004 erreicht der Anteil an Regisseuren mit ostdeutscher Herkunft den
absoluten Tiefpunkt (eine einzige Produktion), der sich auch in den
Folgejahren insbesondere im Bereich der Langfilme und trotz der wachsenden
Präsenz von Filmemachern mit westdeutschen Wurzeln im Programm nur
geringfügig erweitert. Allein Andreas Dresen, der erstmals 1991 mit seinem
Abschlussfilm So schnell geht es nach Istanbul (1990) und seither bis zum
Jahr 2015 insgesamt 15 Mal von unterschiedlichen Sektionen zur Berlinale
geladen wurde (darunter dreimal in den Wettbewerb), scheint unter den
ohnehin wenigen Nach-Wende-Regisseuren aus dem Osten Deutschlands
Aufmerksamkeit und positive Wahrnehmung bei den Programmverantwortlichen
zu erfahren.


Altersverteilung im deutschen Programm

Von 2.671 deutschen Festivalbeiträgen gingen 2.584 Produktionen von
Filmemachern ein, deren Geburtsjahr ermittelbar war und für die
Untersuchung der Altersverteilung im Programm der Berlinale von 1980 bis
2016 herangezogen wurde. Berücksichtigt wurden dabei die Werke von
Regisseuren aus Ost- wie aus Westdeutschland. Eine Gegenüberstellung des
Durchschnittsalters der zu den Festivalausgaben von 1980 bis 2001
eingeladenen Filmemacher zu jenen im Zeitraum zwischen 2002 und 2016 weist
mit 43,03 Jahren zu 43,75 Jahren keine große Abweichung auf. Betrachtet
man hingegen den Wettbewerb, so sind die Filmemacher in der ersten Periode
mit durchschnittlich 48,30 Jahren deutlich älter als im zweiten Zeitraum
(45, 38 Jahre).

Der Wert für das Durchschnittsalter in der Sektion German Cinema im
Zeitraum von 2002 bis 2016 liegt mit 43,44 Jahren (bei einer Alterspanne
von 26 bis 82 Jahren) allerdings deutlich höher als zwischen 1980 und 2001
(40,81 Jahre bei einer Alterspanne von 22 bis 78 Jahren). Dieses Ergebnis
dürfte mit hoher Wahrscheinlichkeit der Neuausrichtung in Form der Reihe
Lola@Berlinale und den entsprechenden Beiträgen respektive Regisseuren
geschuldet, sowie auf die Zusammenführung der "jungen Wilden" in der
Sektion Perspektive Deutsches Kino zurückzuführen sein. Doch auch in der
Perspektive erstreckt sich das Alter der präsentierten Regisseure von 22
bis 54 (!) Jahre in den Jahren 2002 bis 2016 und ergibt demnach ein
Durchschnittsalter von knapp 35 Jahren.

Der Blick auf die einzelnen Sektionen verrät Folgendes: Während im
Zeitraum von 1980 bis 2001 insbesondere die Sektionen Wettbewerb und
Kinderfilmfest von einer höheren Altersstruktur gekennzeichnet waren, sind
es im vergangenen Jahrzehnt vor allem die Sektionen German Cinema und
Panorama, die sich auf ein sektionsübergreifend höheres Durchschnittsalter
auswirken. Belief sich der entsprechende Wert bezogen auf das
Langfilmprogramm im Jahr 1980 noch auf 38,72 Jahre, steht im Jahr 2016 ein
durchschnittliches Alter von 46,54 Jahren zu Buche.


Verteilung nationaler zu internationaler Produktionen

Auf Basis der fünf untersuchten Sektionen erfolgte zwischen 1980 und 2016
ein enormer Anstieg des Programmumfangs von 163 Produktionen auf 340
Produktionen (209 Prozent).

Der Anteil an nationalen Produktionen im Gesamtprogramm (alle Filmlängen)
ist im Zeitraum von 1980 bis 2001 statistisch signifikant höher als im
Zeitraum von 2002 bis 2016. Begrenzt auf die Langfilme erzielt der Anteil
an nationalen Produktionen mit 28,60 und 28,64 Prozent ein annähernd
gleiches Ergebnis.

Trotz der Einführung der Perspektive Deutsches Kino und einer Erweiterung
der deutschen Programmbeiträge mit der Reihe Lola@Berlinale steht einer
quantitativen Gleichstellung des nationalen Programmanteils in den beiden
Perioden ein Rückgang der deutschen Beiträge im Kinderfilmfest
(Generation) und im Panorama entgegen.

Der Anteil deutscher Festivalbeiträge einschließlich der Programmierung
von Sondervorführungen und Beiträgen "außer Konkurrenz" liegt zwischen
1980 und 2001 bei durchschnittlich 4,73 Prozent und im Zeitraum von 2002
bis 2016 bei 3,67 Prozent. Begrenzt auf den mit 24 Beträgen
reglementierten originären Wettbewerb weist die erste Periode im
Durchschnitt 2,73 deutsche Beiträge (ohne DDR: 2,14), die zweite Periode
im Durchschnitt 2,93 deutsche Beiträge aus.

Der Anstieg des deutschen Produktionsaufkommens gemessen an den jährlichen
Kinostarts spiegelt sich nicht in einer Erhöhung der programmierten
deutschen Produktionen wider.


Vielfalt internationaler Produktionen

Der mit der Digitalisierung einhergehende weltweite Anstieg des
Produktionsaufkommens sowie die erleichterten Distributionsbedingungen
führen zu einer Erweiterung der im Programm repräsentierten Ursprungsländer
von 1980 mit 40 Filmländern auf 2016 mit 66 Filmländern.

Die Länderschwerpunkte (Top 25) im Programm der Berlinale im
10-Jahres-Vergleich von 1980, 1990, 2000, 2010 und 2016 belegen eine
konstante flankierende Darstellung des aktuellen politischen Weltgeschehens.
Entwicklungen wie die Annäherung der USA und der UdSSR, die EU-Erweiterung
und die Globalisierung finden mit starkem Aktualitätsbezug Ausdruck im
Programm.

Ein Desideratum lässt sich jedoch bei der Abbildung der mittlerweile
multikulturell gewordenen deutschen Gesellschaft konstatieren.

Audiovisuelle Medieninhalte zählen seit der Mitte des vergangenen
Jahrhunderts zu den bedeutendsten Mitteln, unseren Blick auf die Welt zu
bestimmen und leisten damit einen entscheidenden Beitrag zur Konstruktion
von Realitäten. Deshalb ist es wesentlich, im deutschen Film die
Perspektive aus den neuen wie aus den alten Bundesländern, von jungen
Regietalenten wie älteren Regiemeistern sowie vor allem von Frauen wie von
Männern zu fördern und Zugangschancen zum Kino- und TV-Markt, aber ebenso
zu Filmfestivals zu eröffnen. Dass dabei den Internationalen
Filmfestspielen Berlin gerade in Zeiten, da die "Welt der Filmherstellung
und des Filmvertriebs massiv und grundlegend" (Holighaus: 2016) neue
Formen annimmt, eine besondere Vorbildfunktion zukommt, muss nicht erwähnt
werden. Dieser Diversitätsbericht soll mittels empirischer Ergebnisse den
Status Quo der programmatischen Verteilungen
beleuchten und damit dazu beitragen, gezielte Maßnahmen für eine größere
Diversität des Berlinale-Programms zu entwickeln und umzusetzen.


Weitere Informationen unter:

http://www.filmfestival-studien.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1101

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Fernsehen und Film München, Jette Beyer, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/793: »junge Welt« wird 70 Jahre alt (jW)


junge Welt - Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

»junge Welt« wird 70 Jahre alt 

Ostzeitung mit Zuwachs - auch im Westen

Ökonomische Probleme trotz Auflagensteigerung



Die junge Welt, eine der neun überregionalen deutschen
Tageszeitungen, wird 70 Jahre alt. Am 12. Februar 1947 als »Zeitung der
Jugend« gegründet, erschien sie in der DDR bis 1990 als Zentralorgan der
Freien Deutschen Jugend (FDJ) und war das auflagenstärkste Blatt des
Landes. Nach der »Wende« sank die Zahl der Abonnenten dramatisch. Trotz
ökonomischer Schwierigkeiten konnte die Zeitung einen Platz auf dem
Pressemarkt behaupten und später wieder neue Leser gewinnen.

In der DDR war die junge Welt speziell für junge Menschen
konzipiert. Heute versteht sie sich als linke Zeitung für alle
Altersgruppen, die marxistische Analyse mit engagierter, hintergründiger
Berichterstattung aus aller Welt verbindet. Chefredakteur Stefan Huth: »Sie
wird heute von Menschen aus allen Alters- und Sozialschichten in den neuen
wie auch alten Bundesländern gelesen.« Seit 1998 wird die junge Welt
in Berlin von einer Genossenschaft (Linke Presse Verlags-, Förderungs- und
Beteiligungsgenossenschaft junge Welt e.G.) herausgegeben, die von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Leserinnen und Lesern gegründet
wurde. Auf dieser Grundlage habe die Zeitung ihre ökonomische
Unabhängigkeit etwa gegenüber großen Verlagshäusern, Parteien oder anderen
Institutionen behaupten können, so Huth.

Im Gegensatz zum vorherrschenden Trend habe die junge Welt ihre
verkaufte Auflage in den vergangenen Jahren auf rund 20.000 Exemplare
steigern können, so Huth weiter. Damit wurde die Eröffnung eines zweiten
Druckstandortes in der Nähe von Frankfurt am Main im April 2016 möglich.
Seitdem ist die junge Welt bundesweit sowie im benachbarten Ausland
im Presseeinzelhandel verfügbar. Den Nationalvertrieb für den Einzelhandel
organisiert seit Jahren eine Vertriebsfirma aus dem Axel-Springer-Konzern.
Zuletzt machte die junge Welt im Herbst des vergangenen Jahres mit
ökonomischen Schwierigkeiten Schlagzeilen: In der Verlagsbilanz hatten sich
Verluste von mehr als 900.000 Euro angehäuft, auf der Eigenkapitalseite
konnten jedoch lediglich rund 26.000 Euro ausgewiesen werden. Bis zum
Geburtstag am 12. Februar solle das Unternehmen aber mit Hilfe der
Genossenschaft saniert werden, informierte Geschäftsführer Dietmar
Koschmieder auf einer außerordentlichen Vollversammlung der Genossenschaft
im November in Berlin.

Ihren Geburtstag wird die junge Welt am Samstag, den 25. Februar
2017, im historischen Kino International in der Berliner Karl-Marx-Allee
feiern. Neben dem Auftritt von Zeitzeugen werden den 600 Gästen historische
Fotos, Filme und andere Dokumente präsentiert. Durch die Revue führt
Sängerin und Schauspielerin Gina Pietsch. Der weltbekannte uruguayische
Liedermacher und Poet Daniel Viglietti gibt ein exklusives Konzert, der
Hamburger Schauspieler Rolf Becker wird die übersetzten Texte rezitieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

Verlag 8. Mai GmbH, Tageszeitung junge Welt

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030/53 63 55-0; Fax: 030/53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de
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DOKUMENTATION/1337: WDR - "Wo ist mein Zuhause?" - Kinder auf der Flucht, 8.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Wo ist mein Zuhause?" - Kinder auf der Flucht

Ein Film von Heman Zin

aus der Reihe "die story"

Mittwoch, 08.02.2017, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Marwan ist 13. Er erinnert sich, dass er die ganze Fahrt über geweint
hat, auf dem schwarzen Schlauchboot, das ihn nach Griechenland
brachte. "Mein Vater sagte zu mir: "Schließe Deine Augen, alles wird
gut."" Doch als sie endlich ankommen, erkennt Marwan, dass sie noch
lange nicht am Ziel sind. Jetzt beginnt ein langer und anstrengender
Fluchtweg durch Europa, ohne Dach über dem Kopf, ohne gute Kleidung,
ohne zu wissen, was die Zukunft in der Fremde bringt. Seit der Krieg
begonnen hat, sind über 4 Millionen Syrer aus ihrem Land geflohen. Die
Hälfte von ihnen Kinder. "Wo ist mein Zuhause?" erzählt die Flucht aus
ihrer Sicht. Den Horror in Syrien, die Umstände der Flucht. Den Alltag
- fernab von Heimat und Geborgenheit. Ein Jahr lang haben der
preisgekrönte Autor Hernan Zin und sein Team die Kinder begleitet, sie
immer wieder getroffen auf ihrer Flucht. Auf der Suche nach einem
neuen Zuhause.

Hamude ist neun Jahre alt, er ist aus Aleppo geflohen, wegen der
vielen Bomben dort. Er hat gesehen, wie Menschen verfolgt und ermordet
wurden. Sein Onkel und sein kleiner Bruder Hamzeh begleiten ihn auf
dem Weg nach Europa. Als er nach 16 Tagen in Österreich ankommt und
dort einen kleinen Tretroller geschenkt bekommt, ist er glücklich.
Doch sein Weg ist noch nicht zu Ende, er reist weiter nach
Deutschland. Hier soll sein Leben einen Neuanfang nehmen, aber die
Behörden trennen die beiden Brüder zunächst.

'die story' "Wo ist mein Zuhause?" gibt den Schwächsten der
Flüchtlinge eine Stimme. Der Film erzählt von Albträumen, aber auch
von einem großen Willen zu leben.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Februar 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FILM/1443: WDR - "Neufeld, mitkommen!" von Jana Simon, 7.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Neufeld, mitkommen!

von Jana Simon

Dienstag, 07.02.2017, 22.10 - 23.40 Uhr, WDR Fernsehen



Die Geschichte beginnt, nachdem das Schlimmste vermeintlich vorbei
ist. Nick Neufeld ist von seinen Mitschülern gemobbt worden. Sie haben
ihn geschlagen, gedemütigt und misshandelt. Er konnte mit keinem
darüber reden. Die Lehrer schauten weg. Seine Eltern bemerkten endlich
seine Qualen und zeigten die Täter an. Aber das Gericht verhängte nur
eine milde Strafe, es sind ja schließlich Jugendliche. Und nun soll
das Leben weitergehen. Nick soll wieder zur Schule gehen - zusammen
mit seinen Peinigern. Beate und Martin, Nicks Eltern, sollen weiter
leben und arbeiten in ihrer Kleinstadt - mit den Jungen, die ihren
Sohn so drangsaliert haben, mit deren Eltern, mit den Lehrern, mit
allen, die geschwiegen haben.

Während Martin tapfer versucht, zu verdrängen und in sein altes Dasein
zurückzukehren, beginnt Beate zu kämpfen. Wenn es das Gericht schon
nicht tut, will wenigstens sie diejenigen zur Verantwortung ziehen,
die ihrer Meinung nach den Mund hätten aufmachen müssen. Getrieben vom
Verlangen nach Genugtuung und auch von dem Schuldgefühl, selbst zu
spät reagiert zu haben, rennt sie gegen Wände. Niemand will seine
Schuld eingestehen, alle wollen schweigen, vergessen. Auch ihr eigener
Mann und Nick erst recht. Aber der kann nicht vergessen, der ist
traumatisiert. Beate steigert sich immer mehr in die Mission, die sie
sich selbst auferlegt hat. Bis die Verarbeitung dieses Traumas zur
Zerreißprobe für die Familie wird.

Der Filmstoff orientiert sich an einer wahren Begebenheit, die von der
Autorin und Journalistin Jana Simon recherchiert und veröffentlicht
wurde. Dicht an der Realität, leise und manchmal mit verzweifelter
Komik erzählen die Autorinnen eine Geschichte, die mittlerweile zum
Alltag an deutschen Schulen gehört.

Beate Neufeld (Christina Große)

Martin Neufeld (Ole Puppe)

Nick Neufeld (Ludwig Skuras)

Hilde Neufeld (Ursula Karusseit)

Lena Steinke (Greta Bohacek)

Ruben Gohlke (Paul Alhäuser)

Peter Lenz (Elias Kaßner)

Sabine Lenz (Sanne Schnapp)

Sven Müller (Benedict Jacob)

Felix Steinke (Ben Kettler)

Frau Irmer (Tina Engel)

Anwalt (Sebastian Weber)

Frau Schild (Melanie Straub)

Frau Krüger (Maggy Domschke)

Herr Freese (Ronald Kukulies)

Herr König (Maxim Mehmet)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Februar 2017

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de
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FEATURE/732: Deutschlandfunk - Kurdische Abgeordnete werden bedroht, 7.2.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen den Fronten

Kurdische Abgeordnete werden bedroht

Von Michael Enger

Regie: Matthias Kapohl

DLF/NDR/SWR 2017

Das Feature

Dienstag, 07. Februar 2017, 19:15 - 20:00 Uhr, Deutschlandfunk



In der Türkei wurde die Immunität von mehr als einem Viertel der
Parlamentsabgeordneten aufgehoben. Staatspräsident Erdogan möchte vor
allem die Vertreter der kurdischen HDP aus dem Parlament drängen.
Unter ihnen sind auch drei Abgeordnete, die aus Deutschland stammen.
Ziya Pir, Ali Atalan und Feleknas Uca hatten sich 2015 in der Türkei
zur Wahl gestellt, um mitzuhelfen, eine friedliche Lösung in dem seit
Jahrzehnten anhaltenden Kurdenkonflikt zu finden. Doch die neue
Eskalation der Gewalt hat ihre guten Absichten überrollt. Es ist zu
befürchten, dass die Aufhebung der Immunität nur ein erster Schritt
ist bei der Strafverfolgung der demokratisch gewählten
Kurdenvertreter. Das Feature berichtet über die Folgen des wieder
aufgeflammten Krieges in den Kurdengebieten und wirft auch ein
Schlaglicht auf die Folgen des gescheiterten Militärputsches.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 31. Januar 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1474: WDR 3 - "Pixeltunes. Vom Sound der Spiele" von Raphael Smarzoch, 7.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Pixeltunes

Vom Sound der Spiele

Von Raphael Smarzoch

Regie: Alexander Schuhmacher

Produktion: NDR 2016

WDR 3 Hörspiel

WDR 3, Dienstag, 7. Februar 2017, 19.04 - 20.00 Uhr



Soundtracks gibt es nicht nur im Kino. Auch die Musik in
Computerspielen hat sich längst von acht-bit Klängen verabschiedet.
Sie wird heute von Orchestern eingespielt und aufwendig dem
Spielgeschehen angepasst.

Vier Basstöne künden von der drohenden Ankunft einer Sternenflotte.
Der Spieler bedient eine Laserkanone, die seltsame Zischgeräusche von
sich gibt. Das ist der Sound von "Space Invaders" aus dem Jahre 1978.
Mit der Computerspiel-Musik von heute hat das nichts mehr zu tun. Sie
begleitet in Echtzeit die Handlungen der Spieler und verändert sich
dementsprechend. Sie erweckt die Spielwelt zum Leben. In manchen Games
wird sie sogar zu einem zentralen Spielelement. Raphael Smarzoch geht
in "Pixeltunes" den Entwicklungen in der Computerspielmusik nach.

Redaktion: Leslie Rosin

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. Dezember 2016

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),
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MELDUNG/1438: 1LIVE - Deutsche im Silicon Valley, 7.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Deutsche im Silicon Valley

Eine Geschichte von Gewinnern und Verlierern

Reporter: Fabian Schmitz

Moderator: Jörn Behr

1LIVE Plan B Reportage

Dienstag, 7. Februar 2017, 23.00 - 24.00 Uhr



Eine gute Idee, eine Garage und ein bisschen Glück. So zumindest sind
Firmen wie Apple, Amazon oder Google mal entstanden. Das Silicon
Valley im Südwesten der USA ist eine der absurdesten Arbeitsregionen
der Welt. Nirgendwo anders kann man schneller arm oder reich werden,
nirgendwo anders sitzt mehr digitale Macht.

Das Arbeitsleben im Silicon Valley beflügelt die Fantasie, ist
Gegenstand zahlreicher TV-Serien. Dort sieht man Mitarbeiter, die
fröhlich bei Google die Firmenrutsche benutzen, und Start-ups, die
innerhalb von zwei Folgen eine Vollfinanzierung bekommen. Die Realität
sieht allerdings anders aus: Jobs bei Google, Facebook und Co. sind
rar. Nur 0,01 Prozent der jungen Firmen im Valley überleben überhaupt
das erste Geschäftsjahr.

Dennoch versuchen jedes Jahr aufs Neue zehntausende Menschen ihr Glück
in Silicon Valley. Auch aus Deutschland, auch aus dem Sektor. 1LIVE
Reporter Fabian Schmitz trifft sich mit ihnen zum Hausbesuch im
Valley. Er spricht mit denen, die es geschafft haben, mit denen, die
es noch schaffen wollen und mit denen, die gescheitert sind. Er
besucht Inkubatoren, Start-ups und große Firmen. Wie ist es, bei
Google oder Facebook zu arbeiten? Wieso gibt es so gut wie gar keine
Frauen im Valley? Und lohnt sich der ganze Stress überhaupt?

Redaktion: Natalie Szallies

 * 
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MELDUNG/1437: WDR 5 - Brennende Schleimhäute. Schweine im Schlachthof, 8.2.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Brennende Schleimhäute - Schweine im Schlachthof

Von Lutz Reidt

Leonardo - Wissenschaft und mehr

WDR 5, Mittwoch, 8. Februar 2017, 15.04 - 17.00 Uhr



Fast 60 Millionen Schweine werden in Deutschland jährlich
geschlachtet. Alle werden zuerst betäubt, die meisten durch CO2-Gas.
Und das ist das Hauptproblem: es versetzt die intelligenten
Borstenviecher in Panik und bereitet ihnen Höllenqualen, bis sie das
Bewusstsein verlieren. Wissenschaftler arbeiten an alternativen
Betäubungsverfahren.

Redaktion: Detlef Reepen
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MUSIK/2087: Deutschlandradio Kultur - Epiphanias-Kantaten von Christoph Graupner, 7.2.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Protestantische Kirche, Kirchheim

Christoph Graupner

Epiphanias-Kantaten für Solisten, obligate Solo-Instrumente,
Streicher und Basso continuo


Konzert

Dienstag, 07. Februar 2017, 20:03 - 22:30 Uhr, Deutschlandradio Kultur



In rund einem halben Jahrhundert schuf Christoph Graupner mehr als
sieben Mal so viele Kantaten wie Johann Sebastian Bach. Den
Darmstädter Hofkapellmeister Graupner mit einigen seiner vergessenen
Kompositionen wieder in das Bewusstsein der Musikfreunde
zurückzuholen, ist das erklärte Ziel des Kirchheimer BachConsorts.
Graupner, der sich zur Oper berufen fühlte, hat dennoch unzählige
Kantaten komponiert. Thomaskantor Bach, der im geistlichen Fach zu
Hause sein musste, offenbarte dann und wann auch in weltlichen Werken
seine Fertigkeiten im opernhaften Stil. Das Konzert in Kirchheim
vereint also Werke, die nicht im eigentlichen Betätigungsfeld ihrer
Schöpfer lagen, und stellt darüber hinaus dem Publikum unbekannte
Werke von Christoph Graupner vor.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 31. Januar 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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VORTRAG/192: Bonn - "Virtual Reality in der Praxis" am 15. Februar 2017


Virtual Reality in der Praxis - VHS Bonn macht die Technologie
erfahrbar



BN - Virtuelle Realitäten - also das Eintauchen per VR-Brille in
virtuelle Umgebungen - sind der aktuelle Hype der Technologie-Branche.
Die Anwendungen reichen von Spielen über virtuelles Lernen und 
Digital-Tourismus bis zur Medizin. Am Mittwoch, 15. Februar 2017, um 16 Uhr
schildert Timon Vielhaber, Gründer der World of VR GmbH, anhand
praktischer Beispiele die Möglichkeiten, die Virtual Reality bietet.

Wer an der Präsentation im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1,
teilnehmen will, muss sich mit Angabe der Kursnummer 1304 unter
www.vhs-bonn.de oder bei klara.siladji@bonn.de anmelden und sechs Euro
bezahlen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn
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ORTHOPÄDIE/358: Forschung - Auf der Suche nach wirksamen Strategien gegen Gelenkverschleiß (idw)


Universitätsklinikum Magdeburg - 02.02.2017

Auf der Suche nach wirksamen Strategien gegen Gelenkverschleiß

Internationales Forschungsprojekt der Uniklinik Magdeburg mit Partnern aus
Estland und Indien gestartet



An der Orthopädischen Universitätsklinik Magdeburg ist ein
Forschungsprojekt mit internationalen Kooperationspartnern gestartet.
Wissenschaftler aus Indien und Estland sind gemeinsam mit ihren deutschen
Fachkollegen auf der Suche nach neuartigen Wegen zur frühzeitigen Diagnose
von Knorpelverschleiß (Osteoarthrose) an Kniegelenken. Das Projekt wird
mit rund 450.000 Euro vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) gefördert.

Projektleiter und Direktor der Orthopädischen Uniklinik, Prof. Dr.
Christoph Lohmann, erklärt das Ziel dieses Forschungsnetzwerkes: "Es
sollen neuartige Biomarker identifiziert und validiert werden, mit denen
der drohende Gelenkkollaps frühzeitig erkannt werden kann. Wir werden
genetische Risikofaktoren analysieren und auch eine große Zahl von
Patienten mit bestimmten Fettsäuren als Nahrungsergänzungsmittel
versorgen, in der Hoffnung, dass der Knorpelverschleiß verhindert oder
hinausgezögert werden kann."

Die Osteoarthrose des Kniegelenkes wird als der vierthäufigste Grund für
den endoprothetischen Kniegelenksersatz angegeben. Weltweit leiden mehr
als 150 Millionen Menschen an der Arthrose des Kniegelenkes. Besonders bei
den über 60-Jährigen ist diese Zahl noch größer (17 Prozent weltweit). In
30 Prozent der Fälle führt Arthrose zu schwerer Gehbehinderung oder sogar
Gehunfähigkeit. Es ist davon auszugehen, dass in Zukunft die Zahl der
Arthrose-Patienten in der alternden Gesellschaft erheblich steigen wird.

Prof. Dr. Jessica Bertrand, Leiterin Experimentelle Orthopädie: "Bis heute
gibt es noch keine effektive Behandlung, um die Osteoarthrose zu heilen
oder zumindest das Fortschreiten der Erkrankung nachweislich zu hemmen, so
dass die Lebensqualität der Patienten verbessert werden kann." Hilfreich
sind präventive Maßnahmen wie Lebensstiländerungen, Gewichtsabnahme und
Bewegungstherapien. Doch dazu müsste die Krankheit bereits in einem frühen
Stadium erkannt werden, in dem sie noch keine Schmerzen verursacht.
Hierfür wollen wir die Biomarker identifizieren."

Vor kurzem fand in Magdeburg das Kick-off-Meeting des Projekts mit den
Partnern aus Estland und Indien statt. Eingebunden in die
Forschungsprojekte sind auch Ärzte der National University of Singapore.
Mit den Magdeburger Orthopäden gibt es seit mehreren Jahren eine sehr enge
Zusammenarbeit. Dazu gehören Forschungsaufenthalte, Doktorandenbetreuungen
und gemeinsame wissenschaftliche Untersuchungen. So forschte der
orthopädische Chirurg Dr. Gurpal Singh, der das neue Projekt als Partner
in Singapur betreut, im Rahmen eines zweijährigen Aufenthaltes bei den
Magdeburger Ärzten zum Thema "Immunologische Reaktionen und
Abwehrreaktionen bei künstlichen Gelenken". Dr. Singh: "Die bisherige
Zusammenarbeit war schon sehr erfolgreich und wir haben bereits einige
Publikationen veröffentlicht und die Ergebnisse auf verschiedenen
Kongressen unter anderem in Deutschland und im europäischen wie
außereuropäischen Ausland vorgetragen." Diesen erfolgreichen Weg möchten
die an dem Forschungsnetzwerk beteiligten Partner auch in Zukunft
fortsetzen. Prof. Lohmann: "Unser Ziel ist es, neue und effektive
Behandlungsstrategien zu entwickeln, die die Heilung der Arthrose
begünstigen werden."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Magdeburg, Kornelia Suske, 02.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1235: Zum Methodenbewertungsverfahren des sogenannten "PraenaTests" (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 119 - 3. Quartal 2016

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

MEDIZIN

Return to sender

Von Stefan Rehder



Der Gemeinsame Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen steht
 wegen Einleitung eines Methodenbewertungsverfahrens des sogenannten
 "PraenaTests" in der Kritik. Zu Unrecht, wie der folgende Beitrag
 zeigt. Warum sowohl die Kritik als auch ihre Entgegnung trotzdem
 hilfreich sind und Lebensrechtler hoffen lassen sollten.




Politiker, Bioethiker und Kirchenvertreter äußern Kritik am
Vorgehen des Gemeinsamen Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen
(G-BA). Der Grund: Der G-BA hatte auf seiner Sitzung am 18. August in
Berlin die Einleitung eines Methodenbewertungsverfahrens für
nicht-invasive Pränataldiagnostik (NIPT) zur Bestimmung des Risikos
autosomaler Trisomien 13, 18 und 21 bei sogenannten
Risikoschwangerschaften beschlossen. Am Ende des
Methodenbewertungsverfahrens, das sich über einen Zeitraum von bis zu
drei Jahren erstrecken kann, stünde - so die Befürchtung - die
Aufnahme der Methode in den Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkassen. Mit anderen Worten: Der von Lebensrechtlern heftig
kritisierte "PraenaTest", der bereits seit rund zwei Jahren als
"individuelle Gesundheitsleistung" (IGeL) angeboten wird, könnte zu
einer Regelleistung für Risikoschwangere werden, die von den
gesetzlichen Krankenkassen erstattet wird. Mehr noch: "Aufgrund der
bisherigen Erfahrungen mit der Pränataldiagnostik ist zu erwarten,
dass der Test letztlich als Regelleistung für alle Schwangeren
etabliert wird", heißt es in einem Schreiben der
Bundestagsabgeordneten Hubert Hüppe (CDU), Corinna Rüffer (Bündnis
90/Die Grünen), Dagmar Schmidt (SPD) und Kathrin Vogler (Linke) an den
G-BA, der "LebensForum" vorliegt.

Wie die fünf Parlamentarier weiter schreiben, diene der Bluttest
"ausschließlich dazu, nach einer Trisomie zu suchen". Auch habe er
"keinerlei medizinischen Nutzen, wie beispielsweise die bessere
Versorgung von Mutter oder Kind". Trisomien erschienen dadurch als
"ein weiteres von vielen vermeidbaren 'Risiken'". "Bereits heute
entscheidet sich die überwiegende Zahl der Schwangeren bei einem
positiven Testergebnis für den Abbruch der Schwangerschaft." Sorgen
macht den Abgeordneten auch, dass die "Möglichkeit, sehr früh und
'risikoarm' zu testen", eine "gesellschaftliche Erwartung" erzeuge
könne, "diese Angebote nutzen zu müssen". Damit erhöhe sich
"möglicherweise auch der Druck und die individuelle Verantwortung, ein
'perfektes Kind' zu gebären. Eltern, die sich dann gegen den Test oder
wissentlich für ein behindertes Kind entscheiden, könnten immer mehr
in Erklärungsnöte geraten."

Kritisiert wird ferner, dass das Methodenbewertungsverfahren nach
§ 135 Abs. 1 SGB V (Anm. d. Redaktion: Sozialgesetzbuch 5)
lediglich vorsehe, den "diagnostischen und therapeutischen Nutzen der
neuen Methode sowie deren medizinische Notwendigkeit und
Wirtschaftlichkeit" zu prüfen. Der Brief schließt mit der Bitte, "im
weiteren Verfahren und bei allen Entscheidungen, insbesondere bei der
Bewertung des 'Nutzens' eines solchen Tests, die ethischen und
gesellschaftlichen Konsequenzen zu berücksichtigen". Nach Ansicht der
Abgeordneten solle dies "im Rahmen einer ernsthaften, intensiven und
öffentlichen Debatte geschehen, bei der insbesondere auch Verbände und
Selbstorganisationen von Menschen mit Behinderungen einbezogen
werden".

Schriftlich an den G-BA wandte sich auch der Vorsitzende der
"Unterkommission Bioethik" der Deutschen Bischofskonferenz, der
Rottenburger Bischof Gebhard Fürst. "Alle empirischen Forschungen"
zeigten, "dass der Praenatest in der Praxis als reines
Selektionsinstrument wirkt, das einen Abtreibungsautomatismus in Gang
setzt. Statistiken der Behindertenverbände legen offen, dass bereits
jetzt rund 90 Prozent der Trisomie-Verdachtsfälle zum Tod des Embryos
führen. Wenn man die bisherige Praxis der ärztlichen Beratung und den
gesellschaftlichen Druck auf Eltern behinderter Kinder hinzunimmt, ist
zu befürchten, dass die Aufnahme des Bluttests in die verbindlichen
Leistungen gesetzlicher Krankenkassen die Abtreibung von menschlichen
Embryonen mit abweichendem genetischem Befund in rasanter Weise
befördern wird", so Fürst, der von 2001 bis 2005 selbst Mitglied des
"Nationalen Ethikrats" war, Vorgänger jenes Gremiums, das heute
Bundesregierung und Parlament in bioethischen Fragen berät.

"Die Selektion menschlichen Lebens nach genetischen Kriterien"
verstoße, so Fürst, "gegen die unbedingte Pflicht, die Würde des
Menschen zu achten". Auch und gerade Menschen mit einer erwarteten
Behinderung oder Krankheit komme diese Würde und somit ein Recht auf
Leben zu. Mit hoher Wahrscheinlichkeit würden sich in der Bevölkerung
jedoch "weitere Verschiebungen in der Einstellung zum Lebensrecht
Behinderter" ergeben, "wenn ein risikoarmer Test zur Feststellung der
Trisomie 21 zur Routineuntersuchung einer Schwangeren wird". "Insofern
der Bluttest einer solchen Selektionsmentalität und Diskriminierung
Behinderter Vorschub leistet, steht er in einem bizarren Widerspruch
zu den vom Gesetzgeber und der Politik ansonsten zu Recht betonten
gesellschaftlichen Zielen der Solidarität und Inklusion. Er wäre als
eine schädliche Praxis im Sinne von Artikel 8 der
UN-Behindertenkonvention anzusehen, zu deren Verhinderung der Staat
verpflichtet ist", so der Bischof weiter.

Kritik an der Einleitung des Bewertungsverfahrens kam auch von
Vereinen und Verbänden. Eine Woche vor der Sitzung des G-BA
kritisierten eine ganze Reihe von ihnen in einem "Offenen Brief" an
den G-BA, dass der Antrag auf Einleitung des Verfahrens "- wie bereits
bei der geplanten Erprobung von NIPT - ohne Kommunikation mit
Zivilgesellschaft und Öffentlichkeit gestellt" und auf die
Tagesordnung gesetzt worden sei. Zu den Unterzeichnern des Schreibens
gehören unter anderen das "Gen-ethische Netzwerk" mit Sitz in Berlin,
der Essener Verein "Bioskop", das "Netzwerk gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik" und die "Deutsche Gesellschaft für
Hebammenwissenschaft" in Münster.

"Bis zum 29. Juli dieses Jahres, dem Datum der Veröffentlichung der
Tagesordnung für die Sitzung", habe die Öffentlichkeit davon ausgehen
müssen, "dass der G-BA an einer Erprobungs-Richtlinie arbeitet, die
den Rahmen (Zeitraum, Studienpopulation, Indikationen etc.) für eine
probeweise Übernahme der Bluttests in die Regelversorgung festlegt."
Die Ankündigung dieses "nun offensichtlich ad acta gelegten Vorhabens
im April 2014" habe "nicht nur bei Behindertenrechtsaktivist*innen und
anderen zivilgesellschaftlich engagierten Gruppen und Organisationen
Kritik und Widerspruch hervorgerufen, sondern auch zu
fraktionsübergreifenden Initiativen im Deutschen Bundestag geführt".

Am 20. März 2015, einen Tag vor dem Welt-Down-Syndrom-Tag, hatten 150
Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen dies zum Anlass genommen, an
die Bundesregierung eine sogenannte "Kleine Anfrage"
(Bundestagsdrucksache 18/4574) zu stellen. Unter dem Titel
"Vorgeburtliche Blutuntersuchung zur Feststellung des Down-Syndroms"
wollten die Parlamentarier darin von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie sich die "Zahl der mit Trisomie 21 lebend geborenen Kinder
in Deutschland" während der letzten 15 Jahre entwickelt hat, und "das
Augenmerk auf eine möglicherweise verhängnisvolle Entwicklung in der
Pränataldiagnostik" lenken. Initiiert wurde die "Kleine Anfrage" von
denselben fünf Abgeordneten, die sich auch brieflich an den G-BA
wandten.

Der war um eine Antwort nicht verlegen. Mit Datum vom 19. August
schrieben der Vorsitzende des G-BA, Professor Josef Hecken, und neun
weitere Mitglieder: "Wir sind sehr dankbar dafür, dass Sie (...)
nunmehr in einem weiteren Schritt entschlossen zu sein scheinen, eine
parlamentarische Diskussion und Willensbildung zu der Fragestellung
herbeizuführen, ob und wie weit molekulargenetische Testverfahren in
der Schwangerschaft zur Anwendung gelangen können."Die Fragestellung
gehe zudem "weit über den konkret im Gemeinsamen Bundesausschuss zur
Beratung vorliegenden Sachverhalt im Einzelfall hinaus". Denn es sei
damit zu rechnen, "dass schon in absehbarer Zeit weitere
molekulargenetische Testverfahren zur Verfügung stehen, die über die
Trisomie hinausgehen und die ebenso wie die Entscheidung über das
jetzige Verfahren fundamentale ethische Grundfragen unserer
Werteordnung berühren, die der Gemeinsame Bundesausschuss im Rahmen
seiner ihm in den gesetzlichen Vorschriften über die Durchführung von
Methodenbewertungsverfahren gegebenen, eher
wissenschaftlich-technischen Prüfkompetenzen weder allein beantworten
kann noch allein beantworten darf". "Gerade weil fundamentale ethische
Grundfragen unserer Gesellschaft berührt sind, ist nach unserer
gemeinsamen Überzeugung auch der Parlamentsgesetzgeber gefordert, hier
Grenzen und Bedingungen zu definieren."

Mit anderen Worten: Der G-BA nimmt die Kritik der Abgeordneten auf und
schickt sie - höflich, aber zugleich unmissverständlich - zurück an
den Absender. Frei nach dem Motto: Im Grunde führen wir doch nur die
von euch erlassenen Gesetze aus. Was auf den ersten Blick aussehen
mag, als wolle der G-BA hier bloß den ihm zugeschobenen Schwarzen
Peter wieder loswerden, ist in Wirklichkeit ein Lehrstück, wie
gelungene Kommunikation von Einrichtungen und Institutionen mit den,
den Souverän repräsentierenden, gewählten Volksvertretern auszuschauen
vermag.

Mit der Einleitung des "regulären Methodenbewertungsverfahrens wollten
und wollen wir gerade auch einen Zeitraum für eine breite
gesellschaftliche und vor allem parlamentarische Debatte über
pränataldiagnostische Testverfahren schaffen", heißt es in dem
Antwortschreiben des G-BA. Für die Dauer des Verfahrens, das bis zu
drei Jahren dauern könne, verbleibe es beim Status quo, "das heißt,
der in Rede stehende Test wird im ambulanten Bereich nicht zur
Pflichtleistung der gesetzlichen Krankenversicherung". Deshalb sei
auch der Eindruck unzutreffend, das eingeleitete
Methodenbewertungsverfahren sei gravierender als die Beschlussfassung
über eine Erprobungsrichtlinie nach § 137e SGB V. Vielmehr sei
das Gegenteil der Fall. "Im Rahmen einer Erprobungsrichtlinie wäre der
Test in der Erprobungsphase für die eingeschlossenen Personengruppen
im ambulanten Bereich zu Lasten der gesetzlichen Krankenkassen
finanziert worden." "Bereits mit der Einleitung des
Erprobungsverfahrens, die nicht aufgrund einer Veranlassung aus dem
Gemeinsamen Bundesausschuss, sondern auf Initiative des Herstellers im
Rahmen des ihm vom Gesetzgeber in § 137e SGB V eingeräumten
Antragsrechts erfolgte", sei man sich bewusst gewesen, "dass dieses
Verfahren neben den standardmäßig zu prüfenden medizinischen
Gesichtspunkten in fundamentaler Weise ethische Fragestellungen
berührt, die nie aus dem Blick geraten dürfen. Gerade um diese
Perspektive zu stärken, bietet das regulär dreijährige
Methodenbewertungsverfahren Raum, neben den üblichen
wissenschaftlichen Fachgesellschaften auch andere hier bedeutsame
gesellschaftliche Organisationen wie beispielsweise den Deutschen
Ethikrat einzubeziehen."

Und weiter: "Neben diesen uns möglichen Schritten (...) würden wir uns
auch eine parlamentarische Diskussion wünschen, denn die zu treffende
Entscheidung ist eingebettet in eine Reihe anderer Rahmenbedingungen,
die beachtet werden müssen und gegebenenfalls einer Korrektur durch
den Gesetzgeber bedürfen." Dabei hebt der G-BA unter anderem den
Leistungsanspruch auf eine Fruchtwasseruntersuchung bei
Risikoschwangerschaften sowie die sogenannte
Kind-als-Schaden-Rechtsprechung hervor.

Damit sollte sich arbeiten lassen können. Die Kritiker des G-BA täten
nach diesen Erklärungen gut daran, ihre vorhandenen Expertisen zu
bündeln und eine Gesetzesinitiative vorzubereiten, die Tests, die
keine therapeutische Funktion besitzen, die gesetzliche Grundlage
entziehen und eine Kind-als-Schaden-Rechtsprechung verunmöglichen.
Dafür im Bundestag eine Mehrheit zu organisieren, mag alles andere als
einfach sein - unmöglich ist es aber nicht.

Wer das bestreitet, dem sei ein Gedankenexperiment empfohlen:
Angenommen, Forscher fanden heraus, Homosexualität ließe sich
vererben, genetisch lokalisieren und mittels eines Bluttests mit einer
hohen Wahrscheinlichkeit vorhersagen; wäre es dann vorstellbar, dass
in Deutschland darüber diskutiert würde, ob die Entwicklung eines
solchen Tests mit Steuergeldern (wie dies beim "PraenaTest" der Fall
war) gefördert werden könne? Könnte jemand, der hier die "Freiheit der
Wissenschaft" in Anschlag brächte, mit etwas Anderem rechnen, als vom
Hof gejagt zu werden? Wäre es denkbar, dass mehr als 200 Praxen Tests
anböten, mit denen Paare nach einem "Homo-Gen" bei ihrem ungeborenen
Kind fahnden könnten? Würde es für irgendjemand eine Rolle spielen,
dass dieser Test für die Schwangere risikoloser wäre als alternative
Methoden? Könnte jemand mit Verständnis rechnen, der argumentierte,
die Erziehung eines homosexuell veranlagten Kindes sei nicht allen
Eltern zumutbar? Nichts dergleichen wäre vorstellbar. Jedem wäre klar,
dass ein solcher Test eine tödliche Diskriminierung ermöglichte, die
nicht geduldet werden kann. Warum sollte das beim Down-Syndrom anders
sein?

 * 
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FORSCHUNG/3654: Neuronaler Schaltkreis kreist ums Essen (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 01.02.2017

Neuronaler Schaltkreis kreist ums Essen



Die Suche nach Nahrung ist ein Urinstinkt von Mensch und Tier. Aber was
sich dabei genau im Gehirn abspielt, war bislang unbekannt.
Wissenschaftler vom Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) in
Berlin und dem Exzellenzcluster NeuroCure konnten nun die Wissenslücke
schließen: Sie haben einen neuronalen Schaltkreis entdeckt, der die
Nahrungssuche aktiviert. Spektakulär daran ist, dass die Aktivierung des
Signalwegs unabhängig vom Hunger ist. Der Fund erlaubt ein völlig neues
Verständnis von biologischen als auch krankhaften Prozessen.
Beispielsweise könnten neue Therapien gegen Essstörungen entwickelt
werden.

Die Forschungsergebnisse wurden soeben im Fachmagazin "Nature"
publiziert. 

Wenn die eigenen Gedanken ums Essen kreisen, obwohl man eigentlich satt
ist, ist das ganz normal. Denn Nahrungssuche ist ein angeborener Instinkt.
Während das Jagen und Sammeln für unsere Vorfahren überlebenswichtig war,
führt uns das evolutionäre Erbe im 21. Jahrhundert an den Kühlschrank oder
in den nächsten Supermarkt. Aus Sicht von Neurowissenschaftlern ist dieser
Vorgang hochinteressant, nicht zuletzt weil Störungen in diesem Bereich
möglicherweise Essstörungen wie Magersucht erklären können. Doch dafür
muss man erst einmal die neuronalen Mechanismen kennen, die der
Nahrungssuche zugrunde liegen.

Kommunikation im Hypothalamus erfolgt über blitzschnelle Wellen

Dass rasend schnelle Wellen mit 30 bis 100 Schwingungen pro Sekunde im
Gehirn wesentliche kognitive Funktionen wie Gedächtnis, Aufmerksamkeit und
geistige Flexibilität unterstützen, war bekannt; nicht aber, ob und wie
sie auch an überlebenswichtigem Verhalten wie der Nahrungssuche beteiligt
sind. Dr. Tatiana Korotkova and Dr. Alexey Ponomarenko konnten jetzt genau
diesen Nachweis erbringen: Die beiden Wissenschaftler vom Leibniz-Institut
für Molekulare Pharmakologie (FMP) in Berlin und dem Exzellenzcluster
Neurocure haben jenen neuronalen Schaltkreis entdeckt, der die
Nahrungssuche aktiviert, und dabei zeigen können, dass sogenannte Gamma
Oszillationen diesen Mechanismus im lateralen Hypothalamus über Eingänge
vom lateralen Septum organisieren. Die blitzschnellen Wellen helfen
demnach, Informationen direkt an den Hypothalamus, wo unter anderem das
Essverhalten reguliert wird, weiterzuleiten. Den Code, den die Gamma
Oszillationen dabei für ihre Kommunikation benutzen, konnten die Forscher
ebenfalls knacken.

"Zusammen mit Kollegen aus den USA und Großbritannien konnten wir den
Schaltkreis auf verschiedenen Ebenen präzise charakterisieren - von
anatomischen Verbindungen bis hin zur Erregung einzelner Zellen",
beschreiben Tatiana Korotkova und Alexey Ponomarenko die
Forschungsergebnisse, die nun im angesehenen Fachmagazin "Nature"
erschienen sind.

Optogenetik bringt neuronales Geschehen ans Licht

Dem neuronalen Schaltkreis waren die Forscher mit Hilfe der Optogenetik
auf die Spur gekommen, ein Verfahren, das durch Lichteinwirkung die
Steuerung spezieller Signalwege im Gehirn erlaubt. In diesem Fall regte
das Licht Mäuse an, nach Futterquellen zu suchen, selbst dann, wenn sie
gar nicht hungrig waren. "Es war beeindruckend zu sehen, dass Gamma
Oszillationen im lateralen Hypothalamus so einen starken Effekt auslösten,
wo diese Hirnregion doch bisher hauptsächlich für ihr Ansprechen auf
chemische und hormonelle Signale bekannt war", berichtet die Doktorandin
Marta Carus.

Nahrungssuche ist unabhängig vom Hunger

Bemerkenswert auch: Das Auffinden von Futter führte nicht dazu, dass die
kleinen Nager mehr fraßen. Das spricht dafür, dass Nahrungssuche und
Essverhalten teilweise unabhängige Mechanismen haben, was später in den
Experimenten auch bestätigt werden konnte. "Geeignetes Futter zu finden,
ist in der freien Natur ein zeitraubendes Unterfangen", erklärt Korotkova,
"deshalb beginnen Tiere schon damit, bevor sie hungrig werden und es
vielleicht zu spät sein könnte."

Auf den Menschen übertragen bedeutet das: "Wahrscheinlich ist es dieser
Schaltkreis, der uns veranlasst, die Restaurants in einer fremden Stadt
abzuchecken oder immer wieder einen Blick in den Kühlschrank zu werfen",
sagt die Biologin. "Wir wissen jetzt auch, dass der präfrontale Kortex,
das ist eine Hirnregion, die zielgerichtetes Verhalten koordiniert, dabei
eine wichtige Rolle spielt."

Die Trennung zwischen Nahrungssuche und Nahrungsaufnahme konnten die
Forscher unterdessen auf Zellebene belegen. Während der Gamma-Oszillationen
wurden nahrungsassoziierte Zellen getrennt von nicht-nahrungsassoziierten
Zellen aktiviert, und zwar mit einem hoch präzisen Timing. "Dass durch die
rhythmischen Einwirkungen auf den Hypothalamus nahrungsassoziierte Zellen
selektiv beeinflusst wurden, gibt uns einen wunderbaren Einblick, wie
Struktur und Funktion im Gehirn interagieren", betont Grundlagenforscher
Alexey Ponomarenko. Er fügt hinzu: "Wir haben gesehen, dass die Gamma
Oszillationen durch Informationsübermittlung zwischen Hirnregionen und
Zelltypen ein überlebenswichtiges Verhalten steuern."

Grundlage für neue Therapien gegen Essstörungen gelegt

Besonders interessant für Neurowissenschaftler ist die Erkenntnis, dass
die Nahrungssuche von dem physiologischen Bedürfnis nach Nahrung
entkoppelt ist. Bei Essstörungen scheint dieser Mechanismus jedoch nicht
richtig zu funktionieren. Während die einen über den Hunger hinaus essen,
meiden andere jeden Kontakt zur Nahrung. Nach Ansicht der Wissenschaftler
wäre es besonders wünschenswert, mit den Forschungsergebnissen
Magersüchtigen helfen zu können, da diese Erkrankung die psychische
Störung mit der höchsten Sterblichkeitsrate ist.

Das Verständnis der dahinterliegenden neuronalen Mechanismen führt
vielleicht nicht zu einem Wundermedikament, kann jedoch laut Tatiana
Korotkova und Alexey Ponomarenko den Weg zu innovativen Therapien gegen
Essstörungen ebnen.


Quelle:

Carus-Cadavieco M*, Gorbati M*, Ye L, Bender F, van der Veldt S, Kosse C,
Börgers C, Lee SY, Ramakrishnan C, Hu Y, Denisova N, Ramm F, Volitaki E,
Burdakov D, Deisseroth K, Ponomarenko A*õ, Korotkova T*õ (2017). Gamma
oscillations organize top-down signaling to hypothalamus and enable food
seeking. Nature, doi: 10.1038/nature21066.

* equally contributed authors, õ-corresponding authors

This work was supported by The Human Frontier Science Program (HFSP;
RGY0076/2012, TK, DB), Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG; Exc 257 NeuroCure,
TK and AP; SPP1665, AP), NIH (the Collaborative Research in Computational
Neuroscience, CRCNS; 1R01 NS067199, CB), The German-Israeli Foundation for
Scientific Research and Development (GIF; I-1326-421.13/2015, TK).
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AG Behavioural Neurodynamics
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Charité Campus Mitte
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Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP)

Robert-Rössle-Straße 10, 13125 Berlin

Silke Oßwald

Email: osswald@fmp-berlin.de

- Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) gehört zum
Forschungsverbund Berlin e.V. (FVB), einem Zusammenschluss von acht
natur-, lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. In
ihnen arbeiten mehr als 1.900 Mitarbeiter. Die vielfach ausgezeichneten
Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Entstanden ist der
Forschungsverbund 1992 in einer einzigartigen historischen Situation aus
der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fmp-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245
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FORSCHUNG/3653: Immunsystem mit Zeitschaltuhr (idw)


Gemeinsame Pressemeldung - 01.02.2017

Deutsches Krebsforschungszentrum

Universitätsklinikum Heidelberg

Immunsystem mit Zeitschaltuhr



Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum und vom
Universitätsklinikum Heidelberg entdeckten einen bislang unbekannten
Rückkopplungsmechanismus des menschlichen Immunsystems. Er zeigt, wie das
angeborene Immunsystem bei einer Virusinfektion schnell aktiviert, aber nach
einigen Stunden auch wieder langsam gebremst wird. Auf diese Weise wird eine
überschießende Immunreaktion mit Zellschäden verhindert. Die Ergebnisse
wurden nun in der Zeitschrift "Molecular Cell" veröffentlicht.

Infizieren Viren, z.B. Influenza ("Grippe")- oder Hepatitis-C-Viren, eine
Zelle, reagiert das angeborene Immunsystem des Menschen sofort: Es
schüttet Botenstoffe aus, die umliegende Zellen warnen, eine
Entzündungsreaktion auslösen und das erworbene Immunsystem aktivieren.
Heidelberger Wissenschaftler haben jetzt einen Mechanismus entdeckt, der
diese Abwehrkaskade wieder bremst und damit langfristig Zellschäden und
möglichen Autoimmunerkrankungen vorbeugt: Ein Sensor für Infektionen mit
so genannten RNA-Viren ist der Rezeptor RIG-I (retinoic acid inducible
gene I), der das Erbgut der Viren an seiner speziellen Struktur erkennt,
bindet und dann Abwehrreaktionen auslöst. Circa acht Stunden nach der
Infektion aktiviert RIG-I auch seinen eigenen Gegenspieler: DAPK1 (death
associated protein kinase 1), ein schon länger bekanntes Enzym, das - wie
der Name schon sagt - destruktiv wirkt. Das Enzym inaktiviert RIG-I, so
dass es RNA-Viren nicht mehr erkennen kann. Die Abwehr wird gebremst. Die
Ergebnisse seiner Arbeitsgruppe konnte Dr. Marco Binder - vormals
Stipendiat der Medizinischen Fakultät Heidelberg am Zentrum für
Infektiologie, jetzt Arbeitsgruppenleiter am DKFZ - nun in der
Fachzeitschrift "Molecular Cell" veröffentlichen.

Interessanterweise verfügt dieser Regulationsmechanismus über eine Art
Zeitschaltuhr, die dafür sorgt, dass RIG-I zunächst ungebremst die
Verteidigung gegen die Viren vorantreiben kann. Die aktuelle Studie zeigte
am Beispiel von Influenzaviren, die menschliche Zellen infizierten, dass
DAPK1 erst circa acht Stunden nach der Infektion aktiviert wird. "Sobald
DAPK1 voll aktiv ist, sehen wir, wie im Gegenzug das antivirale
Abwehrprogramm langsam wieder heruntergefahren wird. Im weiteren Verlauf
unserer Forschung konnten wir zeigen, dass dies nicht nur eine zufällige
zeitliche Korrelation war, sondern ursächlich zusammenhängt", sagt Dr.
Marco Binder. Ohne eine solche Gegenregulation des Körpers würde es zu
einer überschießenden Ausschüttung von Botenstoffen der angeborenen
Immunabwehr kommen, was zellschädigende Entzündungen und langfristig
Autoimmunerkrankungen auslösen kann.

Hepatitis C-Infektion und Leberkrebs: DAPK1 könnte Tumorwachstum
fördern

Die neuen Erkenntnisse könnten einen Hinweis darauf geben, warum eine
chronische Infektion mit Hepatitis C-Viren bei einigen Patienten zu
Leberkrebs führt. Hepatitis C-Viren gelingt es, die körpereigene Abwehr zu
überlisten und sich dauerhaft in Leberzellen einzunisten. Der Sensor RIG-I
bleibt dabei fortwährend aktiv und könnte auf diese Weise auch DAPK1
permanent aktivieren. "Aktuelle Studien zeigen, dass bei bestimmten sehr
aggressiven Tumoren eine Aktivierung von DAPK1 das Tumorwachstum massiv
fördert", fasst Dr. Marco Binder zusammen. "Wenn bei einer chronischen
Hepatitis C-Infektion die ständige, latente Aktivierung von DAPK1 mit
bestimmten genetischen Defekten zusammentrifft, ist das, als ob man Öl ins
Feuer gießt." In Zukunft wollen die Forscher die Frage klären, ob
beispielsweise ein Zusammenhang mit einem Defekt im p53-Gen besteht, das
als "Wächter des Genoms" wichtig für die DNA-Reparatur ist.

Die Heidelberger Wissenschaftler kamen dem neuen Regelkreis auf die Spur,
indem sie in menschlichen Zellkulturen nacheinander alle bekannten
719 menschlichen Kinase-Gene gentechnisch ausschalteten. Dabei stellten sie
fest, dass die Kinase DAPK1 das antivirale Programm der Zelle messbar
bremst, indem es eine Phosphatgruppe auf RIG-I überträgt. Die
Phosphorylierung inaktiviert das RIG-I und die Viren konnten sich
ungebremst vermehren.


Literatur:

Willemsen et al. (2017): Phosphorylation-Dependent Feedback Inhibition of RIG-I
by DAPK1 Identified by Kinome-wide siRNA Screening. Molecular Cell 2017. 

http://dx.doi.org/10.1016/j.molcel.2016.12.021

Weitere Informationen im Internet:

http://www.dkfz.de/de/virus-assoziierte-karzinogenese/groups/AGBinder/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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Quelle:
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Deutsches Krebsforschungszentrum, Dr. Sibylle Kohlstädt, 01.02.2017
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AUSLAND/2425: Libyen ist kein sicherer Ort (Ärzte ohne Grenzen) 


Ärzte ohne Grenzen - 03. Februar 2017

Libyen ist kein sicherer Ort 



Tripolis/Berlin, 3. Februar 2017. Angesichts unmenschlicher Bedingungen für
Geflüchtete in Libyen kritisiert Ärzte ohne Grenzen die Pläne der EU, in
Kooperation mit den libyschen Behörden die Fluchtroute nach Italien zu
blockieren. Beim heute beginnenden informellen EU-Gipfel auf Malta beraten
Staats- und Regierungschefs über diese Pläne. Teams von Ärzte ohne Grenzen
leisten seit Juli 2016 medizinische Hilfe für Flüchtlinge und Migranten in
Internierungslagern in Tripolis und Umgebung. Die Menschen werden
willkürlich unter unmenschlichen und unhygienischen Bedingungen
eingesperrt. Oft gibt es nicht genug Nahrung und sauberes Wasser und keinen
Zugang zu medizinscher Versorgung.

"Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten müssen der Realität ins
Auge sehen: Libyen ist kein sicherer Ort", sagt Arjan Hehenkamp,
Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in Amsterdam, der am Donnerstag von
Besuchen in Internierungslagern in Tripolis zurückgekehrt ist. "Menschen
dorthin zurückzubringen oder dort festzuhalten ist eine unmenschliche
Flüchtlingspolitik. Recht und Gesetz sind in Libyen zusammengebrochen.
Menschen aus Ländern südlich der Sahara werden ohne Prozess eingesperrt und
haben keine Möglichkeit, gegen diese ungesetzliche Haft vorzugehen. Die
Gefangenen sind völlig von der Außenwelt abgeschlossen. Sie versuchen
verzweifelt, ihren Familien mitzuteilen, dass sie noch leben. Die Menschen,
mit denen ich gesprochen habe, wussten auch nach monatelanger Haft nicht,
was mit ihnen passieren wird."

Ärzte ohne Grenzen arbeitet in sieben Internierungslagern für Geflüchtete
in Tripolis und Umgebung. Die Geflüchteten werden unter unmenschlichen
Bedingungen festgehalten: Es gibt kaum natürliches Licht oder Belüftung.
"Viele der Einrichtungen sind gefährlich überfüllt. Die menschenunwürdigen
Umstände sind erschreckend", so Hehenkamp. Ärzte ohne Grenzen behandelt in
den Lagern rund 500 Menschen pro Woche. Die Patienten leiden an
Atemweginfektionen, Durchfall- und Hauterkrankungen sowie Harnweginfektionen,
meist durch die Haftbedingungen verursacht.

In den Lagern gibt es zu wenig Nahrung, so dass die Menschen anfällig für
Krankheiten sind. Die Teams sehen Erwachsene, die unter Mangelernährung
leiden. Gefangene bekommen teils weniger als einen Liter sauberes Wasser
pro Person am Tag zugeteilt. Es gibt zu wenig Latrinen und Duschen, und die
Sanitäranlagen sind in schlechtem Zustand, so dass sich Hautkrankheiten,
Läuse, Krätze und Flöhe verbreiten.

Ein kürzlich veröffentlichter Bericht der UN weist auf die Gewalt und den
Missbrauch hin, welche viele in Gefangenschaft erleiden. Die Menschen
erleben Gewalt und Ausbeutung durch Sicherheitskräfte, Milizen,
Schmugglernetzwerke, kriminelle Gruppen und Einzelpersonen. Auch die Teams
von Ärzte ohne Grenzen auf den Rettungsschiffen im Mittelmeer haben von den
50.000 Menschen, die sie seit 2015 in den Gewässern vor Libyen aus Seenot
gerettet haben, viele Berichte von extremer Gewalt gehört.

"Das Fehlen eines funktionierenden Asylsystems in Libyen bedeutet, dass
Schutzsuchende derzeit keine Chance auf faire und effiziente Verfahren im
Einklang mit internationalem und regionalem Flüchtlingsrecht haben", so
Hehenkamp. "Die EU stellt die Realität in Libyen falsch dar: Das Land ist
kein sicherer Ort für Schutzsuchende. Menschen in Libyen festzuhalten oder
sie dorthin zurückzuschicken führt die Grundwerte der EU - Menschenwürde
und Rechtsstaatlichkeit - ad absurdum."


Einen Bericht zur Hilfe von Ärzte ohne Grenzen in den Internierungslagern
in Tripolis finden Sie hier:

https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/libyen-2016-behandlung-gefangene-migranten

Berichte von Geretteten auf den Rettungsschiffen von Ärzte ohne Grenzen im
Mittelmeer finden Sie hier:

https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/libyen-gewalt-fluechtlinge

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 03. Februar 2017

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany
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DEPRESSION/165: Forschung - Leichter loslassen ... Depression als Lebenshelfer? (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 02.02.2017

Leichter loslassen - Depression als Lebenshelfer?

Psychologische Studie der Uni Jena belegt: Patienten mit Depressionen
können sich leichter von unerreichbaren Zielen lösen als gesunde Menschen



Gib niemals auf! Schon im Kleinkindalter bekommen wir diesen Satz zu
hören, wenn der Turm aus Bauklötzen einfach nicht stehen bleiben oder das
Fahrradfahren noch nicht so recht klappen will. Nicht aufgeben, am Ball
bleiben - nur mit der richtigen Motivation, so lernen wir, gelingt es, die
selbstgesteckten Ziele zu erreichen. "Das mag für viele Lebensbereiche
stimmen, ob im Beruf, im Sport oder der Familie", sagt Prof. Dr. Klaus
Rothermund von der Friedrich-Schiller-Universität Jena. Doch ein allzu
ehrgeiziger Lebensplan könne auch zur Falle werden, so der Inhaber des
Lehrstuhls für Allgemeine Psychologie. Dann nämlich, wenn die verfolgten
Ziele gar nicht erreichbar sind.

"Manche Menschen entwickeln aus einem solch vergeblichen Bemühen heraus
eine Depression", weiß Rothermund. Dass das Ziel in weiter Ferne bleibt,
egal wie sehr man sich müht, mache hilflos und gebe das Gefühl von
Kontrollverlust. Doch das muss nicht zwangsläufig eine psychische
Sackgasse sein: Die Depression bietet für die Betroffenen vielmehr auch
Chancen, wie die Psychologiestudentin Katharina Koppe und Prof. Rothermund
jetzt mit einer Studie belegen. Im Fachmagazin "Journal of Behavior
Therapy and Experimental Psychiatry" zeigen sie, dass es Patienten mit
einer Depression deutlich besser gelingt, sich von unerreichbaren Zielen
zu lösen, als gesunden Personen (DOI: 10.1016/j.btep.2016.10.003).

Wer aufgibt - gewinnt

Und das ist, psychologisch betrachtet, ein großer Vorteil. "Wer aufgibt,
gewinnt", sagt Katharina Koppe, "auch wenn das zunächst paradox klingt",
unterstreicht die Erstautorin der Studie. In der Fähigkeit loszulassen, so
die Jenaer Psychologen, liege eine wichtige adaptive Funktion der
Depression. Vereinfacht ausgedrückt: Ist die Diskrepanz zwischen meinem
persönlichen Ziel und meinen gegenwärtigen Möglichkeiten zu groß, sollte
ich mir besser ein realistischeres Ziel suchen und mich von dem alten
verabschieden.

Für ihre Untersuchung haben die Psychologen der Uni Jena Patienten mit
Depression und gesunden Probanden eine einfache Aufgabe gestellt: Sie
mussten Anagramme - Buchstabenrätsel - lösen. Dabei handelt es sich um
Wörter, deren Buchstaben in falscher Reihenfolge angegeben sind. Zum
Beispiel muss das Anagramm SESWIN zu WISSEN oder SIEGOT zu EGOIST sortiert
werden. In einer bestimmten Zeit galt es für die Probanden so viele
Anagramme wie möglich zu lösen. Was die Probanden nicht wussten: Manche
der Anagramme waren gar nicht lösbar, das heißt, sie ließen sich nicht zu
einem sinnvollen Wort umstellen. "Diese unlösbaren Aufgaben
repräsentierten quasi unerreichbare Ziele, von denen es galt, sich
möglichst frühzeitig zu lösen, um die Zeit effektiv zu nutzen", erläutert
Katharina Koppe. Wie sich in den Testreihen herausstellte, wandten die
depressiven Patienten insgesamt signifikant weniger Zeit für die
unlösbaren Anagramme auf als die Kontrollgruppe, während sich die
Bearbeitungszeiten für die lösbaren Aufgaben zwischen beiden Gruppen nicht
unterschieden.

Krise als Chance zur persönlichen Weiterentwicklung

Auch wenn es sich bei diesem Test um einen sehr einfachen Aufgabenbereich
handelt, der sich sicherlich nicht 1:1 auf andere Herausforderungen des
alltäglichen Lebens übertragen lässt, sehen die Jenaer Psychologen darin
doch wichtige Anhaltspunkte für einen veränderten Blick auf die
Depression. "Aus dem generellen Motivationsdefizit, das für viele
depressive Patienten typisch ist, resultiert offenbar eine höhere
Zielablösefähigkeit und das könnte man sich in der Therapie zunutze
machen", überlegt Prof. Rothermund. So könne eine Strategie sein, die
unerreichbaren Ziele, die Patienten in die Depression geführt haben, zu
identifizieren und die Ablösung davon gezielt zu unterstützen. "Wenn wir
aufhören, Depression allein als ein psychologisches Hindernis zu sehen,
das einfach wegtherapiert werden muss, können wir die Krise des Patienten
vielleicht auch als Chance zur persönlichen Weiterentwicklung nutzen", ist
auch Katharina Koppe überzeugt. Allerdings bedürfe es dazu zunächst noch
deutlich mehr Forschung zu dieser Thematik.


Original-Publikation:

Koppe K and Rothermund K (2017) Let it go: Depression facilitates
disengagement from unattainable goals. Journal of Behavior Therapy and
Experimental Psychiatry, 54, 278-284. DOI: 10.1016/j.btep.2016.10.003

Kontakt:

Prof. Dr. Klaus Rothermund

Katharina Koppe

Institut für Psychologie

Friedrich-Schiller-Universität Jena

Am Steiger 3 / Haus 1

07743 Jena

E-Mail: klaus.rothermund[at]uni-jena.de

katkoppe[at]gmail.com

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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FORSCHUNG/662: Entzündungsprozessen auf der Spur - Protein beeinflusst, wie eng Blutgefäßzellen verbunden sind (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 01.02.2017

Entzündungsprozessen auf der Spur: Protein beeinflusst, wie eng
Blutgefäßzellen verbunden sind



Wissenschaftler des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster haben neue Erkenntnisse darüber gewonnen, wie
Immunzellen aus Blutgefäßen ins Gewebe wandern: Das Protein Laminin 511
beeinflusst, wie durchlässig die innere Zellschicht der Blutgefäßwand für
Immunzellen ist.

Welche molekularen Mechanismen stecken dahinter, wenn Immunzellen bei
Entzündungen aus dem Blutgefäß ins Gewebe wandern? Forscherinnen und
Forscher des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der Universität Münster
haben neue Erkenntnisse darüber gewonnen: Das Protein Laminin 511
beeinflusst, wie durchlässig die innere Zellschicht der Blutgefäßwand für
Immunzellen ist. Die Studie ist aktuell in der Fachzeitschrift "Cell
Reports" erschienen.

Immunzellen, die Leukozyten, sind eine Art Gesundheitspolizei des Körpers.
Sie zirkulieren im Blutstrom und patrouillieren durch die Gefäße aller
Organe. Bei Entzündungen wandern Immunzellen aus dem Blut ins Gewebe und
bekämpfen dort die Entzündung. Um ins Gewebe zu gelangen, müssen sie zwei
Barrieren überwinden - zum einen eine enge Schicht aus Endothelzellen, die
die Blutgefäße auskleiden. Sie sitzen an der Innenseite einer zweiten
Barriere: der Basalmembran. Sie bildet die äußere Wand der Gefäße. Nachdem
die Immunzellen das Endothel überwunden haben, bleiben sie zunächst
zwischen den Endothelzellen und der Basalmembran sitzen und durchwandern
dann die Basalmembran.

In vorherigen Studien hatten Wissenschaftler des Exzellenzclusters "Cells
in Motion" herausgefunden, dass Proteine der Basalmembran, die sogenannten
Laminine, die Wanderung der Immunzellen beeinflussen - sie bestimmen zum
Beispiel, an welchen Stellen Immunzellen die Basalmembran durchqueren. Nun
fanden die Wissenschaftler heraus, dass diese Bestandteile der
Basalmembran auch für die Beschaffenheit der innen liegenden
Endothelzellschicht verantwortlich sind. "Ein bestimmtes Laminin, das
Laminin 511, beeinflusst, wie eng die Endothelzellen aneinander liegen",
erklärt Biochemikerin Prof. Dr. Lydia Sorokin. Das geschieht, indem das
Laminin auf andere Moleküle wirkt: Zum einen stärkt es das Molekül
VE-Cadherin, das an den Kontaktstellen aneinandergrenzender Endothelzellen
vorkommt und quasi einen Klettverschluss zwischen ihnen bildet. Zum
anderen verringert Laminin 511 die Menge eines Moleküls, das die
Bezeichnung "CD99L2" trägt. Es befindet sich sowohl auf den Endothel- als
auch auf den Immunzellen und bewirkt, dass die beiden Zelltypen aneinander
binden. Verringert sich die Menge des Moleküls auf dem Endothel und
dadurch die Bindungsfähigkeit an Immunzellen, hemmt dies das Ausströmen
der Immunzellen durch die Endothelzellschicht. Ein weiteres Ergebnis der
Studie: Die Forscher zeigten zum ersten Mal, wie lange Immunzellen
brauchen, um nach Überquerung der Endothelzellschicht durch die
Basalmembran hindurchzuwandern: Sie maßen eine Zeit von 40 Minuten - für
die Durchwanderung der Endothelzellschicht benötigten die Immunzellen im
Vergleich nur wenige Minuten.

Zuvor hatten die Forscher vorrangig die Blutgefäße im Gehirn von Mäusen
untersucht. In der aktuellen Studie sahen sie sich Blutgefäße im
Kremastermuskel von Mäusen an, einem vom Unterbauch abzweigenden Muskel.
Sie fanden heraus, dass sich das Zusammenspiel der Proteine Laminin und
VE-Cadherin in diesen Geweben unterscheidet. "Das zeigt, dass nicht jeder
Entzündungsprozess gleich ist, sondern vom jeweiligen Organ abhängt, in
dem er auftritt", sagt Lydia Sorokin.

An der Studie arbeiteten verschiedene Forschergruppen des
Exzellenzclusters interdisziplinär zusammen. Bei der Untersuchung handelt
es sich um Grundlagenforschung - mögliche Anwendungen sind derzeit nicht
absehbar. Grundlegendes Wissen über die Funktion von Blutgefäßen und über
Entzündungsprozesse ist allerdings Voraussetzung, um gewebespezifische
Entzündungstherapien zu entwickeln.

Zur Zusammenarbeit von Forschern verschiedener Disziplinen und zur
Methode:

Die Arbeitsgruppe um Biochemikerin Prof. Dr. Lydia Sorokin ist auf die
Untersuchung der Laminine spezialisiert, die Gruppe von Biochemiker Prof.
Dr. Dietmar Vestweber beschäftigt sich schon lange mit dem Molekül
VE-Cadherin. Anästhesist Prof. Dr. Alexander Zarbock brachte eine spezielle
Methode ein, die Intravital-Mikroskopie. "Damit konnten wir die Blutgefäße
und wandernden Immunzellen im sehr dünnen Muskel sichtbar machen und die
schwer zu visualisierende Basalmembran anschauen. Wir haben dazu spezielle
Antikörper aus unserem Labor genutzt, mit denen wir Laminin 511 aufspüren
können", erklärt Lydia Sorokin. In Mäusen, deren Immunzellen mit dem "Grün
fluoreszierenden Protein" (GFP) genetisch markiert waren, beobachteten die
Forscher, an welchen Stellen die Immunzellen die Barrieren vermehrt
durchwanderten. Die Basalmembran wurde mit einem rot fluoreszierenden
Antikörper markiert, die Endothelzellschicht mit einem blau
fluoreszierenden Signal. Wenn der fluoreszierende Stoff zu lange belichtet
wird, bleicht er allerdings aus. Die Aufgabe von Mathematiker Prof. Dr.
Benedikt Wirth war es daher, zu rekonstruieren, wo sich die rot und grün
fluoreszierenden Signale ursprünglich angesiedelt hatten. Darüber hinaus
brachte Neurologe Prof. Dr. Heinz Wiendl eine Methode ein, um den
Widerstand der Endothelzellschicht zu messen, bevor und während die
Immunzellen durch diese Barriere wandern.


Die Studie wurde vom Exzellenzcluster "Cells in Motion" und vom
DFG-geförderten Sonderforschungsbereich 1009 "Breaking Barriers" der
Universität Münster unterstützt.

Redaktion:

Svenja Ronge

Pressereferentin / Forschungsredakteurin im Exzellenzcluster "Cells in
Motion"

svenja.ronge@uni-muenster.de

Originalpublikation:

Song J, Büscher K, Zhang X, Wang Y, Wang H, Di Russo J, Li L, Ludke-Enking
S, Zarbock A, Stadtmann A, Striewski P, Wirth B, Kurmanov I, Wiendl H,
Schulte D, Vestweber D, Sorokin L. Endothelial basement membrane laminin
511 contributes to endothelial junctional tightness and thereby inhibits
leukocyte transmigration. Cell Rep 2017; Volume 18, Issue 5, p1256-1269,
31 January 2017 DOI: 10.1016/j.celrep.2016.12.092

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-muenster.de/Cells-in-Motion/de/
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HERZ/927: Tragen einer Defibrillatorweste - Damit das Herz im Takt bleibt (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 02.02.2017

Damit das Herz im Takt bleibt

MHH-Ärzte fanden heraus: Das längere Tragen einer Defibrillatorweste
erspart vielen Patienten die Implantation eines Defibrillators



Jedes Jahr sterben in Deutschland 100.000 bis 150.000 Menschen am
plötzlichen Herztod - besonders gefährdet sind Menschen, deren Herz etwa
aufgrund eines Herzinfarktes oder einer Herzmuskelentzündung nur noch sehr
vermindert pumpt. Deshalb bekommen diese Herzschwäche-Patienten zum Schutz
oft einen Defibrillator implantiert, der Rhythmusstörungen behandeln kann.
In der Zeit bis zur Implantation werden bei ihnen nach und nach die
Medikamente gegen Herzschwäche bis zur vollen Dosis gesteigert. Zum Schutz
vor bösartigen Herzrhythmusstörungen bekommen sie währenddessen
sicherheitshalber eine Defibrillatorweste, welche den Herzrhythmus
überwacht und die Patienten im Notfall auch durch einen Elektroschock
behandelt. Bei einigen Patienten verbessert sich die Pumpfunktion während
dieser Zeit so deutlich, dass sie keine Defibrillator-Implantation mehr
benötigen. Liegt die Pumpleistung jedoch immer noch unter 35 Prozent, wird
ihnen die Implantation empfohlen.

Ärzte der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) haben nun herausgefunden,
dass es sinnvoll ist, mit der Implantation eines Defibrillators noch länger
zu warten: "Wenn man auch nach Ablauf der drei Monate die Medikation
weiterhin in optimaler Weise auf den einzelnen Patienten abstimmt, benötigen
weniger Patienten die Defibrillator-Implantation. Die Weste muss dabei aber
auf jeden Fall weiter getragen werden. Wenn die Pumpleistung dann auf über
35 Prozent angestiegen ist, muss die Weste nicht mehr weiter getragen
werden", sagt Dr. David Duncker. Der Arzt der MHH-Klinik für Kardiologie und
Angiologie ist Autor dieser vom "Journal of the American Heart Association"
veröffentlichen Studie. "An unserer Klinik wird die Defibrillatorweste seit
einigen Jahren routinemäßig bei Patienten mit neu diagnostizierter
Herzschwäche und deutlich reduzierter Pumpfunktion eingesetzt", erläutert
Professor Dr. Johann Bauersachs, Direktor der Klinik für Kardiologie.

An der Untersuchung nahmen 265 Träger einer Defibrillatorweste teil. Nach
drei Monaten hatte sich bei 69 Patienten die Herzfunktion verbessert, die
Pumpleistung lag bei mindestens 35 Prozent. Nach einer verlängerten
Tragezeit und weiterer Optimierung der Medikation stieg bei weiteren
20 Patienten die Pumpleistung auf über 35 Prozent an. "Die Implantation eines
Defibrillators ließ sich so bei insgesamt einem Drittel der Patienten
vermeiden, was insofern gut ist, als dass dieser langfristig auch
Komplikationen mit sich bringen kann", erläutert Privatdozent Dr.
Christian Veltmann, Bereichsleiter der Rhythmologie und Elektrophysiologie
der Klinik für Kardiologie. Diese Strategie müsse nun durch Studien
gesichert werden. Eine solche prospektive, multizentrische Studie haben
die MHH-Ärzte initiiert, sie startet in Kürze.


Weitere Informationen erhalten Sie bei

Dr. David Duncker

duncker.david@mh-hannover.de

Die Originalpublikation "Avoiding Untimely Implantable
Cardioverter/Defibrillator Implantation by Intensified Heart Failure Therapy
Optimization" Supported by the Wearable Cardioverter/Defibrillator "The PROLONG
Study" finden Sie im Internet unter

http://jaha.ahajournals.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 02.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1611: Malaria - Erbgut von zwei seltenen Erregern entschlüsselt (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 02.02.2017

Malaria: Erbgut von zwei seltenen Erregern entschlüsselt



Ein internationales Wissenschaftlerteam hat die Genome von zwei seltenen
Malaria-Erregern, Parasiten der Gattung Plasmodium, sequenziert. Beteiligt
ist auch eine Wissenschaftlerin des Bernhard-Nocht-Instituts für
Tropenmedizin und des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung. Die in
der Wissenschaftszeitschrift Nature veröffentlichten Ergebnisse, so die
Wissenschaftler, werden zu einer besseren globalen Malaria-Kontrolle
beitragen.

Sie konnten der Aufmerksamkeit der Forscher bisher entkommen: Plasmodium
malariae und Plasmodium ovale, die zwei seltensten Arten der humanen
Malaria-Erreger, treten im Vergleich zu dem bekannten Auslöser der
schweren Malaria, Plasmodium falciparum, nicht so oft und nicht so heftig
in Erscheinung. Doch ihre Bedeutung ist keineswegs zu unterschätzen, denn
sie verursachen etwa zehn Millionen Malariafälle pro Jahr, also fünf
Prozent aller Erkrankungen. Ihre genetische Aufklärung macht es nun
möglich, auch diese Fälle zu diagnostizieren und passende Therapeutika
sowie Impfstoffe zu entwickeln.

"Diese beiden bisher vernachlässigten Plasmodium-Arten haben die Eigenart,
sich sehr lange im Wirt versteckt zu halten", erklärt Prof. Jürgen May,
Wissenschaftler am BNITM und im DZIF. Ein Vergleich der Sequenzen mit
denen bekannter Plasmodium-Stämme hat nun Gene sichtbar gemacht, die an
dieser Anpassung an den Wirt beteiligt sein könnten. "Wenn wir die Gene
kennen, die die Plasmodien vor dem Immunsystem des Menschen schützen, sind
wir einen großen Schritt weiter auf dem Weg zu einer zielgenauen Therapie
und vielleicht zu einem neuen Impfstoff", erklärt auch Mitautorin Oumou
Maiga-Ascofare, eine junge Wissenschaftlerin aus Mali, die die
Malaria-Forschung am Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin in Hamburg mit
Unterstützung des DZIF verstärkt.

Die internationale Studie, die unter der Leitung des renommierten
Wellcome-Trust-Sanger-Instituts durchgeführt wurde, schließt außerdem die
Lücke im phylogenetischen Stammbaum der Plasmodien und trägt dazu bei,
ihre Evolution besser zu verstehen. Die Wissenschaftler erhoffen sich
davon einen wichtigen Beitrag bei der vollständigen Kontrolle der Malaria
weltweit.

Hintergrund: Malaria

Malaria-Parasiten, Arten der Gattung Plasmodium, werden durch den Stich
der weiblichen Anopheles-Mücke übertagen. Für die Mehrzahl der
Malaria-Erkrankungen weltweit und nahezu alle Todesfälle ist die Art
Plasmodium falciparum verantwortlich. Die Krankheit führt zu Schüben hoher
Fiebers und kann unbehandelt zum Tod führen. Einen Impfstoff gibt es bisher
nicht, doch auch im DZIF wird daran mit Hochdruck gearbeitet. Besonders
betroffen von der Malaria sind die Bewohner Afrikas, wo über 80 Prozent aller
Malaria-Fälle auftreten. Im Jahr 2015 gab es weltweit 214 Millionen
Neuerkrankungen, fast eine halbe Million Menschen sind an Malaria
gestorben.


Publikation

Gavin G. Rutledge et al. (2017):

Plasmodium malariae and P. ovale genomes provide insights into malaria
parasite evolution.

Nature Januar 2017. Doi: 10.1038/nature21038

Kontakt

Prof. Jürgen May

Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin und

DZIF: Afrikanische Partnerinstitute

E-Mail: may@bnitm.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nature.com/nature/journal/v542/n7639/full/nature21038.html 
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STUDIE/091: Chronische Depressionen mit spezifischer Psychotherapie besser behandelbar (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 02.02.2017

Chronische Depressionen mit spezifischer Psychotherapie besser
behandelbar



Eine spezifische Psychotherapie zur Behandlung chronischer Depressionen,
bei der belastende Beziehungserfahrungen berücksichtigt werden, ist einer
unspezifischen unterstützenden Psychotherapie überlegen. Das haben
Wissenschaftler der Universitätsklinik Freiburg in Zusammenarbeit mit dem
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) sowie weiteren sechs
deutschen Universitäten herausgefunden. Die Ergebnisse der klinischen
Studie sind jetzt in JAMA Psychiatry, einem der wichtigsten
psychiatrischen Fachjournale, veröffentlicht worden.

Chronische Depressionen gelten als schwer behandelbar: Die Mehrzahl der
Patienten spricht auf vielfache psychotherapeutische und medikamentöse
Therapieversuche nicht an. "Daher führen chronische Depressionen zu einer
erheblichen Krankheitslast, welche vor allem durch eine lang anhaltende
Einschränkung der Leistungsfähigkeit und der Lebensqualität gekennzeichnet
ist", erklärt Prof. Dr. Elisabeth Schramm, Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie der Universitätsklinik Freiburg, die die Untersuchung
zusammen mit Prof. Dr. Dr. Martin Härter, Leiter des Instituts und der
Poliklinik für Medizinische Psychologie, Priv.-Doz. Dr. Levente Kriston
und Ramona Meister von UKE-Seite durchgeführt hat.

268 Patienten an acht universitären Zentren behandelt

In den letzten Jahren wurde erstmals eine spezifische und strukturierte
Psychotherapie zur Behandlung chronischer Depression entwickelt, das
"Cognitive Behavioral Analysis System of Psychotherapy" (CBASP). In dieser
von James McCullough in den USA entwickelten Behandlung fokussieren die
Therapeuten intensiv auf belastende Beziehungserfahrungen, über die viele
chronisch depressive Patienten berichten. "Die Patienten lernen während
der Therapie, den Zusammenhang der aktuellen Probleme mit früheren
verletzenden Erfahrungen zu erkennen und ihre zwischenmenschlichen
Beziehungen im Alltag erfolgreicher zu gestalten", sagt UKE-Professor
Martin Härter.

In der vorliegenden, von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
Studie verglichen die Wissenschaftler die Wirksamkeit von CBASP mit einer
unterstützenden Psychotherapie, einer sogenannten supportiven Therapie. Zu
diesem Zweck behandelten sie an acht universitären Zentren (Lübeck,
Hamburg, Heidelberg, Tübingen, Bonn, Marburg, Mannheim, Freiburg)
268 Patienten mit früh begonnener chronischer Depression. Die Patienten
erhielten per Zufall zugeteilt eine der beiden Behandlungen. Die ambulante
Einzeltherapie dauerte ein Jahr, umfasste 32 Sitzungen und wurde ohne
begleitende Medikation durchgeführt.

Therapie mindert depressive Symptome und steigert Lebensqualität

Beide Behandlungen führten zu einer deutlichen Besserung für die
Patienten. Diese zeigte sich sowohl in der Verminderung der depressiven
Symptome als auch in einer verbesserten allgemeinen Leistungsfähigkeit und
Lebensqualität. Auf die spezifische Therapie mit CBASP sprachen jedoch
mehr Patienten zu Behandlungsende an (Response-Rate 53 Prozent bei CBASP
im Vergleich zu 41 Prozent bei der supportiven Therapie). Auch eine
vollständige Besserung der depressiven Symptome (Remission) wurde unter
CBASP deutlich häufiger erreicht (37 Prozent im Vergleich zu 26 Prozent).
Das ist angesichts der Schwere und Hartnäckigkeit der Erkrankung ein
beachtlicher Erfolg, so die Einschätzung der Wissenschaftler.

"Das wichtigste Ergebnis dieser Studie ist aus unserer Sicht, dass auch
schwer behandelbare chronisch depressive Patienten mit einer alleinigen
störungsspezifischen Psychotherapie geholfen werden kann, wenn diese
Psychotherapie über einen längeren Zeitraum angeboten wird", erläutert
Prof. Elisabeth Schramm. Die Studie sei im Übrigen die erste, in der die
Wirksamkeit der neu entwickelten Methode im Vergleich zu einer
unspezifischen Psychotherapie geprüft wurde. Der Hamburger Prof. Martin
Härter ergänzt: "Möglicherweise lässt sich der Behandlungserfolg durch
eine Kombination aus Psychotherapie und antidepressiver Medikation in der
Zukunft noch steigern, dies müsste in Folgestudien untersucht werden."


Literatur:

Schramm, E.; Kriston, L.; Zobel, I.; Bailer, J.; Wambach, K.; Backenstrass, M.;
Klein, P.; Schoepf, D.; Schnell, K.; Gumz, A.; Bausch, P.; Fangmeier, T.;
Meister, R.; Berger, M.; Hautzinger M.; Härter, M. (2017) Effect of
disorder-specific versus non-specific psychotherapy for chronic depression: A
rand-omized clinical trial. JAMA Psychiatry, DOI
10.1001/jamapsychiatry.2016.3880.
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Prof. Dr. Dr. Martin Härter

Institut und Poliklinik für Medizinische Psychologie
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AKTION/831: Berlin - Zwang in der Psychiatrie. Öffentliche Anhörung des Deutschen Ethikrates, 23.02.2017


Deutscher Ethikrat - 2. Februar 2017

Zwang in der Psychiatrie

Öffentliche Anhörung des Deutschen Ethikrates am 23. Februar 2017 in Berlin



Zum Thema

Insbesondere in stationären Einrichtungen sind Maßnahmen zu beobachten, die
aufgrund ihres Zwangscharakters einen schwerwiegenden Eingriff in die
Grundrechte der betroffenen Person darstellen, sodass sie in besonderem Maße
ethisch und rechtlich rechtfertigungspflichtig sind. Dazu gehören u.a. die
freiheitsentziehende Unterbringung von Personen in Kliniken und anderen
stationären Einrichtungen, die unfreiwillige Behandlung psychischer und
somatischer Erkrankungen, die medikamentöse Ruhigstellung bei
herausforderndem Verhalten sowie freiheitsentziehende Maßnahmen wie der
Einsatz von Bettgittern oder Fixierungsgurten und strukturelle Zwänge.

Der Deutsche Ethikrat erarbeitet derzeit eine Stellungnahme zu den Fragen,
welche Formen von Zwang identifizierbar sind, welche Rolle Zwangsmaßnahmen in
Praxisfeldern wie der Psychiatrie, der Pflege, der sozialen Arbeit, der
Kinder- und Jugend- sowie der Behindertenhilfe spielen, inwiefern dies
ethisch und rechtlich problematisch ist und welcher Veränderungsbedarf für
die Praxis und deren gesetzliche Regulierung besteht. Von besonderem
Interesse sind für den Ethikrat dabei solche Zwangsmaßnahmen, die mit der
Begründung des Selbstschutzes der Betroffenen durchgeführt werden (sog.
"wohltätiger Zwang").

Die Anhörung am 23. Februar wird sich besonders mit Unterbringung,
freiheitsentziehenden Maßnahmen, Zwangsbehandlungen, aber auch strukturellen
Zwängen in der Psychiatrie befassen und dazu die Expertise von Betroffenen,
Angehörigen und professionellen Akteuren einholen. In einer weiteren Anhörung
wird sich der Ethikrat mit den anderen genannten Praxisfeldern beschäftigen.

Der besondere Fokus der Anhörung liegt auf den Herausforderungen, die sich
für die Praxis durch die veränderte Rechtslage (Neufassung PsychKGs,
höchstrichterliche Rechtsprechung), aber auch die aktuellen Diskussionen -
beispielsweise geprägt durch die Stellungnahme der ZEKO "Zwangsbehandlungen
bei psychischen Erkrankungen" - sowie grund- und menschenrechtliche Faktoren
ergeben.

Ausgehend von Zwangsunterbringung und Zwangsbehandlung möchte der Deutsche
Ethikrat Erfahrungen dazu erfragen, was sich durch die genannten Faktoren
derzeit konkret in der Praxis ändert, worin dabei die Problematik gesehen
wird.


• Programm

09:15

Begrüßung

Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

09:20

Einleitung

Sigrid Graumann, Mitglied des Deutschen Ethikrates

09:30

Erfahrungen von "wohltätigem Zwang": Herausforderungen durch die aktuellen
Änderungen

Psychiatrieerfahrene: Jurand Daszkowski

Angehörige: Gudrun Schliebener

- Befragung durch Ethikrat

Klinik:

Andreas Heinz

Martin Zinkler

Franziska Rabenschlag

11:00

Kaffeepause

11:15

Gemeindepsychiatrie

Ingmar Steinhart

Detlev Gagel

- Befragung durch Ethikrat

13:00

Mittagspause

14:00

Begleitung

Gudrun Tönnes

Stephan Sigusch

Petra Rossmanith

- Befragung durch Ethikrat

15:30

Kaffeepause

16:00

Legitimation von Zwang?! Legalitäts- und Moralitätsgesichtspunkte

Annette Loer

Dagmar Brosey

Margret Osterfeld

- Befragung durch Ethikrat

Ethik

Thomas Schramme

Matthias Braun

- Befragung durch Ethikrat

18:30

Schlusswort


• Zwang in der Psychiatrie

Öffentliche Anhörung des Deutschen Ethikrates

Donnerstag, 23. Februar 2017, 09:15 bis 18:30 Uhr

dbb forum Berlin

Friedrichstraße 169, 10117 Berlin

U6 Französische Straße

U2 Stadtmitte

• Deutscher Ethikrat

Ulrike Florian

Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Jägerstraße 22/23, D-10117 Berlin

Tel: +49 30 203 70-246, Fax: +49 30 203 70-252

E-Mail: florian@ethikrat.org

URL: www.ethikrat.org

 * 

Quelle:

Deutscher Ethikrat

Pressemitteilung vom 02. Februar 2017

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Referat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Jägerstr. 22/23, 10117 Berlin

Telefon: 030/203 70-246, Telefax: 030/203 70-252

E-Mail: kontakt@ethikrat.org

Internet: www.ethikrat.org
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8247: Aus aller Welt - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Israels Regierungschef warnt vor Bedrohung durch den Iran

Bei einem Treffen mit der britischen Premierministerin Theresa
May in London hat Israels Regierungschef Benjamin Netanjahu
schwere Vorwürfe gegen den Iran erhoben. Teheran bedrohe sein
Land, den Nahen Osten, Europa, den Westen und die Welt, sagte
Netanjahu. Deshalb begrüße er, daß US-Präsident Donald Trump auf
neue Strafmaßnahmen gegen Iran beharre. Verantwortungsvolle
Länder sollten diesem Beispiel folgen. Zugleich suchte der
israelische Premier Unterstützung für seine umstrittenen
Siedlungsbaupläne, die zuletzt auch von der neuen
Trump-Administration als wenig hilfreich bezeichnet wurden. Die
israelische Siedlungspolitik gilt als Hindernis für Frieden mit
Palästina.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8247: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Streifenpolizei testet Elektroschockwaffen

Die Berliner Streifenpolizei testet auf Anordnung von
Innensenator Andreas Geisler (SPD) seit Montag den Einsatz von
Elektroschockern. Der dreijährige Probelauf soll unter anderem in
den beiden Bezirken Berlin-Mitte und Berlin-Kreuzberg erprobt werden.
Bisher war der Einsatz solcher Geräte auf Spezialeinheiten
beschränkt. Ein vom ehemaligen Innensenator Frank Henkel (CDU) im
Sommer vergangenen Jahres verordneter Test mit
Distanz-Elektroimpulsgeräten war damals am Widerstand des
Koalitionspartners SPD gescheitert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8243: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Trump wird am NATO-Gipfel in Brüssel teilnehmen

US-Präsident Donald Trump wird Ende Mai zu einem Gipfeltreffen im
neuen NATO-Hauptquartier in Brüssel kommen. Das gab das Weiße
Haus bekannt. Trump hatte die Allianz vor wenigen Wochen als
obsolet bezeichnet und damit die 27 Verbündeten der
USA verunsichert. Wie aus einer Mitteilung des Bündnisses
hervorgeht, sollen auf dem Gipfel unter anderem der Kampf gegen
den Terrorismus, eine faire Lastenverteilung unter den
NATO-Mitgliedern, die zunehmende Gewalt in der Ostukraine und die
Politik gegenüber Rußland thematisiert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8245: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Keine Obergrenze für Flüchtlinge mit Merkel

Nach einer gemeinsamen Präsidiumssitzung der CDU und CSU in
München stellte Bundeskanzlerin Angela Merkel klar, daß sie nach
einem möglichen Sieg bei der Bundestagswahl im Herbst nicht die
von der Schwesterpartei geforderte Obergrenze für Flüchtlinge
umsetzen werde. Sie werde ihre Position nicht ändern, betonte die
CDU-Chefin. Vor der Sitzung hatte CSU-Chef Horst Seehofer
erklärt, ohne Obergrenze im nächsten Koalitionsvertrag auch bei
einem Wahlsieg lieber in die Opposition zu gehen. Die CSU will
Merkel im Wahlkampf unterstützen. Das gemeinsame Wahlprogramm
soll bis Sommer stehen. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8244: Tragisches und Kurioses - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Afghanistan versinkt im Schnee - mehr als 100 Lawinentote

Nach heftigen Schneefällen und zahlreichen Lawinenabgängen sind
am vergangenen Wochenende mehr als hundert Menschen in
Afghanistan ums Leben gekommen. Wie ein Sprecher des
Katastrophenschutzministeriums in Kabul mitteilte, wurden zudem
rund 170 Häuser unter Schneemassen begraben. Die Opferzahlen
können noch steigen. Da viele Verkehrswege nicht mehr passierbar
sind, haben Rettungskräfte die am schwersten betroffenen Orte
noch nicht erreicht. Vor allem in den beiden östlichen Provinzen
Badachschan und Nuristan und der westlichen Provinz Badghis fiel
in den vergangenen Tagen ungewöhnlich viel Schnee. Selbst die
üblicherweise schneefreie Provinz Kandahar im Süden des Landes wurde
von einer Schneedecke bedeckt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7329: Aus Forschung und Technik - 06.02.2017 (SB)




MELDUNGEN



Mission zum Einfangen von Weltraumschrott endete erfolglos

Ein von der japanischen Raumfahrtagentur Japanese Aerospace
Exploration Agency (JAXA) initiiertes Projekt zum Einsammeln von
Weltraumschrott ist gescheitert. Eine 700 Meter lange,
elektrodynamische Leine aus Stahl und Aluminium, die den
umherfliegenden Weltraumschrott aus der Erdumlaufbahn zum Absturz
bringen sollte, ließ sich trotz mehrmaliger Versuche nicht vom
Raumtransporter Kounotori auswerfen. Die am 9. Dezember zur
Internationalen Raumstation ISS gestartete Transportkapsel
verglühte am Montag auf dem Rückweg zur Erde in den dichteren
Atmosphäreschichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7342: Aus aller Welt - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Zwangsumsiedlung von Rohingya in Bangladesch geplant

Die Regierung Bangladeschs plant konkret die Zwangsumsiedlung
Zehntausender Rohingya aus zwei überfüllten und ungesunden
Flüchtlingslagern im südlichen Distrikt Cox´s Bazar auf eine schwer
zu erreichende Insel Thengar Char im Golf von Bengalen. Die Insel ist
für eine Besiedlung nicht vorbereitet und wird häufig überschwemmt.

Die Rohingya sind aus Myanmar nach Bangladesch geflohen, weil sie in
ihrer Heimat als muslimische Minderheit von der buddhistischen
Mehrheit verfolgt werden. In Bangladesch leben über 300.000 dieser
Flüchtlinge seit Jahrzehnten. Seit Oktober letzten Jahres sind rund
66.000 weitere Rohingya eingewandert.

Bangladeschs Außenminister Abdul Hassan Mahmood Ali hat zahlreiche
Diplomaten und Vertreter verschiedener Organisationen in Dhaka über
die Umsiedlungspläne informiert und um Unterstützung dafür gebeten,
wie am Sonntagabend (Ortszeit) verlautete.

Der für Menschenrechte zuständige Uno-Hochkommissar Zeid Ra´ad
al-Hussein hat letzte Woche Freitag einen Bericht veröffentlicht, der
auf Grundlage zahlreicher im Januar geführter Interviews zu dem
Ergebnis kommt, daß in Myanmar die Gewalt gegen die seit langem
verfolgten Rohingya einen neuen Höhepunkt erreicht hat. Zeid rief die
Regierung der Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi auf, für
die sofortige Einstellung der schweren Menschenrechtsverletzungen zu
sorgen. Dem Bericht zufolge schließen die verbreiteten und
anscheinend systematischen Gewalttaten gegen Rohingya Tötungen,
Verschleppungen, Folter, Vergewaltigungen und andere sexuelle Gewalt
sowie Gefangennahmen ein. Die meisten Befragten machten
Sicherheitskräfte und nicht Zivilisten verantwortlich für die
Gewalttaten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7303: Medizin und Gesundheitswesen - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Impfstoff gegen Zika-Infektionen entwickelt

Wer erinnert sich nicht an das Zika-Virus, das im Vorfeld der 
Olympischen Sommerspiele in Brasilien zu deren Schreckgespenst 
auserkoren wurde. Der Grund: Die Infektion soll bei Embryonen während 
der Schwangerschaft eine schwere Mikroenzephalie (Kleinköpfigkeit) 
hervorrufen und bei Erwachsenen das sogenannte 
Guillain-Barré-Syndrom auslösen können. Ein neuartiger 
Impfstoff aus einem biotechnisch veränderten Bestandteil des 
Virusinhaltes soll Mäuse und Makaken schon nach einer einmaligen 
Impfung unter die Haut vor Infektionen mit dem Zikavirus schützen. Wie 
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, konnten bei den geimpften Tieren 
hohe Antikörper-Titer nachgewiesen werden. Nach Einschätzung von Drew 
Weissman von der Perelman School of Medicine, der die Versuche 
vornahm, soll der Impfstoff auch Menschen vor einer Infektion schützen 
können. Um das abzusichern und mögliche Nebenwirkungen auszuschließen, 
bedarf es noch einiger klinischer Tests.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7330: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Berliner Polizeistreifen testen Taser

Die Berliner Polizei setzt seit Montag im Streifendienst sogenannte
Distanz-Elektroimpulsgeräte ein. Mit den Elektroschockgeräten bzw.
Tasern waren bislang nur Spezialeinsatzkommandos und Bundespolizisten
in mehreren Bundesländern ausgerüstet. Mit den Geräten können
Personen über einige Meter Entfernung hinweg elektrische Schocks
versetzt werden, die sie vorübergehend handlungsunfähig machen. Laut
Innensenator Andreas Geisel soll die Anwendung der Taser drei Jahre
lang in den Abschnitten Friedrichstraße und Alexanderplatz getestet
werden. Die Elektroschocker gelten in Berlin weiterhin als
Schußwaffen. Sie können schwere Verletzungen hervorrufen und töten.
Taser geben nur einen einzigen Schuß ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7256: Sprache, Kunst und Medium - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Cesar-Filmpreis Ende Februar ohne Zeremonienmeister

Nach dem Rückzug des umstrittenen polnisch-französischen Regisseurs
Roman Polanski als Ehrenvorsitzender und Gastgeber bei der Verleihung 
der Cesar-Filmpreise verzichten die Veranstalter ganz auf einen
Zeremonienmeister.

Nach einem Bericht der Presseagentur AFP habe der Rat der Akademie
beschlossen, nach dem Eklat für dieses Jahr keinen neuen Leiter mehr
für die Verleihung zu suchen, wie der Präsident der Akademie, Alain
Terzian, erklärte.

Polanski hatte nach Protesten französischer Frauenrechtlerinnen Ende
Januar entschieden, nicht an exponierter Stelle der 42. Preisvergabe
am 24. Februar auftreten zu wollen.

In den USA liegt seit rund 40 Jahren ein Haftbefehl gegen den heute
83jährigen wegen sexuellen Mißbrauchs einer 13jährigen vor. Im Zuge
einer Haftverschonung gegen Kaution hatte Polanski die
Vereinigten Staaten verlassen und sich nach Europa abgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7320: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Tausende Zivilisten bei Kämpfen in Afghanistan umgekommen

Im vergangenen Jahr sind in Afghanistan rund 3500 Zivilisten bei
Kämpfen zwischen Regierungstruppen und Aufständischen getötet und
über 7900 verwundet worden. Laut Jahresbericht der Uno ist das die
höchste Opferzahl seit 2009, als mit der Zählung begonnen wurde. Der
Anteil der getöteten oder verletzten Kinder ist um 24 Prozent
gestiegen. 250 getötete und 340 verwundete Zivilisten gehen auf das
Konto der Luftwaffen der USA und Afghanistans. 1514 Zivilisten wurden
Opfer von Selbstmordanschlägen in Kabul. Von den gewaltsamen
Auseinandersetzungen ist keine Provinz Afghanistans ausgenommen. Vor
diesem Hintergrund führen mehrere deutsche Bundesländer zur Zeit
keine Abschiebungen nach Afghanistan durch, es sei denn, es handelt
sich um Straftäter oder sogenannte Gefährder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7334: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



EU-Außenminister halten an Rußlandsanktionen fest

Die Außenminister der Europäischen Union wollen die gegen Rußland
verhängten Wirtschaftssanktionen nicht zurücknehmen, solange nicht
der russische Präsident Wladimir Putin die von Kiew und den
ostukrainischen Separatisten vereinbarte Feuerpause einhält und nicht
den Abzug ihres schweren Kriegsgeräts von den Frontlinien
gewährleistet. Außerdem sind die EU-Minister nicht bereit, die
Aufnahme der Krim in die russische Föderation zu akzeptieren. Das
betonte noch einmal die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini beim
Ministertreffen am Montag in Brüssel. Die Position der Außenminister
entspricht möglicherweise nicht mehr der der neuen Führung in
Washington.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7306: Tragisches und Kurioses - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Schlauchturm der Flensburger Feuerwehr verliert seinen Halt

Der Schlauchturm der Flensburger Berufsfeuerwehr hat seine
Standfestigkeit verloren.

Was man schon mit bloßem Auge sehen kann, haben die Statiker der Stadt
bestätigt, nämlich daß der Turm nach dem Abriß des benachbarten
Hallenbades eine deutliche Neigung aufweist. Folglich teilte die Stadt
mit, daß nicht nur der Turm gesperrt werden müsse. Auch die
übrigen von der Feuerwehr genutzten Gebäude sind gefährdet und werden
geräumt.

Laut NDR1 Welle Nord wird nun geprüft, wie der Turm kontrolliert
abgetragen werden kann.

Vorläufig sind die Feuerwehrzüge beim Technischen Hilfswerk
untergekommen. Jetzt muß noch geklärt werden, wie die Schläuche nach
den Einsätzen gereinigt und getrocknet werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7331: Arbeit, Soziales und Familie - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Lebensmittelverschwendung in Deutschland

Mehr als drei von vier Menschen in Deutschland sind bemüht, möglichst
wenig Lebensmittel wegzuwerfen. Das geht aus einer repräsentativen
Umfrage der Universität Stuttgart hervor, welche die Initiative "Zu
gut für die Tonne" des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) vorstellte. Demnach wollen vor allem Frauen
bewußter einkaufen, Reste verwerten und Lebensmittel richtig lagern.
Nichtsdestotrotz werden weiterhin im Jahr 82 Kilogramm Lebensmittel
pro Kopf, vor allem Gemüse und Obst, im Wert von rund 235 Euro
weggeworfen. Zwei Drittel dieser Lebensmittel wären noch verwendbar
gewesen. Ein Grund für die zunehmende Lebensmittelsparsamkeit ist ein
ökologisches und soziales Bewußtsein.

6. Februar 2017











Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7314: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Pollensaison beginnt diesmal schon Anfang Februar

Pollenallergiker aufgepaßt! Wer glaubt, im Februar herrscht in
Deutschland tiefer Winter, muß sich eines Besseren belehren lassen.
Durch die Klimaerwärmung hat sich die Blütezeit unter anderem von
Hasel und Erle hierzulande erheblich nach vorne verschoben. Das
Ergebnis: Vom Rheinland über Westfalen bis ins Saarland sowie in
Teilen Hessens und Baden-Württembergs fliegen deren Pollen laut dpa
durch die Luft. Hasel und Erle gelten als Vorboten der Pollensaison,
die sich durch den Klimawandel deutlich verlängert hat.

6. Februar 2017











Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7319: Märkte und Finanzen - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Irlands Finanzminister bestätigt Steuernachforderung an Apple

Die EU-Kommission fordert von dem IT-Gerätehersteller Apple die
Steuernachzahlung an die Regierung Irlands in Höhe von 13 Milliarden
Euro plus Zinsen. Der EU Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager
zufolge hat der US-Konzern in Irland jahrelang zu wenig Steuern
bezahlt. Das kommt einer unzulässigen staatlichen Subvention gleich.

Der irische Finanzminister Michael Noonan hat den Betrag nach
Recherchen seiner Beamten gegenüber einem Parlamentsausschuß
weitgehend bestätigt. Da sich die bisher diskutierte Nachzahlung auf
eine Periode von zehn Jahren bezieht, kann sich der Betrag erhöhen,
wenn weitere Jahre überprüft werden.

Die EU-Kommission drängt auf einen schnellen Transfer der
Steuernachzahlung. Apple will die Zahlung vermeiden und schickt keine
Vertreter zu den Sitzungen des Finanzausschusses des irischen
Parlaments. Wie das Unternehmen hat auch die Regierung in Dublin
gegen die Kommissionsentscheidung Berufung eingelegt. Die Regierung
hält die von Apple erhobene Steuer für rechtens. Zuletzt soll der
Steuersatz 0,005 Prozent betragen haben.
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WISSENSCHAFT/7337: Aus Forschung und Technik - 06.02.2017 (SB)




VOM TAGE



Samsung stellt neues Tablet auf dem MWC in Barcelona vor

Es ist wieder soweit. Am 26. Februar 2017 findet in Barcelona der
Mobile World Congress 2017 statt. Wer gehofft hatte, dort etwas über
das Galaxy S8 zu erfahren, wird sich getäuscht sehen. Laut Curved
wollen die Südkoreaner statt dessen das Galaxy Tab S3 vorstellen. War
schon sein Vorgänger mit 5,6 Millimeter richtig dünn, so soll das Tab
S3 diese Marke noch einmal unterbieten. Das Display soll erneut 9,7
Zoll messen und mit 2048 x 1536 Pixeln auflösen. Vieles soll dafür
sprechen, daß Samsung das Tablet mit einem Edge-Screen ausstattet.
Der Grund, weswegen im Galaxy Tab S3 der Snapdragon 820 aus dem
Vorjahr taktet, liegt daran, daß der neue Snapdragon 835 für das
Galaxy S8 bestimmt ist. Weiter verfügt das Tablet über vier Gigabyte
RAM und 32 Gigabyte Speicher. Des weiteren soll die Frontkamera mit
fünf Megapixeln auflösen, die Kamera auf der Rückseite zwölf
Megapixel bieten. Beim Betriebssystem kommt natürlich nur Android 7.0
Nougat in Frage.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1385: Konstanzer Studie untersucht Gruppenbewegungen von Pavianen (Universität Konstanz)


Universität Konstanz - Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

Die Wege der anderen

Eine Studie von Konstanzer Biologen zeigt, dass Umfeld und soziales
Verhalten die Gruppenbewegung von Pavianen beeinflusst



Bei der Entscheidung, welchen Weg sie während einer gemeinsamen
Wanderungsbewegung einschlagen, folgen einzelne Paviane meistens den Wegen,
die ihre Gruppenmitglieder genommen haben. Eine Studie der Konstanzer
Biologen Prof. Iain Couzin, Ph.D., und der Doktorandin Ariana
Strandburg-Peshkin legt darüber hinaus nahe, dass Umweltfaktoren, wie zum
Beispiel Straßen und die Dichte der umgebenden Vegetation, eine wichtige
Rolle dabei spielen, wie sich Paviane als Gruppe bewegen. Die Ergebnisse
wurden im Open Access-Wissenschaftsjournal eLife vom 31. Januar 2017
veröffentlicht.

Um dieses Verhalten zu untersuchen, beobachteten Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aus den USA und Deutschland im Mpala Research Centre
in Laikipia (Kenia) 25 wildlebende Anubispaviane, die zur selben Gruppe
gehörten. Die Beobachtung wurde durch ein sekundengenaues GPS-Systems
ermöglicht. Außerdem benutzten die Wissenschaftler ein Dronen-basiertes
Bildgebungsverfahren, um hochauflösende, dreidimensionale Abbildungen
der physischen und vegetativen Struktur der Umgebung der Paviane zu
erhalten. Schließlich kombinierten sie für die Vorhersage der
Tierbewegungen die Daten mit einem Modellierungssystem.

Durch diese Methoden wurde erstmals klar, wie der Lebensraum der Paviane
und die sozialen Interaktionen der Tiere, insbesondere ihre Neigung,
einander zu folgen, zusammenspielen. Es zeigte sich auch, wie die
Bewegungen von einzelnen Tieren die Gruppe beeinflussen und letztendlich
die gesamte Gruppenstruktur bestimmen. Als wichtigster Indikator für die
Entscheidung der Paviane, wohin sie sich bewegen werden, haben sich die
Wege herausgestellt, die andere Gruppenmitglieder in der Vergangenheit
gegangen sind - insbesondere innerhalb der vergangenen fünf Minuten. Je
mehr Paviane in dieser Zeit einen bestimmten Punkt durchqueren, desto
attraktiver wird dieser für die einzelnen Tiere.

"Wir haben auch festgestellt, dass Paviane dazu neigen, von Menschen
angelegte Straßen zu nutzen, in geringerem Maß auch Tierpfade. Das
ermöglicht ihnen ein effektives 'Pendeln' von und zu dem Schlafplatz ihrer
Gruppe", sagt Erstautorin und Doktorandin Ariana Strandburg-Peshkin vom
Department of Ecology and Evolutionary Biology, Princeton University (USA),
die derzeit am Max-Planck-Institute für Ornithologie in Radolfzell forscht.

"Die Bewegungen der Tiere werden auch von Eigenschaften ihres
Lebensumfeldes begrenzt wie zum Beispiel der Vegetation. Beispielsweise in
besonders dicht bewachsenen Umgebungen bewegt sich die Gruppe langsamer,
und die einzelnen Tiere gleichen ihre Bewegungsrichtung einander weniger
an. Dies belegt, wie die Umgebung die gesamte Struktur und Bewegung einer
Gruppe beeinflussen kann.

Die Studie zeigt, wie wichtig es ist, den Lebensraum auf der einen Seite
und soziale Eigenschaften auf der anderen Seite in Verbindung zu bringen,
um die Bewegungen sowohl von einzelnen Tieren als auch von Gruppen zu
verstehen. Laut Ariana Strandburg-Peshkin ist dies ein "bedeutender
Schritt" um vorhersagen zu können, wie Umgebungen, die sich verändern,
Tiere in einem sozialen Verbund beeinflussen können.

Hauptautor Iain Couzin, Professor für Diversität und Kollektivverhalten
an der Universität Konstanz, der zugleich am Max-Planck-Institut für
Ornithologie in Radolfzell die Abteilung für Kollektivverhalten leitet:
"Obwohl unsere Arbeit zeigt, welche Einblicke man mit Technologien wie
der Dronen-basierten Fernbildaufnahme und GPS-Tracking gewinnen kann,
mussten wir uns bei der Datengewinnung auf einen relativ kurzen Zeitraum
beschränken - hauptsächlich aufgrund der begrenzten Lebensdauer der
Batterien."

Couzin weiter: "Es wäre sehr reizvoll, zukünftig längerfristig oder
wiederholt über das ganze Jahr Einblicke in Tiergruppen zu erhalten,
um Änderungen der Umweltbedingungen, wie zum Beispiel sehr nasses oder
sehr trockenes Wetter, zu erfassen. Dies würde uns ermöglichen, mit
noch größerer Genauigkeit zu untersuchen, wie diese Veränderungen die
Entscheidungen der einzelnen Tiere und die der gesamten Gruppe
beeinflussen."


Originalpublikation:

Ariana Strandburg-Peshkin, Damien R Farine, Margaret C Crofoot, Iain
D Couzin:

Habitat and social factors shape individual decisions and emergent
group structure during baboon collective movement.

eLife, 31. Januar 2017.

doi.org/10.7554/eLife.19505.

Faktenübersicht:


	eLife ist ein Zusammenschluss von Förderern und Wissenschaftlern, die die Methode, wie wichtige Forschung ausgewählt, präsentiert und geteilt wird, verbessern wollen.

	eLife publiziert herausragende Arbeiten in allen Bereichen der Life Sciences und Biomedizin.

	eLife wird vom Howard Hughes Medical Institute, der Max-Planck-Gesellschaft und dem Wellcome Trust unterstützt.

	Inhalte, einschließlich Text, Bilder und Daten des Artikels können im Rahmen einer CC BY 4.0-Lizenz frei benutzt werden.

	Mehr auf elifesciences.org.
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Quelle:

Universität Konstanz - Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

Kommunikation und Marketing, Redaktion Medien und Aktuelles

Universitätsstraße 10, D-78464 Konstanz

Telefon: +49 7531 88-3603, Fax +49 7531 88-3766

E-Mail: kum@uni-konstanz.de

Internet: www.uni-konstanz.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/254: "Leben?" - Neuer Blick der Naturwissenschaften auf die grundlegenden Prinzipien des Lebens (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 03.02.2017

"Leben?" - Neuer Blick der Naturwissenschaften auf die grundlegenden
Prinzipien des Lebens

Projekt "Süßes Leben - Zuckersynthese ohne Biosynthese" von Chemiker Prof.
Dr. Peter R. Schreiner wird von der VolkswagenStiftung an der Universität
Gießen gefördert



"Was ist Leben?" Diese Frage stellt sich die Menschheit seit
Jahrhunderten. In jüngster Zeit haben sich besonders an der Grenze
zwischen Natur- und Lebenswissenschaften Forschungsfelder entwickelt, die
vollkommen neue Erkenntnisse zu dieser Frage beisteuern können. So werden
beispielsweise in den Bereichen Biophysik, synthetische Biologie oder
systemische Chemie artifizielle Systeme entwickelt und untersucht, die
nicht mehr eindeutig als lebend oder nicht-lebend klassifiziert werden
können. Auch der Gießener Wissenschaftler Prof. Dr. Peter R. Schreiner,
Professor für Organische Chemie der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU), versucht, sich der großen Frage "Was ist Leben" anzunähern. Umso
größer die Freude, dass sein zukunftsweisendes Projekt "Süßes Leben -
Zuckersynthese ohne Biosynthese" jetzt den Zuschlag erhalten hat und von
der VolkswagenStiftung mit insgesamt 731.000 Euro über fünf Jahre
gefördert wird.



Wie laufen die Elementarschritte der stereoselektiven Synthese einfacher
Zucker als Schlüsselmoleküle des Lebens für die Energie- und
Informationsspeicherung ab? Auf die Klärung dieser Frage zielt das
geförderte Projekt ab. Im Gegensatz zu bestehenden Hypothesen liegt der
Fokus dabei auf nichtwässrige Reaktionen, die im Idealfall direkt von der
photochemischen Reaktion von CO und H2 zu Kohlenhydraten ausgehen. Des
Weiteren wird Prof. Schreiner mit seinem Team untersuchen, ob händische
(unsymmetrische), mineralische Oberflächen ihre Stereoinformation auf
solch (katalysierte) Prozesse übertragen können. "Da Zucker Bausteine der
Erbinformation - DNA und RNA - sind und diese ihrerseits biochemische
Strukturen aufbauen, die die Synthese von Zuckern aus Kohlendioxid und
Wasser erst ermöglichen, stehen wir hier vor dem Ei-Henne-Paradoxon: Was
kam zuerst?", verdeutlicht Prof. Schreiner die Problemstellung.

Schreiners Arbeitshypothese ist die Bildung von Zuckern aus den
einfachsten, vorstellbaren Komponenten, nämlich Formaldehyd-Isomeren, die
selbst aus Kohlenmonoxid und Wasserstoff hervorgehen. Diese einfachen
Bausteine sind neben einfachen Zuckern auf Meteroriten - zuletzt auf dem
Kometen Churyumov-Gerasimenko im Rahmen der "Rosetta-Mission" -
nachgewiesen worden. Da die präbiotische Erde sehr wahrscheinlich zu
bestimmten Zeitpunkten auch reich an diesen Bausteinen war, lassen sich,
so die These des Gießener Chemikers, durch einschlägige Experimente in den
Laboren des Instituts für Organische Chemie der JLU Versuche aufbauen, die
diese frühen Bedingungen nachempfinden. Auf diese Weise lassen sich
hoffentlich schon bald hilfreiche Aussagen über den Ursprung eines
wichtigen Bausteins des Lebens treffen.

Prof. Schreiner forscht im Bereich der metallfreien Katalyse, der
Nanodiamanten und des quantenmechanischen Tunnelns zur Entwicklung und
Verbesserung nachhaltiger chemischer Methoden. Er ist Mitglied der
Leopoldina - Nationale Akademie der Wissenschaften, erhielt mehrere
Wissenschaftspreise, darunter die Adolf-von-Baeyer Denkmünze der
Gesellschaft Deutscher Chemiker 2017 und die Dirac-Medaille im Jahr 2003.
Der in Nürnberg geborene Wissenschaftler wurde nach dem Chemiestudium an
der Universität Erlangen-Nürnberg und in den USA sowohl in organischer
Chemie (Erlangen, Dr. rer. nat.) als auch in theoretischer Chemie
promoviert (Computational Chemistry, USA, University of Georgia, Athens,
Doctor of Philosophy).


VolkswagenStiftung

Immer effizienter gelingt es Forscherinnen und Forschern, die Prozesse des
Lebens in künstlichen Systemen besser zu verstehen, nachzuahmen und
neuartige artifizielle Systeme gemäß den Grundprinzipien des Lebens zu
entwickeln. Diesen Ansätzen ist gemeinsam, dass sie die fundamentalen
Prinzipien des Lebens besser zu verstehen suchen und damit neue
Perspektiven in Ergänzung zu philosophischen Aussagen über das Leben
eröffnen. Die Volkswagenstiftung fördert im Rahmen ihrer Ausschreibung
"Leben? - Ein neuer Blick der Naturwissenschaften auf die grundlegenden
Prinzipien des Lebens" wissenschaftliche wissenschaftlich spannende und
innovative Vorhaben an der Schnittstelle zwischen Natur- und
Lebenswissenschaften.

Die 1607 gegründete Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) ist eine
traditionsreiche Forschungsuniversität, die rund 28.000 Studierende
anzieht. Neben einem breiten Lehrangebot - von den klassischen
Naturwissenschaften über Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Gesellschafts- und Erziehungswissenschaften bis hin zu Sprach- und
Kulturwissenschaften - bietet sie ein lebenswissenschaftliches
Fächerspektrum, das nicht nur in Hessen einmalig ist: Human- und
Veterinärmedizin, Agrar-, Umwelt- und Ernährungswissenschaften sowie
Lebensmittelchemie. Unter den großen Persönlichkeiten, die an der JLU
geforscht und gelehrt haben, befindet sich eine Reihe von
Nobelpreisträgern, unter anderem Wilhelm Conrad Röntgen (Nobelpreis für
Physik 1901) und Wangari Maathai (Friedensnobelpreis 2004). Seit 2006 wird
die JLU sowohl in der ersten als auch in der zweiten Förderlinie der
Exzellenzinitiative gefördert (Excellence Cluster Cardio-Pulmonary System
- ECCPS; International Graduate Centre for the Study of Culture - GCSC).


Weitere Informationen unter:

https://www.volkswagenstiftung.de

https://www.uni-giessen.de/fbz/fb08/Inst/organische-chemie/agschreiner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Charlotte Brückner-Ihl, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/679: Russische Akademie der Wissenschaften nimmt Prof. Manfred Bayer auf (idw)


Technische Universität Dortmund - 03.02.2017

Russische Akademie der Wissenschaften nimmt Prof. Manfred Bayer von
der TU Dortmund auf



Die Russische Akademie der Wissenschaften hat Prof. Manfred Bayer von der
Fakultät Physik der TU Dortmund als auswärtiges Mitglied neu aufgenommen.
Manfred Bayer ist Sprecher eines deutsch-russischen
Sonderforschungsbereichs, in dem deutsche und russische
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler erfolgreich zusammen arbeiten.



Der Einzug von Prof. Bayer in die Russische Akademie der Wissenschaften
wurde von Prof. Dr. Dieter Meschede, dem designierten Präsidenten der
Deutschen Physikalischen Gesellschaft, gewürdigt: "Ich freue mich
außerordentlich über diese Auszeichnung durch eine der renommiertesten
wissenschaftlichen Akademien in der Welt für Manfred Bayer", sagt der
Professor und Physiker der Universität Bonn. "Die Anerkennung gilt einem
exzellenten Physiker und wissenschaftlichen Kollegen. Sein immer
sachlicher Rat genießt hohe Wertschätzung in der wissenschaftlichen
Gemeinschaft in Deutschland und weit darüber hinaus." Manfred Bayer ist
Meschedes "hochgeschätzter Kollege" und Co-Sprecher aus dem Q.com-Verbund
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF). Der Verbund
erforscht die Quantenkommunikation. Prof. Ursula Gather, Rektorin der TU
Dortmund, gratulierte ihrem Kollegen Bayer: "Die Berufung ist eine
außergewöhnliche Ehrung für einen verdienten Wissenschaftler", sagt sie.
"Ich freue mich, dass an der TU Dortmund solche Persönlichkeiten forschen
und lehren."

Zusammen mit Manfred Bayer wurde eine Reihe von Nobelpreisträgern in die
Russische Akademie der Wissenschaften aufgenommen, nämlich Serge Haroche
und Martinus Veltman (Physik), Roger D. Kornberg, Jean-Pierre Sauvage und
Dan Shechtman (Chemie), Kenneth J. Arrow (Wirtschaftswissenschaften) und
Henry Kissinger (Frieden). Insgesamt wählte die Russischen Akademie der
Wissenschaften bei ihrer ersten Sitzung seit dem Jahr 2011 63 neue
auswärtige Mitglieder, so dass die Akademie jetzt 475 auswärtige und
insgesamt etwa 2500 Mitglieder hat. Die russische Akademie wurde 1724 von
Zar Peter dem Großen gegründet, der dabei von Gottfried Wilhelm Leibniz
beraten wurde. Berühmte Mitglieder der Anfangszeit waren die Mathematiker
Leonhard Euler sowie Daniel und Nikolaus Bernoulli.

Prof. Manfred Bayer, geboren 1965, ist seit 2002 Professor für
Experimentelle Physik - Festkörperspektroskopie an der TU Dortmund. Er war
von 2007 bis 2012 assoziierter Editor der wichtigsten physikalischen
Fachzeitschrift, der Physical Review Letters, herausgegeben von der
American Physical Society. Er ist Sprecher des SFB/TRR 160 "Kohärente
Manipulation wechselwirkender Spinanregungen in maßgeschneiderten
Halbleitern" und Standortsprecher des 2014 eingerichteten
Transregio-Sonderforschungsbereichs TRR 142 "Maßgeschneiderte nichtlineare
Photonik: Von grundlegenden Konzepten zu funktionellen Strukturen". Für
seine Arbeiten hat er eine Reihe von Auszeichnungen erhalten wie etwa 2001
den Walter-Schottky-Preis der Deutschen Physikalischen Gesellschaft. Seit
2009 ist er Ehrenmitglied des Ioffe-Instituts der Russischen Akademie der
Wissenschaften und seit 2012 Fellow der American Physical Society. 2013
gehörte er zu den Gewinnern eines russischen Mega-Grants.

Für den deutsch-russischen Transregio 160 arbeiten rund 120
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, knapp 70 davon auf russischer
Seite. Ziel ihrer Forschung ist, durch die gezielte Kontrolle des
Eigendrehimpulses von Elektronen, der als Spin bezeichnet wird, einen
entscheidenden Fortschritt in der Entwicklung von neuartigen Bauelementen
für die Informationstechnologie zu machen. In der Informationstechnologie
werden häufig Halbleitermaterialien verwendet. Die Ladungsträger in diesen
Materialien drehen sich wie Kreisel um sich selbst und besitzen deshalb
einen Spin. Diesen wollen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
kontrollieren, um Bauelemente effizienter zu machen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution12

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dortmund, Martin Rothenberg, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ELEKTROTECHNIK/250: Weltweit erster rekonfigurierbarer Transistor aus Germanium demonstriert (idw)


Technische Universität Dresden - 03.02.2017

Weltweit erster rekonfigurierbarer Transistor aus Germanium demonstriert

• Zurück zu den Anfängen: Germanium schlägt Silizium - weltweit erster
rekonfigurierbarer Transistor aus Germanium demonstriert

• NaMLab und cfaed erzielen bedeutenden Durchbruch bei der
Entwicklung von energie-effizienten Elektronikschaltungen mit Transistoren
aus Germanium



Wissenschaftler des Nanoelectronic Materials Laboratory (NaMLab gGmbH)
und des Exzellenzclusters Center for Advancing Electronics Dresden an der
Technischen Universität Dresden haben den weltweit ersten Transistor aus
Germanium realisiert, der sich elektrisch zwischen Elektronen- (n) und
Löcherleitung (p) umprogrammieren lässt. Aufgrund der geringeren Bandlücke
gegenüber Silizium können Transistoren aus Germanium mit niedriger
Einsatzspannung betrieben werden. Daher ermöglichen die Transistoren aus
Germanium einen wesentlich energiesparenderen Betrieb als vergleichbare
Transistoren aus Silizium. Zudem ist der realisierte Transistor aus
Germanium abhängig von den angelegten Spannungen sowohl mit Elektronen-
als auch mit Löcherleitung (rekonfigurierbar) einsetzbar. Damit lassen
sich elektronische Schaltungen bei gleicher Funktionalität mit einer
geringeren Anzahl an Transistoren im Vergleich zu der derzeitig
angewandten CMOS Technologie realisieren.


Die heutige digitale Elektronik besteht zum überwiegenden Teil aus
integrierten Schaltungen. Seit mehr als 40 Jahren werden die in den
Schaltungen enthaltenen Transistoren schrittweise verkleinert um die
Rechenleistung und Schaltgeschwindigkeit zu erhöhen. Der aktuelle Trend
geht dabei dahin, in den gängigen Transistoren Materialien mit höherer
Ladungsträgerbeweglichkeit als Silizium, wie eben Germanium oder auch
Indium-Arsenid, einzusetzen. Einem Einsatz in der Praxis steht aber
derzeit unter anderem ein signifikant erhöhter Leckstrom und die damit
verbundene höhere statische Verlustleistung im Auszustand entgegen, die
aus den geringen Bandabständen der Materialien resultiert. Dem
Wissenschaftler-Team um Jens Trommer und Dr. Walter Weber von der NaMLab
gGmbH ist es jetzt in Kooperation mit dem cfaed gelungen, Transistoren aus
Germanium-Nanodrähten zu entwickeln, die durch ein spezielles Design mit
mehreren unabhängigen Elektroden die störenden Leckströme entlang des Kanals
unterdrücken. Dr. Weber, der beim cfaed die Nanodrähte-Forschungsgruppe
leitet, erklärt: "Die erreichten Ergebnisse demonstrieren
erstmalig gleichzeitig niedrige Einsatzspannungen und geringe Leckströme,
sowie den damit einhergehenden reduzierten Energieverbrauch, welcher eine
Anwendung des neuen Transistors in energie-effizienten Schaltungen
ermöglicht." Die aktuellen Arbeiten wurden im Journal ACS Nano publiziert.

Die Arbeiten wurden durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im
Rahmen des Projektes ReproNano gefördert und sind in Zusammenarbeit mit
dem Exzellenzcluster "Center for Advancing Electronics Dresden (cfaed)"
durchgeführt worden. Die NaMLab gGmbH wird eine mögliche Umsetzung in
zukünftige Produkte sowie weiteren Forschungs- und 
Entwicklungs-Aktivitäten in diesem Bereich mit ihren Industriepartnern 
anstreben.

Die veröffentlichte wissenschaftliche Publikation ist im Internet zu
finden unter:

http://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acsnano.6b07531


Über NaMLab

Die "Nanoelectronics Materials Laboratory gGmbH" (NaMLab) wurde im July
2006 gegründet. NaMLab ist ein Tochterunternehmen und An-Institut der TU
Dresden. NaMLab betreibt am Campus der TU Dresden ein Forschungsgebäude
mit vier Laborräumen, einem Reinraumlabor und einem Bürobereich für über
40 Mitarbeiter. NaMLab betreibt Materialforschung zur Anwendung in
nanoelektronischen Bauelementen und arbeitet eng mit den Instituten der TU
Dresden zusammen.

www.namlab.de

Über cfaed

Das Center for Advancing Electronics Dresden (cfaed) an der TU Dresden
entstand im Rahmen der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder und
wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) von 2012 bis 2017 mit
rund 34 Millionen Euro gefördert. Koordinator des Exzellenzclusters für
Elektronik ist Prof. Gerhard Fettweis, Inhaber des Vodafone
Stiftungslehrstuhls Mobile Nachrichtensysteme. Neben der
Sprecheruniversität Technische Universität Dresden gehören zu dem
Forschungsverband zehn Partnerinstitute, darunter die Technische
Universität Chemnitz sowie zwei Max-Planck-Institute, zwei
Fraunhofer-Institute, zwei Leibniz-Institute, das Helmholtz-Zentrum
Dresden-Rossendorf, die NaMLab gGmbH und das KSI Meinsberg.

Als eine zentrale wissenschaftliche Einrichtung der TU Dresden vereint es
über 300 Wissenschaftler auf neun verschiedenen Forschungspfaden. Sie
verwenden dabei neuartige Materialien wie Silizium-Nanodrähte,
Kohlenstoff-Nanoröhren oder Polymere. Außerdem entwickeln sie völlig neue
Konzepte wie Herstellungsverfahren durch selbstassemblierende Strukturen,
bspw. DNA-Origami. Ziele sind zudem Energieeffizienz, Zuverlässigkeit und
das reibungslose Zusammenspiel der unterschiedlichen Bauelemente. Darüber
hinaus werden biologische Kommunikationssysteme betrachtet, um
Inspirationen aus der Natur für die Technik zu nutzen. Dieser weltweit
einzigartige Ansatz vereint somit die erkenntnisgetriebenen
Naturwissenschaften und die innovationsorientierten
Ingenieurwissenschaften zu einer interdisziplinären Forschungsplattform in
Sachsen.

www.cfaed.tu-dresden.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, Kim-Astrid Magister, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1458: Der wahre Energieverbrauch von Rechenzentren (Universität Oldenburg)


Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 31. Januar 2017

Der wahre Energieverbrauch von Rechenzentren

Projekt "TEMPro" nimmt gesamten Lebenszyklus der Infrastruktur in den
Blick



Oldenburg. Energie und Rohstoffe in Rechenzentren effizienter nutzen
- diesem Ziel hat sich das Projekt "Ganzheitliches Energiemanagement
in professionellen Rechenzentren" (Englisch: "Total Energy Management
for Professional Data Centers", kurz TEMPro) verschrieben, das kürzlich
an der Universität Oldenburg gestartet ist. Statt wie bisher üblich
nur den laufenden Betrieb eines Rechenzentrums zu analysieren, verfolgt
das TEMPro-Team einen ganzheitlichen Ansatz: Es nimmt den gesamten
Lebenszyklus der Geräte in den Blick - vom Rohstoffgewinn bis zum
Recycling. Leiterin des Verbundprojekts mit mehreren Partnern aus
Forschung, Industrie und kommunaler Verwaltung ist die Oldenburger
Nachhaltigkeitsexpertin Dr. Alexandra Pehlken. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie fördert das dreijährige Verbundvorhaben mit rund 2,2
Millionen Euro, davon gehen knapp 600.000 Euro nach Oldenburg.

Rund 50.000 Rechenzentren gibt es derzeit in Deutschland. Mit einem
Verbrauch von etwa zehn Terawattstunden, das entspricht zehn Milliarden
Kilowattstunden, machen sie Studien zufolge etwa zwei Prozent des
jährlichen Strombedarfs aus. Der tatsächliche Bedarf der Rechenzentren an
elektrischer Energie sei jedoch weitaus höher, argumentiert Pehlken:
Konsequenterweise sollte demnach auch die sogenannte "graue Energie"
berücksichtigt werden, also der Energieverbrauch, der vor und nach dem
Einsatz der Infrastruktur aufkommt. "Das beginnt mit dem Gewinnen der
Rohstoffe wie Gold, Silber, Kupfer, Neodym und Tantal, die für die
Rechenzentrumskomponenten benötigt werden. Es betrifft aber auch deren
Herstellung, Transport und Lagerung und endet schließlich mit dem
Recycling." Nur auf dieser ganzheitlichen Basis ließen sich solide Aussagen
zur Energieeffizienz machen. Weiterer Vorteil des ganzheitlichen Ansatzes
sei, dass er zusätzliche Einsparmöglichkeiten offenbare.

Im Laufe der kommenden drei Jahren will das TEMPro-Team die
wissenschaftliche Grundlage für eine ganzheitliche
Energieeffizienz-Bewertung von Rechenzentren schaffen und neue
Effizienztechnologien erforschen. Zudem wollen die Beteiligten ein
Softwaretool für Rechenzentrumsbetreiber konzipieren, prototypisch
entwickeln und testen. Von der Universität Oldenburg sind
neben Pehlken der Wirtschaftsinformatiker Prof. Dr. Jorge Marx Gomez
und der Ökonom Prof. Dr. Klaus Fichter beteiligt - das Department für
Wirtschafts- und Rechtswissenschaften und das Department für Informatik
arbeiten hier eng zusammen. Pehlken leitet seit 2014 die
Nachwuchsforschergruppe "Cascade Use" an der Universität Oldenburg, die
sich nachhaltigem Ressourcenmanagement verschrieben hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 030/17 vom 31. Januar 2017

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Telefon: (0441) 7 98 - 54 46, Fax: (0441) 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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TAGUNG/307: Fachtreffen zum Schwerpunktthema Barrierefreiheit (Nationalpark Eifel)


Nationalparkverwaltung Eifel im Landesbetrieb Wald und Holz NRW - 2.
Februar 2017

Schwerpunktthema Barrierefreiheit

Bundesweites Fachtreffen von Infozentren in Großschutzgebieten im
Nationalpark-Zentrum Eifel



Schleiden-Gemünd, den 02. Februar 2017. Etwa 40 Leiterinnen und Leiter
von Infozentren in Großschutzgebieten aus der ganzen Republik
besuchten anlässlich ihrer Jahrestagung die neu eröffnete
Erlebnisausstellung "Wildnis(t)räume" im Nationalpark Eifel. Einmal im
Jahr treffen sich die Experten unter dem Dachverband EUROPARC
Deutschland e.V. zu einem bundesweiten Austauschforum. Vom Darß
(Nationalpark Vorpommersche Boddenlandschaft) im äußersten Norden
Deutschlands bis zu den Berchtesgadener Alpen reichte das
geographische Spektrum der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, aber auch
der Pfälzer Wald, der Harz, die Insel Rügen, der Schwarzwald, die
Schwäbische Alb, die Mittelelbe und die Rhön waren mit ihren
Infozentren vertreten.




[image: Foto: © M. Weisgerber/Nationalparkverwaltung Eifel]

Ausgestattet mit Brillen, die eine 90-prozentige Sehbehinderung
simulieren, "erfühlten" die Tagungsteilnehmer die Ausstellung - hier
die Tastmodelle unterschiedlicher Lebewesen. 

Foto: © M. Weisgerber/Nationalparkverwaltung Eifel



Zentrales Tagungsthema war die Barrierefreiheit in Ausstellungen und
Infozentren. Eine Spezialbesichtigung mit Selbsterfahrungsübungen
führte ganz konkret vor Augen, wie sich unterschiedliche
Einschränkungen auf die Wahrnehmung auswirken. Wenn eine Ausstellung
wirklich barrierefrei sein soll, gibt es Vieles zu beachten: So sind
für sehbehinderte oder blinde Gäste nicht nur spezielle
Orientierungshilfen nötig, sondern auch die Informationen der
Ausstellung müssen entsprechend aufbereitet werden, um von diesen
Gästen wahrgenommen zu werden. Ganz andere Hilfen sind für
hörgeschädigte Gäste oder Menschen mit kognitiven Einschränkungen
notwendig.

Das erst kürzlich eröffnete Nationalpark-Zentrum Eifel im Forum
Vogelsang IP als Gastgeber der Tagung konnte zu diesem Themenkomplex
beispielhafte Lösungen in der Ausstellung "Wildnis(t)träume" zeigen -
hier erwartet Gäste ein außerordentlich hoher Standard an
Barrierefreiheit, der allen Gästen zu Gute kommt, und der in den
meisten anderen Infozentren bisher noch nicht realisiert werden
konnte.

Dr. Stefan Büchner, Leiter des Naturschutzzentrums Südschwarzwald und
stellvertretender Sprecher der EUROPARC-AG, würdigte dieses besondere
Engagement: "Im Nationalpark-Zentrum Eifel wird wirklich in
vorbildlicher Weise auf die Bedürfnisse von behinderten Gästen
eingegangen. Dies ist eine wertvolle Hilfe und Vorbild für die Arbeit
in allen Infozentren Deutschlands." Unter dem Motto "Natur für Alle"
wird Barrierefreiheit nicht nur im neuen Zentrum, sondern seit der
Gründung von Nordrhein-Westfalens einzigem Nationalpark im Jahr 2004
in den verschiedenen Einrichtungen und Angeboten des Nationalparks
Eifel konsequent umgesetzt.

Neben dem Thema Barrierefreiheit stand ein Blick über die Grenzen auf
dem Programm der Jahrestagung: In Fachvorträgen wurden die Situation
von Schutzgebieten und Infozentren in den Niederlanden und den USA
vorgestellt und mit der Herangehensweise in Deutschland verglichen.
Informationen zu technischen Ausstellungsangeboten wie etwa
WLAN-basierten Audioguides und zu einem neuen Besucherzentrum im
"Wildnisgebiet" "Lieberose" in Brandenburg ergänzten die
Themenpalette.

Hintergrund

EUROPARC Deutschland e. V. mit Sitz in Berlin vertritt als
Dachorganisation die europäischen Großschutzgebiete und bündelt sie
unter dem Label "Nationale Naturlandschaften". In Deutschland gibt es
16 Nationalparke, 17 Biosphärenreservate und über 103 Naturparke.
Wichtige Projekte von EUROPARC Deutschland sind z. B.


	Ehrensache - Freiwillige in Parks

	Inwertsetzung von Klima- und Naturschutzmaßnahmen in Nationalen Naturlandschaften

	Das Junior-Ranger-Programm



www.europarc-deutschland.de

www.nationale-naturlandschaften.de

Die AG "Leiter/innen von Infozentren in Großschutzgebieten" ist eine
von mehreren Arbeitsgruppen unter dem Dach von EUROPARC Deutschland e.
V.. Die AG trifft sich jährlich in wechselnden
Schutzgebiets-Infozentren. Sprecherin der AG ist Dr. Sabine Stab
(sabine.stab[at]lanu.sachsen.de), Leiterin des Nationalparkzentrums
Bad Schandau im Nationalpark Sächsische Schweiz.

Öffnungszeiten und Preise

Die Öffnungszeiten der Ausstellung "Wildnis(t)räume" sind täglich von
10 bis 17 Uhr (Heiligabend und Silvester von 10:00 Uhr bis 14:00 Uhr).
Der Eintritt für Erwachsene kostet 8 Euro und ermäßigt 4 Euro. Darüber
hinaus gibt es weitere Eintrittsformate wie Familien- oder
Kombitickets. Geführte Erkundungstouren durch die Ausstellung (Dauer:
Etwa 90 Minuten) finden täglich und ohne Voranmeldung um 14 Uhr sowie
samstags, sonntags und feiertags zusätzlich um 11 Uhr statt (Eintritt
zuzüglich 2 Euro). Bei Vorlage der GästeCard Erlebnisregion
Nationalpark Eifel erhalten Sie 10% Rabatt auf den Eintrittspreis.
Der Eintritt in das vor der Ausstellung liegende Besucherzentrum ist
kostenfrei. Hier finden Sie spannende Informationen zur Eifel, kurze
Filme und ein interaktives Geländemodell zum Nationalpark Eifel.

Kontakt und Anreise

Bei Fragen zur Ausstellung oder für Buchungen wenden Sie sich bitte an
Frau Martina Höller oder das Besucherzentrum im "Forum Vogelsang IP"
unter +49 2444 / 91579-11.

Nationalpark-Zentrum Eifel

Forum Vogelsang IP

Vogelsang 70

D-53937 Schleiden

Telefon Verwaltung: +49 2444 91574-0

Telefax Verwaltung: +49 2444 91574-28

www.nationalparkzentrum-eifel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2017

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Nationalparkforstamt Eifel

Urftseestraße 34, 53937 Schleiden-Gmünd

Tel.: 02444/9510-0, Fax: 02444/9510-85

E-Mail: info@nationalpark-eifel.de

Internet: www.nationalpark-eifel.de
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EUROPA/1626: Zu den von UNICEF veröffentlichten Todeszahlen im Mittelmeer und dem EU-Gipfel in Malta


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Februar 2017

Katrin Göring-Eckardt zu den von UNICEF veröffentlichten Todeszahlen
im Mittelmeer und dem EU-Gipfel in Malta



Zu den von UNICEF veröffentlichten Todeszahlen im Mittelmeer und dem
EU-Gipfel in Malta erklärt die Fraktionsvorsitzende Katrin
Göring-Eckardt:

"Die Zahlen sollten uns innehalten lassen. Mindestens 1354 Tote
innerhalb von drei Monaten, unter ihnen schätzungsweise 190 Kinder.
Menschen, die auf der Suche nach Zuflucht, ihr Leben verloren haben.
Das macht uns traurig und fassungslos. Die Zahlen offenbaren in ihrer
nüchternen Brutalität das Versagen der EU-Staats- und Regierungschefs.

Wir brauchen einen Neustart der europäischen Flüchtlingspolitik. Ein
Flüchtlingsdeal mit Libyen kann angesichts der dramatischen,
unsicheren Situation in dem Land keine Lösung sein. Ich erwarte, dass
die Bundeskanzlerin in Malta eine neue Initiative startet. Wir
brauchen eine gemeinsame europäische Lösung. Dazu gehört eine zivile
Seenotrettung genauso wie das klare Bekenntnis aller
EU-Mitgliedsstaaten, Flüchtlinge aufzunehmen. Die Staats- und
Regierungschefs müssen endlich den Weg für eine sinnvolle und gerechte
Verteilung der Flüchtlinge freimachen.

Wenn es dabei bleibt, dass nicht alle EU-Staaten mitmachen wollen,
müssen wir einen anderen Weg wählen - übers Geld. Unser Vorschlag: Die
Länder, die sich raushalten wollen, sollen für ihre Untätigkeit
bezahlen, während Länder oder Regionen, die sich beteiligen, aus
diesen Mitteln dann finanzielle Unterstützung für die Aufnahme von
Flüchtlingen erhalten."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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VERKEHR/741: Bahn-Chaos - Große Koalition zu feige für Kurswechsel in Bahnpolitik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Februar 2017

Bahn-Chaos: Große Koalition zu feige für Kurswechsel in Bahnpolitik



Zur Ablehnung der von uns beantragten Sondersitzung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages zur strategischen
Neuausrichtung der Bahnpolitik im Zuge der Neubesetzung des Amtes des
Vorstandsvorsitzenden durch die Koalitionsfraktionen erklärt Matthias
Gastel, Sprecher für Bahnpolitik:

Union und SPD sind zu feige, sich offen mit dem Zustand der Deutschen
Bahn und dem Führungschaos in der Bahnpolitik der Bundesregierung
auseinanderzusetzen. Die Koalition deckt einen Verkehrsminister
Dobrindt, der als Vertreter des Eigentümers völlig überfordert ist.

Klar ist nun: Es gab einen regelrechten Aufstand des Aufsichtsrates
gegen den Eigentümer und gegen Hinterzimmerabsprachen mit Dobrindt.
Verkehrsminister Dobrindt ist die Kontrolle vollkommen entglitten,
seine Verkehrspolitik richtet sich gegen die Bahn. Wenn Dobrindt jetzt
die Schuld auf den Aufsichtsrat ablädt, will er nur von seinem eigenen
Führungsversagen ablenken.

Maßgebliche Mitglieder des Aufsichtsrates fordern genau das ein, was
auch wir seit Jahren einfordern und im Verkehrsausschuss beraten
wollten. Wie kommt das System Bahn wieder auf die Erfolgsspur? Dafür
braucht es ein Gesamtkonzept des Bundes. Die Bundesregierung und die
sie tragenden Parteien können das Chaos in der Bahnpolitik und den
Blindflug, auf dem sich die Deutsche Bahn befindet, nicht mehr
wegreden. Der tief verschuldete DB-Konzern muss dringend wieder auf
Kurs kommen, dafür trägt Verkehrsminister Dobrindt die Verantwortung.
Ein Kurswechsel in der Verkehrspolitik ist zwingend notwendig, damit
ein neuer Bahn-Chef auch Erfolg haben kann.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Pressemitteilung vom 3. Februar 2017
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EUROPA/1477: Fluchtursachen bekämpfen statt Warlords und Despoten aufrüsten


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Februar 2017

Fluchtursachen bekämpfen statt Warlords und Despoten aufrüsten



"Flüchtlingsabwehr um jeden Preis scheint das einzige Interesse der
EU-Regierungen zu sein. Wer die autoritären Regimes und Warlords in
Nordafrika zu Partnern der EU-Flüchtlingspolitik machen will, hat
jeden Anstand und jedes Augenmaß verloren", erklärt Ulla Jelpke,
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
heutigen EU-Außenministertreffens, auf dem es unter anderem um eine
Kooperation mit dem nordafrikanischen Bürgerkriegsland Libyen in der
EU-Flüchtlingspolitik geht. Jelpke weiter:

"Libyen ist nach dem vom Westen mit kriegerischer Gewalt betriebenen
Sturz von Staatschef Gaddafi zu einem 'gescheiterten Staat' geworden.
Warlords und dschihadistische Terrorgruppen kämpfen um die Macht, eine
funktionsfähige Regierung existiert nicht. Wer eine der
konkurrierenden Fraktionen in die EU-Flüchtlingsabwehr einbinden will,
versperrt nicht nur Flüchtlingen jeden Zugang zu einem humanitären
Flüchtlingsrecht, sondern gießt weiteres Öl ins Feuer des libyschen
Bürgerkrieges.

Anstatt immer skrupellosere Kantonisten als Türsteher für ihre
Flüchtlingsabwehr anzuwerben, sollte die EU ernsthaft an die
Beseitigung von Fluchtursachen gehen. Denn an deren Bestehen trifft
sie eine erhebliche Mitverantwortung durch die Kriegspolitik, durch
Rüstungsexporte, durch die Vernichtung von Existenzgrundlagen der
afrikanischen Bevölkerung infolge neoliberaler Freihandelsabkommen und
des Leerfischens der afrikanischen Küstengewässer durch die
EU-Fangflotte."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Februar 2017
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EUROPA/1476: Diese Flüchtlingspolitik kostet Menschenleben


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Februar 2017

Diese Flüchtlingspolitik kostet Menschenleben



"In nur einer Woche sind fünf Geflüchtete in Flüchtlingslagern auf den
griechischen Inseln ums Leben gekommen. Dies ist die direkte Folge des
schändlichen Flüchtlingsdeals mit der Türkei. Aufgrund von Kälte,
mangelnder medizinischer Versorgung und katastrophalen Zuständen in
den Lagern selbst sind diese Geflüchteten gestorben. In diesen
menschenunwürdigen Verhältnissen sitzen sie als Folge des Abkommens
der EU mit der Türkei auf den Inseln fest", erklärt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende und entwicklungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Todes von fünf Geflüchteten in
griechischen Lagern. Hänsel weiter:

"Wegen des sogenannten Flüchtlingsdeals müssen Menschen immer
gefährlichere Fluchtrouten in Kauf nehmen. Im Jahr 2016 kamen
mindestens 7495 Geflüchtete im Mittelmeer ums Leben. Dies sind fast
genau doppelt so viele Tote wie im Jahr 2015 vor dem Türkei-Abkommen.
Die Abschottungspolitik Europas und der Bundesregierung haben zu
diesen Toten im Mittelmeer geführt.

Die von der EU verhängte Austeritätspolitik gegenüber Griechenland und
Italien trägt zusätzlich zur schlechten Versorgungslage in den
Flüchtlingslagern bei. Ich fordere die Bundesregierung auf, statt neue
tödliche Flüchtlingsdeals mit Libyen und anderen afrikanischen Staaten
zu vereinbaren, sich auf dem EU-Gipfel in Malta für ein Ende des
Flüchtlingsabkommen mit der Türkei einzusetzen. Wer nicht den Tod von
Tausenden auf dem Gewissen haben will, muss endlich sichere
Einreisewege ermöglichen und vor allem die Fluchtursachen angehen.
Dazu gehört auch eine entwicklungsfreundliche Handelspolitik statt
EU-Freihandelsregime mit dem Süden."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Februar 2017
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EUROPA/1475: Flüchtlinge nicht in Libyen internieren, sondern sie dort herausholen


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Februar 2017

Flüchtlinge nicht in Libyen internieren, sondern sie dort herausholen



"Ich erwarte, dass jeder Versuch, Flüchtlinge nach Libyen zu
verfrachten, entschieden zurückgewiesen wird", sagt die
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, mit
Blick auf den heutigen EU-Gipfel auf Malta. Jelpke weiter:

"Das Gebot der Stunde darf nicht lauten, Flüchtlinge in Libyen zu
internieren, sondern vielmehr, ihnen so schnell und so sicher wie
möglich dort herauszuhelfen.

Während die Zahl der Menschen, die auf ihrer Flucht im Mittelmeer
ertrinken, immer höher steigt, denkt die EU über die Verschärfung
ihrer Abschottungspolitik nach. Das ist an Zynismus kaum zu
überbieten.

Der Entwurf der Gipfelerklärung ist schlicht völkerrechtswidrig. Es
ist ausreichend bekannt, welches grausame Schicksal Flüchtlinge in
Libyen erwartet - da ist es absolut unverständlich, dass die EU
darüber diskutiert, sie dorthin zurückzuschieben.

Solange es in Libyen keine funktionsfähige Regierung gibt, läuft die
Ausbildung der dortigen Küstenwache nur darauf hinaus, eine von
mehreren Bürgerkriegsparteien aufzurüsten. Libyen ist auf absehbare
Zeit kein Partner für eine Politik, die auch nur ansatzweise die
humanitären Verpflichtungen des internationalen Flüchtlingsrechts
beachtet. Die Militäroperation Sophia leistet dazu keinen Beitrag. Sie
muss eingestellt werden und durch das Angebot sicherer und legaler
Fluchtrouten ersetzt werden."

 * 
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EUROPA/1474: EU-Gipfel - kein schmutziger Deal mit Libyen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 3. Februar 2017

EU-Gipfel - kein schmutziger Deal mit Libyen



"Die deutsche Bundeskanzlerin muss ihrer Verantwortung nachkommen und
sich für den Schutz von Menschenleben einsetzen", erklärt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE zum heutigen
EU-Gipfeltreffen auf Malta. "Unterstützt Angela Merkel jedoch heute
beim Treffen der EU-Staats- und Regierungschefs weitere schmutzige
Flüchtlingsdeals mit Libyen und nordafrikanischen Ländern, vergeht
sich die Bundeskanzlerin ein an den Menschenrechten und macht sich
schuldig am humanitären Bankrott der Europäischen Union."

Kipping weiter: "Die Appelle von Menschenrechtsorganisationen und
Flüchtlingsverbänden haben meine vollste Unterstützung. In Libyen
werden in den Flüchtlingslagern allerschwerste
Menschenrechtsverletzungen begangen. Menschen werden wahllos ermordet.
Ein Deal mit dem in Gewalt und Instabilität versinkenden Libyen wäre
der finale Ausverkauf der menschenrechtlichen Verpflichtungen Europas.

Das Regime des ölreichen Landes soll nach den Plänen der
EU-Regierenden nun mit europäischem Geld weitere
Menschenrechtsverletzungen begehen. Abschottung, mehr
Flüchtlingshaftlager und Grenzabwehr - dazu erhält das Regime milde
Gaben, damit man sich in der Abschlusserklärung des EU-Gipfeltreffens
auch mit der "Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage in
Libyen" brüsten kann. Die EU kauft sich wieder einmal von ihrer
humanitären Verantwortung frei. Das ist eine Schande.

Der Kampf gegen Schleuser muss darin bestehen, endlich legale
Zugangswege nach Europa zu schaffen, innerhalb der EU für eine
solidarische Verteilung der Hilfesuchenden und für humanitäre
Bedingungen in den Herkunftsregionen sorgen."

Berlin, 03. Februar 2017

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1462: Einnahmenrekord bei Erbschaftsteuer ist Nebelkerze


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Februar 2017

Einnahmenrekord bei Erbschaftsteuer ist Nebelkerze



"Der von Medien hochgejubelte Minirekord bei den
Erbschaftsteuereinnahmen ist nicht viel mehr als eine Nebelkerze",
erklärt Richard Pitterle, steuerpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich von Meldungen, wonach die Bundesländer im Jahr 2016
rund sieben Milliarden Euro eingenommen hätten und damit elf Prozent
mehr als im Jahr 2015. Pitterle weiter:

"Wenn Union und SPD sich jetzt für ihren faulen Kompromiss bei der
kürzlich verabschiedeten Reform der Erbschaftsteuer feiern lassen,
dürfen sie nicht vergessen: Der eigentliche Rekord fließt nach wie vor
in die Taschen der Erbinnen und Erben schwerreicher
Unternehmerdynastien. Auf Druck ihrer Lobbyorganisationen haben
Schäuble und Co dafür gesorgt, dass bei der Vererbung von
Unternehmensanteilen Riesenvermögen nach wie vor fast komplett
steuerfrei vererbt werden können. Diese Privilegien der Hyperreichen
will DIE LINKE streichen, denn dann wären noch ein paar Milliarden
mehr an Erbschaftsteuern drin, die die Bundesländer dringend für
Straßen, Schulen und Krankenhäuser benötigen."

 * 
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BUNDESTAG/6319: Heute im Bundestag Nr. 071 - 06.02.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 071

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 06. Februar 2017, Redaktionsschluss: 09.16 Uhr

1. Flüchtlingsunterkünfte in Bulgarien

2. Situation in Bosnien und Herzegowina

3. Linke sieht Abrüstungsvertrag in Gefahr

4. Grenzüberwachung in Libyen



1. Flüchtlingsunterkünfte in Bulgarien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die bulgarischen Unterbringungen für Flüchtlinge
entsprechen laut Bundesregierung grundlegenden menschenrechtliche
Anforderungen. Bei Besuchen im Jahr 2016 hätten sich Vertreter der
deutschen Botschaft davon überzeugt, dass die Unterbringungen zwar
sehr einfach, aber funktionell eingerichtet seien, heißt es in der
Antwort (18/10953) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(18/10728). Die Unterbringung erfolge in Mehrbettzimmern und
beheizbaren Räumen, Waschgelegenheiten seien vorhanden. Bei den
Besichtigungen seien die Einrichtungen stets in sauberem Zustand
gewesen.

"Sowohl bei den Besichtigungen der Aufnahmeeinrichtungen als auch bei
den Gesprächen war der Wille der bulgarischen Behörden zu erkennen,
europäische Mindeststandards bei der Behandlung und Unterbringung von
Schutzsuchenden einzuhalten", schreibt die Bundesregierung. Die
Situation der Flüchtlinge in Bulgarien sei aber auch vor dem
Hintergrund der teilweise schwierigen Lage im Land zu sehen. "Derzeit
leben 31 Prozent der bulgarischen Bevölkerung (rund 2,2 Millionen
Menschen) unterhalb der Armutsgrenze, das heißt, sie verdienen weniger
als 160 Euro im Monat." Vor diesem Hintergrund verweist die
Bundesregierung auf jüngere Meinungsumfragen, die "eine zunehmend
kontroverse und von Ängsten getragenen Stimmung in der bulgarischen
Bevölkerung" zeigen würden.

 * 

2. Situation in Bosnien und Herzegowina

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "serbischem Nationalismus in Bosnien und
Herzegowina" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (18/11034). Die Abgeordneten thematisieren unter
anderem die Rolle Milorad Dodiks, Entitätspräsident des bosnischen
Landesteils Republik Srpska, der Anfang Januar eine Parade zum
verfassungwidrigen "Tag der Republik Srpska" abgehalten habe.
Teilnehmer seien auch Mladen Inavic, Mitglied der bosnischen
Präsidentschaft, und Serbiens Präsident Tomislav Nikolic gewesen. Im
Herbst hätte Dodik - ebenfalls verfassungwidrig - ein Referendum über
den umstrittenen Feiertag durchführen lassen. Der Entitätspräsident
habe sich damit über die bosnischen Verfassungsorgane und Warnungen
der Europäischen Union und des Hohen Repräsentanten für Bosnien und
Herzegowina hinweg gesetzt. "Dieser bislang folgenlos gebliebene
Schritt gilt als weitere Beschädigung der bosnischen
Staatsinstitutionen und Testlauf für ein seit Jahren von Milorad Dodik
immer wieder angedrohtes Referendum über eine Abspaltung der Republika
Srpska von Bosnien und Herzegowina", schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie sie die Vorgänge
bewertet, wie realistisch eine Abspaltung ist und welche Folgen ein
solches Szenario für Frieden und Sicherheit in Europa hätte. Gefragt
wird zudem insbesondere nach Interessen und Strategien der russischen
Führung in Bosnien und Herzegowina.

 * 

3. Linke sieht Abrüstungsvertrag in Gefahr

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem aktuellen Stand des Washingtoner
Vertragswerks (INF-Verträge) erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (18/10983). Mit dem Vertragswerk hätten sich die
USA und die Sowjetunion Ende der 1980er Jahre auf die Abrüstung
nuklearer Mittelstreckenraketen mit einer Reichweite zwischen 500 und
5.500 Kilometern geeinigt. Der Vertrag gelte als "Meilenstein" der
Rüstungskontrolle, werde jedoch durch wechselseitige Vorwürfe der
Vertragsverletzung zwischen Washington und Moskau zunehmend in Frage
gestellt.

Die Bundesregierung soll nun unter anderem ihre Erkenntnisse über die
unterschiedlichen Definitionen darlegen, mit denen die Regierungen der
USA und Russlands für die unter das INF-Vertragswerk fallenden
Waffensysteme operieren. Die Abgeordneten interessiert zudem
insbesondere ein möglicher Zusammenhang zwischen der Errichtung einer
US-Raketenabwehrbasis im Norden Polens im Frühjahr 2016 und der
Stationierung von Iskander-Raketen durch die russische Armee in
Kaliningrad im Herbst desselben Jahres. Die Bundesregierung soll
angeben, ob diese Schritte eine Gefährdung für die Sicherheit im
Ostseeraum und in Ostmitteleuropa darstellen.

 * 

4. Grenzüberwachung in Libyen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "europäische Migrationskontrolle in Libyen durch
gemeinsame Grenzüberwachung" thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (18/10947). Die Bundesregierung soll angeben, ob
ihr Pläne bekannt sind, die EU-Militärmission EUNAVFOR MED ("Operation
Sophia") auszuweiten und in libyschen Hoheitsgewässern zu
patrouillieren. Weitere Fragen zielen unter anderem auf die Rolle der
Nato bei dieser Operation, auf die Aufklärung von Übergriffen der
libyschen Küstenwache auf Rettungsmissionen und auf die
sicherheitspolitischen Kooperationen mit der libyschen, der
ägyptischen und der tunesischen Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/6318: Heute im Bundestag Nr. 070 - 03.02.2017


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 070

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 03. Februar 2017, Redaktionsschluss: 11.25 Uhr

1. Linke fordert Ächtung von Atomwaffen

2. Situation der Rohingya in Myanmar

3. Migrationspartnerschaft mit Ägypten

4. Aufbau von Polizeistrukturen in Afrika

5. Rolle der Colonia Dignidad in Chile



1. Linke fordert Ächtung von Atomwaffen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, die UN-Verhandlungen über die Ächtung von Atomwaffen zu
unterstützen. Eine "überwältigende Mehrheit der Staatengemeinschaft
hat im Oktober 2016 im Ersten Ausschuss der UN-Generalversammlung für
die Aufnahme von Verhandlungen über ein Atomwaffenverbot noch im Jahr
2017 gestimmt (Resolution L.41)", schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (18/11010). Die UN-Vollversammlung habe Ende Dezember 2016
diesen Beschluss "ebenfalls mit einer überwältigenden Mehrheit"
formell bestätigt. Es sei das erste Mal in der Geschichte der
Vereinten Nationen, "dass die atomwaffenfreien Staaten den Mut hatten,
die Atommächte und ihrer Verbündeten in dieser Frage zu überstimmen".

Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Beschluss der
UN-Generalversammlung zu akzeptieren und sich in den Verhandlungen
"konstruktiv und konsequent für eine völkerrechtlich verbindliche
Ächtung von Atomwaffen einzusetzen".

 * 

2. Situation der Rohingya in Myanmar

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die muslimischen Rohingya in Myanmar leben nach
Angaben der Bundesregierung in "prekärer humanitärer Lage". Die
Ursachen dafür lägen in der Ablehnung durch die buddhistische
Mehrheitsbevölkerung, der Staatenlosigkeit der Rohingya und einer
insgesamt schwierigen sozio-ökonomischen Lage, heißt es in einer
Antwort (18/10816) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(18/10614). Angehörige dieser Volksgruppe hätten kaum oder wenig
Zugang zu Bildung und Gesundheit, 140.000 Binnenflüchtlinge würden in
Lagern leben.

Militär- und Polizeipräsenz habe nach Ausschreitungen durch Hetze
radikaler buddhistischer Mönche im Jahre 2012 die Situation zwar
stabilisiert, die myanmarische Regierung habe aber noch immer nicht
einen Entwicklungsplan vorgelegt, der die Klärung der
Staatsangehörigkeit vorsehe und für bessere Bewegungsfreiheit sorgen
solle.

Die Bundesregierung berichtet zudem über das Auftauchen zweier
terroristischer Gruppen im Zusammenhang mit Angriffen auf
Polizeistationen im Herbst 2016, von denen eine in Videos Jihadisten
weltweit dazu aufrufe, am Kampf zur Befreiung der Rohingyas
teilzunehmen. Die Angriffe seien in einer koordinierten Aktion
erfolgt, die Angreifer sollen Verbindungen zu islamistischen Gruppen
in Bangladesch und Pakistan haben.

 * 

03. Migrationspartnerschaft mit Ägypten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Kooperation mit Ägypten zur Migrationskontrolle
und Grenzüberwachung thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (18/10873). Die Abgeordneten verweisen unter anderem
auf "zahlreiche Fälle von willkürlichen Verhaftungen, von Haft ohne
Anklage und von Prozessen, die rechtsstaatlichen Kriterien nicht
genügen". Auch die Bundesregierung zeige sich besorgt über die
Menschenrechtslage und sehe Ägypten nicht als sicheren Herkunftsstaat
an.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung
Verhandlungen der Europäischen Union über eine
"Migrationspartnerschaft" mit Ägypten bewertet und wie sie bei der
"verstärkten migrationspolitischen Zusammenarbeit mit Ägypten" ihre
Prioritäten "Bekämpfung der Schlepperkriminalität" sowie "Verhinderung
lebensgefährlicher Versuche, das Mittelmeer zu überqueren" umsetzen
wolle.

 * 

4. Aufbau von Polizeistrukturen in Afrika

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Polizeiprogramm Afrika" der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (18/10831). Das 2009
aufgelegte Programm mit dem Ziel des Aufbaus und der Stärkung von
Polizeistrukturen befinde sich mittlerweile in seiner dritten Phase
und umfasse nunmehr die Länder Demokratische Republik Kongo,
Elfenbeinküste, Kamerun, Mauretanien, Niger, Nigeria, Südsudan und
Tschad. Finanziert werde es zum größten Teil mit Mitteln des
Auswärtigen Amtes und von der EU. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie viel Geld insgesamt seit dem Start in das Programm
geflossen sind, inwieweit die bisherigen Phasen evaluiert wurden und
welche Maßnahmen konkret in der dritten Phase in den einzelnen Ländern
finanziert werden.

 * 

5. Rolle der Colonia Dignidad in Chile

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Beziehungen des Auswärtigen Amtes zur "Colonia
Dignidad und ihrer Nachfolgeorganisation Villa Baviera" in Chile
interessiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(18/10799). Die Abgeordneten thematisieren darin einen Empfang in der
Residenz des deutschen Botschafters in Santiago de Chile zu Ehren des
Besuchs von Bundespräsident Joachim Gauck im Juli 2016, an dem das
"ehemalige Sektenmitglied Reinhard Zeitner" teilgenommen habe. Zeitner
sei 2013 in Chile wegen Vergewaltigung, Kindesmissbrauch und
-entziehung zu drei Jahren Haft verurteilt worden. Die 1961 gegründete
deutsche Sektensiedlung in Chile sei jahrzehntelang Ort schwerster
Menschenrechtsverletzungen gewesen, schreiben die Abgeordneten.
"Hunderte Gegner der Pinochet-Diktatur (1973 bis 1990) verschwanden
dort, wurden gefoltert und ermordet." Deutsche und chilenische Kinder
seien systematisch jahrzehntelang sexuell missbraucht worden. Das
Bundespräsidialamt hat den Fragestellern zufolge erklärt, man habe
"großen Wert auf eine sorgsame Auswahl der Gäste gelegt - vor allem im
Hinblick auf die Geschichte der Colonia Dignidad. Wir bedauern mit
Blick auf die Opfer sehr, dass diesem Maßstab nicht entsprochen
wurde."

Die Abgeordneten erkundigen sich nun unter anderem nach der Gästeliste
des Empfangs im Juli 2016 und nach den Bewertungsmaßstäben der
Bundesregierung, "um zwischen Tätern und Opfern in der Colonia
Dignidad zu unterschieden". Weitere Fragen zielen unter anderem auf
die frühere finanzielle Unterstützung von Firmen der Colonia Dignidad
durch Mittel des Auswärtigen Amtes.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1390: Regierungspressekonferenz vom 3. Februar 2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 3. Februar 2017

Regierungspressekonferenz vom 3. Februar 2017

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Reise nach Warschau,
Kabinettssitzung, Empfang des Präsidenten der Republik Östlich des Uruguay,
Empfang des slowenischen Präsidenten, Gespräch mit Richard Gere, Empfang
des Präsidenten der Europäischen Zentralbank, Gespräch mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder, Antrittsbesuch der
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidentin, Übergabe der 2-Euro-Gedenkmünze
"Rheinland-Pfalz", Wahl des Bundespräsidenten), Empfang des bulgarischen
Präsidenten durch den Bundespräsidenten, Übergriffe gegen Asylbewerber und
Asylbewerberunterkünfte im Jahr 2016, Asyl- und Flüchtlingspolitik,
Situation in Libyen, Ukraine-Konflikt, Stellensituation der Bundespolizei
in Nordrhein-Westfalen, finanzielle Lage Griechenlands, Kampagne "Gut zur
Umwelt. Gesund für alle." des Bundesumweltministeriums, Medienberichte über
Nicht-Erteilung der TÜV-Plakette für nicht umgerüstete VW-Dieselfahrzeuge,
Kritik der neuen US-Administration an der deutschen Währungspolitik,
YouTube-Serie "Die Rekruten" des
Bundesverteidigungsministeriums


Sprecher: SRS'in Demmer, Fischer (AA), Dimroth (BMI), Kalwey (BMF),
Audretsch (BMWi), Wendt (BMEL), Fichtner (BMUB), Strater (BMVI), Flosdorff
(BMVg)



Vorsitzender Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN DEMMER
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Am kommenden Dienstag, den 7. Februar, wird die
Bundeskanzlerin nach Warschau reisen. Sie wird dort Gespräche mit Polens
Ministerpräsidentin Beata Szydlo und Staatspräsident Duda führen. Dabei
werden natürlich die deutsch-polnischen Beziehungen, aktuelle
europapolitische Fragen sowie außen- und sicherheitspolitische Fragen
erörtert werden. Im Anschluss an das Gespräch mit der Ministerpräsidentin
ist für ca. 15 Uhr eine Pressekonferenz geplant.

Die Bundeskanzlerin wird in Warschau auch mit Vertretern der deutschen
Minderheit zusammenkommen. Außerdem ist eine Begegnung der Bundeskanzlerin
mit dem Vorsitzenden der PiS-Partei, Jaroslaw Kaczy'nski, vorgesehen.
Ebenso ist ein Treffen mit dem Parteivorsitzenden der Bürgerplattform,
Grzegorz Schetyna, und dem Vorsitzenden der PSL, Wladyslaw Kosiniak-Kamysz,
geplant. Die PO und die PSL gehören der Europäischen Volkspartei an. Auf
Einladung der Ministerpräsidentin findet zum Abschluss des Besuchs ein
gemeinsames Abendessen statt.

Am 8. Februar - das ist ein Mittwoch - tagt wie üblich um 9.30 Uhr das
Kabinett unter der Leitung der Bundeskanzlerin.

Um 12.30 Uhr wird die Bundeskanzlerin den Präsidenten der Republik Östlich
des Uruguay, Herrn Vázquez, mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt
begrüßen. Themen des anschließenden Gesprächs werden die bilateralen
Beziehungen zwischen Uruguay und Deutschland sein, die Zusammenarbeit im
Bereich der Wirtschaft, im Klima- und Umweltschutz sowie beim
Infrastrukturausbau. Auch die Verhandlungen eines Assoziierungsabkommens
zwischen der EU und dem Mercosur dürften zur Sprache kommen. Im Anschluss
an das Gespräch ist für ca. 13.45 Uhr eine gemeinsame Pressebegegnung
geplant.

Ebenfalls am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin um 15.30 Uhr den
slowenischen Präsidenten Borut Pahor im Bundeskanzleramt empfangen. Im
Mittelpunkt eines gemeinsamen Gesprächs werden europa-, außenpolitische und
regionale Themen stehen. Beim Eintreffen von Präsident Pahor im
Bundeskanzleramt ist ein Bildtermin geplant.

Am Donnerstag, den 9. Februar, wird die Bundeskanzlerin um 10.30 Uhr
Richard Gere zu einem Gespräch empfangen. Richard Gere wird sich in seiner
Eigenschaft als Vorsitzender der International Campaign for Tibet mit der
Bundeskanzlerin über die aktuelle Lage in Tibet austauschen.

Um 14 Uhr wird die Bundeskanzlerin den Präsidenten der Europäischen
Zentralbank, Herrn Mario Draghi, routinemäßig zu einem allgemeinen
Austausch über aktuelle Fragen der Eurozone empfangen.

Ebenfalls am Donnerstag wird die Bundeskanzlerin zu einem Gespräch mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder im Bundeskanzleramt
zusammentreffen. Dabei wird es insbesondere um das Thema der Rückführung
abgelehnter Asylbewerber gehen. Das Treffen wird ab 17 Uhr im
internationalen Konferenzsaal des Bundeskanzleramts stattfinden. Im
Anschluss wird es eine kurze Pressekonferenz der Bundeskanzlerin mit den
Regierungschefs des Vorsitz- und des Ko-Vorsitzlandes der
Ministerpräsidentenkonferenz, den Ministerpräsidenten Sellering und
Haseloff, geben.

Am Freitag - das ist dann der 10. Februar - wird um 14 Uhr der
Antrittsbesuch der aktuellen Ministerpräsidentin aus Rheinland-Pfalz im
Büro der Bundeskanzlerin stattfinden.

Direkt im Anschluss, etwa um 14.30 Uhr, wird die Kanzlerin die diesjährige
2-Euro-Gedenkmünze "Rheinland-Pfalz" an die rheinland-pfälzische
Ministerpräsidentin übergeben. Die 2-Euro-Gedenkmünzen werden jährlich
passend zur Präsidentschaft im Bundesrat ausgegeben. Im Jahr 2017 hat
Rheinland-Pfalz diese Präsidentschaft inne. Die Gedenkmünzen sollen den
Bürgerinnen und Bürgern in Europa den föderalen Aufbau der Bundesrepublik
vermitteln.

Am Sonntag, den 12. Februar, wird die Bundeskanzlerin um 12 Uhr an der Wahl
des Bundespräsidenten durch die Bundesversammlung teilnehmen.

Frage: Frau Demmer, könnten Sie kurz das Ziel der Reise nach Warschau
skizzieren, vor allem des Treffens mit Jaroslaw Kaczy'nski, dem einfachen
Abgeordneten ohne jedes Staatsamt?

SRS'in Demmer: Grundsätzlich geht es dabei natürlich um die gemeinsamen
Beziehungen und die Zusammenarbeit in Europa. Ich möchte den Gesprächen
hier jetzt aber nicht konkret vorgreifen.

Zusatzfrage: Wird die Bundeskanzlerin auch die innenpolitische Lage in
Polen ansprechen, etwa den Streit um das Verfassungsgericht?

SRS'in Demmer: Wie Sie wissen, möchte ich den Gesprächen wirklich nicht
vorgreifen. Aber ganz generell wissen Sie, dass sich die Kanzlerin gerne
über alle kritischen Punkte mit ihren Partnern austauscht. So wird sie
sicherlich auch in Polen die Themen ansprechen, die von Belang sind.

Zusatzfrage: Fährt die Bundeskanzlerin nach Warschau, um um Unterstützung
der polnischen Seite für Donald Tusk als Chef des Europäischen Rates zu
werben?

SRS'in Demmer: Sie versuchen weiterhin, mir Details über ein Gespräch zu
entlocken, das einfach nächste Woche stattfinden wird. Es wird sicherlich
auch über die Ergebnisse dieses Gesprächs informiert werden. Grundsätzlich
besteht halt die Devise: Man spricht besser miteinander als übereinander.
Das ist auch vor Gesprächen in der Regel ganz gut.

Frage: Frau Demmer, woher kommt diese Initiative für dieses Treffen? Wurde
Frau Merkel eingeladen? Wieso sagt Herr Kaczy'nski, die deutsche Seite
suche das Gespräch mit Polen?

SRS'in Demmer: Darüber geben wir in der Regel keine Auskunft. Beiden Seiten
ist der Kontakt zueinander wichtig, und so kommt es jetzt zu einem Treffen.
Das Treffen steht einfach dafür, dass die deutsch-polnische Zusammenarbeit
für die Bundesregierung große Bedeutung hat.

Zusatzfrage: Können Sie uns sagen, wieso sich Frau Merkel mit allen
Parteien treffen wird? Gibt es einen besonderen Grund dafür, dass sie auch
mit der Opposition usw. sprechen wird?

SRS'in Demmer: Sie hat grundsätzlich Interesse, sich mit dem polnischen
Partner auseinanderzusetzen, und dies auf allen Ebenen.

Frage : Ohne dem Gespräch vorgreifen zu wollen, würde ich dann doch gerne
wissen, wie die Bundesregierung aktuell die Lage in Polen bewerten würde
respektive was sie dort momentan selbst als problematisch betrachtet, wenn
sie denn etwas als problematisch betrachtet. Die Frage geht an Frau Demmer
und wahrscheinlich an Herrn Fischer.

Fischer: Ich glaube, Frau Demmer hat sich dazu ja schon geäußert: Polen ist
einer unserer ganz zentralen Partner in Europa, und da gebietet es halt
auch die gute und enge Zusammenarbeit, die wir mit Polen pflegen, dass wir
die möglichen Themen im Gespräch mit den Partnern sehr offen und, wo
notwendig, natürlich auch kritisch ansprechen. Aber es ist uns wichtig,
dass wir das direkt tun, nicht über den Umweg über die Medien.

SRS'in Demmer: Grundsätzlich sind Sie ja darüber informiert, dass die
Europäische Kommission seit Januar 2016 die polnischen Maßnahmen nach
Maßgabe des neuen Rahmens zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit überprüft.
Polen liegt jetzt die Frist zur Ausräumung der Bedenken vor.

Zusatzfrage : Die Kommission hat sich ja bereits an manchen Stellen
geäußert. Auch die Venedig-Kommission hat sich bereits zu manchen der
Punkte geäußert, die da im Raume stehen. Hat die Bundesregierung keine
eigene Bewertung dazu, die Sie hier vortragen können?

SRS'in Demmer: Wir wollen den Ergebnissen jetzt einfach nicht vorgreifen.

Frage : Frau Demmer, ich habe auch noch einmal die Frage, warum sich die
Kanzlerin mit Herrn Kaczy'nski trifft, der ja eigentlich nur normaler
Abgeordneter ist. Ist das im Grunde das Anerkenntnis dessen, dass er doch
eine wichtigere Rolle in der polnischen Politik spielt, als er von der
Funktion her eigentlich spielen dürfte?

SRS'in Demmer: Es gibt offensichtlich ein Interesse daran, miteinander zu
reden, nicht übereinander.

Frage : Am Montag wird der bulgarische Präsident beim Bundespräsidenten
sein. Ich hätte gerne vom Auswärtigen Amt oder von der Bundesregierung
gewusst, ob es angesichts der Lage in Bulgarien auch ein Treffen geben
wird. Die Kanzlerin wird in München sein; das wird also vielleicht
ausfallen. Aber wird es vielleicht auf anderer Ebene ein Treffen geben?

Fischer: Nach meiner Kenntnis wird der Außenminister am Montag zunächst
beim Rat für auswärtige Beziehungen in Brüssel sein und dann auch nach
München reisen.

Frage : Es geht um den Termin am Donnerstag mit den Regierungschefs der
Länder. Ich weiß nicht, ob sich die Kanzlerin schon geäußert hat oder ob
ich es nur nicht mehr im Kopf habe. Vielleicht können Sie mich updaten,
Frau Demmer, was das Thema Rückführung/Abschiebung angeht. Ist sie auch der
Ansicht, dass der Bund da mehr Kompetenzen bekommen sollte?

SRS'in Demmer: Da würde ich den Gesprächen jetzt nicht vorgreifen wollen.

Zusatz : Damit bestätigen Sie aber, dass es bei den Gesprächen darum gehen
wird, wie die Kompetenzen zwischen Bund und Ländern in Zukunft verteilt
werden sollen.

SRS'in Demmer: Es geht allgemein um das Thema Rückführungen. Das ist ein
Verhandlungsprozess; deswegen trifft man sich ja dort.

Zusatzfrage : Aber hat sich die Kanzlerin noch nicht dazu geäußert, ob sie
glaubt, dass der Bund, wie Herr de Maizière es ja gerne möchte, dabei mehr
Kompetenzen haben soll?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen dazu hier jetzt keine Auskunft geben.

Frage : Mit welcher Erwartungshaltung geht die Kanzlerin denn in diese
Gespräche? Sie muss ja eine haben.

SRS'in Demmer: Es ist aber eher unüblich, diese Erwartung vorher kundzutun.

Zusatzfrage : Frau Demmer und Herr Dimroth, es gibt in der Gesamtbilanz des
vergangenen Jahres neue Zahlen zum Thema "Gewalt gegen Asylunterkünfte,
Asylbewerber oder hierzulande Asyl Suchende". Da würde mich schon
interessieren, wie die Kanzlerin das einschätzt. Diese Zahlen sind nach wie
vor auf einem sehr, sehr hohen Niveau, wenn ich es recht weiß.

Herr Dimroth, man könnte angesichts dieser relativ hohen Zahlen ja auch
infrage stellen, ob die Maßnahmen, die dagegen ergriffen wurden, nach den
bereits schon 2015 recht hohen Zahlen richtig gegriffen haben. Wie sehen
Sie das?

SRS'in Demmer: Ich würde Herrn Dimroth den Vortritt lassen.

Dimroth: Vielen Dank! Es ist tatsächlich so, dass wir jetzt vorläufige
Zahlen für das vergangene Jahr 2016 haben, was Übergriffe gegen
Asylbewerber und Asylbewerberunterkünfte anbetrifft. Es ist auch richtig,
dass die Zahl nach wie vor erschreckend hoch ist. Es ist mindestens genauso
richtig, dass völlig unabhängig von der Größe der Zahl jeder einzelne
dieser Vorgänge verabscheuenswert ist und mit aller Härte und aller
Konsequenz des Rechtsstaats zu beantworten ist.

Es ist allerdings auch so, wenn Sie sich die Entwicklung anschauen, ohne
dass ich das im Ansatz als Argument dafür nutzen will, das zu verharmlosen,
dass, wenn man sich die vier Quartale des letzten Jahres anschaut, in der
Tendenz doch eine deutliche Abnahme abzulesen ist. Noch einmal: Die Zahlen
sind - auch wenn man diese Entwicklung einpreist - immer noch deutlich zu
hoch, aber das gehört schon zur Wahrheit dazu. Wenn Sie sich die
Entwicklung über das Jahr 2016 hinweg anschauen, dann werden Sie
feststellen, dass es eine deutliche Tendenz nach unten gibt.

Wenn Sie mich jetzt fragen, ob die Maßnahmen, die hier ergriffen wurden,
hinreichend sind oder nicht, dann lässt sich das als Sprecher des
Bundesinnenministers nicht so recht beantworten, jedenfalls nicht
abschließend. Denn wie Sie wissen, sind für die Sicherheit der Unterkünfte
und der betroffenen Menschen vor Ort die Bundesländer zuständig. Es ist
völlig klar, dass die Bundessicherheitsbehörden, soweit sie betroffen sind,
dieses Phänomen im Blick haben und dass die Strafverfolgungsbehörden und
Sicherheitsbehörden der Länder, soweit wir das beurteilen können und soweit
Ermittlungsansätze vorhanden sind, auch mit aller Konsequenz gegen solche
Täter vorgehen.

Davon unabhängig ist es aber so, dass dort, wo der Bund zuständig ist, ja
eine Menge geschehen ist, insbesondere im Kampf gegen den
Rechtsextremismus. Ich möchte auf die Verbotsmaßnahmen aus dem
Bundesinnenministerium gegen die sogenannte "Oldschool Society", gegen die
"Gruppe Freital" und gegen die "Reichsbürger" verweisen, für die jetzt eine
bundesweite Beobachtung durch den Bundesinnenminister initiiert wurde.
Daran sehen Sie ja, dass es eine Reihe von Maßnahmen gibt, die hier auch
seitens des Bundesinnenministers persönlich ergriffen wurden, bis hin zur
Ausweitung von und Konzentration auf Präventionsmaßnahmen gemeinsam mit dem
BMFSFJ. Das ist ja also ein bunter Strauß von Maßnahmen, die hier seitens
der Bundesregierung ergriffen wurden.

Noch einmal: Wenn Sie mich fragen, ob ich jetzt sozusagen in Anbetracht der
bekannt gewordenen Zahlen davon ausgehen würde, dass diese Maßnahmen
ausreichend sind und der jetzige Zustand befriedigend ist, dann kann ich
klar Nein sagen. Selbst eine solche Straftat wäre eine zu viel und für uns
immer noch Antrieb dafür, hiergegen gemeinsam mit allen möglichen
Ansatzmöglichkeiten vorzugehen.

SRS'in Demmer: Ich kann mich dem nur anschließen. Gesellschaft und Politik
tragen bei diesem Thema natürlich gemeinsam eine große Verantwortung gegen
ein stilles Einverständnis und ein bloßes Hinnehmen solcher Taten durch
Minderheiten in unserer Gesellschaft. Die Bundesregierung nimmt diese
Verantwortung in diesem Bereich total ernst und geht entschlossen dagegen
vor. Die Bekämpfung von Rechtsextremismus ist eine der grundlegenden und
vornehmsten Aufgaben von Staat und Gesellschaft.

Es gibt diverse Programme; Herr Dimroth hat einige aufgezählt. Sie können
sich darauf verlassen. Es gibt ein Bundesprogramm "Zusammenhalt durch
Teilhabe". Das fördert die Arbeit von Verbänden, Vereinen, Kommunen und
Bürgerinitiativen vor allem in ländlichen und strukturschwachen Gebieten.
Es gibt das Bundesprogramm "Demokratie leben! Aktiv gegen
Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit". Erst im Juli dieses
Jahres ist die Strategie zur Extremismusprävention und Demokratieförderung
vorgelegt worden. Der Kern dieser Strategie bietet eine Vielzahl von
fortlaufenden Programmen.

Frage : Frau Demmer, zu Richard Gere: Da gibt es ja immer ein paar
Empfindlichkeiten auf der chinesischen Seite, wenn man sich mit 
Tibet-Unterstützern, -Vertretern etc. trifft. Ist das im Vorfeld irgendwie mit
der chinesischen Regierung abgestimmt worden? Die Kanzlerin oder die
Bundesregierung waren ja offenbar gerade darum bemüht, mit China vielleicht
doch noch ein stärkeres Handelsverhältnis zu schaffen, wo die USA ja jetzt
so ein bisschen auf Abwegen sind.

SRS'in Demmer: Grundsätzlich steht die Bundesregierung, wie Sie wissen, zur
Ein-China-Politik. Das gilt natürlich auch in Bezug auf Tibet. Klar ist
aber auch, dass sich die Bundesregierung für die Achtung der Menschenrechte
in China einsetzt. In diesem Zusammenhang setzt sie sich natürlich auch
dafür ein, dass die Minderheitenrechte der Tibeter beachtet werden, und
unterstützt den Anspruch der Tibeter auf kulturelle und religiöse Autonomie
innerhalb Chinas. Die Bundesregierung hat daher in der Vergangenheit immer
wieder zu einem konstruktiven Dialog aufgerufen, und in diesem Zusammenhang
ist auch dieses Gespräch zu sehen.

Zusatzfrage : Sie hat ja gerade kürzlich mit dem chinesischen
Regierungschef gesprochen, ich glaube, letzte Woche. War das denn dabei
auch ein Thema?

SRS'in Demmer: Über Details aus diesen Gesprächen berichten wir ja nicht.
Aber sie hat in der Vergangenheit immer wieder auch gegenüber dem
chinesischen Partner und den chinesischen Führern immer wieder die
Menschenrechtslage in China angesprochen.

Frage: Hat es denn im Vorfeld dieses jetzt von Ihnen angekündigten Treffens
bereits Reaktionen von der chinesischen Seite gegeben? Hat sich die
chinesische Seite bereits gemeldet?

SRS'in Demmer: Darüber kann ich Ihnen keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Vielleicht das Auswärtige Amt?

Fischer: Davon ist mir nichts bekannt.

Frage : Herr Fischer, weil das Thema (Asyl- und Flüchtlingspolitik) ja
heute wieder aktuell ist, wollte ich Sie dazu befragen. Die Hohe
Vertreterin der EU, Frau Mogherini, hat kürzlich gesagt: "Die EU wird
niemanden zurückweisen, der das Recht auf internationalen Schutz hat."
Meine Frage: Sieht die Bundesregierung das genauso?

Zweitens: Wie weiß die EU denn, ob jemand Recht auf internationalen Schutz
hat, wenn sie derzeit alles tut, um die Personen daran zu hindern,
überhaupt nach Europa zu kommen?

Fischer: Das, was die Hohe Vertreterin gesagt hat, steht, glaube ich, für
sich, und daran gibt es auch gar nichts zu deuteln. Ich meine, in den
einschlägigen internationalen völkerrechtlichen Regeln ist festgelegt, was
ein Flüchtling ist, und darauf wird sie sich auch beziehen.

Was das europäische Engagement angeht, wissen Sie, dass wir mit EUNAVFOR
Med im Mittelmeer aktiv sind. Dabei geht es zuvörderst um die Bekämpfung
der Schleuseraktivitäten. Aber natürlich - daran sehen Sie eben auch die
völkerrechtlichen Verpflichtungen, denen wir dort nachkommen - werden dann
auch Schiffbrüchige gerettet. Sie wissen alle sehr gut, dass die Bundeswehr
- der Kollege kann das wahrscheinlich noch genauer ausführen -, aber auch
andere an der Operation Beteiligte bereits mehrere Zehntausend Flüchtlinge
auf hoher See im Mittelmeer gerettet haben. Möglicherweise ist es das,
worauf sie anspielt.

Zusatzfrage : Die Überlegungen gehen ja in die Richtung, zu verhindern,
dass Personen überhaupt in diese Boote einsteigen können, beziehungsweise
sie, wenn sie schiffbrüchig werden, wieder direkt zurück nach Libyen zu
bringen. Die bisherige Praxis war ja, die Personen nach Italien oder
irgendwo in die EU zu bringen und sie dann möglicherweise um Asyl oder
Ähnliches bitten zu lassen. Meine Frage: Wird man an der Praxis festhalten,
die Personen, die aufgegabelt werden, nach Italien zu bringen, oder würde
man die Personen möglicherweise doch in Zukunft direkt zurück nach Libyen
schicken?

Fischer: Hierbei geht es ja um das internationale Seerecht. Das sieht vor,
dass Flüchtlinge in den nächstgelegenen sicheren Hafen gebracht werden, und
meistens befindet sich der nächstgelegene sichere Hafen dann in Italien.
Möglicherweise könnte das aber auch einmal anders aussehen.

Aber für Libyen allgemein gilt, wie Sie wissen, dass dieses Land von
schweren inneren Dynamiken geschüttelt wird. Es gibt zwar eine Regierung,
die wir unterstützen, aber es gibt auch sogenannte Gegenregierungen. Sie
wissen, dass das Land auf der Transitroute für viele Flüchtlinge liegt, und
Sie wissen auch, dass die Zustände in Libyen derzeit wirklich nicht so
sind, dass man sie als besonders gut und stabil bezeichnen könnte. Solange
das so ist, werden wir mit all unseren Mitteln versuchen, zum einen zum
Staatsaufbau beizutragen, aber auf der anderen Seite eben auch dazu, das
Los der Flüchtlinge und Migranten, die sich in Libyen befinden, durch die
verschiedensten Maßnahmen zu verbessern. Wir arbeiten gemeinsam mit dem IOM
an verschiedenen Programmen, die schon ganz früh ansetzen, zum Beispiel in
Niger, um Flüchtlinge sozusagen auf die möglichen Gefahren hinzuweisen und
ihnen Rückkehrperspektiven zu bieten. Sie wissen, dass wir in Libyen zum
Beispiel auch die verschiedensten Flüchtlingszentren besuchen, dass wir uns
ein Bild davon machen, wie es dort aussieht, und dass wir mit verschiedenen
Programmen daran arbeiten, auch dort die Lage der Migrante
n zu verbessern. Aber solange es in Libyen keine gefestigten staatlichen
Strukturen gibt und solange diese nicht gefestigten staatlichen Strukturen
nicht den notwendigen Mindestschutz gewähren können, wird es auch schwierig
sein, Flüchtlinge nach Libyen zurückzuschicken.

Frage : Herr Fischer, die Situation in Libyen ist ja eine überaus
dynamische. Deswegen muss ich doch noch einmal nachfragen, wie Sie die Lage
dort jetzt eigentlich tagesaktuell bewerten. Wie viel Staatlichkeit können
Sie denn nach inzwischen drei Jahren des Versuchs des Aufbaus von
Staatlichkeit ausmachen, und wo sind da die tatsächlichen, faktischen
Grenzen?

Fischer: Es gibt in vielen Bereichen oder fast allen Bereichen Libyens ja
durchaus funktionierende kommunale Verwaltungsstrukturen. Was es nicht
gibt, ist eine übergeordnete nationale Regierung, deren Macht ins ganze
Land hinein reicht. Genau deshalb unterstützen wir ja auch die
internationalen Bemühungen, unter anderem mit dem UN-Sonderbeauftragten
Martin Kobler, einem Deutschen, der sich darum bemüht, einen Ausgleich
zwischen den verschiedenen Interessen herzustellen und dieses libysche
Staatsgebilde zu stabilisieren, was letztlich dazu führen soll, dass sich
die Macht der libyschen Staatsgewalt, die ja in Tripolis sitzt - mit einem
von uns anerkannten Premierminister -, irgendwann auch über das ganze Land
erstreckt.

Da gibt es noch weitere Versuche, unter anderem von Ägypten im
Zusammenspiel mit anderen regionalen Partnern, die wir begrüßen und
unterstützen. Auf diesem Weg gehen wir sozusagen Schritt für Schritt
weiter, um das libysche Staatsgebilde zu stärken. Wir sind da ja durchaus
jetzt schon tätig. So haben wir zum Beispiel bei der Müllversorgung und bei
der Abwasserentsorgung geholfen, also bei Dingen, die staatliche Strukturen
auf der unteren Ebene stärken und gleichzeitig dazu beitragen, dass die
Bevölkerung dies auch spürt.

Dimroth: Zu diesem Thema allgemein hat sich der Bundesinnenminister ja
schon zahlreich geäußert; deswegen möchte ich hier nur noch einmal die
Gelegenheit nutzen, noch einmal darauf hinzuweisen, dass - aus unserer
Sicht jedenfalls - völlig unabhängig von der Diskussion um Libyen ganz
allgemein die jetzige Situation, in der letztlich organisierte Kriminelle,
Schlepper und Schleuser darüber entscheiden, wer die unsichere Überfahrt
nach Europa beginnen darf, Menschen, die kaltblütig mit dem Schicksal der
Flüchtlinge spielen und hier ihr Geschäft machen, nicht unserem Verständnis
von humanitärer Flüchtlingspolitik entspricht. Es ist auch keine Auswahl
nach Schutzbedarf, die hier stattfindet, sondern es ist eine Auswahl, die,
wie gesagt, organisierte Kriminelle treffen. Das kann nicht richtig sein
und auf Dauer so bleiben.

Deswegen begrüßen wir ausdrücklich, dass die Kommission jetzt eine
entsprechende Diskussion im Zusammenhang mit dem europäischen Asylverfahren
und der europäischen Asylverfahrensordnung angestoßen hat, ohne dass damit
jetzt schon fertige Antworten auf dem Tisch lägen. Wohl wissend, wie
schwierig es insbesondere in Anbetracht der von Herrn Fischer sehr
nachdrücklich geschilderten Lage in Libyen ist, hier Lösungen zu finden,
ist es aus unserer Sicht dennoch sehr wichtig und lohnenswert, sich jetzt
diese Gedanken zu machen, ob und wie es hier zu einer europäischen Lösung
kommen kann, um die jetzige Situation, wie sie aus unserer Sicht jedenfalls
nicht fortdauern soll, dann auch entsprechend ändern zu können.

Zusatzfrage : Herr Fischer, Sie haben mir eben schön dargelegt, was die
Bundesregierung alles versucht, aber ich habe nach der Einschätzung der 
Ist-Situation gefragt. Sind Sie also mit dem Aufbau von Staatlichkeit
tatsächlich vorangekommen, oder müssten Sie jetzt, nach mehreren Jahren,
nicht eigentlich sagen "Bei allen Bemühungen, so richtig vorangekommen sind
wir nicht"?

Fischer: Das ist ein dickes Brett, das wir dort bohren, und es ist, wenn
Sie so wollen, ein sehr steiniger Weg, der vor uns und vor allen Dingen vor
den Libyerinnen und Libyern liegt. Natürlich hat es Fortschritte gegeben.
Es gibt ja die Einheitsregierung, die auch von vielen anerkannt wird, die
mittlerweile in Tripolis sitzt und dort zum Beispiel auch die Zentralbank
kontrolliert und solcherlei Dinge. Aber noch immer ist es so, dass es
verschiedene Gruppierungen in Libyen gibt, die sich dieser
Einheitsregierung noch nicht unterstellt haben. Wir arbeiten weiterhin
daran, dass das gelingt und dass diese Einheitsregierung innerhalb Libyens
auch von allen wichtigen Akteuren anerkannt wird. Das tun wir nicht
alleine, sondern das tun wir gemeinsam mit der Europäischen Union, das tun
wir vor allen Dingen gemeinsam mit den Vereinten Nationen über den von mir
erwähnten Sondervermittler Martin Kobler und das tun wir auch in
Zusammenarbeit mit den regionalen Akteuren - etwa mit Ägypten, das jetzt
selbst ein großes Interesse daran hat, dass sich die Lage in seinem
Nachbarland stabilisiert und dass Libyen nicht zu einem Ort wird, an den
sich zum Beispiel Terroristen zurückziehen können, wie wir das ja gesehen
haben. Vor einiger Zeit hatte ja die IS-Terrormiliz rund um Sirte einen
neuen Stützpunkt aufgebaut, aber da ist es nach langwierigen und auch nicht
ganz einfachen Auseinandersetzungen gelungen, die wieder aus Sirte zu
vertreiben.

Es gibt also durchaus Dinge, die dafür sprechen, dass sich dieses Land nach
und nach in ganz, ganz kleinen Schritten stabilisiert und dass es auch
gelingt, den Kampf gegen den Terror in Libyen voranzubringen. Das heißt
aber noch nicht, dass wir am Ende des Weges sind.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt zur Ostukraine. Seit dem
Wochenende gibt es ja Meldungen, dass dort wieder Kämpfe aufflammten. Meine
Frage ist: Haben Sie da nähere Hintergründe, auf wessen Konto das geht, und
wie bewerten Sie die Situation?

Fischer: Dazu haben wir uns ja schon in der letzten
Regierungspressekonferenz geäußert, aber ich wiederhole gerne noch einmal,
dass die Sicherheitslage in der Ostukraine vor allem mit der Eskalation um
Awdijiwka für uns durchaus erschreckend ist. Immerhin haben wir in den
letzten Stunden eine Abschwächung der militärischen Aktivitäten dort
feststellen können, aber - auch das will ich hier ganz klar sagen - die
Zahl der Waffenstillstandsverletzungen ist weiterhin deutlich zu hoch.

Aus unserer Sicht stehen hier alle Seiten in der Verantwortung, die
Kampfhandlungen einzustellen und die Waffenruhe zu respektieren. In diesem
Sinne war es auch gut, dass sich in dieser Woche die trilaterale
Kontaktgruppe auf eine Erklärung geeinigt hat, die dazu aufruft, eine
vollständige Waffenruhe einzuhalten, den Rückzug der Waffen fordert und
auch ungehinderten Zugang für die Beobachter der OSZE einfordert. Jetzt
kommt es darauf an, dass sich alle Beteiligten, die ja auch in der
trilateralen Kontaktgruppe vertreten sind, daran halten.

Für uns zeigt dies einmal mehr, wie wichtig das Thema ist, das wir schon
seit längerer Zeit bearbeiten, nämlich das Thema Truppenentflechtung -
einfach um auszuschließen, dass es in Zukunft weiterhin zu derartigen
lokalen Eskalationen kommen kann.

Frage: Herr Dimroth, in NRW gibt es im Moment die Situation, dass bei der
Bundespolizei von 3000 Planstellen nur 2000 besetzt sind, und von diesen
2000 Beamten sind derzeit quasi über Monate hinweg noch einmal 10 Prozent
nach Bayern entsendet. Die Frage, die sich viele in NRW stellen, ist: Wie
soll das weitergehen, gerade in Bezug auf dortige Probleme mit
Grenzkriminalität usw., und wie lange soll der Zustand, dass 160
Bundespolizisten in Bayern ihren Dienst tun müssen, noch andauern?

Dimroth: Vielen Dank für die Frage. - Ganz grundsätzlich kann ich zum
wiederholten Male nur darauf verweisen, dass der Gesetzgeber diesbezüglich
auch auf Initiative des Bundesinnenministers hin in den letzten Jahren und
zuletzt für den kommenden Haushalt weitreichende - ich möchte sagen, in
ihrer Reichweite einmalige - Personalstärkungen für die Bundespolizei
beschlossen hat und in einem Umfang, wie es wirklich noch nie dagewesen
war, eine Verstärkung des Personalkörpers der Bundespolizei beschlossen
hat. Jetzt wird mit Hochdruck daran gearbeitet, die entsprechenden Personen
zu rekrutieren und auszubilden, um sie dann möglichst schnell tatsächlich
in den Einsatz zu bringen, um die bestehenden und bekannten Probleme vor
Ort abzumildern. Das ist die klare, deutliche und, wie gesagt, in diesem
Umfang einmalige Antwort des Gesetzgebers auf den entstandenen und
bekannten Bedarf.

Ich kann Ihnen in Bezug auf NRW jetzt nicht konkret sagen, wann wer wie und
wo eingesetzt wird. Dass Bundespolizisten regelmäßig - jedenfalls, soweit
sie im Bereich der Bereitschaftspolizei arbeiten - auch außerhalb ihrer
ursprünglichen und eigentlich zugewiesenen Standorte tätig werden, ist das
tägliche Geschäft von Bereitschaftspolizeien. Wie Sie wissen, unterstützen
Bundespolizisten an jedem Wochenende Großlagen in Bundesländern, sowohl was
Demonstrationsgeschehen anbetrifft, als auch, was beispielsweise den
Einsatz bei der Sicherung von Reisebewegungen im Zusammenhang mit
Fußballspielen anbetrifft. All das ist tägliches Geschäft der
Bundespolizeien, sodass ich Ihnen jetzt nicht sagen kann, wann wie welcher
Beamte, der derzeit in Nordrhein-Westfalen seinen Standort hat, dorthin
oder von dort weg eingesetzt wird. Das ist ein sehr dynamisches Geschäft,
deswegen lässt sich das nicht statisch mit einer allgemeingültigen Aussage
beantworten.

Beantworten kann ich Ihnen nur, dass der Gesetzgeber auf Initiative des
Bundesinnenministers sehr frühzeitig erkannt hat, dass hier ein Bedarf
existiert, und ihn abgedeckt hat, indem entsprechende nennenswerte, große
Aufwüchse im Personalkörper beschlossen worden sind und man daran arbeitet,
diese jetzt auch zu besetzen.

Zusatzfrage: Es handelt sich hierbei ja um 10 Prozent der Bundespolizisten
in NRW, und viele Kritiker in NRW fragen, ob es verhältnismäßig ist, dass,
wenn in Bayern jeden Tag überhaupt nur noch einige wenige Migranten an der
Grenze aufgegriffen werden, in NRW große Sicherheitsrisiken dadurch
entstehen, dass hunderte Polizisten in Bayern abgestellt sind.

Dimroth: Die 10-Prozent-Zahl, kann ich jetzt so nicht bestätigen, aber
tatsächlich auch nicht dementieren, weil ich die Zahl nicht dabei habe und
auch nicht kenne. Das nehme ich gerne noch einmal mit. Ganz allgemein ist
es ja zunächst einmal eine Behauptung, dass dadurch Sicherheitsrisiken
entstanden seien; das müsste man ja zunächst einmal genauer begründen und
belegen. Es ist ja auch mitnichten so, dass alle Bundespolizisten in einem
großen Flächenland wie Nordrhein-Westfalen im Bereich der Grenzsicherung
eingesetzt wären, insbesondere weil es zu den Nachbarländern 
Nordrhein-Westfalens ja überhaupt keine Grenzkontrollen gibt; das sollte dort
eigentlich auch bekannt sein. Die Grenzkontrollen beschränken sich derzeit
ja auf die deutsch-österreichische Grenze, und das ist nun einmal eine
zusätzliche Maßnahme zu dem Aufgabenportfolio der Bundespolizei - das aus
unserer Sicht, auf diese beiden Begründungspfeiler gestützt,
selbstverständlich im gesamten Bundesgebiet einen wichtigen Beitrag zur
Ordnung, zur Sicherheit leistet; denn die Menschen, die über die 
deutsch-österreichische Grenze einreisen, verbleiben ja nicht allein in Bayern,
sondern treten gegebenenfalls auch ihren weiteren Weg beispielsweise nach
Nordrhein-Westfalen an.

Insofern sind wir der festen Überzeugung - das hat der Minister ja auch
mehrfach gesagt -, dass die Grenzkontrollen fortgesetzt werden müssen -
sehr wohl wissend, dass das natürlich zu einem Einsatz von Polizistinnen
und Polizisten führt, die nicht originär in Bayern ihren Standort haben,
dass es aber bei einer Gesamtschau dennoch absolut angemessen und notwendig
ist, hier genauso wie bisher fortzufahren.

Frage: Frau Kalwey, Herr Gabriel beschwert sich in einem Brief an Frau
Merkel über die Politik des Finanzministers bei der Griechenland-Rettung;
er spricht über große Sorgen und sagt, dass Schäuble hier keine
konstruktive Rolle spiele. Was sagen Sie dazu?

Kalwey: Sie wissen ja, dass es üblich ist, dass wir solche
regierungsinternen Prozesse nicht kommentieren. Allgemein kann ich Ihnen
dazu sagen, dass in der Bundesregierung Einigkeit darüber besteht, dass die
Stabilisierung Griechenlands im deutschen und im europäischen Interesse
liegt. Dieser Stabilisierung dient das aktuelle Hilfsprogramm. Die
Finanzminister haben Griechenland am Donnerstag in der Eurogruppe erneut
aufgefordert, seine Verpflichtungen zu erfüllen und damit die
Voraussetzungen für einen zügigen Abschluss der zweiten Programmüberprüfung
und die Beteiligung des IWF zu schaffen. Wir stehen zu dem, was in der
Eurogruppe vereinbart worden ist, und das erwarten wir auch von
Griechenland. Insofern gibt es da auch keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Hat gestern oder heute - oder gestern und heute - ein Treffen
zwischen Herrn Schäuble und Herrn Thomson stattgefunden?

Kalwey: Zu Treffen kann ich Ihnen hier jetzt nichts berichten. Es laufen
Artikel-4-Konsultationen; dazu war eine ganze Reihe von Vertretern
anwesend. Zu einzelnen Treffen kann ich Ihnen hier jetzt aber keine
Auskunft geben.

Frage: Herr Audretsch, in dem Bericht des "Handelsblatts" wird aus diesen
zwei Briefen - einmal von Gabriel an Merkel und einmal von Schäuble an
Gabriel - ja ausführlich zitiert, und die Zitate sind von Ihrem Ministerium
und vom Finanzministerium bisher auch nicht dementiert worden. Herr Gabriel
schreibt da, dass er mit großer Sorge die Diskussion um das
Rettungsprogramm und die Diskrepanzen zwischen den Positionen des
Bundesfinanzministers und des IWF verfolge, und er mahnt an, dass die
Bundesregierung eine konstruktive Rolle einnehmen solle und der
Bundesregierung mehr Nachsicht bei den kurzfristigen Maßnahmen
Griechenlands zur Jahreswende gut zu Gesicht gestanden hätte. Meine Frage
lautet: Sieht sich auch die heutige Amtsinhaberin in der Kontinuität dieser
Meinung von Herrn Gabriel?

Audretsch: Ich kann mich der Kollegin aus dem Bundesfinanzministerium in
der Aussage anschließen, dass wir regierungsinterne Schreiben grundsätzlich
nicht kommentieren. Ich kann Ihnen aber gerne noch einmal die Haltung des
Bundeswirtschaftsministeriums deutlich machen. Da ist sehr klar, dass
Griechenland ein wichtiger Partner in Europa ist und dass wir ein großes
Interesse an einer stabilen wirtschaftlichen Entwicklung in Griechenland
haben. Das Beste, was man dafür haben kann, sind eine investierende
Wirtschaft und neues Wachstum, um dadurch dann auch langfristig eine
stabile Partnerschaft mit Griechenland zu haben. Griechenland braucht - das
ist für uns der zentrale Punkt - eine realistische, eine
wachstumsfreundliche und vor allem eine nachhaltige Perspektive in der
wirtschaftlichen Entwicklung.

Zusatzfrage: Gewährleistet die Haltung von Herrn Schäuble das?

Audretsch: Ich glaube, Sie versuchen mir jetzt noch Kommentierungen zu
möglichen internen Kommunikationen, die wir nicht kommentieren, zu
entlocken. Da bleibe ich bei dem, was ich vorher gesagt habe, nämlich dass
wir regierungsinterne Kommunikationen jeglicher Art grundsätzlich nicht
kommentieren.

Fischer: Wenn ich für das Auswärtige Amt noch etwas ergänzen dürfte: Es
wird Sie nicht überraschen, dass auch ich regierungsinterne Kommunikation
nicht kommentiere, aber - das haben mein Vorredner und meine Vorrednerin ja
auch schon gesagt - die Bundesregierung hat grundsätzlich ein ganz großes
Interesse daran, dass das Griechenland-Programm mit Erfolg abgeschlossen
wird. Wir dürfen bei der ganzen Diskussion ja nicht vergessen, dass
Griechenland in den letzten Jahren ganz intensive Reformanstrengungen
unternommen hat, die wir auch würdigen und respektieren. Jetzt geht es
darum, die zweite Programmüberprüfung rasch abzuschließen. Unser aller
gemeinsames Ziel muss ja sein, dass es am Ende darum geht, Griechenland
wirtschaftlich wieder auf die Beine zu helfen. Das wird natürlich nur
gehen, wenn Griechenland die entsprechenden Anstrengungen unternimmt. Aber
auch hier sind wir sozusagen alle derselben Haltung, nämlich dass wir
Griechenland auf die Beine helfen wollen.

Frage: Wo jetzt ja alle betonen, dass die Bundesregierung gemeinsam das
Interesse hat, Griechenland zu stabilisieren, möchte ich Frau Demmer
fragen: Gibt es vielleicht unterschiedliche Auffassungen in der
Bundesregierung, wie das zu erreichen ist?

SRS'in Demmer: Ich kann hier nur wiederholen, was dazu schon am vergangenen
Mittwoch von Herrn Seibert gesagt worden ist: Es gibt keine neue Haltung
der Bundesregierung, deswegen müssen wir das auch gar nicht weiter
diskutieren. Das Ziel ist, wie auch Herr Fischer gerade gesagt hat, der
Abschluss der zweiten Programmüberprüfung. Der nächste Schritt dafür bleibt
die gemeinsame Konditionalität der Institutionen, und die Eurogruppe hat
die Institutionen darin bestärkt, ihre Gespräche mit Blick auf eine
Rückkehr der Institutionen nach Athen zu intensivieren.

Zusatzfrage: Entschuldigung, das war aber nicht die Frage. Die Frage war -
und das interessiert wahrscheinlich auch den Bürger -, ob es
unterschiedliche Auffassungen innerhalb der Bundesregierung gibt, wie
dieses Ziel zu erreichen ist.

SRS'in Demmer: Das war aber meine Antwort auf Ihre Frage.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie möchten dieses Interesse der Bürger nicht
beantworten?

SRS'in Demmer: Diese Analyse und Interpretation meiner Antwort würde ich
jetzt nicht teilen. Ich habe nur gesagt: Die Haltung der Bundesregierung
ist hier jetzt doch schon auf sehr deutliche Weise zum Ausdruck gebracht
worden. An dieser Haltung hat sich einfach nichts geändert.

Frage : Ich habe eine Frage an das Finanzministerium zur Währungspolitik im
weiteren Sinne; ich glaube aber, das passt jetzt schon. Es gibt jetzt ja
neue Vorwürfe aus den USA in Bezug auf die deutsche Europolitik.

Vorsitzender Wefers: Ist das jetzt eine Frage zu Griechenland? Es gibt noch
Fragen zu Griechenland.

Frage : Indirekt schon, denn da wurde gesagt, dass Deutschland
Währungsmanipulationen zulasten südeuropäischer Länder - dazu gehört ja
auch Griechenland - durchführe.

Vorsitzender Wefers: Ich glaube, daraus machen wir noch einmal eine extra
Geschichte. - Der Kollege ist noch einmal dran.

Frage: Kalwey, glauben Sie, dass wir kurz vor einem Kompromiss zwischen
Berlin, IWF und Athen sind?

Kalwey: Das sind Themen, die in der Eurogruppe besprochen werden. Es geht
hier also nicht um Berlin, Athen und den IWF, sondern es geht um eine
Einigung, die in der Eurogruppe diskutiert und getroffen wird. Die
Gespräche dazu laufen. Ich habe vorhin gesagt, wie es dazu steht. Es geht
jetzt erst einmal um den zügigen Abschluss der zweiten Programmüberprüfung.
Das alles wird auch in der nächsten Sitzung der Eurogruppe wieder
thematisiert werden. Mehr kann ich Ihnen dazu hier von diesem Platz aus
auch nicht sagen. Wie gesagt, es wird in der Eurogruppe diskutiert.

Zusatzfrage: Glauben Sie denn, dass wir generell kurz vor eine Kompromiss
sind? Es gibt viele Informationen, die besagen, dass wir kurz vor einem
Kompromiss beziehungsweise nicht so weit von einem Kompromiss entfernt
sind. Es heißt, es könne vielleicht noch an diesem Wochenende dazu kommen,
und deswegen bleibe Herr Thomson in Berlin.

Kalwey: Mehr als das, was ich Ihnen dazu jetzt gesagt habe, kann ich Ihnen
nicht sagen. Ich werde hier jetzt nicht über irgendwelche möglichen
Ergebnisse und Zeitpläne spekulieren.

Frage: Aber Ihr Minister unternimmt doch zurzeit Versuche - unabhängig von
seinen öffentlichen Äußerungen, bei denen es nicht so ausschaut, als suche
er nach einem Kompromiss. Vorgestern und gestern war ja der Europadirektor
des IWF, Herr Thomson, bei Ihnen im Ministerium. Stimmt es, dass Ihr
Minister sehr gerne auch den griechischen Finanzminister, Herrn Tsakalotos,
bei diesem Gespräch dabei hätte?

Zweitens. Konnten die Diskrepanzen mit dem IWF, was die Tragfähigkeit der
griechischen Schulden und auch den Primärüberschuss angeht, verringert
werden? Was ist denn der Stand der Dinge?

Kalwey: Ich habe Ihnen zu diesen Gesprächen ja vorhin schon geantwortet.
Ich kann das jetzt noch einmal wiederholen - ich weiß nicht, ob das für Sie
von Mehrwert ist -: Wir äußern uns an dieser Stelle nicht zu irgendwelchen
internen Gesprächen. Um das Thema IWF ging es schon in der letzten
Regierungspressekonferenz und auch in der davor; das war an dieser Stelle
also immer Thema, und es gibt da jetzt keinen neuen Stand. Insofern gibt es
nichts, was ich Ihnen an dieser Stelle dazu berichten kann. Zur Haltung der
Bundesregierung zum Thema Griechenland haben wir alle uns jetzt, glaube
ich, auch schon sehr ausführlich geäußert.

Frage: Meine Frage geht an das Bundeslandwirtschaftsministerium. Frau
Wendt, was hält Ihr Minister von den wundervollen neuen Bauernregeln, die
Frau Hendricks jetzt als Plakate in 70 Städte dieser Republik bringen will?
Wie bewertet er solche Sprüche, also solche Bauernregeln wie "Steht das
Schwein auf einem Bein, ist der Schweinestall zu klein"?

Dr. Wendt: Danke für die Frage. - Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt hat
stets eine Versachlichung der Diskussion um die Entwicklung der
Ernährungssicherung und damit der Landwirtschaft gefordert. Die
Nahrungsmittelproduktion hat seines Erachtens eine differenzierte
Betrachtung verdient. Deshalb sind wir über manche Äußerungen in diesem
Kontext sehr verwundert.

Für die Rolle der Landwirtschaft in der Mitte der Gesellschaft tragen wir
alle eine Verantwortung. Entwicklungen in diesem Berufszweig gehen nur mit
der Landwirtschaft und nicht gegen sie.

Fichtner: Ich kann das gerne ergänzen. Wir haben, wie Sie vielleicht
mitbekommen haben, eine neue Kampagne "neue Bauernregeln" gestartet. Uns
geht es darum, dass wir uns an einer breiten gesellschaftlichen Debatte
über eine zukunftsfähige Landwirtschaft beteiligen, die gut zur Umwelt ist,
gesunde Lebensmittel produziert und den Landwirten ein gutes Einkommen
sichert. Uns geht es nicht darum, einen Berufsstand zu diffamieren. Das
wird uns zum Teil unterstellt, stimmt aber nicht.

Was wir tun, ist, auf spielerische und humorvolle Art auf Fehlentwicklungen
aufmerksam zu machen. Wir würden uns freuen, wenn die Kampagne so
verstanden wird, wie sie gemeint ist, nämlich als Ermunterung zum weiteren
Dialog.

Zusatzfrage : Nun hat sich beispielsweise der Bauernverband schon sehr
dezidiert geäußert. Er sagt, dass sich damit Ihre Ministerin sozusagen als
Partner für den Dialog ins Abseits gestellt hat. Spricht sie weiterhin mit
Bauernvertretern? Wie bewertet sie diese Kritik?

Fichtner: Uns war schon klar, dass das eine kontroverse Debatte auslösen
würde; das ist ja auch der Sinn solcher Kampagnen. Es war unser Ziel, eine
gesellschaftliche Debatte über Umweltschutz und Landwirtschaft zu führen,
und das passiert momentan. Den Dialog mit dem Bauernverband und der
Landwirtschaft im Allgemeinen führen wir gerne fort.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Strater, und zwar zu der Meldung, dass
der TÜV ab Juli keine Hauptuntersuchungsplaketten für nicht umgerüstete 
VW-Fahrzeuge mit Abschalteinrichtung ausstellen wird. Ich wollte hören, ob Sie
das so bestätigen können und ob das auf einer Anordnung seitens des
Ministeriums beruht.

Strater: Ich kann dazu sagen, dass Sie die Quelle richtig genannt haben.
Das ist eine Äußerung des TÜV, die ich hier nicht weiter bewerten oder
kommentieren kann.

Was unsererseits gültig ist - das haben wir aber auch schon mehrfach betont
-, ist, dass der Rückruf der Fahrzeuge, die mit illegalen
Abschalteinrichtungen versehen sind, verbindlich ist. Die Frage, ob 
TÜV-Plaketten entzogen werden können oder nicht, stellt sich also derzeit
nicht. Der Rückruf läuft. Sie wissen, dass wir sukzessive Freigaben für
bestimmte Fahrzeugcluster erteilt haben, was seit Beginn des vergangenen
Jahres geschehen ist und derzeit noch läuft. Es sind fast alle freigegeben
worden. Es ist aber immer noch so, dass noch nicht alle Fahrzeuge
freigegeben worden sind.

Noch einmal: Der Rückruf ist verbindlich. Die Hersteller schreiben die
Kunden an, die Kunden werden informiert und aufgefordert, die Werkstatt
aufzusuchen. Wenn Sie dies nicht tun, erhalten sie gegebenenfalls ein
Erinnerungsschreiben. Wenn sie ihr Fahrzeug nicht umrüsten, kann als
allerletzte Konsequenz das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt werden.

Zusatzfrage: Die Außerbetriebsetzung erfolgt dann darüber, dass die
allgemeine Betriebsgenehmigung erlischt? Was ist die rechtliche Grundlage
dafür, dass der TÜV die Plakette nicht erteilt? Bisher, so sagte man mir
dort, wurde das überhaupt nicht überprüft. Es gab bisher auch gar nicht die
technischen Möglichkeiten, das genau festzustellen. Was hat sich jetzt
konkret geändert?

Strater: Sie haben jetzt zwei Aspekte miteinander vermengt: einmal die
Außerbetriebsetzung und einmal die TÜV-Plakette. Ich rede hier über die
Außerbetriebsetzung. Die Details, auch die Rechtsgrundlagen, die dazu
führen, und alles, was überhaupt im Zusammenhang mit diesem verbindlichen
Rückruf der Fahrzeuge steht, können Sie noch einmal im Untersuchungsbericht
nachlesen, den wir vergangenes Jahr erstellt haben.

Frage: Ich wollte noch einmal explizit nachfragen, ob es eine Weisung,
Anordnung oder Sonstiges aus dem Verkehrsministerium gegenüber den
Prüfinstanzen wie dem TÜV gibt, wie mit den VW-Dieselfahrzeugen zu
verfahren ist, die noch nicht nachgerüstet sind?

Strater: Davon ist mir nichts bekannt.

Frage: Wenn Ihnen das nicht bekannt ist, heißt das, dass es keine gibt oder
heißt das, dass Sie es nicht wissen? Wenn Sie es nicht wissen, wüsste ich
gerne, ob Sie es innerhalb der nächsten zwei Stunden herausfinden können.

Strater: Ich habe ja gerade gesagt, was für uns maßgeblich ist. Und dabei
bleibe ich.

Zusatz: Aber für uns ist die Frage maßgeblich, ob es eine Anordnung oder
Weisung gibt. Und dabei bleibe ich.

Strater: Wie gesagt, davon ist mir nichts bekannt. Wenn es eine solche
geben sollte und ich davon im Moment nichts weiß, kann ich das gerne
nachliefern. Ansonsten bleibt es dabei.

Zusatz: Wenn wir also nachher nichts von Ihnen hören, gehen wir davon aus,
es gibt keine.

Strater: So ist das.

Vorsitzender Wefers: Wenn wir etwas hören, schicken wir es gerne an alle.

Strater: Wie immer gerne.

Frage : Es geht noch einmal um das Thema US-Regierung/Trump und Kritik an
der deutschen oder der europäischen Währungspolitik. Jetzt hat sich der
designierte amerikanische Botschafter für die EU geäußert und hat gesagt,
dass Deutschland offenbar gezielt Währungsmanipulationen gemacht habe, um
sich einen Vorteil gegenüber südeuropäischen Staaten zu verschaffen.

Erstens. Was sagen Sie dazu?

Zweitens. Wie gehen Sie eigentlich mit diesen permanenten Anwürfen dieser
neuen US-Regierung gegen die deutsche beziehungsweise in dem Fall die
europäische Handels- und Währungspolitik um? Gibt es eigentlich schon
irgendwelche Kontakte zum US-Finanzministerium, wo man versucht, zu
erklären, wie das Währungssystem und die deutsche Handelspolitik eigentlich
funktionieren? Es wird zum Teil sehr verzerrend und auch falsch
dargestellt, wie es in der EU eigentlich vor sich geht. Oder erträgt man
das einfach und denkt: Na ja, die werden irgendwann schon Ruhe geben?

Kalwey: Zu Ihrer ersten Frage: Die Kanzlerin hat sich ja zu dem Vorwurf
beziehungsweise zu den Äußerungen Anfang der Woche geäußert. Das hat weiter
Bestand. Dem habe ich hier auch nichts hinzuzufügen.

Was Ihre zweite Frage angeht, ist es ja so, dass es einen designierten 
US-Finanzminister, aber noch keinen ernannten Finanzminister gibt. Natürlich
wird es dann eine Kontaktaufnahme geben. Aber der Finanzminister ist, wie
gesagt, noch nicht ernannt. Das werden wir jetzt erst einmal abwarten.

Zusatzfrage : Frau Demmer, dann könnte man das doch schon einmal auf
höherer Ebene thematisieren. Erträgt man einfach diese permanente Kritik
der US-Regierung beziehungsweise designierter Regierungsmitglieder oder
gibt es auch den Versuch, ein bisschen mäßigend auf sie einzuwirken?

SRS'in Demmer: Ganz grundsätzlich: Derzeit befindet sich der
Bundesaußenminister in den USA. Wir begrüßen schon einmal, dass es dort zu
einer ersten Begegnung kurz nach der Ernennung und Bestätigung des 
US-Außenministers gekommen ist. Nach allem, was wir jetzt gesehen haben, sehen
wir auch diese Begegnung als Bestätigung, dass die Absicht besteht, auf der
Basis unserer gemeinsamen Werte in allen Bereichen mit der neuen 
US-Administration vertrauensvoll und konstruktiv zusammenzuarbeiten.

Zusatzfrage : Gab es bei dem Besuch von Herrn Gabriel schon vielleicht
Anzeichen, dass in der Tat die Kanzlerin demnächst nach Washington fliegt?

SRS'in Demmer: Wie auch Herr Seibert schon am Mittwoch gesagt hat: Wir
begrüßen es und freuen uns darauf, dass der US-Präsident zum G20-Treffen
kommt. Was alles Weitere angeht, halten wir Sie auf dem Laufenden, wenn es
etwas Neues gibt.

Frage: Herr Flosdorff, die Serie "Die Rekruten" ist abgedreht worden. Zum
Ende hin gibt es gleichzeitig Meldungen über Misshandlungen in
Bundeswehrkasernen. Inwiefern konterkariert das Ihre Bemühungen zur
Nachwuchsgewinnung? Wird das intern schon als millionenschweres PR-Desaster
bewertet?

Flosdorff: Um gleich mit dem Ende anzufangen: Nein, definitiv nicht. Wir
haben unverändert hohe Zugriffsraten auf unsere Rekrutenseiten, also auf
die Seiten, auf denen man sich für die Bundeswehr bewerben, über sie
informieren und uns anschreiben kann.

Ich habe am Montag schon einmal dazu Stellung bezogen. Sicherlich sind die
aktuellen Vorkommnisse nicht hilfreich. Es hängt viel davon ab, dass das
jetzt alles offen ausgesprochen und aufgeklärt wird. Es gibt eine viertel
Million Menschen in der Bundeswehr. Wir haben klar deutlich gemacht: Dieses
Verhalten wird nicht geduldet. Wir werden auf vielerlei Ebenen daraus
Konsequenzen ziehen.

Die Serie "Die Rekruten", die Sie ansprechen, läuft völlig unabhängig
davon. Wir haben sehr gute Bewerbungszahlen, die im letzten Jahr noch
einmal besser gewesen sind als im Jahr davor, und zwar mit einer wachsenden
Dynamik gegen Jahresende. Das hat sicherlich auch etwas damit zu tun, dass
die Serie "Die Rekruten" ab November ausgestrahlt wurde. Wir haben
unverändert hohe Zugriffsraten gegen Ende der Ausstrahlung der letzten
Folgen gehabt. Wir beabsichtigen, dieses Projekt in ähnlicher Form weiter
fortzuführen. Das wird in den Werbemaßnahmen für dieses Jahr mit
berücksichtigt.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie wollen ein Follow-up und drehen weitere Folgen?

Flosdorff: Es sind keine Folgen. Die Serie ist in dieser Form in Bezug auf
die Rekrutenausbildung beendet. Wir werden sicherlich das eine oder Mal
schauen, wie es mit einzelnen Protagonisten dieser Serie weitergegangen
ist. Wir planen aber ein weiteres Projekt in der zweiten Jahreshälfte
dieses Jahres, das einen ähnlichen Umfang, aber ein anderes Thema hat. Wenn
es so weit ist, dass ich Ihnen dazu inhaltlich mehr sagen kann, werde ich
das auch gerne tun.

Frage : Bietet sich nicht an, in der umstrittenen Kaserne eine solche 
Real-Life-Doku, Fiction - wie auch immer man das nennen möchte - zu drehen?

Flosdorff: Wir sind immer dankbar für Vorschläge jeglicher Art. Wir haben
ja auch schon in der Serie "Die Rekruten" gezeigt - wenn Sie sich einmal
die Mühe machen, sich die Folgen anzuschauen -, dass es vielerlei
Problematisches innerhalb der Bundeswehr gibt: Umgang mit Waffen, Gefahren
in Auslandseinsätzen, PTBS. Viele Sachen werden auch unter diesen Rekruten
diskutiert und sind in dieser Reality-Doku, die wir zeigen, abgebildet.
Vielleicht gibt es auch die Gelegenheit, dass man dort diese Themen
aufgreift. Aber das ist jetzt nicht von bestimmten Standorten oder
punktuellen Ereignissen abhängig.

Freitag, 3. Februar 2017

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. Februar 2017

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2017/02/2017-02-03-regpk.html;jsessionid=6C15838EB3E65ABD5F541CC266571948.s7t1

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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UMWELT/875: Bundesumweltministerin verunglimpft Berufsstand


FDP-Pressemitteilung vom 6. Februar 2017

WISSING: Bundesumweltministerin verunglimpft Berufsstand



Zur Bauernregeln-Kampagne von Bundesumweltministerin Barbara
Hendricks erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied und
Landeswirtschaftsminister Dr. Volker Wissing:

"Es ist ein Novum in der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung,
dass eine Bundesministerin Steuergelder in die Hand nimmt, um gezielt
einen Berufsstand zu verunglimpfen. Für wie wenig seriös die
Ministerin ihre eigene Aktion hält, zeigt sie mit ihrer Aussage, dass
die Plakatkampagne 'spaßig gemeint sei'. Einer Umweltministerin
stünde es besser zu Gesicht, sich um die Umwelt, als um die
Unterhaltung im Land zu kümmern.

Die einseitige und polemisierende Kampagne des Umweltministeriums
markiert einen Tiefpunkt der Öffentlichkeitsarbeit der
Bundesregierung. Eine Ministerin, die sich offensichtlich mehr einem
wie auch immer gearteten Unterhaltungs-, denn einem Aufklärungs- oder
gar Informationsauftrag verpflichtet fühlt, hat eine sehr
eigenwillige Auffassung von ihrem Amt. Vielleicht sollte mal jemand
Frau Hendricks mitteilen, dass BMU nicht für Bundesministerium für
Unterhaltung steht!"

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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WIRTSCHAFT/2919: Bildung von Eigentum erleichtern - Freibetrag bei Grunderwerbsteuer


FDP-Pressemitteilung vom 6. Februar 2017

DÜRR/LINDNER/VOIGTLÄNDER/WARNECKE: Bildung von Eigentum
erleichtern - Freibetrag bei Grunderwerbsteuer



Der Sprecher der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz
FDP-Präsidiumsmitglied Christian Dürr, der Vorsitzende der
FDP-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen und
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner, der Leiter des
Kompetenzfelds Finanzmärkte und Immobilienmärkte beim Institut der
deutschen Wirtschaft Köln, Prof. Dr. Michael Voigtländer und der
Präsident von Haus & Grund Deutschland Dr. Kai H. Warnecke stellten
heute die Ergebnisse einer IW-Studie zur Reform der Grunderwerbsteuer
im Auftrag der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz vor.

Hiernach stagniert die Wohneigentumsbildung in Deutschland. Besonders
junge Familien mit mittlerem und geringerem Einkommen haben es immer
schwerer, Eigentum zu bilden und in die eigenen vier Wände zu ziehen.
Seit dem Jahr 1990 ist die Eigentumsquote der schwächsten
Einkommensgruppe (1. Quintil) von 25 Prozent auf nur noch 17 Prozent
im Jahr 2014 gesunken. Ursache ist die in einigen Ländern stark
angehobene Grunderwerbsteuer. Die Einnahmen des Staates aus der
Grunderwerbsteuer haben sich in den letzten zehn Jahren mehr als
verdoppelt.

Die FDP schlägt deshalb vor, dass es den Bundesländern ermöglicht
wird, einen Freibetrag auf die Grunderwerbsteuer einzuführen. Beim
Kauf einer ersten selbst genutzten Immobilie sollen Käufer demnach
bis zu einem Kaufpreis von 500.000 Euro keine Grunderwerbsteuer mehr
zahlen. Beim Erwerb einer Immobilie zum Preis von 400.000 Euro würde
der Freibetrag in einem Bundesland mit 6,5 Prozent Grunderwerbsteuer
zu einer Entlastung der Käufer in Höhe von 26.000 Euro führen.

DÜRR: "Jeder soll die Chance erhalten, in den eignen vier Wänden zu
wohnen. Eigentum ist eine wichtige Säule der Altersvorsorge. Das
sollen sich auch junge Familien und nicht nur Spitzenverdiener
leisten können."

LINDNER: "Es ist inakzeptabel, jungen Familien mit einer Art
Strafsteuer den Erwerb einer selbst genutzten Wohnimmobilie zu
erschweren. In fast allen Ländern um uns herum sind die
Kaufnebenkosten geringer. Eigentum ist auch ein Stück Freiheit -
davon wollen wir lieber mehr als weniger."

VOIGTLÄNDER: "Angesichts niedriger Zinsen müsste es den Menschen
eigentlich leichter fallen, Eigentum zu bilden. Das ist aber nicht
der Fall, weil die Kaufnebenkosten seit Jahren steigen. Besonders die
von einigen Ländern in wenigen Jahren fast verdoppelte
Grunderwerbsteuer ist eine große Belastung für die Finanzierung des
Eigenheims."

WARNECKE: "Eine hohe Grunderwerbsteuerlast verteuert den Erwerb von
Immobilien. Dies trifft insbesondere Käufergruppen mit knappen
Budgets, wie junge Familien. Diese müssen dann entweder Abstriche
beim Objekt oder der Lage machen, stärker kreditfinanzieren oder auf
das Eigentum ganz verzichten. Eine deutliche Entlastung bei der
Grunderwerbsteuer ist somit absolut richtig und wünschenswert."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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HAMBURG/3911: Die Linke fordert mehr politische Teilhabe für Gehörlose (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. Februar 2017

DIE LINKE fordert mehr politische Teilhabe für Gehörlose



Das Recht auf Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben ist in
der UN-Behindertenrechtskonvention fest verankert. Daher fordert die
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft in einem Antrag
den verbindlichen Einsatz von Gebärdensprachdolmetscher_innen bei
öffentlichen Senatsauftritten und Veranstaltungen der Bürgerschaft.

"Auch Menschen mit einer Hörschädigung und gehörlose Menschen müssen
die Möglichkeit haben, sich eine politische Meinung zu bilden. Dies
ist jedoch nur möglich, wenn eine Übersetzung politischer Debatten und
Gremiensitzungen in Gebärdensprache zur Regel wird«, erklärt Cansu
Özdemir, inklusionspolitische Sprecherin der Fraktion.

Eine »Prüfung« des Einsatzes von Gebärdensprachdolmetscher_innen, wie
derzeit im Landesaktionsplan zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention festgeschrieben, reiche nicht aus.
Vielmehr sei es nötig, deren Einsätze strukturell und finanziell
abzusichern, so Özdemir. DIE LINKE beantragt außerdem, Einladungen des
Senats stets auch in leichter Sprache zu formulieren und dabei auf das
Vorhandensein von Gebärdensprachdolmetscher_innen hinzuweisen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. Februar 2017

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/3910: Förderung der freien Tanz- und Theaterszene reicht nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. Februar 2017

Förderung der freien Tanz- und Theaterszene reicht nicht!



Wie die Kulturbehörde heute bekannt gegeben hat, wird auch in diesem
Jahr nur eine geringe Zahl von Tanz- und Theater-Projekten der freien
Szene gefördert. "Wir gratulieren allen Künstlerinnen und Künstlern,
die für 2017 und 2018 eine Projektförderung bekommen", sagt Norbert
Hackbusch, kulturpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Dass in diesem Jahr aber wieder nur 35
Projekte gefördert werden, zeigt, dass die Erhöhung der Projektmittel
nicht ausreicht."

Schon 2016 hatte die Linksfraktion kritisiert, dass immer weniger
freie Tanz- und Theaterprojekte gefördert werden, weil die
Künstler_innen in ihren Anträgen nach der Einführung des
Mindestlohngesetzes die Honoraruntergrenzen beachteten. Da die
Projektfördersumme nicht entsprechend erhöht wurde, reduziert sich so
die Zahl der geförderten Projekte - in der Spielzeit 2016/2016 waren
es noch 39. "Es kann nicht sein, dass sich die Arbeitsbedingungen in
der Kunst durch den Mindestlohn verschlechtern, weil projektgebundene
Arbeitsplätze wegfallen. Für soziale Mindeststandards in
künstlerischen Berufen brauchen wir eine angemessene öffentliche
Förderung", so Hackbusch weiter.

Ein weiteres Phänomen bei der Förderung der Freien Szene ist der
Umstand, dass mit kleinen Beträgen zwar viel erreicht werden kann.
Wenn diese aber fehlen, kann dies einschneidende Auswirkungen haben.
"Es mag sein, dass aktuell ein paar mehr Euro in die Freie Tanz- und
Theaterszene fließen. Doch schauen wir nur ins Gängeviertel: 20.000
Euro soll der dortige Proberaum bekommen, beantragt wurden aber 25.000
Euro. Aufgrund dieser mickrigen Differenz ist der Verein gezwungen,
nun die Raummieten erhöhen", erklärt Hackbusch.

Zum Umfang der aktuell beantragten Projekte wird die Fraktion DIE
LINKE eine Schriftliche Kleine Anfrage an den Senat richten.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 3. Februar 2017

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/4291: Notaufnahme muss kostenfrei bleiben (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.02.2017

Notaufnahme muss kostenfrei bleiben



Zu der Forderung der Kassenärztlichen Vereinigung, Patientinnen und
Patienten an den Kosten in der Notaufnahme zu beteiligen, wenn sie
kein akutes Leiden haben, erklärt Daniel Köbler,
gesundheitspolitischer Sprecher:

"Es ist falsch, den Menschen immer gleich an den Geldbeutel zu gehen.
Wo sollen hier die Grenzen gezogen werden, was ein Notfall ist und was
nicht? So ein Vorgehen würde vielmehr zu einer Zwei-Klassen-Medizin
führen, bei der die, die es sich leisten können, die Notaufnahme
weiter unnötig in Anspruch nehmen, und andere selbst in Notfällen von
der drohenden Selbstbeteiligung abgeschreckt werden. Stattdessen
sollte die Kassenärztliche Vereinigung stärker über das Angebot der
bestehenden ärztlichen Bereitschaftspraxen aufklären und diese
stärken, um die Notaufnahmen sinnvoll zu entlasten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2017

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/4290: Stabilität der Wirtschaft ist auch ein Erfolg der Landesregierung (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.02.2017

Stabilität der Wirtschaft ist auch ein Erfolg der

Landesregierung

Thomas Roth zum Konjunkturbericht der Industrie- und Handelskammern



Zu dem heute vorgestellten Konjunkturbericht der Industrie- und
Handelskammern sagt der Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Thomas Roth:

"Die Stabilität und Ruhe mit welcher die rheinland-pfälzische
Wirtschaft den Herausforderungen durch die politische Großwetterlage
trotzt ist auch ein Erfolg der Wirtschaftspolitik des Landes. Dieser
ist es gelungen ein positiveres Investitions- und Wirtschaftsklima in
Rheinland-Pfalz zu schaffen. Ein Beleg dafür ist, dass ein Drittel der
befragten Unternehmen in die Ausweitung ihrer Produktionskapazitäten
sowie Produktinnovationen investieren wollen. Dass der
Klimakonjunkturindikator seit Herbst 2016 erneut um 6 Punkte zulegen
konnte zeigt, dass die Wirtschaft die Rahmenbedingungen in
Rheinland-Pfalz positiv einschätzen.

Die FDP-Fraktion unterstützt die Auffassung der IHK, dass die
derzeitige positive Konjunktur genutzt werden sollte, um sinnvolle
Investitionen zu tätigen und den Haushalt weiter zu konsolidieren.
Genau das tut die Landesregierung mit den Investitionen in die
Modernisierung der Infrastruktur bei gleichzeitiger
Haushaltskonsolidierung. Rheinland-Pfalz ist auf einem guten Weg."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Februar 2017

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/4289: Kampagne "neue Bauernregeln: Gut zur Umwelt. Gesund für alle" (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.02.2017

Kampagne "neue Bauernregeln: Gut zur Umwelt. Gesund für alle"

Christine Schneider: Landesregierung muss sich klar von dieser
Stimmungsmache gegen Bauern distanzieren



Mit ihrer aktuellen Kampagne "neue Bauernregeln: Gut zur Umwelt.
Gesund für alle" macht Bundesumweltministerin Hendricks (SPD) Stimmung
gegen die Landwirtschaft. Dazu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christine Schneider:

"Mit ihrer aktuellen Kampagne zeichnet die Bundesumweltministerin ein
vollkommen einseitiges und verzerrtes Bild der Wirklichkeit. Frau
Hendricks stellt neue "Bauernregeln" auf, die wohl witzig sein sollen,
letztlich aber nur ein Sammelsurium an Halbwahrheiten und Vorurteile
darstellen und einen ganzen Berufsstand diskeditieren. Das ist
schlichtweg geschmacklos und schadet unseren Landwirten.

Unsere Bauern stehen für gesunde Lebensmittel, verantwortungsvollen
Umgang mit Tier und Natur und sind als Partner bei der Erhaltung und
Pflege unserer Kulturlandschaft unverzichtbar. Anstatt unsere
Landwirte zu stärken, was auch ihre Aufgabe ist, treibt sie einen Keil
in den Berufsstand, und spielt konventionelle und ökologische
Landwirtschaft gegeneinander aus. Wir werden das parlamentarisch
thematisieren. Frau Dreyer und ihre Landesregierung müssen sich klar
und eindeutig von dieser unsäglichen Kampagne distanzieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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ASYL/1130: Oppermann - Wer ist der härteste Festungsbauer in Europa? (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. Februar 2017

PRO ASYL zu Oppermanns Plänen zur Schaffung von Flüchtlingslagern in
nordafrikanischen Staaten



»SPD Fraktionschef Oppermann ist nun auch in den Wettlauf mit
Unionspolitikern und Rechtspopulisten eingetreten, wer der härteste
Festungsbauer in Europa ist. Diese Pläne lösen nichts und sind nur auf
Kosten der Schutzbedürftigen unter Missachtung des Menschenrechts auf Asyl
zu realisieren«, warnt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.

In Nordafrika wird es keine rechtsstaatliche, individuelle und faire
Prüfung von Asylanträgen nach europäischem Recht geben. Der Kern eines
rechtsstaatlichen Verfahrens ist es, dass negative Behördenentscheidungen
von einem Gericht überprüft werden. Das in Europa geltende Asylrecht soll
durch die Schaffung von Lagern in Nordafrika ausgehebelt werden.

Oppermann muss sich fragen lassen, was die Perspektive für die dort als
schutzbedürftig Anerkannten sein soll. Nordafrikanische Staaten sind selbst
bei hohen Geldzahlungen Europas nicht in der Lage eine hohe Zahl von
Flüchtlingen in ihre Gesellschaften zu integrieren. Die Flüchtlinge werden
diese Lager deshalb so schnell es geht verlassen. Für die
Schlepperindustrie wird so ein neuer Markt geschaffen. Das Sterben im
Mittelmeer wird weitergehen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 5. Februar 2017

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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MELDUNG/110: Bogota ist Gastgeber des Gipfeltreffens der Friedensnobelpreisträger/innen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
Nachricht aus der Redaktion New York vom 5. Februar 2017

Bogota ist Gastgeber für das
Gipfeltreffen der Friedensnobelpreisträger/innen, 2. bis 5. Februar



Zum ersten Mal seit Gründung dieses Gipfeltreffens im Jahr 1999
treffen sich die Friedensnobelpreisträger/innen vom 2. - 5. Februar
2017 in Lateinamerika. Die kolumbianische Hauptstadt Bogota
organisiert die Begegnung gemeinsam mit sechs anderen Städten,
darunter Santiago de Chile und Mexiko-Stadt.

Das Welttreffen der Friedensnobelpreisträger/innen hatte in den
letzten 17 Jahren die Ehre, von einer ganzen Reihe bedeutender
ausgezeichneter Persönlichkeiten und Vertretern von Organisationen
besucht zu werden, darunter die Präsidenten Michael Gorbatschow,
Shimon Peres, Oscar Arias Sanchez, Lech Walesa, Jimmy Carter, Kim Dae
Yung oder José Ramos-Horta sowie Seiner Heiligkeit des Dalai Lama; die
Menschenrechtsaktivistinnen Dr. Shirin Ebadi, Rigoberta Menchu,
Tawakkoi Karman, Leymah Gbowee Malala, Lod David Trimble, Professor
John Hume neben zahlreichen anderen Persönlichkeiten, deren Einsatz
für den Frieden auf der ganzen Welt anerkannt ist.

Man erwartet in Bogota 20 Friedensnobelpreisträger/innen und
Organisationen sowie mehrere führende Persönlichkeiten aus der
Weltpolitik. Der Erfahrungsaustausch dort wird uns weiterbringen im
Hinblick auf den Ausbau von Frieden und Versöhnung. Wie üblich bei
diesen internationalen Treffen, werden auch in Bogota rund 300
Studenten/innen von Universitäten aus der ganzen Welt anwesend sein
und an die 700 Delegierte und 150 soziale Organisationen verschiedener
Länder.

Darüber hinaus wird Bogota nach diesem Treffen zur "Stadt des
Friedens" ernannt und es werden Projekte und Initiativen lanciert, die
von den Nobelpreisträgern/innen und ihren Organisationen begleitet
werden.


Übersetzung aus dem Französischen von Walter L. Buder


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com
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WISSENSCHAFT/1345: Wissenschaftsorganisationen zum Einreiseverbot des US-Präsidenten Trump (idw)


Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren - 03.02.2017

Stellungnahme der Wissenschaftsorganisationen zum Einreiseverbot des
US-Präsidenten Trump

Wissenschaft ist international



Wissenschaftliche Erkenntnisse können nur in einem offenen, freien und
internationalen Diskurs gewonnen werden. Hierfür ist der persönliche
Austausch über akademische Disziplinen, Nationen und Kulturen hinweg
notwendig. Das vom US-Präsidenten am vergangenen Freitag erlassene Dekret
ist eine pauschale Benachteiligung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft
und damit ein Angriff auch auf die Grundwerte der Wissenschaft. Deutsche
Wissenschaftsorganisationen sehen daher das Präsidialdekret mit größter
Besorgnis.

Es ist kein geeignetes Mittel im notwendigen Kampf gegen Terrorismus und
wird den für die wissenschaftliche Zusammenarbeit so wesentlichen
internationalen Austausch empfindlich beeinträchtigen.

Selbst wenn die Details der Umsetzung des Einreiseverbots in die USA für
Staatsangehörige aus Irak, Iran, Jemen, Libyen, Somalia, Sudan und Syrien
noch nicht klar sind, erste Folgen sind auch in der Wissenschaft bereits
spürbar: Zahlreichen international tätigen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern wurde die Einreise in die USA verwehrt. Damit wurden sie
von wissenschaftlichen Tagungen, Symposien und Seminaren ausgeschlossen.
Amerikanische Wis-senschaftseinrichtungen sehen sich inzwischen gezwungen,
Reisepläne zum Schutz ihrer stu-dierenden wie forschenden Mitglieder auf
Eis zu legen.

Zuverlässigkeit und Planbarkeit ihrer sozialen Rahmenbedingungen sind für
internationale Wissenschaft und Forschung unabdingbar. Der durch das
Dekret eingeschlagene Weg der Abschottung hat derzeit noch unabsehbare,
aber in jedem Fall weitreichende Folgen über die Wissenschaftsnation USA
hinaus. Gerade in Zeiten internationaler Krisen ist die Wissenschaft ein
wertvolles zwischenstaatliches Bindeglied, welches dringend erhalten
werden muss. Die deutschen Wissenschaftsorganisationen appellieren daher
an die US-Regierung, das Einreiseverbot umgehend zurückzunehmen.
Selbstverständlich unterstützen die Organisationen ihre von dem Dekret
betroffenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie ihre
amerikanischen Kooperationspartner. Sie drängen auf rasche Klärung der
juristischen Implikationen des Dekrets und stehen den deutschen und
amerikanischen Stellen für Gespräche im Rahmen des transatlantischen
Dialogs zur Verfügung.

Folgende Wissenschaftsorganisationen haben die Stellungsnahme verfasst:

• Alexander von Humboldt-Stiftung

• Deutsche Forschungsgemeinschaft

• Hochschulrektorenkonferenz

• Leibniz-Gemeinschaft

• Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina -

    Nationale Akademie der Wissenschaften

• Deutscher Akademischer Austauschdienst

• Helmholtz-Gemeinschaft

• Max-Planck-Gesellschaft

• Wissenschaftsrat




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution422

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren,

Roland Koch, 03.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KRIEG/1680: Du bist nicht allein - Merkels Hilfstruppen an der Flüchtlingsfront (SB)




Bundeskanzlerin Angela Merkel ist der Überzeugung und
Bundesinnenminister Thomas de Maizière ebenso: Afghanistan ist ein
sicheres Land - wenn nicht insgesamt, so doch in einzelnen Teilen,
weshalb man Flüchtlinge getrost dorthin abschieben könne. Woher die
beiden ihr Wissen beziehen, ist allerdings schleierhaft. Vom
UN-Flüchtlingswerk (UNHCR), dessen neuesten Bericht de Maizière eigens
eingeholt hatte, kann die Information nicht stammen, denn darin steht
das Gegenteil: Die Sicherheitslage habe sich in den letzten Monaten
drastisch verschlechtert, und angesichts ständig wechselnder
Verhältnisse könne von sicheren Provinzen nirgendwo Rede sein. Der
soeben vorgelegte Jahresbericht der Vereinten Nationen für 2016
zeichnet ein verheerendes Bild. Im eskalierenden Krieg zwischen
Taliban und Regierung sei die Gesamtzahl der getöteten oder verletzten
Zivilisten auf einen Höchststand von fast 12.000 gestiegen, wobei es
sich inzwischen bei fast jedem dritten Opfer um ein Kind handle. [1]

Fünf deutsche Bundesländer haben daraus den Schluß gezogen, wegen der
Sicherheitslage vorerst kaum noch nach Afghanistan abzuschieben. Neben
Schleswig-Holstein und Berlin nehmen auch Bremen, Niedersachsen und
Rheinland-Pfalz keine Rückführungen vor, lediglich "Straftäter" und
"Gefährder" würden abgeschoben. Die Innenministerien dieser Länder
erklären unter Berufung auf den Bericht der UN-Organisation, daß
derzeit aufgrund der nicht hinreichend geklärten Sicherheitslage
Rückführungen nach Afghanistan im Zweifel bis zur Klärung der
Sicherheitslage zurückgestellt würden.

Das erbost die Kanzlerin, die auf dem Parteitag des CDU-Landesverbands
in Neumünster erklärte, die Rückführung sei Teil rechtsstaatlicher
Vorgänge, der Abschiebestopp der Landesregierung Schleswig-Holsteins
nach ihrer "festen Überzeugung" folglich nicht in Ordnung. Es gebe in
Afghanistan Regionen, in denen man relativ sicher leben könne, in
anderen nicht. Das Thema sei nicht ganz einfach: Es werde sehr
sensibel geprüft, wer dorthin zurückgeschickt wird. Von den rund
250.000 in Deutschland lebenden Afghanen waren Mitte Dezember nach
Angaben des Bundesinnenministeriums rund 11.900 ausreisepflichtig,
etwa 10.300 von ihnen sind geduldet. [2]

Folgt man der Logik Merkels, können deutsche Behörden durch eine
"sensible" Prüfung der hier lebenden Flüchtlinge herausfinden, welche
afghanischen Regionen sicher sind. Offenbar sind dabei hellseherische
Fähigkeiten am Werk, welche die Bundesregierung aus Gründen gebotener
Geheimhaltung nicht ans Licht der Öffentlichkeit durchsickern lassen
möchte. Daß derartige Talente keineswegs auf die Kanzlerin oder dafür
geschulte Mitarbeiter der Ausländerbehörden beschränkt sind, läßt der
Hamburger Senat durchblicken. In der Hansestadt hält man an
Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber nach Afghanistan fest, für den
Stadtstaat habe sich nichts geändert, erklärt ein Sprecher der
Innenbehörde.

Hamburg hat mit rund 20.500 Mitgliedern bundesweit eine der größten
afghanischen Gemeinschaften. Bei Abschiebungen will die rot-grün
regierte Hansestadt weiter das Mittel der Einzelfallprüfung "sehr
sorgfältig und intensiv nutzen", wie es aus der Innenbehörde heißt.
Die Zahl der potentiell Betroffenen liege insgesamt im "zweistelligen
Bereich". Von einer Abschiebung bedroht sind demnach vorwiegend
Straftäter sowie "alleinreisende oder alleinstehende Männer, die nicht
durch Integrationsbemühungen aufgefallen sind", wie es der
Behördensprecher ausdrückt. Frauen, Kinder, Familien, Personen über 65
Jahre und unbegleitete Minderjährige würden nicht ausgewiesen. [3]

Diese kreative Interpretation des humanitären Völkerrechts, das
Abschiebungen in Kriegsgebiete mit einem Bann belegt, dürfte der
Kanzlerin Freude bereiten. Wieso bestimmte Personengruppen
schutzbedürftig sein sollen, Straftäter und alleinstehende Männer aber
nicht, kann das Zauberwort "Einzelfallprüfung" allerdings
Außenstehenden nicht recht plausibel machen. Möglicherweise handelt es
sich dabei um eine Art Schutzzauber, der die Abgeschobenen dauerhaft
davor bewahrt, in Afghanistan auf eine Mine zu treten, von einer Kugel
getroffen, einer Sprengfalle in Stücke gerissen oder einer Bombe der
Besatzungsmächte vom Erdboden getilgt zu werden.

Schützenhilfe von nicht ganz unerwarteter Seite erhält die
Bundesregierung bei ihrer Flüchtlingspolitik aus Saarbrücken. Nachdem
die Vorsitzende der Linksfraktion im Bundestag, Sahra Wagenknecht, in
der Vergangenheit eine Haltung in der Flüchtlingsfrage eingenommen
hatte, die Teilen ihrer Partei die Haare zu Berge stehen ließ, hat nun
Oskar Lafontaine nachgelegt. Der Spitzenkandidat und Fraktionschef der
Linken im Saarland spricht sich für eine konsequente Steuerung der
Zuwanderung aus. Letztlich müsse "der Staat darüber entscheiden
können, wen er aufnimmt. Das ist nun mal die Grundlage staatlicher
Ordnung", so Lafontaine. "Wer illegal über die Grenze gekommen ist,
der sollte ein Angebot bekommen, freiwillig zurückzugehen. Wenn er
dieses Angebot nicht annimmt, bleibt nur die Abschiebung."

"Die Einwanderungsfrage ist vor allem eine soziale Frage - für die,
die kommen und für die, die schon hier leben. Sie ist eine nicht
geklärte Frage innerhalb der Programmatik der Linken", lektioniert er
seine Partei, die darüber nachdenken müsse, warum viele Arbeiter und
Arbeitslose die AfD wählen. "Der Imperativ der sozialen Gerechtigkeit
muss auch bei der Migration gelten. Wir müssen zuerst denen helfen,
denen es am schlechtesten geht." Das seien "die Millionen Flüchtlinge
in den Lagern im Vorderen Orient und die Menschen, die in Afrika an
Hunger sterben und keine Chance haben, nach Deutschland zu kommen,
auch weil sie die 7000 Euro für die Schlepper nicht bezahlen können".

Wieso es sozial sein soll, den Menschen in den Flüchtlingslagern zu
helfen und dafür "illegale" Flüchtlinge aus Deutschland abzuschieben,
geht es dem rhetorischen Trick Lafontaines freilich nicht hervor. Und
seinem Ansinnen, den Rechten bei der Bundestagswahl das Wasser
abzugraben, indem man sich in der Flüchtlingspolitik tendenziell ihren
Positionen nähert, kann man sich durchaus verweigern, was auch für die
Linkspartei gilt. Exotisch ist an dieser Stelle allenfalls der
staatsmännische Gestus, mit dem der frühere Parteichef die
kleinkarierte Frage nach der Sicherheit in Afghanistan und anderen
Abschiebeländern gar nicht erst thematisiert, sondern einen
unverhofften Debattenbeitrag ins Feld führt:

Der Soziologe Colin Crouch habe "darauf hingewiesen, dass der Ruf nach
offenen Grenzen eine zentrale Forderung des Neoliberalimus ist". Wenn
Lafontaine den freien Verkehr von Kapital, Waren, Dienstleistungen und
Arbeitskräften zu Recht als neoliberale Einfallstore ausweist, aber
geflissentlich unterschlägt, daß dabei ein Sozialtransfer natürlich
nie vorgesehen war, erklärt er offene Grenzen für Flüchtlinge de facto
zu einer neoliberalen Praxis, die es abzustellen gelte. Das ist denn
doch ein fadenscheiniger Winkelzug, dessen peinliches Flickschustern
schmerzt.


Fußnoten:

[1] http://www.deutschlandfunk.de/afghanistan-immer-mehr-zivile-opfer-weniger-abschiebungen.1818.de.html

[2] http://www.morgenpost.de/politik/article209512759/Neue-Zweifel-an-Rueckfuehrungen-nach-Afghanistan.html

[3] https://www.welt.de/regionales/hamburg/article161851254/Hamburg-will-weiter-nach-Afghanistan-abschieben.html

[4] https://www.welt.de/politik/deutschland/article161818446/Staat-muss-entscheiden-koennen-wen-er-aufnimmt.html
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KULTUR/1014: Fake News und Sozialkontrolle gehen Hand in Hand (SB) 




Falschnachrichten könnten unsere Sicht auf die Welt beeinflussen und zu einer
Verzerrung der Wahrnehmung führen, indem "wir in unserer grundlegenden
Auffassung dessen, was wahr und falsch ist, irritiert werden." [1] Was Simon
Hegelich, Professor für Political Data Science an der Technischen Universität
München, in einem Bericht des Deutschlandfunks zum Problem der Fake News in
Sozialen Medien erklärt, ist keine neue Erkenntnis. Genaugenommen ist
sie so alt wie die Menschheit oder zumindest die Existenz religiös legitimierter
Herrschaftssysteme. Man könnte es geradezu als Zweck jeglicher Herrschaft des
Menschen über den Menschen bezeichnen, Definitionsmacht über die Wahrheit zu
erlangen und durchzusetzen, warum sonst sollte sich jemand einem anderen
unterwerfen? Auch die von Hegelich angeführte Wirkung der häufigen Wiederholung
falscher Behauptungen, die einen nagenden Zweifel hervorrufen und die
Bereitschaft steigern, diesen Einflüsterungen Glauben zu schenken, existiert
nicht erst, seit die Gerüchteküche in den sozialen Medien anschwillt wie ein
Pogrom, für dessen Ausbruch eine üble Verunglimpfung ausreicht, wenn sie auf den
fruchtbaren Boden rassistischer Ressentiments fällt.

In der neoliberalen Ökonomie hat der Homo oeconomicus als stets rational
handelnder Akteur längst abgedankt und dem Adressaten verhaltensökonomischer
Methoden Platz gemacht, der zu seinen Kaufentscheidungen weniger genötigt denn
verführt wird. Geht es in der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft schon darum,
den Menschen als unselbständig Beschäftigten so weit zu entmündigen, daß er aus
schierer Überlebensnot Arbeiten verrichtet, die er sich nicht aussuchen kann und
zum abstrakten Zweck des Geldverdienens verrichtet, dann wird er in seinem
systemrelevanten Dasein als Konsument nicht minder gegängelt. Das
Geschäftsmodell der Sozialen Netzwerke, in denen die haßerfüllte und
neidgetriebene Saat der sozialdarwinistischen Konkurrenzgesellschaft in voller
Blüte steht, beruht darauf, die Daten ihrer Nutzer zur Schaltung
individualisierter, ihre Interessen und Wünsche verwertender Werbung
abzuschöpfen. Ob irreführend oder nicht, die Produktion der Nachrichten,
Verweise und Wortmeldungen, die die Nutzer auf ihnen posten, ist der Treibstoff,
der Umsatz und Gewinn in die Höhe schnellen läßt.

Jegliche Propaganda, ob von anonymen Nutzern oder öffentlichen Institutionen
annonciert, dient dem Zweck, andere für die eigenen Interessen zu gewinnen oder
zumindest ihre Anerkennung für das eigene Tun zu erlangen. Wenn mit Fake News
individuelle Intrigen oder persönliche Meinungsbekundungen massenwirksamen
Charakter erhalten, sehen sich Regierungen und Medien weniger aus Gründen der
allgemeinen Wahrheitspflege, die im inkriminierten Fall den Gerichten obliegt,
sondern ihrem ganz eigenen Anspruch auf Deutungsmacht dazu veranlaßt, nämliche
für sich zu reklamieren. Dabei ist die Zuständigkeit privatwirtschaftlich
organisierter Verlage und Sender für eine wahrheitsgerechte Berichterstattung in
einem Geschäftsmodell verankert, das allen möglichen Einflüssen unterliegt, die
eine ungebrochene Bemühung um lupenreine Objektivität eher nicht unterstützen. 

So kann die Rücksichtnahme auf Werbekunden oder die beinharte Konkurrenz darum,
wer eine Nachricht als erster herausbringt, Einfluß auf deren inhaltliche
Beschaffenheit nehmen. Das berufständische Interesse auf ihren Lebenserwerb
angewiesener Journalisten, die ihre Stellung in der Redaktion sichern und sich
ihre Informanten gewogen halten müssen, kann ebenso zu selektiver
Informationsfilterung führen wie die politische Positionierung von
Verlagskonzernen. Sie stehen von vornherein eher auf der Seite des Kapitals als
der der Arbeit, sind womöglich mit anderen Unternehmen oder politischen Parteien
verbandelt oder bekennen sich wie etwa Axel Springer zu spezifischen
Unternehmensgrundsätzen [2].

Öffentlich-rechtliche und regierungsamtliche Institutionen wiederum mögen ihre
Zuständigkeit dafür, Fake News mit inhaltlichen Interventionen zu bekämpfen, als
auf demokratischem Wege zustandegekommenen Auftrag verstehen. Doch gegenüber
IT-Giganten wie Facebook oder Google zeigen sich die Sachwalter der sogenannten
Volkssouveränität erstaunlich handzahm. Wieso fragen sie nicht lautstark, warum
Soziale Netzwerke, die wie Rundfunk und Presse auch Content in Form von Text,
Ton und Bild präsentieren, das Privileg in Anspruch nehmen können, laut dem
Telemediengesetz für die auf ihrer Plattform verbreiteten Inhalte nicht
verantwortlich zu sein? Warum ergreifen die politischen Akteure keine Maßnahme,
um Soziale Netzwerke als Medien zu qualifizieren, besteht ihr kommerzieller
Rohstoff doch aus nichts anderem als medial kommunizierter Informations- und
Unterhaltungsware, für die sie auch verantwortlich zeichnen sollten?

Statt dessen wird von einer "Regulierungslücke" gesprochen und die Einschaltung
von Kontrollinstanzen vorbereitet, denen als Sachwaltern der Wahrheit ein
zivilgesellschaftliches Hochamt zuteil würde, an dem sie nur scheitern können. 
Wenn derartige Fact-Checker der rechtlichen Überprüfung beanstandeter Inhalte
vorgeschaltet werden, dann beträten, wie bereits beim Aufstieg von Facebook und
Co. der Fall, Akteure quasi aus dem Nirgendwo, durch keine Verfassung und kein
Gesetz zu ihrer Aufgabe ermächtigt, die Bühne des gesellschaftlichen Diskurses,
an denen keiner mehr vorbeikommt. Nach welchen Kriterien ein Fact-Checker wie
"Correctiv" Fake News auf Facebook überprüft und welchen möglichen
Interessenverflechtungen er unterliegt, wird aus offen zutage liegenden Gründen
bereits diskutiert [3].

So wenig der Mensch Lohn- oder Befehlsempfänger sein sollte, so sehr ist er
selbst dafür verantwortlich, wie er die Gesellschaft beeinflußt, in der er lebt. 
Dies tut er ohnehin in einem rechtlich strafbewehrten Rahmen, so daß der Gefahr
einer autonomen Selbstermächtigung, die im Unterschied zu manch wahnhafter
Massenpsychose niemals im Interesse von Staat und Kapital ist, nicht zuletzt
durch die in Sozialen Netzwerken vollzogenen Symbolhandlungen und den
Klicktivismus der Petitionskampagnen Schranken gesetzt sind. Daher liegt nahe,
daß es sich bei der Skandalisierung von Fake News um den durchsichtigen Versuch
handelt, das massenmediale Nachrichtenwesen, das zu keiner Zeit frei von
herrschaftsaffinen und machtopportunen Neigungen war, wieder mit der
Glaubensautorität und Funktionsfähigkeit eines sozialtechnokratischen
Lenkungsapparates zu versehen.

Zugleich jedoch soll die Geschäftstätigkeit großer IT-Akteure so
unbeeinträchtigt wie möglich von öffentlichen Auflagen vonstatten gehen, auf daß
das "neue Öl" der digitalen Arbeitsgesellschaft [4] kräftig sprudelt. Der
Rohstoff der Daten steigert die Taktrate der Gesellschaftsmaschine allerdings
nicht nur durch Effizienzzuwächse in der Produktion, er verhilft ihr auch zu
einem tieferen Griff in unverfügbar gebliebene Reservoirs subjektiver Existenz,
die in ihr Wertwachstum eingespeist werden sollen. Sozialkontrolle hört nicht im
Kopf auf, fängt aber durchaus dort an, daher wird der Kampf um die
Deutungshoheit mit der informationstechnischen Entuferung der Diskurse noch
erbitterter geführt. Ob im Ergebnis angeblich unabhängige Kontrolleure das Feld
betreten oder der Staat eine eigene Zensurbehörde aufbaut - in beiden Fällen
wird die Konstruktion eines vermeintlichen Sachzwangs zum Anlaß genommen, in
diesem Kampf Kommandogewalt zu erlangen.


Fußnoten:

[1] http://www.deutschlandfunk.de/soziale-medien-mit-faktencheck-gegen-fake-news.724.de.html?dram:article_id=378182

[2] http://nachhaltigkeit.axelspringer.de/de/grundsaetze/unternehmensgrundsaetze.html

[3] https://www.heise.de/tp/features/Facebook-Wahrheitspruefer-Correctiv-verstrickt-sich-in-Widersprueche-3605916.html?view=print

[4] BERICHT/035: Suchmaschine - Neue Pfründe ... (1) (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/report/bkrb0035.html
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STANDPUNKT/630: Putin und Trump - ein Gespann? (Kai Ehlers)


Putin und Trump - ein Gespann?

Ein Versuch hinter die Worte zu blicken

von Kai Ehlers, 4. Februar 2017



Ja, möchte man sagen - und doch nein. Ungeachtet unterschiedlicher
persönlicher und politischer Profile sind Donald Trump und Wladimir Putin
ein Gespann, notgedrungen, ob sie es wollen oder nicht. Und sind es doch
nicht.

Beide sind vor einen Wagen gespannt, dessen Räder im Sumpf ungelöster
globaler Probleme und Aufgaben zu versinken drohen. Sie selbst und die
hinter ihnen stehenden "Eliten" sind ratlos, wie sie mit der aus allen
Fugen schießenden globalen Expansionsdynamik und der wachsenden
Ungleichheit zwischen den wenigen Profiteuren dieser Entwicklung und der
bedrohlich wachsenden Zahl Benachteiligter, Ausgegrenzter, "Überflüssiger",
Marx würde sagen, überflüssig gemachter Paupers umgehen oder sich ihrer
entledigen können. Immer ungeduldiger fordern diese Milliarden ihren Anteil
am Reichtum der Welt, global und lokal. Eine Elitendämmerung kündigt sich
an, wenn keine Vernunft einkehrt.

Die unipolare Weltordnung, die mit dem Ende des Kalten Krieges entstanden
war, ist in wilder Bewegung. Syrien ist dafür der aktuelle Brennpunkt, wo
Kämpfe um lokale Souveränität, regionale Einflusszonen und globale
Vorherrschaft sich an der Grenze zum globalen Krieg überschneiden.

Denkbar wäre natürlich, dass die "Eliten" in dieser Krisensituation,
ungeachtet ihres Herkommens und ungeachtet der persönlichen Profile ihrer
Vertreter und Vertreterinnen gemeinsam an einer Lösung dieses Knotens
arbeiten, um ihre Ratlosigkeit zu überwinden, ja, sich vielleicht gar
bereitfinden Ratschläge und Hilfe von "unten" zu akzeptieren, statt
Milliarden von Menschen zu ohnmächtigen Zuschauern oder zu Opfern ihrer
Entscheidungen zu machen.

In Einzelfragen, die gegenwärtig in ersten Telefonaten zwischen dem neuen
Mann in Washington und seinem schon länger amtierenden Kollegen in Moskau
verhandelt werden, könnte tatsächlich Einiges möglich werden. Die Rede ist
von der Einrichtung geschützter Zonen für Flüchtlinge in Syrien, von einem
Ende der Sanktionspolitik gegen Russland, von einer Beilegung der Krim-
und Ukrainekonflikte. Schließlich sogar von einem gemeinsamen Vorgehen
gegen den Terror - wobei allerdings schon zu fragen ist, was unter "dem"
Terror jeweils verstanden wird.

Das alles klingt nach Frontbegradigungen - und wäre auch zu begrüßen, wenn
es zu Entspannung auf überfälligen Konfliktfeldern führen, wenn es dazu
beitragen könnte, die weitere Ausbreitung des Terrorismus zu verhindern.
Allerdings muss hier über die Frage hinaus, was jeweils unter Terror
verstanden wird, festgehalten werden, dass Terrorismus nicht mit
Waffengewalt, auch mit einer russisch-amerikanisch kombinierten
Militäraktion nicht zu beseitigen sein wird, sondern nur mit einer
grundlegend anderen Politik der "entwickelten" gegenüber der sich
entwickelnden Welt, die den Menschen die Möglichkeit gibt, ihr Leben vor
Ort zu gestalten.

Im Übrigen sind schon die ersten außenpolitischen Dekrete des neuen
US-Präsidenten, die ein willkürliches Einwanderungsverbot aus einer Reihe
von muslimischen Ländern in die USA verfügen, eher geeignet, dem
Terrorismus weltweit neue Kämpfer und Kämpferinnen aus diesem Feld
zuzuführen als ihn zu dämpfen. Auch flackern in der Unsicherheit des neuen
Frontverlaufs ungelöste Konflikte wieder auf wie in der Ukraine, andere
sind zu erwarten.


Unterschiedliche Perspektiven

Obwohl gleichermaßen eingespannt und trotz möglicher Kompromisse in
Einzelfragen streben Putin und Trump doch in entgegengesetzte Richtungen.
Der eine, Putin, strebt seit seinem Amtsantritt 1999/2000 in die Richtung
einer kooperativen Weltordnung, aus wohlverstandener eigener Schwäche und
aus bitterer historischer Erfahrung, wohin eine Überdehnung der eigenen
Kräfte führt.

Der andere, Trump, getrieben von dem Bestreben, von globalen
Verpflichtungen nicht länger, wie er sagt, "ausgebeutet" zu werden, setzt
unter dem Motto "America first" auf Parzellierung gewachsener globaler
Strukturen - bei gleichzeitiger Überhöhung seines und des
US-Machtanspruches. Das setzt autoritäre und nationalistische Impulse frei.

Weit entfernt also davon in eine Richtung zu ziehen, obwohl in einem
Gespann, gehen die Dynamiken Russlands und der USA extrem auseinander.
Putin orientiert auf Stabilisierung und Reform der nationalstaatlichen
Ordnung, wie sie sich in den Vereinten Nationen herausgebildet hat und in
ihrer Charta fixiert ist. Trump forciert bilaterale Beziehungen unter
Führung der USA.

Damit setzt sich ins Extrem fort, was schon die Politik der letzten Jahre
bestimmt hat. Sollte man die Situation, die so entsteht, in ein Bild
bringen, so müsste man das einer Waage wählen, deren eine Seite sich senkt,
während die andere sich hebt. Schauen wir im Detail.


Schrumpfen mit Trump?

Seit Jahren zielt die US Strategie darauf die globale Vorherrschaft der
USA nach dem Prinzip "Teile und Herrsche" zu bewahren - und kann doch deren
Verfall nicht aufhalten. Bester Zeuge dafür ist der bekannte US-Stratege
Zbigniew Brzezinski, in dessen Büchern die Stufen des Verfalls der
US-Vormacht umso deutlicher hervortreten, je stärker er die Vorzüge dieser
Macht hervorzuheben bestrebt ist - darin ein unfreiwilliger Vorbote Trumps,
der jetzt auf den unteren Sprossen dieser Stufenleiter als Erbe erscheint:

Den Zusammenbruch der Sowjetunion begrüßt Brzezinski mit dem Fanfarenruf
des Siegers in dem Buch: "Die einzige Weltmacht - Amerikas Strategie der
Vorherrschaft"[1]. Es erschien erstmals 1995, avancierte danach zum
Weltbeststeller. In dem Buch wird das strategische Szenario entworfen, wie
die USA die ihr in den Schoß gefallene Weltherrschaft bewahren könnten,
wenn sie dafür sorgten, dass in der Welt, insbesondere in Eurasien in
Zukunft kein neuer Rivale sein Haupt erheben könne. Auf dieser Linie
entwickelten die USA nach 1990/91 ihre Politik der Einkreisung Russlands.

Zehn Jahre später, 2006, schon wesentlich gedämpfter, folgt Brzezinskis
erste Bilanz unter dem Titel: "The second chance"[2]. In diesem Buch schaut
er auf die Präsidentschaften von Bush I, Clinton und Busch II zurück (so
Brzezinskis Schreibweise). Bush I - in Brzezinskis Charakteristik ein
mittelmäßiger Verwalter, der nichts aus dem Sieg von 1990/91 gemacht habe,
Clinton - ein Parvenü, der der Welt zu viel versprochen und dadurch
amerikanisches Potential leichtfertig verschleudert habe, Bush II - ein
politischer Hasardeur, der mit seinem brachialen, alleingängerischen "Krieg
gegen den Terrorismus" amerikanisches Ansehen in der Welt und dessen
Vormachtstellung in krimineller Weise geschädigt habe. Zugleich habe er die
Bildung der Bevölkerung sträflich vernachlässigt. Mit dem von ihm
zurückgelassenen Bildungsniveau der US-Bevölkerung, so Brzezinski, sei
keine Weltpolitik zu machen.

Eine zweite Chance für die in der Folge dieser drei Präsidenten
geschwächte Weltmacht könne es nur geben, so Brzezinski, wenn das Land
einen neuen Anlauf nähme, den "American way of life" durch eine
Bildungsoffensive im Innern und eine Bündnisoffensive nach außen zu
erneuern. Barack Obamas Politik des "Yes we can" war ein Kind dieser
Kritik, eine Offensive des Lächelns bei gleichzeitiger Eskalation der
US-Interventionen im Selbstmandat.

Noch ein Intervall später, 2013, im Vorjahr zum Ukrainischen Maidan, unter
dem Titel "Strategic Vision, America and the crisis of global Power"[3]
sieht Brzezinski sich zu der Aussage gezwungen: "Angesichts des neuen
dynamischen, und international komplexen und politisch erwachenden Asien
ist die neue Realität die, dass keine Macht versuchen kann - in Mackinders
Worteniv - Eurasien 'zu beherrschen' und so die Welt zu 'kommandieren'.
Amerikas Rolle, besonders nachdem es zwanzig Jahre vergeudet hat (having
wasted), muss jetzt sowohl subtiler als auch verantwortlicher gegenüber
Asiens neuen Machtrealitäten sein. Herrschaft durch einen einzigen Staat,
wie mächtig auch immer, ist angesichts des Hochkommens neuer regionaler
Spieler (player) nicht länger möglich". Nur unter Berücksichtigung dieser
Tatsachen, wiederholt Brzezinski beschwörend, könne dem weiteren
Niedergang der US-Vormacht entgegengewirkt werden.

Wie die Entwicklung zeigt, hat eine breiter angelegte Bündnispolitik
unter Obama auch nach Brzezinskis zweiter Ermahnung den weiteren Niedergang
der US-Vormacht nicht aufhalten können, sondern mit der Politik des Regime
Changes und der gezielten Tötung durch Drohnen noch tiefer in die Sackgasse
des US-Alleingangs geführt. Darüber konnte auch Obamas aggressive
Propaganda gegenüber dem angeblichen Kriegstreiber Russland nicht
hinwegtäuschen. Das Ukrainische Abenteuer, wie auch der vorläufige Rückzug
der USA aus Syrien haben vielmehr die zunehmende Schwäche der USA klar
erkennen lassen.

Trump ist der Erbe dieses innen- und außenpolitischen Niedergangs. Statt
sich in ein erweitertes Bündnis der von Brzezinski beschworenen "Newcomer"
zur Herausbildung einer kooperativen Kraft einzugliedern, sucht er den Weg
in die weitere Fraktionierung der internationalen Ordnung, die er, wie
gesagt, als Last empfindet - in der irrigen Annahme Amerika auf diese Weise
wieder groß machen zu können. Das geschieht ohne erkennbares Programm nach
dem Motto: Nach mir die Sintflut.

Im Gegensatz zu den zurzeit vor allem in Europa grassierenden Klagen, mit
Trumps brachialem Motto werde die demokratische Tradition der "Pax
Americana" gebrochen, findet der unter diesem Schild bisher verdeckte
Nationalismus der USA mit Trump lediglich seine unverhüllte Zuspitzung und
Offenbarung. Die irritierte Empörung der atlantischen Partner der USA
angesichts dieser Offenbarung des tatsächlichen Charakters der US-Politik
lässt vor allem anderen eine Sorge erkennen, nämlich die, mit der
Demaskierung der US-Politik zugleich selbst demaskiert zu werden.

 


... und wachsen mit Putin?

Demgegenüber Putin - ebenfalls Erbe, allerdings einer gegenläufigen
Entwicklung. Sie steigt von Michail Gorbatschow, der ins europäische, über
Boris Jelzin, der gleich ins amerikanische Haus einziehen wollte bis zu
Putins und Medwedews immer aufs Neue wiederholtem Angebot auf, gemeinsam
mit der NATO eine "Sicherheitsarchitektur" von Wladiwostok bis Lissabon
schaffen zu wollen .

Auf dieser Linie ging es darum Russland nach dem Zerfall der Sowjetunion
wieder zu Kräften zu bringen. Dafür brauchte das Land eine Stärkung der
internationalen Ordnung, wie sie von den Vereinten Nationen repräsentiert
und in ihrer Charta beschrieben wird. Wohlverstanden im eigenen Interesse
Russlands, aus eigener Schwäche, zum Schutz gegen die übermächtige Dominanz
der USA.

Die Stationen dieses spät- und nachsowjetischen Restaurationsprozesses
folgten nicht aus einem Programm der Revanche und der Re-Imperialisierung,
wie vom Westen unterstellt, sondern aus den Tatsachen des für die
Bevölkerung lebensbedrohlichen Zusammenbruchs der Sowjetunion und den
blanken Notwendigkeiten einer Restauration der russischen Staatlichkeit,
sprich fundamentaler sozialer Strukturen.

Gorbatschow bat den Westen 1991 um Hilfe für die Verwirklichung seiner
Reform des Sozialismus - die er, versteht sich, von den potentiellen
Geldgebern nicht erhielt. Man schickte ihn vom Londoner G7-Treffen zum
Scheitern nach Haus, während man Jelzin zu gleicher Zeit ermutigte und
half, das Land für eine ökonomische und kulturelle Kolonisierung durch den
Westen zu öffnen.

Erst mit Wladimir Putin kehrte so etwas wie die Besinnung Russlands auf
sich selbst in die russische Gesellschaft zurück. Putin formulierte bei
seinem Amtsantritt zwei grundlegende Ziele, die er danach beharrlich
verfolgte und bis heute verfolgt: Russlands Staatlichkeit wieder aufzubauen
und Russland entsprechend seiner gewachsenen historischen Rolle wieder zum
Integrationsknoten Eurasiens zu machen.

Mit diesem Arbeitsprogramm, seinerzeit unprätentiös als einfache
Internetmeldung der Öffentlichkeit bekanntgegeben, wandte er sich zunächst
der Stabilisierung der inneren Verhältnisse des Landes zu, verpflichtete
die Oligarchen ihren im Zuge der Privatisierung des Volksvermögens
gegeneinander geführten Krieg einzustellen und sich dem Wiederaufbau des
Landes zuzuwenden. Das bedeutete für die neuen Reichen wieder Steuern,
wieder Löhne zu zahlen, wieder in minimale kommunale und soziale
Verpflichtungen einzusteigen, ihre privaten Vermögen in eine korporative
Führung zu überführen, die sich staatlichen Regeln zu unterwerfen hatte.

Kurz, es war ein Aufbauprogramm. Wer nicht wollte, wurde beiseite
gedrängt. Man erinnere sich an die Namen Wladimir Gussinski, Boris
Beresowski, Michail Chodorkowski, die unter Jelzin - neben dem IWF - zu den
unerklärten Herrschern Russland aufgestiegen waren.

Der eigentliche Befreiungsschlag Putins bestand jedoch in der Aufkündigung
der von Jelzin eingegangenen Abhängigkeit von den Milliardenkrediten des
IWF, darauf folgend auch noch in der Rückzahlung der sowjetischen
Altschulden an die westlichen Gläubiger, die an der Rückzahlung überhaupt
kein Interesse hatten, sondern es lieber gesehen hätten, die Schulden
wachsen zu lassen.

Nach der inneren Konsolidierung trug Putin den Anspruch seines
Krisenmanagements in die Außenpolitik, um dort der Einkreisung zu begegnen.
Von da an ging es Zug um Zug entsprechend den allmählich wachsenden Kräften
des neuen Russland.

2007: Putins Auftritt auf der Münchner "Sicherheitskonferenz", bei dem er
der aggressiven Militarisierung der Weltpolitik durch die USA, sowie der
ebenso aggressiven Ost-Erweiterungspolitik der EU und der NATO erstmals
weltöffentlich entgegentrat - ohne dass er zu der Zeit ernst genommen
worden wäre. Die westlichen Medien ließen ihn vielmehr als Möchtegern
Kraftprotz erscheinen.

Dann aber 2008: Nach der Serie "bunter Revolutionen" und angesichts neuer
Ansätze der Ost-Erweiterung von NATO und EU in die Ukraine, über Georgien
und darüber hinaus, zieht Russland die gelbe Karte gegen die Provokationen
des Georgischen Präsidenten Saakaschwili, der sich Ossetien einverleiben
will.

In der Folge der Georgischen Krise, ebenfalls 2008, entstehen erste Ansätze
zur Gründung der Eurasischen Union - übrigens nicht von Putin, sondern vom
Kasachischen Präsidenten Nasarbajew angestoßen. 2010 folgt die aktive
Erneuerung des Angebotes an die NATO zur Bildung einer gemeinsamen
"Sicherheitszone". 2013 schlägt Russland vor, das Problem der
Ost-West-Gespaltenheit der Ukraine zwischen europäischer und eurasischer
Union einvernehmlich in Gesprächen zu lösen. Keines dieser Angebote
erschien dem Westen wert darauf einzugehen.

Mit dem vom Westen betriebenen Regimewechsel in der Ukraine 2014 ging
Russland vom passiven Widerstand gegen die westliche Einkreisungspolitik
zum aktiven über, indem es das Referendum der Bevölkerung der Krim zur
Frage einer Rückkehr der Halbinsel nach Russland aktiv unterstützte und die
Krim in den russischen Staatsbestand aufnahm. Zugleich förderte Russland
die Bestrebungen im Osten der Ukraine nach Autonomie - lehnte von dort
ausgehende Beitrittswünsche allerdings ab, ja, unterband sogar den Aufbau
einer eigenen Staatlichkeit des Gebietes als "Novo Rossia".

Mit dem Eingreifen russischer Bomber auf Seiten Baschar al Assads in
Syrien und gegen den "Islamischen Staat" , das zum vorläufigen Rückzug der
USA aus deren Interventionsreihe in Mesopotamien führte, fand das russische
Krisenmanagement seinen vorläufigen Höhepunkt. Ergebnis ist das
gegenwärtige Krisenpatt zwischen den USA und Russland, wie es sich in den
von der Türkei, Russland und Iran initiierten
Waffenstillstandsverhandlungen in der kasachischen Hauptstadt Astana
niederschlug, an denen die USA nur als Beobachter teilnahmen. Was daraus
folgt, ist offen.


Patt - aber gemeinsame Interessen?

So stehen sich diese beiden globalen "Partner" heute gegenüber. Wenn jedoch
von gemeinsamen Interessen, wenn gar von gemeinsamer Sprache der
Präsidenten die Rede ist, wenn gesagt wird, Trumps "America first" bedeute
das Gleiche wie Putins seinerzeit erklärte Absicht, Russland wieder
aufbauen zu wollen, wenn gar gesagt wird, beide seien gleich
unberechenbar, oder auch, jetzt würden die USA genauso unberechenbar wie
vorher Putin, dann ist das nichts weiter als Augenwischerei, im
harmlosesten Fall einfach Unkenntnis historischer Tatsachen oder Dummheit.

Fakt ist die unübersehbare Kontinuität der Putinschen Politik, der seit
seinem Amtsantritt vollkommen berechenbar Schritt für Schritt von der
Stabilisierung der innenpolitischen Situation Russlands zur Stabilisierung
der globalen Beziehungen fortgeschritten ist - während die USA im gleichen
Maßstab ihre Berechenbarkeit verloren haben und mit Trump jetzt gänzlich zu
verlieren sich anschicken.

Ergebnis ist, dass die beiden großen Mächte, die heute - neben China als
bisher stillem Begleiter - die Weltpolitik wesentlich bestimmen, auf
polaren Seiten ein und derselben gegenwärtigen Entwicklung stehen, eben als
ein Gespann. Aber es gibt einen entscheidenden Unterschied, wenn Trump die
Weltordnung in nationale Fragmente zerlegen, der andere, Putin, die
Souveränität des Nationalstaates als Voraussetzung für Stabilität erhalten
will.

Putin und Trump treffen an ein und demselben kranken Punkt der
gegenwärtigen internationalen Weltordnung aufeinander, beide allerdings
letztlich, wenn auch auf gegensätzlichen Seiten, auf löcherigem Boden, denn
die heutige Form der globalen Nationalstaatsordnung, manifestiert in den
vereinten Nationen, die der eine erhalten, der andere noch weiter als
bisher beiseiteschieben will, ist angesichts der weltweiten Vernetzung von
Wirtschaft, Technik und Kultur so oder so überlebt. Sie bedarf nicht nur
der Reform, sie bedarf einer zeitgemäßen Weiterentwicklung.

Unter nationalstaatlicher Grundorganisation des heutigen Staatenlebens, um
das hier in aller Kürze zu verdeutlichen, ist das im 19. Jahrhundert
entstandene Credo zu verstehen, nach dem alle Bereiche gesellschaftlichen
Lebens von der Wirtschaft bis zur Kultur durch den nationalen Einheitsstaat
unter staatlichem Gewaltmonopol zusammengefasst und verwaltet und gegenüber
allen anderen Staaten zur Geltung gebracht werden, mit denen jeder Staat
für sich Arbeitskräfte, Ressourcen und Märkte mit anderen teilen muss.

Kurz gesagt: was des einen Staates Gewinn, ist zwangsläufig des anderen
Verlust. Kriege sind bei dieser Ordnung umso unvermeidlicher, je größer die
Anzahl der Nationalstaaten wird, die sich in dieser Weise den globalen
Kuchen teilen müssen.

Beim Stand der Dinge ist die Politik, die Trump einzuschlagen gedenkt
allerdings die gefährlichere, insofern sie die schon von seinen Vorgängern
betriebene Fraktionierung dieser Ordnung unter dem Slogan "America first"
ohne Rücksicht auf zukünftige Folgen, nur getrieben vom spontanen
Abwärtstrend der US-Supermacht, wie er sich in dem Weckruf "America first"
ausdrückt, ins Extrem zu treiben antritt. Putins Strategie, insofern sie
das eigene Überleben nur im Rahmen eines globalen Krisenmanagements
begreift, beinhaltet demgegenüber immerhin die Chance, so etwas wie einen
vorübergehenden globalen Stabilitätsrahmen herzustellen, der ein
Sprungbrett für eine Ordnung bilden könnte, die über den Nationalstaat als
Grundorganisation des heutigen Staatenlebens hinausweisen - könnte.


Vom Zweier- zum Dreierpatt

Dass die Frage der heute anstehenden Neuordnung letztlich nicht allein
zwischen den beiden Polen USA und Russland ausgetragen wird, ist dem bisher
Gesagten schließlich noch hinzuzufügen. Zwar treten gewisse historische
Linien aus der Vergessenheit der Geschichte wieder hervor, so die
anglo-amerikanische, die aus der Tradition des Britischen Commonwealth
heraus einem eigenen Kurs gegenüber Mitteleuropa und Eurasien folgt. Das
ist eine Spur, die sich aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg über den
zweiten bis zu den jetzt wieder hervortretenden Konstellationen zieht. Sie
 zielt auf eine Schwächung Europas, genauer der europäischen Mitte,
insbesondere Deutschlands, noch genauer und aktuell gesagt auf die
Verhinderung einer möglichen deutsch-russischen Achse. Der Austritt
Britanniens aus der EU und seine neue Nähe zu den USA unter Trump lässt
diese Linie nach Brexit und US-Präsidentenwechsel unmissverständlich
hervortreten.

Die historischen Parallelen sind allerdings nur noch bedingt gültig, eine
einfache Wiederholung historischer Konstellationen wird es nicht geben
können, weil inzwischen - wie schon von Brzezinski unter dem Stichwort der
tendenziellen West-Ost-Verschiebung der globalen Machtzentren richtig
beschrieben - andere Kräfte in der Welt aufgetreten sind, insbesondere
China. Damit ist der historische Impuls des Commonwealth nicht mehr das
einzige bestimmende Element in der Weltgeschichte und auch nicht in der
Beziehung zwischen den USA und Britannien und kann es, wenn kein Wunder
geschieht, auch nicht wieder werden.

Ein Dreiecksverhältnis ist entstanden, bestehend aus Russland plus China,
Europa und den USA, in das sich alle anderen Länder der Welt einfügen
müssen. Das könnte dem zwischen Russland und USA entstandenen Patt
vorübergehend eine festere Haltbarkeit geben.


Könnte, wenn ...

Allerdings kann selbst in einer solchen Dreiecksbeziehung nicht mehr
entstehen als eben ein vorübergehendes Stillhalteabkommen. Warum? Weil die
Grundfragen der gegenwärtigen Entwicklung, durch Krisenmanagement allein
nicht zu lösen sind, solange die drei, und nicht nur die drei, sondern alle
Mächte der Welt, alle heute herrschenden Kräfte der Welt, an der
gegenwärtigen Produktions- und Lebensweise der kapitalistischen Expansion
festhalten, die ja ihrerseits letztlich Ursache der Krisenerscheinungen
ist, wie wir sie heute haben.

Nicht oft genug kann wiederholt werden: Wir leben in einer Welt, in der
alle bisherigen Versuche das Paradies auf Erden herzustellen gescheitert
sind. Das betrifft das Glücksversprechen des Kapitalismus ebenso wie das
des realen Sozialismus. Die bisherige Form der Globalisierung erweist sich
darüber hinaus auch nicht als Lösung, sondern als Verschärfung dieser
Ergebnisse. Die Frage stellt sich also, wie wollen wir leben, wenn nicht
so, aber auch nicht so?

Solange eine Antwort auf diese Frage nicht über die Reduzierung des
Menschen auf einen "Homo Konsumentis" hinauskommt, der nur in Kategorien
beständiger Expansion, wirtschaftlich gesprochen "Wachstum" denken und
leben kann, solange keine andere Weltorientierung, kein anderes Verständnis
vom Menschen in der Welt entwickelt worden ist, das ihn wieder als
kosmisches Ganzes begreift, solange ist eine weitere Zuspitzung der
genannten Widersprüche unumgänglich, in welcher Konstellation auch immer.

Das betrifft auch die nationale Frage. Zwar könnte die Achtung der
internationalen Ordnung, wie sie die Charta der Vereinten Nationen
enthält, einen Ausgangspunkt für weitere Entwicklungen abgeben, wenn sich
alle Länder darauf als zur Zeit noch verbindlichen Rahmen einigen könnten,
und niemand total quer schösse, aber - um es noch einmal unmissverständlich
zu sagen - angesichts der globalen Verflechtung unserer heutigen
Weltwirtschaft, Technik und Kultur ist die nationale Ordnung des
Völkerlebens, ist die nationale Organisation, konkreter gesprochen, der
nationale Zugriff auf das Feld der Ressourcen etc., ein auslaufendes
Modell.

Die heute anstehenden Aufgaben, allen voran die Bewirtschaftung von
Ressourcen - als Beispiel seien nur Öl und Internet genannt - können nur
dann befriedigend und friedlich gelöst werden, wenn dies in nicht national
begrenzter gemeinschaftsdienlicher Verwaltung geschieht. Das allein kann
eine Entwicklung öffnen, die im Rahmen der allgemeinen Nutzung zugleich zu
der existenziell notwendigen Wiederbelebung lokaler Räume durch miteinander
verbundene größere oder kleinere Bedarfsgemeinschaften führt.

Gebraucht wird eine Differenzierung gesellschaftlicher Aktivitäten, bei
welcher der einzelne Mensch zugleich selbstorganisiert und in kooperativer
Gemeinschaft leben kann, ohne von einem Staatsmonopol oder gar einem
globalen Hegemons auf einen bloßen Konsumenten reduziert und zum
Schräubchen fremder Interessen erniedrigt zu werden.

Mögliche Ansätze zu Entwicklungen in diese Richtung gibt es viele -
globale, regionale und lokale. Nach dem ersten, ebenso nach dem zweiten
Weltkrieg und heute. Darüber ist bereits viel geschrieben worden und wird
viel ausprobiert . Eine Verwirklichung im großen Maßstab steht jedoch noch
aus. Ein vorübergehendes Patt der heutigen Großmächte und ihrer politischen
wie auch persönlichen "Follower" könnte eine Chance sein, einen neuen
Anlauf zur Förderung solcher Alternativen zu entwickeln. Klar ist jedoch:
Die Rückführung der jetzigen globalen in bi-nationale Beziehungen unter der
Dominanz eines Hegemons, wie das von der amerikanischen Politik, genauer
von ihrem gegenwärtigen Präsidenten zurzeit anvisiert wird, ist nicht dazu
geeignet, Alternativen auch nur ansatzweise zu fördern. Sie läuft auf eine
Zertrümmerung solcher Ansätze hinaus. Möglicherweise ist das auch ein Weg
zur Erkenntnis, aber es ist der schlechtere Weg.
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STANDPUNKT/629: Respektiert die Grüne Linie! (Uri Avnery)


Respektiert die Grüne Linie!

von Uri Avnery 4. Februar 2017



DIE PRÄGNANTESTE Analyse des israelisch-palästinensischen Konfliktes,
die ich je gelesen habe, wurde vom jüdisch-polnisch-britischen
Historiker Isaak Deutscher geschrieben. Sie besteht aus einem einzigen
Bild.

Eine Person lebt in der oberen Etage eines Gebäudes, in dem ein Feuer
ausbricht. Um sein Leben zu retten, springt der Mann aus dem Fenster
und landet auf einem Passanten auf der Straße unten. Das Opfer ist
schwer verwundet und zwischen beiden Personen beginnt ein
unerbittlicher Streit.

Natürlich ist keine Metapher vollkommen perfekt. Die Zionisten haben
Palästina nicht zufällig gewählt, die Wahl beruhte auf unserer
Religion. Der Gründer der Bewegung, Theodor Herzl, zog anfangs
Argentinien vor.

Und doch trifft das Bild im Grunde zu, jedenfalls tat es das bis 1967.
Von da an begannen die Siedler weiter über die Grüne Grenze zu
springen - obwohl es nirgendwo brannte.



AN DER grünen Linie ist nichts Heiliges. Sie unterscheidet sich in
nichts von anderen Grenzen in der Welt, welche Farbe die auch haben
mögen.

Die meisten Grenzen wurden aufgrund der Geographie und zufälliger
Kriegsgeschehnisse gezogen. Zwei Völker kämpfen um das Gebiet, das
zwischen ihnen liegt; an einem gewissen Punkt findet der Kampf ein
Ende, und eine Grenze ist entstanden.

Die Grenzen Israels - aus irgendeinem Grund als "Grüne Linie" bekannt -
 wurden auch durch den Zufall des Krieges geschaffen. Ein Teil
dieser Linie ist das Ergebnis eines Handels zwischen der neuen
israelischen Regierung und dem König von Jordanien, Abdallah I. Der
gab uns das sog. Dreieck als Backschisch, als Gegenleistung für
Israels Zustimmung zu seiner Annexion des größten Teils von Palästina.

Was ist so heilig an dieser Grenze? Nichts, außer dass sie da ist. Und
das gilt für viele Grenzen in aller Welt.

Eine Grenze wird durch Geographie oder Zufall errichtet und durch ein
Abkommen bestätigt.

Es stimmt, die UN zogen in ihrer Resolution von 1948 die Grenzen
zwischen dem jüdischen und den arabischen Staaten; aber nachdem die
arabische Seite einen Krieg anfing, um diese Entscheidung zu
vereiteln, vergrößerte Israel sein Gebiet.

Der Krieg von 1948 endete ohne einen Friedensvertrag. Aber die
Waffenstillstandslinie, die nach dem Ende des Krieges errichtet wurde,
wurde von der ganzen Welt als die Grenzen Israels akzeptiert. Dies
hat sich während der 68 Jahre, die seitdem vergangen sind, nicht
geändert.

Die Situation gilt de facto und de jure. Israels Gesetz gilt nur
innerhalb der Grünen Linie; alles andere ist erobertes Gebiet unter
militärischem Gesetz. Zwei kleine Gebiete - Ost-Jerusalem und die
Golanhöhen - wurden von Israel einseitig deklariert, aber niemand in
der übrigen Welt erkennt diesen Status an.



ICH WIEDERHOLE diese wohlbekannten Tatsachen, weil die Siedler in
den besetzten Gebieten vor kurzem angefangen haben, ihre Kritiker in
Israel zu verspotten, indem sie ein neues Argument brachten, "Hey, was
ist denn der große Unterschied zwischen uns?"

Auch ihr sitzt auf arabischem Land, sagen sie uns. Stimmt, vor 1948
siedelten die Zionisten auf Land, dass sie für viel Geld gekauft
hatten, aber nur ein kleiner Teil davon wurde den Fellachen abgekauft,
die es bebauten. Das Meiste davon wurde von reichen abwesenden
Landbesitzern erworben, die es billig vom türkischen Sultan gekauft
hatten, als das Osmanische Reich in großen finanziellen Nöten
steckte. Die Ackerbauern wurden von der türkischen und später von der
britischen Polizei vertrieben.

Weite Flächen Land wurden während des Kampfes von 1948 "befreit", als
Massen von arabischen Dorf- und Stadtbewohnern vor dem anrückendem
israelischen Militär flohen, wie es Zivilisten in jedem Krieg tun.
Falls sie das nicht taten, genügten ein paar Maschinengewehrsalven, um
sie zu vertreiben.

Die Bewohner, die in Jaffa geblieben waren, nachdem die Stadt erobert
war, wurden einfach auf Lastwagen gepackt und nach Gaza geschickt. Die
Bewohner von Lod (Lydda) wurden zu Fuß vertrieben. Am Ende waren über
750.000 Araber vertrieben, mehr als die Hälfte des palästinensischen
Volkes in jener Zeit. Die jüdische Bevölkerung in Palästina betrug
damals etwa 650.000.

Eine innere Stimme nötigt mich an dieser Stelle, einen
kanadisch-jüdischen Offizier mit Namen Ben Dunkelmann zu erwähnen, der
damals 36 Jahre alt war und in der neuen israelischen Armee eine
Brigade führte. Er hatte im Zweiten Weltkrieg mit Auszeichnung in der
Kanadischen Armee gedient. Ihm wurde befohlen, Nazareth anzugreifen,
die Heimatstadt Jesu, aber es gelang ihm, die lokalen Führer dazu zu
bringen, sich kampflos zu ergeben. Die Bedingung war, dass der lokalen
Bevölkerung kein Leid angetan wird.

Nachdem seine Soldaten die Stadt besetzt hatten, erhielt Dunkelmann
eine mündliche Order, die Bevölkerung zu vertreiben. Schockiert
weigerte sich Dunkelmann, sein Ehrenwort als Offizier und Gentleman
zu brechen, verlangte, dass ihm der Befehl schriftlich gegeben wird.
Solch eine schriftliche Order kam nie an. (Solche Befehle wurden
niemals schriftlich gegeben, doch Dunkelmann wurde abgelöst.)

Wenn ich heute nach Nazareth, einer blühenden Stadt, komme, erinnere
ich mich an diesen tapferen Mann. Nach dem Krieg kehrte er in seine
Heimat nach Kanada zurück. Ich denke, dass er niemals nach Israel
zurückkehrte. Er starb vor 20 Jahren.



EHRLICHE ENTHÜLLUNG: Ich nahm an all diesem teil. Als einfacher Soldat
und später als Zugführer. Ich war ein Teil der Ereignisse. Aber
unmittelbar nach dem Krieg schrieb ich ein Buch, das die Wahrheit
enthüllte. ("Die Kehrseite der Medaille") und ein paar Jahre später
veröffentlichte ich einen detaillierten Plan für die Rückkehr eines
Teils der Flüchtlinge und die Bezahlung von Wiedergutmachungsgelder
an all die anderen. Das ist natürlich nie geschehen.

Das meiste Land und die meisten Häuser der Flüchtlinge wurden mit
neuen jüdischen Immigranten gefüllt.

Jetzt sagen die Siedler, nicht ganz zu unrecht: "Wer seid ihr, dass
ihr uns verachtet? Ihr habt dasselbe getan, was wir taten! Nur habt
ihr das vor 1967 getan, und wir tun es jetzt. Was ist der
Unterschied?"

Das ist der Unterschied. Wir leben in einem Staat, der von den meisten
Staaten der Welt innerhalb errichteter Grenzen anerkannt wurde. Ihr
lebt in Gebieten, die die Welt als besetzte palästinensische Gebiete
ansieht. Der Staat Texas wurde von den USA in einem Krieg gegen Mexiko
erbeutet. Wenn Präsident Trump jetzt Mexiko überfallen würde und ein
Stück Land annektieren würde (warum auch nicht?), wäre dessen Status
ein ganz anderer als der von Texas.

Benjamin Netanjahu - einige nennen ihn jetzt Trumpjahu -
ist für die Erweiterung der Siedlungen. Unter dem Druck unseres
Obersten Gerichtshofes inszenierte er die Entfernung der winzig
kleinen Siedlung Amona, die dann unter viel Herzeleid und Tränen
geräumt wurde, aber unmittelbar darauf versprach er viele Tausend neue
"Wohneinheiten" in den besetzten Gebieten.



ENTGEGENGESETZTE POLITISCHE Extreme berühren einander oft. So ist es
jetzt auch hier.

Die Siedler, die den Unterschied zwischen sich und uns wegwischen
wollen, tun dies nicht nur, um sich zu rechtfertigen. Ihr Hauptziel
ist, die Grüne Linie zu entfernen und alle besetzten Gebiete zu einem
Teil Großisraels zu machen, das dann vom Mittelmeer bis zum Jordan
reichen würde.

Eine Menge Israelhasser wollen dieselben Grenzen, aber als Grenzen
eines arabischen Staates.

In der Tat hätte ich gern den Vorsitz einer Friedenskonferenz von
Israelhassern und Palästinahassern. Ich würde vorschlagen, zuerst über
die Punkte zu entscheiden, in denen alle übereinstimmen - nämlich die
Schaffung eines Staates vom Meer bis zum Fluss. Bis zum Ende der
Konferenz würde ich die Entscheidung aufschieben, ob er nun Israel
oder Palästina heißen soll.

Eine weltweite Organisation, die BDS genannt wird, schlägt jetzt
vor, Israel zu boykottieren, um dieses Ende zu erreichen. Ich habe ein
Problem damit.



GUSH SHALOM, die israelische Friedensorganisation, der ich angehöre,
ist sehr stolz darauf, die erste gewesen zu sein, die die Produkte
der Siedlungen schon vor vielen Jahren boykottierte.

Wir haben nicht etwa Israel boykottiert. Und nicht nur, weil es
ziemlich peinlich wäre, sich selbst zu boykottieren. Das Hauptziel
unseres Boykottes ist, die Israelis zu lehren, zwischen sich, den
Bewohnern Israels, und den Bewohnern der Siedlungen zu unterscheiden.
Wir veröffentlichten und verteilten viele Tausend Kopien der Liste
von Unternehmen, die jenseits der Grünen Linie liegen und von
Produkten, die dort hergestellt werden. Viele Leute halten den
Boykott.

Der BDS-Boykott für ganz Israel würde das genaue Gegenteil erreichen:
Wenn man keinen Unterschied zwischen Israel innerhalb der Grünen Linie
und den Siedlern außerhalb macht, treibt man die gewöhnlichen Israelis
in die Arme der Siedler. Die Siedler sind natürlich sehr glücklich,
die Unterstützung von BDS zu bekommen, die Grüne Linie auszuradieren.



ICH HABE keinen emotionalen Streit mit den BDS-Leuten. Es stimmt, dass
einige von ihnen alte Antisemiten in einem neuen Gewand sind, aber ich
vermute, dass die meisten BDS-Unterstützer aus aufrichtigem Mitgefühl
mit den Leiden der Palästinenser handeln. Ich respektiere das.

Doch würde ich die wohlmeinenden Idealisten, die BDS unterstützen,
darum bitten, noch einmal über die überragende Bedeutung der Grünen
Line nachzudenken - sie ist die einzige Grenze, die Frieden zwischen
Israel und Palästina möglich macht, mit ein paar kleinen gegenseitig
anerkannten Grenzbereinigungen.



ISRAEL IST da. Es kann nicht weggewünscht werden. Dasselbe gilt für
Palästina.

Wenn alle darin übereinstimmen, können wir uns auch darauf einigen,
den Boykott der Siedlungen fortzusetzen - und zwar ausschließlich der
Siedlungen.




Copyright 2017 by Uri Avnery

(Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs, vom Verfasser autorisiert)

Redigiert von der Schattenblick-Redaktion

 * 

Quelle:

Uri Avnery, 04.02.2017

www.uri-avnery.de

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1510: Jemen-Krieg - Erste Rakete schlägt bei Riad ein (SB)


Jemen-Krieg - Erste Rakete schlägt bei Riad ein

Huthi-Saleh-Allianz zeigt dem saudischen Königshaus ihre Zähne



Seit März 2015 versucht ein von Saudi-Arabien angeführtes
Militärbündnis sunnitischer Staaten im Jemen den gestürzten
Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi wieder an die Macht zu
hieven. Mit Hilfe südlicher Separatisten und al-kaida-naher Kräfte
haben die Saudis und ihre Verbündeten eine gewisse Kontrolle über den
Osten und Süden des Landes erlangt, einschließlich der am Indischen
Ozean liegenden, strategisch wichtigen Hafenstadt Aden. Die
schiitischen Huthi-Rebellen, an deren Seite der größte Teil der
jemenitischen Streitkräfte, die dem langjährigen Ex-Präsidenten Ali
Abdullah Saleh und dessen Klan treu ergeben sind, kämpft,
kontrollieren ihrerseits nach wie vor den Norden und damit die
Hauptstadt Sanaa sowie den Westen. Am 5. Februar hat der langwierige
Krieg eine deutliche Eskalation erfahren, als eine von den Huthis und
den Saleh-Leuten abgefeuerte Rakete auf dem Gelände des
Armeestützpunkts Al Mazahimiyah nahe Riad einschlug.

Gemeldet wurde der spektakulärer Angriff zuerst vom jemenitischen
Verteidigungsministerium in Sanaa. Gemäß der Sichtweise der
Ansarrulah-Bewegung der Huthis und des Saleh-Klans wurde die Operation
zu einer erfolgreichen Vergeltung für die "blutigen Massaker und die
willkürliche Belagerung" des "teuflischen Königreichs Saudi-Arabien"
erklärt. Es folgten Meldungen der in London erscheinenden
Onlinezeitung The New Arab sowie der in Neu-Delhi ansässigen Asian
News Agency, welche unter Verweis auf Augenzeugen in Riad und Umgebung
die Angaben aus Sanaa bestätigten. Um den Vorfall zu vertuschen, haben
die saudischen Medien den Feuerball am Himmel und die ungeheure
Druckwelle, die der Einschlag der Rakete erzeugte, als
Kometeneinschlag bzw. Erdbeben ausgegeben. Über mögliche Opfer unter
dem Militärangehörigen in Al Mazahimiyah ist jedenfalls bislang nichts
bekannt.

Zum Zeitpunkt des Angriffs traf sich Hadi, der seit zwei Jahren im
saudischen Exil lebt, in Riad mit dem Chefarchitekten des Jemenkriegs,
dem 31jährigen Verteidigungsminister und Kronprinz Mohammed Bin
Salman. Hadi steht seitens des UN-Sondergesandten für den Jemen,
Ismail Ould Cheikh Ahmed, in der Kritik, weil er sich weigert, einem
von dem mauretanischen Diplomaten mit der Huthi-Saleh-Führung in Sanaa
ausgehandelten Friedensplan zuzustimmen. Man kann davon ausgehen, daß
Hadi in seiner Haltung von den Saudis gestärkt wird, die aktuell auf
dem Schlachtfeld die Entscheidung zu suchen scheinen. Seit Januar
stoßen vom Süden her die Bodentruppen Saudi-Arabiens und ihrer
Verbündeten entlang der jemenitischen Küste am Roten Meer vor. Zuletzt
ist es zu sehr blutigen Kämpfen um die Stadt Mokka gekommen, von wo
aus man die nördliche Seite der Wasserstraße Bab Al Mandab, die Rotes
Meer und Indischen Ozean verbindet, kontrollieren kann.

Gerade an dieser Front tobt der Jemenkrieg in den letzten Tagen.
Nachdem am 30. Januar eine saudische Fregatte von der Küste aus mit
einer Rakete angriffen und schwer beschädigt wurde, warf zwei Tage
später General a. D. Michael Flynn, der Nationale Sicherheitsberater
des neuen US-Präsidenten Donald Trump, Teheran vor, für die Gefährdung
des Schiffsverkehrs im Roten Meer durch die Huthis verantwortlich zu
sein und drohte dem Iran offen mit dem Krieg. Am 2. Februar hat Trumps
Pressesprecher Sean Spicer die Iraner sogar bezichtigt, mittels der
Huthis ein US-Kriegsschiff im Roten Meer angegriffen zu haben.

Bis heute fragen sich alle, was Spicer mit der abstrusen Behauptung
bezweckt und ob er sich nicht einfach versprochen hat. Nachdem im
vergangenen Oktober die Huthis mit einer Rakete ein Kriegsschiff der
Vereinigten Arabischen Emiraten versenkt hatten, hat der
US-Lenkwaffenzerstörer Nitze mit Tomahawk-Raketen drei Radaranlagen an
der Küste der Roten Meers angegriffen und zerstört. Begründet wurde
damals die Aktion der USS Nitze von Präsident Barack Obama mit dem
Hinweis auf den vermeintlichen Raketenbeschuß eines anderen
amerikanischen Kriegsschiffs, der USS Mason, für den es bis heute
keine gesicherten Beweise gibt, daß er überhaupt stattgefunden hat. In
einem Artikel für Middle East Eye, der am 3. Februar erschienen ist,
hat Nahostexperte Mahan Abedin die widersprüchliche Aussage Spicers
als Zeichen eines zunehmend aggressiveren, gemeinsamen Vorgehens der
Amerikaner und Saudis im Jemen-Krieg interpretiert.

Für die Richtigkeit der These Abedins sprechen Meldungen der
Huthi-Saleh-Allianz in Sanaa, die vom Pentagon dementiert werden,
wonach am 2. Februar US-Kriegsschiffe mit schwerer Artillerie Ziele in
der südjemenitischen Bergregion Al-Marakischa beschossen haben. Das
unwegsame Gebiet gilt als Hochburg von Al Kaida auf der Arabischen
Halbinsel, nach dem englischen Akronym auch AQAP genannt. Bei Trumps
Verhängung von neuen Sanktionen gegen den Iran am 3. Februar wegen des
Tests einer ballistischen Mittelstreckenrakete gab das Pentagon zudem
die Entsendung des Zerstörers USS Cole in das südliche Rote Meer
bekannt. Dort soll er vermutlich die laufende Offensive der saudischen
Streitkräfte unterstützen. Vor diesem Hintergrund dürfte die Nachricht
vom erstmaligen Raketenangriff der Huthi-Saleh-Allianz auf einen
Militärstützpunkt bei Riad den Krieg im Jemen anheizen und die
Spannungen zwischen den USA und dem Iran erhöhen.

6. Februar 2017
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STATISTIK/4317: Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im Berichtsmonat Dezember 2016 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 6. Februar 2017

Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im Berichtsmonat Dezember 2016



Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] haben sich die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im Dezember im Vergleich
zum Vormonat sehr kräftig um 5,2 % erhöht. [2] Die Bestellungen bei
den Großaufträgen fielen dabei deutlich überdurchschnittlich aus. Dies
prägte den sehr starken Auftragszuwachs bei den Investitionsgütern
(+9,7 %). Die Aufträge für Vorleistungs- und Konsumgüter (-0,6 %
bzw. -1,8 %) fielen hingegen etwas geringer aus als im Vormonat. Die
Bestellungen aus dem Inland (+6,7 %) stiegen kräftiger als die aus dem
Ausland (+3,9 %), wobei die Nachfrage aus Ländern außerhalb des
Eurogebiets stagnierte.

Der Trend der Bestellungen ist weiterhin aufwärtsgerichtet. Im
Zweimonatsvergleich November/Dezember gegenüber September/Oktober
ergab sich ein Anstieg der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe
um 1,3 %. Die Nachfrageimpulse kamen aus dem Inland (+3,2 %) und auch
aus dem Euroraum (+3,6 %). Die Aufträge aus den Ländern außerhalb des
Euroraums waren im Zweimonatsvergleich dagegen etwas geringer
(-2,4 %).

Im Jahresschlussquartal 2016 nahmen die Aufträge im Vergleich zum
dritten Vierteljahr um 4,3% kräftig zu. Dies signalisiert eine weitere
Belebung der Industriekonjunktur im Winterhalbjahr.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 6. Februar 2017.

[2] Alle Angaben basieren auf vorläufigen Daten und sind preis-, kalender-
und saisonbereinigt (Census X-12-ARIMA).

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 6. Februar 2017
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WOHNEN/202: Wohnen in Görlitz - Studienergebnisse vorgestellt (idw)


Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. - 02.02.2017

Studienergebnisse vorgestellt:

Wohnen in Görlitz - attraktive Alternative zum Großstadtstress



Von September 2015 bis Oktober 2016 haben mehr als 200 Interessierte eine
Woche mietfrei in der Görlitzer Altstadt gewohnt. Das Projekt "Probewohnen
Görlitz-Altstadt" wurde federführend von der städtischen
Wohnungsbaugesellschaft KommWohnen Görlitz GmbH durchgeführt, unterstützt
durch die Stadt Görlitz. Das Interdisziplinäre Zentrum für ökologischen
und revitalisierenden Stadtumbau (IZS) in Görlitz, eine Einrichtung des
Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung (IÖR) und der
Technischen Universität Dresden, hat das Projekt wissenschaftlich
begleitet. Nun haben die Projektpartner die Ergebnisse der Studie
präsentiert.



Für die Untersuchung haben 195 Teilnehmende am Probewohnen vor und während
ihres Aufenthaltes in Görlitz Fragebögen ausgefüllt. Ziel war es unter
anderem zu erfahren, wie das Wohnen in Görlitz und generell in
historischen Innenstadtbereichen kleinerer Städte attraktiver gestaltet
werden kann. Die Ergebnisse sind aus Sicht der Projektpartner sehr
erfreulich: In vielen Punkten stellen die Befragten der Stadt schon jetzt
ein gutes Zeugnis aus.

Fast 80 Prozent finden Görlitz so attraktiv, dass sie sich grundsätzlich
vorstellen können, in die Stadt an der Neiße zu ziehen. Doch machen die
Ergebnisse der Befragung auch deutlich, wo noch Handlungsbedarf besteht.


Wer wohnte zur Probe?

Insgesamt haben 227 Menschen verteilt auf 115 Haushalte in der Görlitzer
Altstadt zur Probe gewohnt - darunter 58 Paare, 20 Familien mit zusammen
28 Kindern und 31 Einzelpersonen. Sie wurden aus 305 Bewerbungen aus ganz
Deutschland und Ländern wie den Niederlanden, den USA, Kroatien oder Polen
ausgewählt. Knapp die Hälfte der Probewohner/-innen war 60 Jahre und
älter, also fast oder bereits im Rentenalter und damit freier bei der Wahl
ihres Wohnortes als etwa Familien mit berufstätigen Eltern und
schulpflichtigen Kindern. Doch auch Letztere zeigten großes Interesse am
Probewohnen. Interessant ist die Herkunft der Teilnehmenden: Die Hälfte
der Befragten stammte aus Großstädten wie Berlin, Bielefeld, Dresden,
Hamburg oder München. Besonders viele der "Görlitzer auf Probe" kamen aus
den Bundesländern Nordrhein-Westfalen (16 %), Sachsen (15 %) und
Baden-Württemberg (12 %).


Womit konnten Görlitz und die Altstadt punkten?

"Vierzig Prozent der Befragten, vor allem jene aus Großstädten,
beurteilten die Wohnqualität in Görlitz als besser oder sogar viel besser
als in ihrem derzeitigen Wohnort", erläutert Professor Robert Knippschild,
Leiter des IZS in Görlitz. Als besonders positiv fielen die angenehme
Atmosphäre der Stadt, die sehenswerte historische Altstadt und die
Gastfreundschaft der Görlitzer ins Gewicht. Die vielseitigen kulturellen
und gastronomischen Angebote der Stadt überraschten viele der Befragten,
ebenso wie die Sauberkeit und das Gefühl der Sicherheit in Görlitz.
Positiv fiel auch das Urteil über die Grenzlage im Dreiländereck und die
Nähe zur polnischen Nachbarstadt Zgorzelec aus. Insgesamt wurden viele
Aspekte deutlich positiver bewertet als bei einer früheren Auflage des
Probewohnens in den Jahren 2009 und 2010.

Die "Historische Altstadt", der Stadtteil, in dem die Probewohnungen
lagen, punktete wie schon Görlitz insgesamt mit Sauberkeit und Sicherheit,
aber auch mit dem guten baulichen Zustand der Gebäude. Positiv wurden
außerdem die Gestaltung von Parks und Grünanlagen, die kulturellen
Angebote und die kurzen Wege zu verschiedenen Einrichtungen bewertet. Die
Wohnungen in der Schwarzen Straße übertrafen die Erwartungen der
Probebewohner/-innen vor allem in punkto Helligkeit und Größe der Räume.


Was gibt es aus Sicht der Probebewohner noch zu tun?

Als jung und dynamisch wurde Görlitz nur von knapp einem Viertel der
Befragten wahrgenommen. Knapp zwei Drittel der Befragten bewerteten
Görlitz schon jetzt als seniorenfreundlich, knapp die Hälfte als
familienfreundlich. Aus Sicht einiger Probebewohner/-innen könnte aber
mehr für Senioren und Familien getan werden. Während die älteren Befragten
sich einen eigenen Pkw-Stellplatz vor der Haustür, einen Aufzug im Haus
und eine Dusche in der Wohnung wünschen, vermissen junge Familien Sitz-
und Spielmöglichkeiten im Innenhof. Viele der Befragten hätten gern einen
Balkon. Diesen boten die drei Probewohnungen nicht und machten damit die
typische Ausstattung von Wohnraum in historischen Innenstädten deutlich.
Wurden Erreichbarkeit und Gestaltung von Parks und Grünflächen noch
positiv bewertet, so fehlen nach Ansicht einiger Befragter doch in
unmittelbarer Nähe der Wohnung, etwa in den Innenhöfen der Häuser, Grün
und Bäume. Auch die Einkaufsmöglichkeiten für den täglichen Bedarf im
Stadtteil könnten aus Sicht einiger Befragter verbessert werden.


Stärken stärken und besser vermarkten

"Unsere Untersuchung hat gezeigt, dass Görlitz schon jetzt für viele
Menschen attraktiv ist. Vor allem für Menschen aus der Großstadt scheint
die Stadt eine gute Alternative zur Hektik und auch zur angespannten
Situation auf den Mietwohnungsmärkten zu sein", erläutert Professor Robert
Knippschild vom IZS. Aus Sicht des Wissenschaftlers kommt es darauf an,
dass die Stadt ihre Stärken erkennt, weiter entwickelt und mit diesen auch
offensiver wirbt als bisher. "Andere Städte wie etwa Frankfurt/Oder und
Słubice an der brandenburgisch-polnischen Grenze vermarkten zum Beispiel
ihre Grenzlage sehr viel offensiver."

Der Geschäftsführer der KommWohnen Görlitz GmbH, Arne Myckert, sagt: "Die
Erkenntnisse aus dem Probewohnen ermöglichen es, uns noch besser auf die
Bedürfnisse potenzieller Mieter einzustellen. Wir sehen, wie wichtig etwa
eine seniorengerechte Ausstattung der Wohnungen ist. Über den Bedarf an
Anpassungen von Wohnungen auch in der historischen Altstadt, etwa durch
den Einbau von Aufzügen, muss weiter diskutiert werden."

Auch Hartmut Wilke, der Leiter des Görlitzer Amtes für Stadtentwicklung,
betont den Wert der vorliegenden Informationen: "Der Blick von außen ist
für uns eine enorme Ergänzung unserer Kenntnisse. Die Befragungsergebnisse
zeigen, welche Vorzüge die Menschen wahrnehmen und welche Ideen sie
bewegen, wenn sie sich für Görlitz als potenziellen Wohnstandort
interessieren. Diese Feststellungen werden wir in die Stadtentwicklung
einbeziehen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V.,

Heike Hensel, 02.02.2017
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INTERNATIONAL/182: Peru - Staatsanwaltschaft ermittelt gegen FAO-Vertreterin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Staatsanwaltschaft ermittelt gegen FAO-Vertreterin



(Montevideo, 29. November 2016, la diaria/poonal) - Die Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen FAO hat am
16. Oktober 2016 Nadine Heredia, Ehefrau des Expräsidenten Perus
Ollanta Humala, zur Direktorin des Vertretungsbüros in Genf ernannt.
Am 28. November wurde die Amtsübernahme jedoch vorläufig ausgesetzt.
In einer Mitteilung erklärte die Organisation, sie habe die
Entscheidung getroffen "in Anbetracht der verfahrensrechtlichen
Entwicklungen, die momentan in Peru stattfinden".

Die Ernennung von Heredia durch die FAO ist in dem Land umstritten.
Sowohl die Regierung als auch der Kongress kritisierten, dass der
Umzug der ehemaligen First Lady nach Genf die Untersuchungen der
Staatsanwaltschaft behindern könne. Letztgenannte ermittelt gegen
Heredia wegen vermeintlicher Geldwäsche. Die FAO teilte mit [1], sie
beobachte weiterhin "die Situation von Heredia", um "herauszufinden,
welche Maßnahmen angesichts der maßgeblichen Umstände geeignet wären".


Untersuchungshaft gefordert

"Zu keinem Zeitpunkt" sei es ihre Absicht gewesen "in politische oder
rechtliche Belange" Perus einzugreifen, erklärte die Organisation. Sie
wies jedoch darauf hin, dass "das Grundprinzip der Unschuldsvermutung
gelten muss, und dass jeder Mensch unschuldig ist, bis das Gegenteil
bewiesen wird". Sie erinnerte daran, dass man gegen Heredia "auch
weiterhin nur ermittelt und dass sie nicht offiziell wegen einer
Straftat angeklagt ist". Gegen Heredia wird ermittelt wegen einer
möglichen doppelten Buchführung der Nationalistischen Partei Perus PNP
(Partido Nacionalista Peruano), deren Vorsitzende sie und Humala sind.
Die Justiz hatte angeordnet, dass Heredia das Land wegen der laufenden
Ermittlungen bis zum 16. Oktober 2016 nicht verlassen durfte. Die
Vorsitzende war dann am 22. November 2016 nach Genf gereist, musste
aber bereits zehn Tage später zurückkehren.

In Peru hatte man Maßnahmen ergriffen, um die Ernennung zu stoppen. Am
22. November 2016 legte die Regierung durch das Außenministerium
formell Protest ein und drohte damit, ihren Vertreter in der FAO
abzuberufen, wenn die Organisation nicht "eine Entscheidung überdenkt,
die als eine Einmischung in eine in Peru stattfindende laufende
Untersuchung durch die Staatsanwaltschaft interpretiert werden kann".
Der Kongress verabschiedete seinerseits am 24. November 2016
einstimmig einen Antrag, in dem die FAO aufgefordert wurde, die
Ernennung zurückzunehmen, die "den regulären Verlauf von
Untersuchungen der Justiz und des Parlamentes beeinflusst, denen der
Straftatbestand der Korruption zugrunde liegt". In beiden Fällen wurde
darauf hingewiesen, dass Heredia durch die Übernahme des Amtes in der
FAO diplomatische Immunität zuteil würde.


Posten bei der FAO würde diplomatische Immunität
bedeuten

Auch die Reaktion der Staatsanwaltschaft ließ nicht auf sich warten.
Diese beantragte am 25. November 2016 Untersuchungshaft für Heredia.
Bis zu diesem Zeitpunkt musste die Vorsitzende einmal im Monat vor
einem peruanischen Gericht erscheinen. Ihre Anwälte beantragten eine
Änderung des Verfahrens, so dass Heredia auf dem Konsulat vorsprechen
könne. Vor dem gleichen Gericht forderte die Staatsanwaltschaft jetzt
Untersuchungshaft wegen möglicher Fluchtgefahr. Der mit dem Fall
beauftragte Richter, Richard Concepción Carhuancho, wies den Antrag
der Staatsanwaltschaft zurück, ordnete aber an, dass Heredia in einem
Zeitraum von höchstens zehn Tagen nach Peru zurückkehren müsse. Er
erklärte, die Vorsitzende "müsse in Peru verwurzelt bleiben, sowie
ihren Wohnsitz und ihre Arbeit in Peru haben und nicht im Ausland". Im
Januar 2017 urteilte jedoch das Berufungsgericht [2], Heredia dürfe
ihr "Recht auf Arbeit" auch im Ausland wahrnehmen. Dafür brauche sie
allerdings eine richterliche Erlaubnis; zudem müsste sie alle 30 Tage
nach Peru reisen und vor der Staatsanwaltschaft erscheinen. Dasselbe
gilt für Ihren Ehemann, Ex-Präsidenten Ollanta Humala.

In einigen peruanischen Medien wurde darauf hingewiesen, dass der
Direktor der FAO, José Graziano da Silva, unter dem brasilianischen
Ex-Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva Minister war. Es wird unter
anderem untersucht, ob Heredia während der Regierungszeit von Lula
Bestechungsgelder aus Brasilien erhielt - insbesondere von dem
Baukonzern Odebrecht [3] - und im Gegenzug Unternehmen dieses Landes
begünstigte. Inzwischen wird gegen Heredia und Humala auch wegen
Korruption und Preisabsprachen ermittelt [4].


Anmerkungen:

[1] http://www.fao.org/americas/noticias/ver/en/c/456077/

[2] http://diariocorreo.pe/politica/nadine-heredia-podra-viajar-a-suiza-pero-debe-regresar-al-peru-cada-mes-723405/

[3] http://elcomercio.pe/politica/actualidad/plaga-brasil-humala-se-torcieron-lula-noticia-1964038

[4] http://diariocorreo.pe/politica/nadine-heredia-paso-a-investigada-en-gasoducto-sur-729031/

Ende Spaltenformat


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/staatsanwaltschaft-ermittelt-gegen-fao-vertreterin/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/1965: "Ermutigung auf dem ökumenischen Weg" (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 06.02.2017

"Ermutigung auf dem ökumenischen Weg"

Kardinal Marx und Landesbischof Bedford-Strohm sprechen mit Papst
Franziskus



Als sichtbaren Schritt der weiteren ökumenischen Verständigung bewertet der
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, seine
heutige Begegnung mit Papst Franziskus in Rom. Der Papst empfing eine
Delegation des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) unter
Leitung ihres Ratsvorsitzenden Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm. Die
evangelische Seite hatte Kardinal Marx eingeladen, an der Begegnung mit
Papst Franziskus teilzunehmen.

Kardinal Marx würdigte die Ansprache von Papst Franziskus an die Delegation
der EKD als gutes Signal. Papst Franziskus hatte gesagt, dass die Kirchen
auf dem "segensreichen Weg des geschwisterlichen Miteinanders" vorankommen
und mutig und entschlossen auf eine immer vollkommenere Einheit hin
fortschreiten müssten: "Wir haben die gleiche Taufe: Wir müssen zusammen
gehen, ohne müde zu werden", so Papst Franziskus. "Dieses Wort ist für uns
Ermutigung und Auftrag zugleich", so Kardinal Marx. Das Wort von Papst
Franziskus, der für "die Zukunft ... unsere unwiderrufliche Verpflichtung
bekräftigt" habe, gemeinsam das Evangelium zu bezeugen, zeige, dass dem
Heiligen Vater die Ökumene in besonderer Weise am Herzen liege.

"Ich bin dankbar für die ökumenischen Impulse von Papst Franziskus. Und ich
bin ebenso dankbar, bei dieser Begegnung der Ökumene in Rom dabei sein zu
dürfen", sagte Kardinal Marx. Es habe einen guten Dialog über aktuelle,
gerade auch theologische Fragen, gegeben. "Das heutige Treffen verleiht der
Ökumene weiteren Schwung. Wir haben als katholische und evangelische Kirche
in Deutschland eine besondere Verantwortung für die Ökumene. Gerade aus dem
Land, wo die Trennung begann, sollten weitere Impulse hervorgehen, um zur
vollständigen Versöhnung zu gelangen", so Kardinal Marx.

Kardinal Marx betonte, dass notwendige theologische Überlegungen wie die
Frage nach der Taufe und der Eucharistie weiter erörtert werden müssten.
"Für uns ist auch deutlich: 2017 ist später nicht einfach vorbei, sondern
der ökumenische Weg geht weiter. Daran werden wir arbeiten." Positiv hob
Kardinal Marx hervor, dass der Ratsvorsitzende und er Papst Franziskus nach
Deutschland eingeladen hätten. "Die Tatsache, dass wir als Kirchen
gemeinsam den Heiligen Vater nach Deutschland einladen, ist auch ein
Zeichen unseres ökumenischen Wegs", so Kardinal Marx.

Hinweis:

Die Ansprache von Papst Franziskus ist als pdf-Datei zum Herunterladen
unter www.dbk.de auf der Unterseite Ökumene verfügbar.

Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 66 Mitglieder
(Stand: Februar 2017) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde
eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu
gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum
gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen
Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist
die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst
für mehrere Tage zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 19 vom 6. Februar 2017

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn
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KIRCHE/1964: Neues Kapitel der Ökumene aufschlagen (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 06.02.2017

Neues Kapitel der Ökumene aufschlagen

EKD-Delegation bei Papst Franziskus. Kirchen verständigen sich auf weitere
Schritte der Annäherung. Taufe und Abendmahl als theologische
Arbeitsfelder. Bedford-Strohm und Marx laden Papst Franziskus gemeinsam
nach Deutschland ein.



Nach der Begegnung mit den Waldensern ist die Delegation der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) heute am zweiten Tag der Rom-Reise im Vatikan
von Papst Franziskus zu einer Privataudienz empfangen worden. An dem rund
einstündigen Treffen nahm auch der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Reinhard Kardinal Marx, teil.

Für die EKD unterstrich der Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm in
seiner Rede vor Papst Franziskus: "Die Welt im Jahre 2017 braucht das
gemeinsame Zeugnis der christlichen Kirchen. Wo Barmherzigkeit und
Mitgefühl verweigert werden, bedroht die "soziale Sünde" das Zusammenleben
der Menschen. Unsere Mitmenschlichkeit soll eingemauert werden. Ein neuer
Populismus in verschiedenen Ländern überhöht die eigene Nation und grenzt
große Gruppen von Menschen aus." Bedford-Strohm weiter: "Unsere Welt muss
sich auf den Weg machen - hin zu einem neuen Herz und zu einem neuen Geist
der Buße und Umkehr. So wie es Martin Luther in seiner ersten These vor 500
Jahren auf den Punkt gebracht hat: 'Unser ganzes Leben sei Buße'."

Papst Franziskus habe ausdrücklich die vielfältigen ökumenischen
Aktivitäten der beiden Kirchen für das Jahr 2017 als Chance auf dem Weg zur
sichtbaren Einheit hervorgehoben, so Bedford-Strohm. Auch der 
EKD-Ratsvorsitzende hatte in seiner Rede unterstrichen: "Unsere Kirchen
empfinden dabei eine besondere Verantwortung für die Weiterentwicklung der
Ökumene, denn bei uns in Deutschland brachen die Trennungen auf. Und wir
sind davon überzeugt, dass wir ein neues Kapitel aufzuschlagen gerufen
sind, um neue Wege zur Verständigung zu finden." EKD und Deutsche
Bischofskonferenz freuen sich über die Unterstützung des Papstes für die
Intensivierung der theologischen Arbeiten zu Taufe und Abendmahl.

Kardinal Marx und der Ratsvorsitzende Bedford-Strohm verbanden mit ihrem
heutigen Besuch im Vatikan auch eine gemeinsame Einladung an Papst
Franziskus nach Deutschland. Im Anschluss an das Treffen mit dem Papst
sagten sie vor Medienvertretern in Rom: "Wir freuen uns über seine
persönliche Unterstützung für den Weg der Ökumene in unserem Land. Das ist
auch eine starke Ermutigung für viele Millionen Christen, die in der
gemeinsamen Flüchtlingshilfe oder in den ökumenischen Gesprächskreisen eng
verbunden sind."

Hinweise:

Die Reden von Papst Franziskus und EKD-Ratsvorsitzendem Bedford-Strohm sind
unter www.ekd.de als Download zur Verfügung gestellt.

Weitere Informationen zum Reformationsjubiläum unter:

www.ekd.de/reformationstag/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 18/2017 vom 06.02.2017

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover
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INTERNATIONAL/234: Kolumbien - 2016 wurden 117 Aktivist*innen ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

2016 wurden 117 Aktivist*innen ermordet



(Caracas, 26. Januar 2017, telesur/ihu-unisinos) - Alle drei Tage
wurde in Kolumbien im Laufe des vergangenen Jahres ein sozialer
Anführer oder Anführerin ermordet. Laut einem Bericht des Instituts
für Entwicklungs- und Friedensforschung Indepaz (Instituto de Estudios
para el Desarrollo y la Paz), wurden 2016 insgesamt 117 Aktivist*innen
von sozialen Organisationen sowie Menschenrechtsverteidiger*innen
getötet. Zusätzlich zu den 117 Morden wurden 350 Drohungen, 46
Attentate und fünf Fälle von erzwungenem Verschwindenlassen
verzeichnet. Über die Hälfte der Fälle ereignete sich im Südwesten
Kolumbiens, wo allein 57 soziale Aktivist*innen ermordet wurden: 43 im
Cauca, neun in Nariño sowie fünf im Valle.

Jenseits der Statistiken macht das Dokument darauf aufmerksam, dass es
wichtig sei, die Taten in ihrem Gesamtzusammenhang zu betrachten und
nicht als isolierte Einzelfälle. Denn, so Leonardo González,
Koordinator des Rechercheteams von Indepaz, "die Bedrohungen,
Ermordungen, Attentate und verschiedene Formen des Angriffs auf
Gemeinden sind alle Teil eines größeren Kontextes". Es sei daher
besorgniserregend, dass die Morde an sozialen Aktivist*innen genau in
der ersten Phase der Implementierung des Friedensabkommens
stattgefunden haben.


Real existierender Paramilitarismus

Der Bericht warnt außerdem vor "gängigen Bedrohungsmustern" in 15
Bundesstaaten Kolumbiens: Die Nachricht werde durch Flugblätter
verbreitet, in denen die Namen der Personen aufgeführt sind, die
sozialen Organisationen angehören. Die Anführer*innen werden
bezichtigt, verdeckte Guerillakämpfer*innen zu sein und deshalb zum
Tode verurteilt oder aufgefordert, ihre Regionen zu verlassen.

"Das ist eine dramatische Realität, um die sich schleunigst gekümmert
werden muss", warnt González; dafür sei der Wille nach Veränderungen
von Seiten der kolumbianischen Gesellschaft erforderlich. Indepaz
fordert, die erforderlichen Maßnahmen "zum Schutz des Rechts auf
Leben" zu ergreifen, da derzeit über 30 Organisationen systematisch
verfolgt würden.

"Das ist ein Aufruf an den Staat, das Phänomen des real existierenden
Paramilitarismus anzuerkennen und das Leben der
Menschenrechtsverteidiger*innen und sozialen Anführer*innen zu
garantieren", so das Forschungsinstitut.

In den letzten drei Jahren sind die Verbrechen gegen Mitglieder
sozialer Organisationen in Kolumbien sogar angestiegen. 2014 kam es zu
78 Morden, 2015 erhöhte sich die Zahl auf 105 ermordete
Aktivist*innen.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06103: Wege des Mammon (SB)


Zwei Profile, die sich die Schachmeister geben: Das eine gleicht der
Zartbesaitetheit der Sinne. Hier will der Mensch den schuldigen Beweis
erbringen, daß er die Natur verspotten darf, weil er sich dem
Höhenflug des Kreativen verschreibt. Die Sterne sind sein Ziel, um aus
der Wurzelhaftigkeit seines Daseins zu entfliehen. Er will seinen
Füßen kleine Schwingen andichten und gleich dem Götterboten Hermes
Verkünder edlerer Zwecke und Geschicke sein. Das zweite Profil ist
banaler. Es fordert zum trivialen Vergleich der Geister auf. Wettkampf
steht auf seiner Fahne und nur im Sieg über seinesgleichen erhebt es
sich über den Durchschnitt. Höhere Ziele leugnet es. Allein im
gewinnbringenden Ansehen sieht es den Nutzen des Schachspiels. Diesen
Widerstreit der Masken hat kein anderer als der Ex-Weltmeister Emanuel
Lasker heraufbeschworen, als er schrieb: "Durch einige romantische
Enthusiasten ist das Schachspiel zur Wissenschaft oder Kunst erhoben
worden. In Wahrheit steht das Schachspiel so hoch nicht. Sein
wesentlicher Charakterzug - die menschliche Natur findet das meiste
Ergötzen daran - ist Kampf. Freilich kein Kampf, der Nerven
ungebildeter Menschen kitzelt, bei dem Blut fließen würde und Schläge
ausgeteilt würden, die auf dem Leibe sichtbare Spuren lassen; das
nicht; ein Kampf hingegen, wo das auch im Kampfe vorhandene Element
des Wissenschaftlichen, Künstlerischen und Geistigen allein
vorherrscht." Die Nachwelt folgte seinem Ruf, die Kunst verdorrte.
Lasker muß als der Wegbereiter all dessen dekuvriert werden, was
heutzutage so schmerzlich in der Stagnation des Schachspiels zutage
tritt: Den Ausverkauf an den Götzen Mammon. Denn im Kampf, den Lasker
heiligsprach, spiegelt sich der seit jeher so triebhafte soziale
Überlebenswille des Menschen wider. Schade, daß Lasker nicht an die
Zauberkraft der Flügel glaubte und so im Schatten bescheidener Träume
blieb. Im heutigen Rätsel der Sphinx leuchtete aus seiner Partie gegen
den Amerikaner Pillsbury durchaus so etwas wie ein anderes Profil
hervor. Also, Wanderer, mit welchem Zug zwang Lasker den weißen König
unters Joch?
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Pillsbury - Lasker

St. Petersburg 1896


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

David Bronstein bewies seinen Sinn für Originalität, als er nach
1...Te5-e4 mit dem Damenopfer 2.Tf1xf5! Te4xh4 2.Tf5xd5+ Kd7-e6 3.Tc1-
d1 Da6-c4 4.Td5-d6+ Ke6-e7 5.Td6-d7+ Ke7-f6 6.Lg3xh4+ Dc4xh4 7.Td1-f1+
Kf6-g5 ein hübsches Kampfremis erzwang.



Erstveröffentlichung am 14. Februar 2004
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/490: Kulturelle Bildung langfristig im Bildungssystem verorten (idw)


Philipps-Universität Marburg - 02.02.2017

Kulturelle Bildung langfristig im Bildungssystem verorten

Erster Jahrgang des Weiterbildungsmasters "Kulturelle Bildung an Schulen"
verabschiedet



20 Lehrer/innen, Künstler/innen und Kulturvermittler/innen sind die ersten
Absolvent/innen des berufsbegleitenden Masterstudiengangs "Kulturelle
Bildung an Schulen" an der Philipps-Universität Marburg. Sie erhielten
ihre Abschlusszeugnisse Ende Januar in der Aula der Alten Universität. "Es
hat sich gezeigt, dass wir eine Qualifikation für diejenigen brauchen, die
sich an der Schnittstelle von Schule und kultureller Bildung bewegen",
sagte der Schulpädagoge, Mit-Initiator und Geschäftsführer des
Studiengangs, Christian Kammler. "Wir wollen den Studiengang langfristig
in der Bildungslandschaft verorten", betonte die Tanzpädagogin Brigitte
Heusinger von Waldegge vom Fachbereich Erziehungswissenschaften. Der
Weiterbildungsmaster wurde 2014 im Rahmen einer Kooperation zwischen der
Marburger Universität und der ALTANA Kulturstiftung eingerichtet.

Die Vizepräsidentin für Studium und Lehre, Prof. Dr. Evelyn Korn, hob in
ihrem Grußwort hervor: "Durch das Studienangebot und die Arbeit der
Absolventinnen und Absolventen kommt ein neuer Aspekt in das
Bildungssystem, das ansonsten sehr stark von Berufsorientierung geprägt
ist." Korn dankte den anwesenden Unterstützern des Studiengangs sowie
namentlich der Schirmherrin Susanne Klatten.


Eigene Ausdrucksmöglichkeiten entwickeln

Für Wulf-Michael Kuntze, Ministerialdirigent im Hessischen
Kultusministerium, ist kulturelle Bildung eine Querschnittsdisziplin.
"Kulturelle Bildung ist konstituierender Teil von allgemeiner Bildung",
sagte er in seinem Grußwort. "Sie bietet Kindern und Jugendlichen die
Chance, neue Perspektiven auf die Welt einzunehmen." Auch die
Kunstschaffenden profitieren aus seiner Sicht davon. "Sie erhalten
Einblick in die Lebenswelt der Schüler, was sie wiederum inspirieren
kann." Kuntze betonte die positive Wirkung von kultureller Bildung auf die
Persönlichkeitsentwicklung. "Eine Begrenzung auf kognitives Lernen wäre
eine Verengung des Bildungsverständnisses." Das Kultusministerium vergibt
im Rahmen des eigenen KulturSchul-Programms deshalb auch Teilstipendien an
Lehrer/innen der hessischen "KulturSchulen" zur gezielten
Professionalisierung durch den Master.

"Kulturelle Bildung erweitert die Wahrnehmungsfähigkeit,
Handlungsmöglichkeiten und Gestaltungsfähigkeiten", sagte die Marburger
Erziehungswissenschaftlerin Prof. Dr. Heike Ackermann. An die
Absolvent/innen gerichtet betonte sie: "Sie sind Akteure und Innovatoren,
die Distanz zum Notengeschäft der Schule haben. Sie sehen die Lernerfolge
der Schüler in vielfältiger Perspektive. Sie sehen ihre Freude am
Hervorbringen von Gestaltungsformen."


Kulturelle Bildung: Gesellschaftspolitische Verantwortung für
Stiftungen

Die ALTANA Kulturstiftung hat nicht nur gemeinsam mit dem Fachbereich
Erziehungswissenschaften den Masterstudiengang "Kuturelle Bildung an
Schulen" ins Leben gerufen, sondern führt auch an vier Schulen das
KulturTagJahr durch und trägt dort dazu bei, Lehrer/innen und
Künstler/innen im Bereich kultureller Bildung zu schulen und den Austausch
zwischen ihnen zu fördern, berichtete Dr. Andrea Firmenich. Daher ist für
sie der Master ein zentraler Baustein, die Akteure in der
Schnittstellenarbeit zu qualifizieren. Die Commerzbank-Stiftung vergibt
vier Stipendien für den Weiterbildungsmaster Kulturelle Bildung an
Künstler/innen und Kunstvermittler/innen und verleiht für ein besonders
gelungenes Folgeprojekt einen Absolvent/innen-Preis. Astrid
Kießling-Taşkin sagte, dass vor allem Künstler/innen gefördert werden, da
sie oft nicht die Möglichkeit hätten, ein solches Studium zu finanzieren. Im
Rahmen der vom Studiengang angestrebten bundesweiten Vernetzung
unterstützt auch die PwC-Stiftung dessen Aktivitäten. Die Leiterin des
Stiftungsteams der PwC-Stiftung, Prof. Dr. Susanne Hilger, berichtete,
dass der Studiengang bundesweit mit 27 Schulen sowie kulturellen
Institutionen des sogenannten Kultur.Forscher!- Netzwerks kooperiert und
so nicht nur Hospitationsmöglichkeiten für die Studierenden schafft,
sondern den beteiligten Institutionen auf regionalen und überregionalen
Netzwerktreffen Impulse zur Weiterentwicklung gibt. Sie sicherte zu, dass
"im Rahmen dieser Förderung in der nächsten Studiengangsdurchführung
insgesamt sieben Studienplätze zur Verfügung gestellt werden."

"Wo sehen Sie kulturelle Bildung in zehn Jahren?", fragte die
HR-Kulturredakteurin Rosemarie Tuchelt die Expert/innen aus der Universität
und den Stiftungen. "Kulturelle Bildung wird genauso selbstverständlich
wie Mathe oder andere Pflichtfächer", formulierte Dr. Andrea Firmenich von
der ALTANA Kulturstiftung ihre Vision. Der Marburger
Erziehungswissenschaftler Prof. Dr. Wolfgang Seitter sieht kulturelle
Bildung auch als ein Element von Hochschulbildung: "Sie ist eine
Möglichkeit der Selbstexploration für die Studierenden jenseits von
Leistungspunkten." Astrid Kießling-Taşkin von der Commerzbank-Stiftung
erwartet, dass kulturelle Bildung in die Wirtschaft und Gesellschaft
hineingetragen werde.


"Raum für kulturelle Bildung muss in kleinen Schritten erkämpft
werden"

Schulpädagoge Christian Kammler hob bei der Zeugnisverleihung hervor, dass
das professionelle Miteinander sowohl die Studierenden als auch die
Lehrenden geprägt habe. Jede/r war auf seinem Gebiet Expert/in und somit
Impulsgeber/in für die anderen. Für die Absolvent/innen sprach Jeanette
Biba. Sie betonte, dass die Teilnehmer/innen grundverschieden gewesen
seien, und doch eine Gemeinschaft bildeten. "Im Studium sind besondere
Räume entstanden, auch durch die intensive, feinfühlige Begleitung der
Dozenten. Mit Expertise und Wertschätzung wurde jeder in dieser
heterogenen Gruppe gefördert." Im Hinblick auf die berufliche Zukunft der
Absolvent/innen zeichnete sie ein gemischtes Bild: Für einige hätten sich
Türen geöffnet, andere erfahren noch wenig Wertschätzung. "Der Raum für
kulturelle Bildung muss in kleinen Schritten erkämpft werden", so ihr
Ausblick.

Die Absolvent/innen kommen aus den unterschiedlichsten Berufen - darunter
Lehrer/innen, freiberufliche Künstler/innen, Museumspädagog/innen,
Schauspieler/innen oder Tänzer/innen. Eine von ihnen ist Maike Häusling.
Die Künstlerin arbeitet seit Kurzem als Referentin für kulturelle Bildung
bei der ALTANA Kulturstiftung. Über ihr Studium sagt sie in einem Film
über den Studiengang: "Ich weiß jetzt viel besser, in welchen Feldern ich
gerne arbeiten möchte. Durch die Art der Zusammenarbeit hat sich meine
Wahrnehmung verändert und ich weiß besser, welche Rahmenbedingungen es
braucht, um kulturelle Bildung vermitteln zu können."

Marcus Kauer war vor Beginn des Weiterbildungsmasters Direktor einer
Kulturschule, der Richtsbergschule in Marburg. Jetzt ist er im Hessischen
Kultusministerium für kulturelle Bildung an Schulen zuständig. Der
Austausch mit anderen Akteuren in der kulturellen Bildung war sein
wichtigstes Motiv für das Studium. Er bringt den Sinn von kultureller
Bildung folgendermaßen auf den Punkt: "Letztlich suchen wir nach Zugängen,
nach Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche, sich zu entdecken und
herauszufinden, was sie selbst gut können."


Weitere Informationen:

Weiterbildungsmaster "Kulturelle Bildung an Schulen"

http://www.uni-marburg.de/fb21/studium/studiengaenge/wb-kubis/index_html

ALTANA Kulturstiftung:

http://www.altana-kulturstiftung.de/bildung-kunst-natur/master-studiengang/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, Andrea Ruppel, 02.02.2017

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2105: Abstecher in den Discounter (SB)




Chris Eubank sichert sich IBO-Titel im Supermittelgewicht

Chris Eubank jun. ist bei seinem Debüt im Supermittelgewicht auf
Anhieb neuer Weltmeister des kleinen Verbands IBO geworden. Im
Londoner Olympia besiegte der 27jährige Brite den australischen
Titelverteidiger Renold Quinlan in der zehnten Runde und baute damit
seine Bilanz auf 24 Siege und eine Niederlage aus. Für seinen
überforderten Gegner stehen nun elf gewonnene und zwei verlorene
Auftritte zu Buche. Wenngleich weithin Einigkeit darüber bestehen
dürfte, daß der Gürtel der IBO nur eine marginale Trophäe ist, sehen
das der neue Champion und sein gleichnamiger Vater offenbar ganz
anders. Als Weltmeister stehe er jetzt auf einer Stufe mit anderen
prominenten Akteuren und fordere Kämpfe gegen die namhaftesten Rivalen
im Mittel- oder Supermittelgewicht ein, so der jüngere Eubank nach
seinem Erfolg.

Wie man vermuten konnte, hatten sich die Eubanks auf den unbekannten
und unerfahrenen Renold Quinlan verlegt, weil dies der leichteste und
derzeit womöglich auch einzig gangbare Weg war, sich einen Titel zu
sichern. Diese Strategie war im Prinzip von Erfolg gekrönt, doch wie
schwer sich der Brite tat, einen Gegner zu besiegen, der ihm so wenig
entgegenzusetzen hatte wie der Australier, bestätigte eher die
kursierenden Vorbehalte, als daß sie entkräftet worden wären.

Zwar konnte Quinlan in der Anfangsphase zumindest demonstrieren, daß
er nicht minder schnell wie der Herausforderer schlägt, doch ließ er
alsbald jeden Drang vermissen, den Ring als Sieger zu verlassen. Er
wirkte recht passiv, ließ viele Angriffe des Briten über sich ergehen,
ohne ihm beherzt Paroli zu bieten, und wurde häufig an den Seilen
festgesetzt. Trotzdem dauerte es drei Runden, bis der Lokalmatador das
Geschehen dominierte und zahlreiche Treffer landen konnte. Wie schon
in seinen früheren Kämpfen fehlte es Eubank an Schlagwirkung und so
gelang es ihm erst in der sechsten Runde, den Australier mit einer
Kombination zu erschüttern.

Danach ging es dem Titelverteidiger nur noch darum, möglichst lange
durchzuhalten, was ihm tatsächlich noch geraume Zeit gelang. Obgleich
er keine ernsthafte Gegenwehr mehr leistete und der Herausforderer
freie Hand hatte, mußte Quinlan erst in der zehnten Runde die Segel
streichen, als Ringrichter Howard Foster endlich ein Einsehen hatte
und ihn nach 2:07 Minuten aus dem Kampf nahm, um ihn vor Schlimmerem
zu bewahren. [1]

Letzten Endes hatte sich Eubank leichterdings durchgesetzt, weil der
Australier herzlich wenig von dem zu bieten hatte, was man von einem
Weltmeister erwarten würde. Der Kampf wirkte phasenweise wie ein
Sparring, da Quinlan an den Seilen stand und den Briten schlagen ließ,
ohne sich zu wehren. Er wirkte fast wie ein Anfänger oder ein Boxer,
der sich widerstandslos in die ihm zugedachte Rolle fügt, das
Schlachtopfer abzugeben. Der Titelverteidiger beschränkte sich
weitgehend auf seinen Jab und setzte die Rechte nur sporadisch ein, so
daß Eubank nichts zu befürchten hatte. Zudem unterließ Quinlan es zu
schlagen, wenn es zum Clinch kam, während ihn der Brite in solchen
Situationen unentwegt mit erlaubten und verbotenen Schlägen zum
Hinterkopf traktierte. Der Australier schien nicht in der Lage zu
sein, aus solchen Problemen zu lernen, sondern wirkte regelrecht
unterwürfig.

Was Chris Eubank betraf, leistete auch er sich diverse Aktionen, die
Anlaß zu Zweifeln an seinen Qualitäten gaben. Vom fünften Durchgang an
eröffnete er jede Runde mit einem linken Haken, den er so deutlich
telegraphierte, daß der Schlag schon im Ansatz zu erkennen war.
Manchmal traf er sogar damit, was aber am Unvermögen des Australiers
lag. Ein hochwertiger Gegner hätte eine solche fast schon peinlich
durchsichtige Eröffnung, zumal angesichts ihrer ständigen
Wiederholung, alsbald mit einem Volltreffer durch die Lücke bestraft.
Bedenklich stimmte auch, daß Eubank in den Pausen, wenn ihm sein Vater
Anweisungen gab, wie demonstrativ wegschaute und nicht einmal
zuzuhören schien. Er wirkte wie ein Boxer, der alles besser weiß und
niemanden in seiner Ecke braucht, dessen Hinweise von Bedeutung für
ihn sein könnten.

Entsprechend großspurig verkündete er nach seinem Sieg, dies sei erst
der Anfang. Als international anerkannter Champion könne er nun jeden
anderen Weltmeister herausfordern. Er wünsche sich natürlich Gennadi
Golowkin, Billy Joe Saunders oder James DeGale, gleich in welcher
Gewichtsklasse. Er habe eine lange Karriere vor sich und werde die
großen Namen einen nach dem anderen abarbeiten. Gemessen an der
mäßigen Leistung, die der Brite an diesem Abend geboten hatte, ist
jedoch nicht abzusehen, wie er es mit einem hochklassigen Gegner
aufnehmen sollte.

Chancen hätte er allenfalls gegen seinen Landsmann Saunders, der ihm
die bislang einzige Niederlage zugefügt hat. Der WBO-Weltmeister im
Mittelgewicht ist selbst ein Wackelkandidat und hätte seinen Gürtel
längst verloren, wäre er nicht aus den Verhandlungen mit Golowkins
Team ausgestiegen. Billy Joe Saunders muß seinen Titel im nächsten
Schritt gegen den Pflichtherausforderer Adtandil Churtsidse
verteidigen und steht deshalb ohnehin nicht für einen Kampf gegen
Eubank zur Verfügung.

Gennadi Golowkin ist definitiv eine Nummer zu groß für Chris Eubank,
der in seiner aktuellen Verfassung keine drei Runden mit dem Kasachen
überstehen würde. Wenn selbst Quinlan in der Lage war, den Briten mit
seinen seltenen Schlägen zu treffen, weil dessen Deckung beträchtliche
Lücken aufwies, würde Golowkin solche Mängel augenblicklich bestrafen.
Auch guten Supermittelgewichtlern wie James DeGale oder Gilberto
Ramirez sollte Eubank tunlichst aus dem Weg gehen, da sie ihm eine
Lektion erteilen würden. Ansonsten ist diese Gewichtsklasse derzeit
eher bescheiden besetzt, da Badou Jack nach seinem Unentschieden gegen
James DeGale den WBC-Titel niedergelegt hat und ins Halbschwergewicht
aufgestiegen ist. George Groves und Fedor Tschudinow kämpfen um den
Gürtel des Superchampions beim Verband WBA, dessen regulärer
Weltmeister Tyron Zeuge ist. [2]

Chris Eubank sen. wäre gut beraten, seinen Sohn von gefährlichen
Gegnern fernzuhalten und in Ruhe weiter aufzubauen, bis er seine
Schwächen losgeworden ist. Der ältere Eubank gehörte einst zu den
überragenden Akteuren der mittleren Gewichtsklassen und sollte
eigentlich die Qualitäten und Mängel seines Sohnes besser als jeder
andere einschätzen können. Ob ihm diese familiäre Enge den Blick
verstellt oder er seinen Sprößling gerade deswegen in den Himmel hebt,
weil ihm dessen Grenzen nur allzu bewußt sind, weiß niemand.


Fußnoten:

[1] http://www.espn.com/boxing/story/_/id/18623193/chris-eubank-jr-stops-renold-quinlan-win-ibo-world-title

[2] http://www.boxingnews24.com/2017/02/chris-eubank-jr-vs-renold-quinlan-results/#more-226531
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/176: Tanzplan Hamburg - "Beach Birds" von Helen Schröder, Termine 8.-11.2.2017


K3 - Zentrum für Choreographie | Tanzplan Hamburg

HELEN SCHRÖDER

BEACH BIRDS - DAS DANCICAL

Uraufführung 08.02. | 19:30

09. - 11.02. | 19:30

Publikumsgespräch am 09.02.



Spot an! Handy aus! Die neue Kompanie ist da! Heißer als die Spice
Girls und expressiver als das Wuppertaler Tanztheater!

Auf der Suche nach dem eigenen Ausdruck schrecken sie vor nichts
zurück. Angela will Flashdance, Guy möchte etwas von Meg Stuart, Edda
will, dass alle nackt sind und Giovanni ein Solo auf Spitzenschuhen.
Aber eigentlich war der Plan, Beach Birds von Merce Cunningham zu
tanzen, dem Klassiker der puren Form mit Individualität zu begegnen
und dadurch den Ensemblegeist zu stärken.

Aus dem großen Strudel der Wünsche des Ensembles, der unerreichten
Vorlagen und ihrer eigenen Ideen, entwickelt Helen Schröder das erste
Stück der Kompanie.

Von und mit: Helen Schröder, Angela Kecinski, Guy Marsan, Edda
Sickinger, Giovanni Zocco | Bühne und Kostüm: Thea Hoffmann-Axthelm |
Musikalische Einstudierung: Uschi Krosch | Dramaturgie: Heike
Bröckerhoff, Anne Kersting | Produktionsleitung: Katharina Irion |
Produktionsassistenz: Renske Ebbers, Anne Pretzsch

Helen Schröder ist Performerin, Regisseurin und Choreographin,
absolvierte ihre Tanzausbildung an der Staatlichen Ballettakademie
Köln und schloss 2013 ihren MA in Performance Studies an der
Universität Hamburg ab. Seitdem erarbeitete sie im Duett
Schröder&Stattkus Abende u.a. für K3, Kampnagel, Ballhaus Ost Berlin
sowie Theater Freiburg.

Karten: 12 | 9 Euro

040/270949-49 oder tickets@kampnagel.de

Eine Produktion von Helen Schröder in Koproduktion mit K3 | Tanzplan
Hamburg.

www.k3-hamburg.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/709: Neue Professur für Tierschutz an der Goethe-Universität (Goethe-Uni Frankfurt)


Goethe-Universität - Pressemitteilung vom 3. Februar 2017

Neue Professur für Tierschutz an der Goethe-Universität

Ziele: Tierversuche verringern und durch neue Verfahren ersetzen



FRANKFURT. Die Goethe-Universität hat eine neue Professur für 3R-Verfahren
im Tierschutz eingerichtet. Ziel ist es, Methoden zu erforschen, die
Tierversuche ersetzen oder deren Zahl zumindest verringern. Die Professur,
die in den ersten fünf Jahren durch Landesmittel substanziell unterstützt
wird, ist mit der Pharmazeutin Prof. Maike Windbergs besetzt worden.

Wissenschaftsminister Boris Rhein: "Die Landesregierung ist sich der
schwierigen Abwägung zwischen den Erfordernissen in der Grundlagenforschung
einerseits und den Anforderungen des Tierschutzes andererseits bewusst. Mit
den neuen Professuren für 3R Tierschutz fördern wir gezielt die Erforschung
von so genannten 3-R-Verfahren zur Erforschung von Vermeidungs-, und
Verringerungsmethoden für Tierversuche. Neben der Professur an der
Goethe-Universität Frankfurt unterstützt die Landesregierung im gleichen
Zeitraum eine weitere Professur an der der Justus-Liebig-Universität
Gießen. Insgesamt investiert die Landesregierung in die Co-Finanzierung der
beiden Professuren für 3 R Tierschutz rund zwei Millionen Euro."

"Durch noch prädikativere In-Vitro-Modelle und effektivere Translation
können unsere Wissenschaftler/innen die vorklinische Phase bei der
Arzneimittelentwicklung signifikant verkürzen. Dadurch vermindert sich der
Bedarf an Labortieren", so Universitätspräsidentin Prof. Birgitta Wolff.

Die medizinische Forschung wird vermutlich nie vollständig auf Tierversuche
verzichten können. Aber es ist möglich, umfangreiche Vorstudien an Tieren
durch Laborversuche in Reagenzglas und Petrischale (in-vitro-Modelle) oder
durch Computersimulationen (in-silico-Modelle) zu ersetzen. Wenn das nicht
möglich ist, kann man das Leiden von Tieren zumindest quantitativ und
qualitativ verringern. Diese Strategie wird als "3-R-Strategie" bezeichnet:
Reduction - Refinement - Replacement.

Die "Professur für Pharmazeutische Technologie mit dem
Forschungsschwerpunkt 3R-Verfahren", so die offizielle Bezeichnung, ist
hervorgegangen aus einer erfolgreichen Bewerbung der Goethe-Universität bei
einer Ausschreibung der hessischen Landesregierung. Diese hatte die
hessischen Hochschulen 2014 aufgefordert, Konzepte für 
Tierschutz-Professuren vorzulegen. Die Wahl fiel auf die Goethe-Universität und die
Justus-Liebig-Universität Gießen. Beide Konzepte ergänzen sich. Ein Teil
der Frankfurter Professur wird aus Mitteln des
Johanna-Quandt-Jubiläumsfonds finanziert.

Der Schwerpunkt von Prof. Maike Windbergs wird auf Replacement-Strategien
liegen. Sie versucht, natürliche Zellverbände durch dreidimensionale
Zellkulturen realitätsnah nachzuahmen, um daran neu entwickelte Wirkstoffe
zu testen. Ihre Professur ist am Fachbereich Biochemie, Chemie und
Pharmazie der Goethe-Universität angesiedelt und erlaubt damit eine enge
Zusammenarbeit mit der Grundlagenforschung.

Maike Windbergs, geboren 1980 in Düsseldorf, studierte Pharmazie an der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Nach ihrer Approbation zur
Apothekerin schloss sie ihre Doktorarbeit an den Universitäten in
Düsseldorf, Helsinki und Enschede (NL) an. Von 2009 bis 2010 war sie
Postdoktorandin an der School of Engineering and Applied Sciences der
Harvard University (USA). Anschließend wurde sie Nachwuchsgruppenleiterin
am Helmholtz-Institut für Pharmazeutische Forschung Saarland und der
Universität des Saarlandes. Dort habilitierte sie sich im Dezember 2016.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2017 / 31

Herausgeberin: Die Präsidentin der Goethe-Universität

Redaktion: Dr. Anne Hardy, Referentin für Wissenschaftskommunikation

Abteilung PR & Kommunikation, Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main

Telefon: (069) 798-13035, Fax: (069) 798-763 12531

E-Mail: kaltenborn@pvw.uni-frankfurt.de

Internet: www.uni-frankfurt.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





VERBAND/118: Deutscher Tierschutzbund in tiefer Trauer - Wolfgang Apel ist verstorben (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Februar 2017

Deutscher Tierschutzbund in tiefer Trauer: Wolfgang Apel ist verstorben



Nach langer schwerer Krankheit ist der Ehrenpräsident des Deutschen
Tierschutzbundes, Wolfgang Apel, am vergangenen Samstag in seiner
Heimatstadt Bremen verstorben. Der Tierschutz hat eine herausragende
Persönlichkeit verloren. Das Präsidium, die Landesverbände, die
Mitgliedsvereine und die Mitarbeiter des Deutschen Tierschutzbundes
sind tief betroffen und trauern mit den Angehörigen.

Wolfgang Apel (65) hat in den Jahrzehnten seines Engagements den
Tierschutz in Deutschland maßgeblich geprägt und den Deutschen
Tierschutzbund zu Europas größtem und einflussreichstem Tier- und
Naturschutzdachverband Europas gemacht. Seine Aktivitäten bleiben
unvergessen. Beispielhaft waren der Kampf gegen die Käfighaltung von
Legehennen und gegen die qualvollen Tiertransporte quer durch Europa.
Zu einem seiner größten Erfolge in seiner Amtszeit als Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes gehörte die Einführung des Staatsziels
Tierschutz in das Grundgesetz. Wolfgang Apel hat sich stets konsequent
für das Wohl der ihm anvertrauten Mitgeschöpfe eingesetzt, meist weit
über seine eigenen psychischen und physischen Grenzen hinaus. Er war
ein Vorbild für alle Tierschützerinnen und Tierschützer. Die von ihm
initiierten Projekte, wie das Tierschutzzentrum in Odessa (Ukraine) und
seine Aktivitäten in Kiew (Ukraine) und in anderen Ländern Europas
belegen, dass Tierschutz für ihn keine Grenzen kannte. Von 1993 bis 2011
war Wolfgang Apel Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Seit 1978
war er ehrenamtlicher Vorsitzender des Bremer Tierschutzvereins. Seit
1988 war er im Vorstand und seit 2000 Präsident des Tierschutzvereins
für Berlin und Umgebung.

Mit Wolfgang Apel verliert der Tierschutz eine herausragende Persönlichkeit.

Zur Person:

Von 1993 bis 2011 war Wolfgang Apel Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes. Tierschützer war er sein ganzes Leben lang. Seit 1978
war der gelernte Speditionskaufmann ehrenamtlicher Vorsitzender des
Bremer Tierschutzvereins und Mitglied des Gesamtvorstandes des
Deutschen Tierschutzbundes. 1980 wurde er vom damaligen Präsidenten
zum Bundesgeschäftsführer des Deutschen Tierschutzbundes berufen. Von
1983 bis 1985 war er Bundesschatzmeister des Deutschen
Tierschutzbundes und von 1991 bis 1993 Vizepräsident. Seit 2000 war er
Vorsitzender der Stiftung des Deutschen Tierschutzbundes. In seiner
Laufbahn beim Deutschen Tierschutzbund hat er nicht nur die
Bundesgeschäftsstelle des Deutschen Tierschutzbundes zu einer
schlagkräftigen Zentrale des Tierschutzes ausgebaut, sondern war auch
für die Ausgestaltung der Akademie für Tierschutz nahe München, den
Aufbau des Tier-, Natur- und Jugendzentrums Weidefeld und des Tier-,
Natur- und Artenschutzzentrums Sylt sowie das Tierschutz- und
Kastrationszentrums im ukrainischen Odessa prägend.

Nach Übergabe seines Amtes an Thomas Schröder übernahm er als
Ehrenpräsident auf Bitten des Präsidiums unter anderem die Federführung
der Tierschutzzentren in Deutschland und der Ukraine sowie des
Straßentierprojekts in Kiew. Außerdem engagierte er sich weiter für das
unter seiner Präsidentschaft entwickelte Tierschutzlabel.

Von 1987 bis 2011 war Wolfgang Apel Mitglied der Tierschutzkommission
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz. Außerdem war er lange Jahre Vorsitzender des Vereins
NEULAND - Verein für tiergerechte und umweltschonende
Nutztierhaltung. Seit 1988 war er Vorstand und seit 2000 Präsident des
Tierschutzvereins für Berlin und Umgebung. Von 1986 bis 2011 war er
Stiftungsratsmitglied in der Stiftung zur Förderung der Erforschung von
Ersatz- und Ergänzungsmethoden zur Einschränkung von Tierversuchen
(set).

Bis 2011 vertrat er den Deutschen Tierschutzbund als Mitglied im
Tierschutzbeirat des Landes Niedersachsen. Über 20 Jahren war er
Sprecher des Tierschutzbeirates des Landes Bremen und Mitglied der
"Beratenden Kommission Tierversuche" in Bremen. Außerdem war er
Mitglied des Verwaltungsrates des Absatzfonds der Deutschen
Landwirtschaft.

In diesen Gremien brachte er sich ebenso aktiv ein, wie in verschiedenen
nationalen und internationalen Expertengruppen so wie in der Eurogroup
for Animals.

Seine Motivation war immer für jedes einzelne Tier und für möglichst
viele Tiere und ihr Wohlergehen zu kämpfen.

Geboren wurde er 1951 in Bremen. Dort absolvierte er eine Ausbildung
zum Speditionskaufmann, trat 1970 in den Bremischen Landesdienst.
1973 bis 1984 war er freigestellter Personalratsvorsitzender. Neben seiner
beruflichen Laufbahn engagierte er sich früh ehrenamtlich im Tierschutz,
sowie im sozialen und gesellschaftlichen Bereich (u.a. Bewährungshelfer,
Schöffe, Vormund). Wolfgang Apel wurde für sein tierschützerisches
Engagement 2005 das Bundesverdienstkreuz 1. Klasse verliehen, dem
folgte 2016 die Verleihung des Verdienstordens des Landes Berlin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 6. Februar 2017

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle
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VERWERTUNG/220: Müll? Rohstoffe! - Deutsche Abfallpolitik noch nicht nachhaltig (BUNDmagazin)


BUNDmagazin - 4/2016

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Müll? Rohstoffe!

von Rolf Buschmann und Hartmut Hoffmann



Klar: Am besten ist der Müll, der erst gar nicht entsteht. Abfall
vermeiden - das hat auch aus Sicht des Gesetzgebers oberste Priorität.
In Deutschland passiert eben das noch viel zu selten. Zwar gibt es
Mehrwegsysteme, Flohmärkte und Secondhandläden. Doch am besten lassen
sich Abfälle verringern, indem man den Konsum verringert - eine
Herausforderung, die weit über die Abfallpolitik hinausweist. Mit
einem Beitrag zum Ressourcenschutz runden wir denn auch unseren
Abfall-Schwerpunkt ab.

Auf den Seiten davor verfolgen wir die spannende Entwicklung von der
wilden Müllkippe zur Wertstofftonne. Wir fragen, was aus den Altlasten
von damals geworden ist. Wir beleuchten die globale Umweltverseuchung
durch Plastikmüll. Und wir geben Ihnen Tipps, wie Sie selbst im Alltag
Ihre Abfälle bestmöglich versorgen.


Deutsche Abfallpolitik

Noch nicht nachhaltig

Von der Mülllawine zum Kreislauf der Rohstoffe - in den letzten 50
Jahren haben sich die Perspektiven der Abfallpolitik gründlich
gewandelt. Und doch liegt in unserem Land bis heute vieles im Argen.
So werden Abfälle immer noch zu oft verbrannt statt recycelt.


In den 1960er Jahren änderte sich die Zusammensetzung des
deutschen Hausmülls. Bisher hatten Asche, Küchenabfälle, Papier und
Konservendosen dominiert. Nun kamen Einweggläser und Kunststoffe
hinzu. Altglas wurde seit den 70er Jahren in Containern gesammelt, die
Abfallmenge nahm trotzdem weiter zu. Wirtschaft und Politik erschienen
hilflos und wenig interessiert, der Mülllawine Einhalt zu gebieten. In
vielen Bundesländern suchte man das Heil im Bau von
Müllverbrennungsanlagen.
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Müllverbrennung 

Recycling bewahrt den größten Teil der Energie, die ein Produkt in
sich trägt, sprich: den Heizwert plus die Energiemenge, die zu seiner
Herstellung nötig war. Anders die Verbrennung: Hier geht die Energie
großteils verloren. Dennoch wird fast die Hälfte der Verpackungen, die
in Deutschlands gelben Säcken und Tonnen gesammelt werden, verbrannt
statt recycelt (2014: 44 Prozent).

Diese Müllverbrennung in großem Maßstab verschwendet nicht nur
Energie, sondern auch wertvolle Ressourcen (wie seltene Erden). Ferner
heizt sie den Klimawandel an.

Die deutsche Mindestquote für Kunststoffrecycling liegt derzeit bei
nur 36 Prozent, das neu geplante Verpackungsgesetz soll sie auf 63
Prozent anheben. Der BUND fordert noch mehr - was technisch problemlos
möglich wäre.

Anders als bei Papier-, Glas- und Metallabfällen, die sehr gut
wiederverwertet werden, hat die Bundesregierung ein erweitertes
Sammeln und Recycling von Kunststoffen bisher nicht vorangetrieben.


Schrittmacher für Veränderungen

Mitte der 80er Jahre gründeten ehrenamtliche Fachleute des BUND vor
allem in Hessen und Bayern Arbeitskreise, um Alternativen zu
entwickeln. In seiner Position »Vergraben, verbrennen, vergessen?«
forderte der BUND verwertbare Abfälle wie Biomüll und Altpapier
systematisch getrennt zu sammeln, die Abfallberatung zu verbessern und
Müll nicht länger zu verbrennen. 1985 gab es im Landkreis Nürnberger
Land erstmals Tonnen für Papier, Bio- und Restmüll, nach einem Konzept
bayerischer BUND-Experten.

In Bayern blieb der BUND besonders aktiv: Einem Programm für
»zukunftsfähige Abfallwirtschaft« folgte 1990 das Volksbegehren »Das
bessere Müllkonzept«: ein großer Schritt vorwärts. Das vom BUND
entwickelte, von vielen Bürgerinitiativen und den Grünen unterstützte
Konzept fand ein positives Echo. Nach dem erfolgreichen Volksbegehren
ging der folgende Volksentscheid nur knapp verloren. Viele Vorschläge
des Konzepts wurden dennoch umgesetzt. So ging die Zahl geplanter
Müllverbrennungsanlagen stark zurück, was Fehlinvestitionen in
Milliardenhöhe vermied.

Die zunehmend getrennte Sammlung der Wertstoffe führte bundesweit
dazu, dass der Restmüll pro Kopf von 381 (1990) auf 160 Kilogramm im
Jahr 2014 abnahm. Gerade in den Anfangsjahren sank die Müllmenge sehr
deutlich, was vor allem dem Engagement des BUND und anderer
Umweltgruppen zu verdanken war.

Mangel macht musterhaft

In der DDR hatte sich das Abfallaufkommen übrigens ganz anders
entwickelt. Hier fiel 1989 nur etwa die Hälfte des westdeutschen
Restmülls an. Das hatte vor allem drei Gründe: Geräte und Kleidung
wurden häufiger repariert und ausgebessert als im Westen. Getränke
wurden fast nur in Mehrwegflaschen abgefüllt. Und sehr viele
Wertstoffe - wie Altpapier, Pappe, Altglas und Metalle - wurden über
das Sero-System gesammelt und sogar vergütet. Nach der Wende und der
Einführung des dualen Systems für Verpackungsabfälle konnte sich Sero
nicht mehr behaupten.

Das duale System

Seit den 80er Jahren begannen auch Teile der Wirtschaft nachzudenken,
wie Verpackungen gesammelt und verwertet werden könnten. Dies sollte
rein privatwirtschaftlich passieren. Für den übrigen Abfall blieb die
öffentliche Hand zuständig, daher »duales« System.

Es dauerte einige Zeit, bis die Politik per Verpackungsverordnung
einen gesetzlichen Rahmen formulierte. In Abstimmung mit den Kommunen
wurden gelbe Tonnen aufgestellt oder gelbe Säcke verteilt. Die
abfüllenden und verpackenden Unternehmen trugen jetzt über
Lizenzgebühren die Kosten der Verwertung ihrer Verpackungen, auch für
Papier und Karton. Das zahlte sich aus: Inzwischen wird mehr Altpapier
recycelt, als die Politik noch in den 80er Jahren erwartet hatte.

Imageschaden

Allerdings konnten die gesammelten Plastikverpackungen anfangs nur zum
Teil verwertet werden - trotz Zusagen der Kunststoffindustrie gab es
viel zu wenige Recyclinganlagen. Große Abfallmengen wurden ins Ausland
gebracht, zum Teil nach Übersee. Dies hat dem Image des dualen Systems
lange geschadet, auch wenn die Praxis inzwischen abgestellt wurde.
Dank besserer Technik sanken die Kosten, die Effektivität stieg.

Dann kippte das Bundeskartellamt das Monopol des dualen Systems.
Zeitweise versuchte fast ein Dutzend Systembetreiber Kunden zu
gewinnen. Nicht alle Verpackungen wurden mehr lizenziert, es kam zu
Unterfinanzierung und sinkenden Recyclingmengen. Verpackungen wurden
vermehrt verbrannt. Erst nach einer Anpassung der
Verpackungsverordnung steigen die lizenzierten Mengen seit 2015 wieder
an.

Rohstoffe im Kreislauf

Das novellierte Kreislaufwirtschaftsgesetz schreibt seit 2012 eine
fünfstufige Hierarchie fest: von der Abfallvermeidung über die
Wiederverwendung zur stofflichen Verwertung (Recycling) und sonstigen
Verwertung bis zur Beseitigung als letzter Option.

In diesem Sinne muss seit Anfang 2015 auch der Bioabfall
flächendeckend getrennt gesammelt werden - nicht alle Kommunen haben
dies bislang umgesetzt.

Leider wird das Gesetz den Erfordernissen nicht gerecht. So sind die
Recyclingquoten zu gering, bei geplanten Verbrennungsanlagen fehlt die
Bedarfsprüfung, der Ausstoß von Treibhausgasen bleibt unbeachtet, auch
gibt es keine konkrete Vorgaben zur Abfallvermeidung.

Hier ist also weiter Handlungsbedarf. Nach wie vor landen zu viele
verwertbare Rohstoffe in der Müllverbrennung. Das seit Jahren geplante
Wertstoffgesetz scheiterte am Streit, wer für die Erfassung von
Wertstoffen zuständig ist. Dabei hätte es die Recyclingquoten deutlich
erhöht und ermöglicht, zusätzliche Kunststoffe und Metalle (nicht aus
Verpackungen) in einer Wertstofftonne zu sammeln. Wir dürfen uns in
Deutschland nicht auf unseren Lorbeeren ausruhen - beim
Ressourcenschutz gibt es noch viel zu tun!



Rolf Buschmann betreut die Abfallpolitik des BUND

Hartmut Hoffmann ist Sprecher des AK »Abfall & Rohstoffe«


Zum Nachlesen

Abfälle vermeiden

Mehr als die Hälfte der Abfälle in Europa wird deponiert oder
verbrannt. Dabei entstehen giftige und klimaschädliche Emissionen, die
Luft, Böden und Gewässer belasten. Wir Europäer vernichten so nicht
nur wertvolle Ressourcen, sondern auch die Chance, Hunderttausende von
Arbeitsplätzen zu schaffen - im Bereich Reparatur und
Wiederverwendung. Nur eine echte Kreislaufwirtschaft wird diese
Situation verändern. Recycling allein reicht nicht aus.


Ressourcen schützen und respektvoll nutzen

Auf den ersten Blick kaum zu erkennen: In den meisten Produkten steckt
eine Fülle natürlicher Ressourcen. Ihre Produktion ist weitaus
klimaschädlicher als oft vermutet. Unser verschwenderischer Konsum
verknappt Mineralien und Metalle, Wasser und Böden. Zudem ist er die
Hauptursache dafür, dass die Temperaturen steigen und die
Artenvielfalt schwindet. Die Broschüre zeigt anhand von Handy und
Rindfleisch, T-Shirts und Individualverkehr: Wie viele natürliche
Ressourcen verbrauchen wir? Und wie können wir unsere kostbaren
Lebensgrundlagen besser schonen?


Besser (und) weniger

Um die globalen Ressourcen nicht überzustrapazieren, müssen wir
Deutschen unseren heutigen Verbrauch auf etwa ein Drittel senken.
Darin steckt eine Chance: Wir können uns vom Konsumzwang und von
Statussymbolen lösen. Und wir können lernen, die verfügbaren
Ressourcen gerechter und nachhaltiger zu nutzen. Der Aspekt
»Abfall/Abfallvermeidung« ist hierbei von großer Bedeutung.

Bezug der Druckversionen (»Abfälle vermeiden« gibt's nur digital):
bundladen@bund.net, Tel. (030) 275 86-317

Online unter: .bund.net/ressourcen




ZERSETZUNGSDAUER 

- Getränkedosen ca. 500 Jahre*

- Glasflaschen ca. 4000 Jahre

- Metallschrott Jahrzehnte bis Jahrhunderte

* Alle Zeitangaben sind naturgemäß vage - bei Trockenheit und Kälte
kann die Zersetzung sehr viel länger dauern. Viele Materialien
verrotten im Grunde gar nicht, sie zerfallen nur in immer kleinere
Einzelteile.

 * 
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AKTION/575: Dezentral-regionale Energiekonzepte statt zentralistischer Netzplanung (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 6. Februar 2017

Dezentral-regionale Energiekonzepte statt zentralistischer
Netzplanung - BUND und Bundesverband der Bürgerinitiativen gegen
SuedLink starten Offensive gegen überdimensionierten Stromnetzausbau




Erfurt/Fulda. Die Landesverbände des BUND in Niedersachsen, Hessen,
Thüringen und Bayern haben gemeinsam mit dem Bundesverband der
Bürgerinitiativen gegen SuedLink (BBgS) eine gemeinsame Vereinbarung
gegen die geplanten HGÜ-Leitungen unterzeichnet. Ihre Forderung:
Dezentral-regionale Energiekonzepte müssen die zentralistische
Netzplanung ersetzen. Vor allem die Querung der wertvollen Lebensräume
wie die des Hainichs, der Rhön und des künftigen Nationalen
Naturmonuments Grünes Band sind aus Sicht der BUND-Landesverbände
nicht hinnehmbar.

"Ein weiterer Ausbau des zentralistisch geplanten Stromnetzes ist ein
Schritt in die falsche Richtung. Wir fordern eine Energiewende auf
Basis einer bürger- und umweltfreundlichen Energiepolitik. Mit
regionalen Energiekonzepten und dezentraler Stromerzeugung sind
bereits sinnvolle Alternativen vorhanden. Diese gilt es jetzt
umzusetzen", so Robert Bednarsky, Vorstandsmitglied des BUND
Thüringen.

Nach Einschätzung des Verbandes hat der bisherige Protest gegen
Freileitungen bewirkt, dass bei einigen Leitungen die Erdverkabelung
nun gesetzlichen Vorrang hat. Aber auch Erdkabel haben erhebliche
Auswirkungen auf Natur, Boden, Wald und Grundwasser. Dies trifft aus
Sicht des BUND vor allem auf die Querung von Hainich, Rhön und dem
künftigen Nationalen Naturmonument Grünes Band zu. Dort sind besonders
schützenswerte Lebensräume und ihre Artenvielfalt akut bedroht.

"Ob als Erdkabel oder Freileitung, SuedLink und die anderen geplanten
HGÜ-Verbindungen sind Ergebnisse eines überdimensionierten
Stromnetzausbaus, der dem Weiterbetrieb konventioneller Kraftwerke und
dem transeuropäischen Stromhandel geschuldet ist", erläuterte Dr.
Werner Neumann, Bundessprecher des Arbeitskreises Energie beim BUND.
"Energieeffizienz und Sektorenkopplung, Speichertechnologien wie
Power-to-Gas, oder KWK-Anlagen, sind nur einige Stichworte für eine
umweltschonende und verantwortungsvolle Energiepolitik."

Morgen wird der BUND Thüringen bei einer gemeinsamen Veranstaltung der
Kreisverbände Bad Langensalza, Eisenach und Schmalkalenden-Meiningen
den aktuellen Status quo der Stromautobahn SüdLink vorstellen sowie
Möglichkeiten des Widerstandes gegen die neue Trasse erörtern.




Datum: Dienstag, 07.02.17

Uhrzeit: 19.00 Uhr

Ort: 

Umwelt- und Naturschutzzentrum Bad Langensalza e.V.

Burggasse 10/11a

99947 Bad Langensalza

 * 
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VERBAND/590: Niederbayerns Schönheit bewahren - BUND Naturschutz zieht positive "Grüne Bilanz 2016" (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 30. Januar 2017

Niederbayerns Schönheit bewahren

BUND Naturschutz zieht positive "Grüne Bilanz 2016"



Mit einem eindringlichen Appell zum Flächenschutz hat der BUND
Naturschutz in Bayern e.V. (BN) seine niederbayerische Bilanz für 2016
verbunden: "Der weiter voranschreitende Flächenverbrauch ist bei den
neun niederbayerischen Kreisgruppen des BN weiterhin
Schwerpunktthema." bilanziert Hubert Weiger, Landesvorsitzender des
BN. "Daher werden wir 2017 gerade in Niederbayern verstärkt gegen die
von Heimatminister M. Söder geplante Lockerung des Anbindegebotes und
den damit verbundenen Flächenverbrauch mobilisieren." 2016 war ein
Schwerpunkt des Verbandes der Einsatz für einen besseren
Bundesverkehrswegeplan. "Der Beschluss des Bundestages ist ein
gigantisches Straßenbauprogramm, der gerade mit der B 15n in
Niederbayern nicht nur einen weiteren massiven Flächenverlust bedeuten
würde, sondern auch völlig falsche Weichen auf dem dringend nötigen
Weg in eine klimaverträgliche und ressourcenschonende Mobilität,
stellt.", so BN-Landesbeauftragter Richard Mergner.

Weitere Schwerpunkte des BN in Niederbayern werden der Einsatz für die
frei fließende Donau, der Hochwasserschutz, der Schutz der Luchse und
die Begleitung des Rückbaus des Atomkraftwerks Isar 1 sein.
Dauerschwerpunkte sind zahlreiche Natur- und Artenschutzprojekte.

Freuen konnte sich der BN in Niederbayern über weiter steigende
Mitgliedszahlen: 20.107 Mitglieder und Förderer des BN zeigt die
Statistik Ende 2016 in Niederbayern, 225.000 in Bayern. Allein in der
Kreisgruppe Landshut stieg die Mitgliederzahl mit 1000 Neumitgliedern
auf fast 6000.

Einen allgemein wachsenden Zuspruch erfahren die zahlreichen
Umweltbildungsprojekte in den niederbayerischen Kreisgruppen.
Ein besonders hervorzuhebendes Projekt, welches neue Zielgruppen
anspricht, ist die vom "Vogel-Philipp", einem aktiven Landshuter
BN-Mitglied, ins Leben gerufene Vogelstimmenhotline, an der sich knapp
200 Personen beteiligten. Hierbei konnten die Besucher des Landshuter
Hofgartens Vogelstimmen aufnehmen und per whatsapp Sprachnachricht
bestimmen lassen. Insgesamt ist die Umweltbildung in Landshut
mittlerweile bestens aufgestellt, was allein die in 2016
durchgeführten 25 natur- und heimatkundlichen BN-Exkursionen
bestätigen.


Anlage 1: Niederbayern: besonders relevante Themen für 2016
und 2017


I. FLÄCHENSCHUTZ/ MOBILITÄT:

Im zurückliegenden Jahr wurden im Zuge des Bundesverkehrswegeplans
viele Einwendungen im Rahmen des Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren
durch viele Kreis- und Ortsgruppen in Niederbayern eingebracht. Der
enorme Druck auf die Landschaft durch Siedlungs-, Gewerbegebiete und
Straßen ist und bleibt in Niederbayern Schwerpunktthema. Der
Widerstand gegen die Transitautobahn B15 neu wurde 2016 weiter
verstärkt, nicht nur im derzeitigen Brennpunkt Landshut, der nicht vom
Durchgangsverkehr sondern vom Ziel- und Quellverkehr belastet ist,
sondern auch in den betroffenen niederbayerischen Landkreisen. Das
Ziel des BN bleibt auch weiterhin die Beendigung des Projekts an der
A92 bei Essenbach. "Mit dem im vergangenen Jahr beschlossenen
Bundesverkehrswegeplan werden die internationalen
Klimaschutzvereinbarungen von Paris konterkariert. Die B15 n steht
einer dringend notwendigen Verkehrswende im Weg," sagte Richard
Mergner, der Landesbeauftragte des BN.

Die geplante stadtferne Ost-Süd-Umfahrung von Landshut als südliche
Fortsetzung der B 15 n lehnt der BN aus Gründen der damit verbundenen
hohen Umweltbetroffenheit ab. Ebenso lehnt der BN den Bau einer
Entlastungsstraße am westlichen Stadtrand von Landshut ab, da diese
den wertvollen Auwald der Isar zerschneiden würde. Der BN setzt sich
stattdessen für eine stadtnahe, naturverträgliche und schnell
verkehrswirksame Osttangente der Stadt Landshut ein, welche seit
Jahren im Flächennutzungsplan der Stadt berücksichtigt ist.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Niederbayern sein:


	LEP-Änderung: uneingeschränkter Erhalt des Anbindegebotes.

	Stärkung des Widerstandes gegen die Straßen-Verkehrsprojekte des BVWP, sowie Einsatz für Alternativen gegen einzelne unsinnige und überdimensionierte Gewerbe-, Siedlungs- und Straßenbauprojekte.

	Mehr Grün in der Stadt/Siedlungsbereich.



II. DONAU UND HOCHWASSERSCHUTZ: 

Der BUND Naturschutz ist im Gespräch mit der RMD und den zuständigen
Behörden über eine ökologische Optimierung der Variante A zu einer
Variante A+. Ein zentrales Anliegen des BN ist es, das bisher geplante
Leitbauwerk am Isarschüttkegel durch angepasste Geschiebezugaben in
die Isar und die Renaturierung des Isarmündungsgebietes zu ersetzen.
Zudem werden weitere ökologische Verbesserungen der Planungen in der
Mühlhamer Schleife untersucht.

In Bezug auf den Hochwasserschutz haben nicht zuletzt die
Überflutungen von Simbach am Inn, Triftern und anderen Siedlungen an
kleinen Gewässern die Notwendigkeit bestätigt, die drohende
Überhitzung des Weltklimas zu stoppen, den Flüssen und Bächen mehr
Raum zu geben und die Aufnahme- und Rückhaltefähigkeit der gesamten
Landschaft für Wasser deutlich zu verbessern.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Niederbayern sein:


	Fortführung der Bemühungen um die weitere ökologische Optimierung des geplanten Ausbaus der Wasserstraße.

	Einsatz für die Anerkennung der Welterbe-Landschaft an der niederbayerischen Donau durch die UNESCO.

	Weitere Anstrengungen für die Verbesserung des natürlichen Hochwasserschutzes an den bayerischen Gewässern und in der gesamten Landschaft.



III. ARTENSCHUTZ: 

Im vergangenen Jahr scheint es durch Recherchen des Bayerischen
Rundfunks erste Fahndungserfolge in Bezug auf die Luchsmorde aus dem
Jahr 2015 zu geben. Der BUND Naturschutz fordert deshalb weiterhin
eine überregionale Sondereinheit der Polizei für
Artenschutzkriminalität, wie es sie in Österreich längst erfolgreich
gibt. Denn Artenschutzdelikte erfordern spezielle Kenntnisse und
Methoden, über die nur Spezialisten verfügen. Mittlerweile ist der
Luchs auch ein Aushängeschild für den Tourismus geworden und somit
schadet jede Luchstötung dem Image der Nationalparkregion. Erfreulich
ist, dass sich im vergangenen Jahr über 30.000 Menschen an einer
Unterschriftenaktion zur Rettung der Luchse engagiert haben, die der
bayerischen Umweltministerin U. Scharf im Sommer übergeben werden
konnten.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Niederbayern sein:


	Einsatz für eine Erhöhung der Geld- und Haftstrafen bei illegaler Verfolgung streng geschützter Arten.

	Schaffung eines staatlichen Wildtier-Kompetenzzentrums und Projekte für eine Koexistenz von Landwirtschaft, Wolf und Luchs.



IV. ENERGIEWENDE - ATOMAUSSTIEG 

BN widerspricht - AKW Isar 1 wird keine Grüne Wiese.

Im vergangenen Jahr fand unter großer Beteiligung der 5. Gedenktag zur
Atomkatastrophe in Fukushima am Tor 13 der Atomanlagen in
Niederaichbach statt. Hinsichtlich des nach der Atomkatastrophe von
Fukushima beschlossenen Abschaltens des AKW Isar 1 hat am 17. Januar
diesen Jahres das Bayerische Umweltministerium als Aufsichtsbehörde
den Antrag der PreussenElektra GmbH genehmigt, das AKW Isar 1 bei
Landshut abzureißen. Das Umweltministerium verspricht in seiner
Pressemitteilung vom 24. Januar hierzu eine "Grüne Wiese". Der BUND
Naturschutz hält dies für Schönreden, denn selbst der Betreiber
kündigt in seinem Sicherheitsbericht von 2014 an, dass über 99 Prozent
des radioaktiven Inventars vor Ort bleiben werden. Der hochradioaktive
Atommüll wird in Castoren im Zwischenlager weit über die genehmigte
Zeit (2046) verbleiben müssen, da ein Abtransport in ein Endlager
voraussichtlich erst mehrere Jahrzehnte später möglich sein wird. Man
muss auch bedenken, dass dieses Zwischenlager in der Einflugschneise
des Großflughafens Münchens liegt und es dem Absturz eines größeren
Verkehrsflugzeugs nicht standhalten kann.

Der BUND Naturschutz hatte im Verfahren und Erörterungstermin in 2014
viele Einwände gegen das geplante Abrissverfahren der PreussenElektra
GmbH vorgebracht. "Das Umweltministerium hat in seiner Genehmigung
leider nichts von unseren Argumenten übernommen. Bedrohlicherweise
soll der Abriss von Teilen des AKW Isar 1 schon beginnen, bevor das
Nasslager, welches noch 1734 hochradioaktive Brennstäbe enthält,
entleert worden ist. Im Genehmigungsbescheid des atomaren
Zwischenlager von 2006 wurde auf Einrichtungen im Reaktor des AKW Isar
I verwiesen - sogenannte "Heiße Zellen" - für den Fall, dass ein
Castor undicht würde, oder zur Revision von Castoren, die dort
möglichweise bis ca. 2100 gelagert werden müssen", ergänzte Kathy
Mühlebach-Sturm, Vorsitzende der BUND-Naturschutz-KG Landshut das
Szenario eines Rückbaus des AKW Isar I, so dass dort eben noch fast
ein Jahrhundert lang keine grüne Wiese wird entstehen können.

V. ÖKOLOGISCHES WIRTSCHAFTEN:

Ein Dauerbrenner sind die unzähligen Aktivitäten der niederbayerischen
BN-Gruppen zur Förderung der Energiewende, zur Förderung einer
ökologischen naturnahen Landwirtschaft oder zur Werbung für einen
nachhaltigeren Lebensstil ("Gut leben statt viel haben"). Die hohe und
weiterhin zunehmende Dichte von Tiermastplätzen vor allem im
nördlichen Landkreis Landshut führt zu steigenden Nitratwerten im
Trinkwasser, so dass Brunnen geschlossen werden mussten oder
belastetes Wasser mit unbelastetem gemischt werden muss, um die
Trinkwassergrenzwerte einhalten zu können. Um kleinbäuerliche
Strukturen zu erhalten und Wasser, Luft und Boden vor einem Zuviel an
Nitraten zu bewahren, fordert der BUND Naturschutz, dass die Zahl der
Tiere wieder an die Fläche gebunden werden soll. In einem breiten
Bündnis von Imkern, Bauern, Umwelt- und Entwicklungsverbänden haben am
21. Januar 2016 in Berlin unter dem Motto: "Wir haben Agrarindustrie
satt" 18.000 Teilnehmer in einer machtvoll Demonstration der
Forderung zu mehr Ökologie in der Landwirtschaft Nachdruck verliehen.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Niederbayern sein:


	Fortsetzung der Aktionen gegen eine Wiederzulassung von Glyphosat.

	Verstärkte Umsetzung eines flächigen dezentralen Wasserrückhaltes und besserer Erosionsschutz in der Land(wirt)schaft,





https://www.bund-naturschutz.de/uploads/tx_news/PM_FA_04_17_Grüne-Bilanz-2016_Niederbayern.pdf
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VERBAND/589: Oberbayerns Schönheit bewahren - BUND Naturschutz zieht positive "Grüne Bilanz 2016" (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 26. Januar 2017

Oberbayerns Schönheit bewahren

BUND Naturschutz zieht positive "Grüne Bilanz 2016"



Mit einem eindringlichen Appell zum Flächenschutz hat der BUND
Naturschutz in Bayern e.V. (BN) seine oberbayerische Bilanz für 2016
verbunden: "Bei den 21 oberbayerischen Kreisgruppen des BN ist und
bleibt Schwerpunkt Nummer 1 der Einsatz für den Schutz von Boden und
Natur vor immer weiterer Bebauung." bilanziert Dr. Christine Margraf,
Regionalreferentin des BN. "Daher werden wir 2017 gerade in Oberbayern
verstärkt gegen die geplanten Erleichterungen der Staatsregierung für
Bau- und Gewerbegebiete auf der grünen Wiese mobilisieren." 2016 war
ein Schwerpunkt des Verbandes der Bundesverkehrswegeplan, der gerade
in Oberbayern nicht nur einen weiteren massiven Flächenverlust
bedeuten würde, sondern auch völlig falsche Weichen stellt auf dem
dringend nötigen Weg in eine klimaverträgliche und ressourcenschonende
Mobilität.

Weitere Schwerpunkte des BN in Oberbayern sind der Einsatz für die
Alpen gegen die weitere Aufrüstung der Schigebiete, zahlreiche
Aktivitäten für lebendigere Flüsse mit größeren Auen und gegen
weiteren Wasserkraftausbau, Initiativen für eine ökologischere und
wasserrückhaltende Landwirtschaft bzw. gegen weitere
Massentierhaltungsanlagen, konkrete Anstöße für eine Energiewende und
nicht zuletzt auch der Einsatz gegen die 3. Start- und Landebahn am
Flughafen München. Dauer-Schwerpunkte sind zahlreiche Natur- und
Artenschutzprojekte.

Freuen konnte sich der BN in Oberbayern über weiter steigende
Mitgliedszahlen: 78.426 Mitglieder und Förderer des BN zeigt die
Statistik Ende 2016 in Oberbayern. Dies entspricht 35% der 221.544
Mitglieder/Förderer des BN in ganz Bayern. Seit Ende 2015 bedeutet
das einen Zuwachs von 1.676 Mitgliedern/Förderern.
Einen allgemein wachsenden Zuspruch erfahren die zahlreichen
Umweltbildungsprojekte in den oberbayerischen Kreisgruppen. Auch neue
Interessenten werden angesprochen wie z.B. mit dem
Gemeinschaftsprojekt der Ortsgruppe Garching (M): "Meine neue Heimat -
Spurensuche der bayerischen Kultur in der Natur", welches 2016 den
Bayerischer Integrationspreis erhielt.

Feiern konnte der BN in Oberbayern nicht nur einzelne Projekt-Erfolge,
sondern auch 40-Jahre-langes Bestehen des BN Ingolstadt, BN Erding, BN
Neuburg und BN Pfaffenhofen.


Anlage 1: Oberbayern: besonders relevante Themen für 2016
und 2017


I. FLÄCHENSCHUTZ/ MOBILITÄT:

Der enorme Druck auf die Landschaft durch Siedlungs-, Gewerbegebiete
und Straßen ist und bleibt in Oberbayern Schwerpunktthema. Nicht nur
in den "Boom-Regionen" München und Ingolstadt, sondern z.B. auch im
Chemiedreieck Altötting oder in kleineren Kommunen gerade im
Alpenvorland. In der Bilanz gibt es einzelne Erfolge (wie z.B. die
Verhinderung der Ansiedlung einer Groß-Logistik-Halle in Freising),
aber leider sehr viele Verluste. Besonders bitter war 2016 das
Scheitern der Klage des BN gegen ein Gewerbegebiet auf der Grünen
Wiese im Brutgebiet des Kiebitz in Tittmoning (Lkr. Traunstein) aus
formal-rechtlichen Gründen. Obwohl Alternativen in einem bestehenden
Gewerbegebiet vorhanden waren, wurde hier vom Anbindegebot des LEP
eine Ausnahme gemacht. Bittere Realitäten wurden 2016 zudem vom BN
jahrelang bekämpfte Naturzerstörungen, z.B. durch den Baubeginn der
Ostumfahrung Grafing (Lkr. Ebersberg) und der Westtangente Freising.
Die Ortsumfahrung Wessling (Lkr. Starnberg) wurde 2016 dem Verkehr
übergeben und bald musste das Straßenbauamt feststellen, dass
die innerörtliche Entlastung deutlich geringer als erwartet ist - wie
vom BN prophezeit: hoher ökologischer Schaden, geringer verkehrlicher
Nutzen.

Da der Straßenbau im neuen Bundesverkehrswegeplan gerade in Oberbayern
weiter forciert werden soll (v.a. Region München / Ausbau A8 Lkr.
Rosenheim, Traunstein, Berchtesgadener Land / B15neu Lkr. Erding,
Mühldorf, Rosenheim), lag 2016 zusätzlich ein spezieller Fokus des BN
auf der Erarbeitung von Stellungnahmen und Alternativen sowie der
Stärkung lokaler Widerstände. Dauerschwerpunkt bei den Kreisgruppen
Erding und Freising, aber auch im weiteren Umfeld sind Aktivitäten
gegen die 3. Start- und Landbahn, für die nach wie vor kein Bedarf
besteht und die mehr denn je Zielen des Klima-, Natur- und
Menschenschutzes widersprechen würde.

Einige BN-Kreisgruppen größerer Städte haben 2016 verstärkt die Bäume
und Grün in der Stadt in den Fokus gestellt: Für eine bessere
Lebens-Qualität von Siedlungsflächen haben Grünflächen, Parks und
Bäume - gerade vor dem Hintergrund des Klimawandels - einen steigend
hohen Wert. Beim BN Ingolstadt hieß das Jahresthema "Bäume in der
Stadt - Ingolstadt wird baumbewusst", 2016 konnten z.B. ein
Fotowettbewerb und Patenschaften angestossen werden. Der BN München
wirbt insbesondere für eine naturverträglichere Pflege der vielen
Münchner Parks und hat sich sehr kritisch in die Praxis der Bekämpfung
des Asiatischen Laubholzbockkäfers (ALB) eingemischt. Der BN
Fürstenfeldbruck hatte und hat als Schwerpunkt, den Baumbestand im
Siedlungsbereich zu halten und zu vergrößern. Beim BN Mühldorf heißt
das Motto: "Altholzinsel gesucht".

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Oberbayern sein:


	Sicherung der Grünzüge im Regionalplan der Region München, LEP-Änderung: uneingeschränkter Erhalt des Anbindegebotes,

	Endgültiges Aus für die 3. Start- und Landebahn am Flughafen München,

	Stärkung des Widerstandes gegen die Straßen-Verkehrsprojekte des BVWP

	sowie Einsatz für Alternativen gegen einzelne unsinnige und/oder überdimensionierte Gewerbe-, Siedlungs- und Straßenbauprojekte.

	Mehr Grün in der Stadt/Siedlungsbereich.



II. SCHUTZGEBIETE, NATUR- UND ARTENSCHUTZ:

Unter zunehmendem Druck stehen auch die Schutzgebiete Oberbayerns.
Auch 2016 konnte der BN weitere Verkleinerungen von
LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIETEN (v.a. Landkreis Miesbach, z.B. Hausham)
nicht verhindern, die Klage des BN gegen die Verkleinerung des LSG
Inntal, Lkr. Rosenheim läuft noch. Der BN Dachau hat 2016 einen
eigenen Vorschlag zur Erweiterung eines Landschaftsschutzgebietes
zwischen Dachau und Karlsfeld in die Diskussion gebracht - leider wird
er in Kernbereichen von den Gemeinden nicht akzeptiert, die dort im
Grünzug, Moorgürtel und Kaltluftgebiet lieber weitere Gewerbegebiete
bauen wollen. Umso positiver war für den BN Fürstenfeldbruck, dass in
Grafrath ein Landschaftsschutzgebiet durch ein erfolgreiches
Bürgerbegehren gehalten werden konnte.

Auf der Positiv-Seite steht 2016 zumindest flächenmäßig ein neues
NATURSCHUTZGEBIET, die Fröttmaninger Heide im Landkreis München, wobei
die Verordnung aus Sicht des BN für einen tatsächlichen Schutz der
Natur unzureichend und nicht kontrollierbar ist. Um andere
Schutzgebiete muss der BN ständig ringen und beispielswiese im NSG
Gfällach immer wieder gegen Manipulationen an der nötigen Wasserzufuhr
vorgehen (Erding). Nicht einmal gegen massivste qualitative
Verschlechterungen in bestehenden Schutzgebieten, wie der Pähler
Schlucht (Lkr. Weilheim - Rodungen, Wegebau) oder dem Ammergebirge
(Lkr. Garmisch-Partenkirchen - Bau des Kramertunnels), wurde 2016
trotz Anzeigen des BN von Seiten der Behörden vorgegangen.

Sehr erfolgreich verliefen dagegen zahlreiche ARTEN- UND
NATURSCHUTZPROJEKTE der oberbayerischen BN-Kreisgruppen. Ein
Schwerpunkt liegt dabei auf Moorgebieten (z.B. BN-Projekt Palsweiser
Moos, Lkr. Dachau, mit der Gemeinde Bergkirchen, z.B. Beteiligung am
Projekt Dachauer Moos, Lkr. Dachau) und Feuchtgebieten bis hin zum
Quellschutz und dem Schutz bedrohter Arten. 2016 wurde das
Bundes-Biodiversitätsprojekt "Bayerisches Löffelkraut und Co", das vom
BfN und Bayerischen Naturschutzfonds fünf Jahre lang gefördert wurde,
mit einer positiven Bilanz abgeschlossen (Lkr. München, Ebersberg,
Rosenheim). Und Ende 2016 startete als neues
Bundes-Biodiversitätsprojekt ein ebenfalls von BfN und Bayerischem
Naturschutzfonds gefördertes Projekt zum Schutz der Gelbbauchunke,
dessen Träger die sechs BN-Kreisgruppen Neuburg, Pfaffenhofen,
Freising, Erding, Mühldorf und Altötting zusammen mit den Landkreisen
Freising, Neuburg und Altötting sind.

Beim Schutz von FLÜSSEN UND AUEN wurden 2016 Teilerfolge erzielt: Der
BN Berchtesgaden erzielte einen Erfolg vor Gericht gegen das geplante
Wasserkraftwerk Felsentor an der Ramsauer Ach; der BN
Garmisch-Partenkirchen konnte im Rechtsverfahren gegen ein
Wasserkraftwerk an der Loisach deutlich stärkere Schutzauflagen zum
Schutz der Fische erreichen, die für die Kraftwerksbetreiber ein
erhebliches Risiko bedeuten; der BN Freising konnte erreichen, dass
das geplante Wasserkraftwerk Volkmannsdorferau an der Amper in der
beantragten Form als nicht genehmigungsfähig bewertet wurde. Zum
Schutz der Salzach und der Realisierung einer Naturfluss-Variante ohne
Kraftwerke konnten der BN und viele in der ALS zusammengeschlossenen
Partner eine erfolgreiche Kundgebung in Burghausen feiern (BN
Berchtesgadener Land, Traunstein, Altötting). Die begonnene
Renaturierung der Mittleren Isar mit Deichrückverlegungen durch das
WWA München haben der BN Freising und Erding 2016 als Vorbild für den
Umgang mit den oberbayerischen Alpenflüssen besonders hervorgehoben.
Eine Untersuchung des BN Freising zur Auswirkung auf die terrestrische
Artenvielfalt hat eindrucksvoll die Bedeutung und Wirkung von mehr
Dynamik im Fluss gezeigt. Für mehr Restwasser an Ausleitungsstrecken
setzen sich beispielsweise BN Miesbach und Rosenheim im Rahmen der
Mangfall-Allianz an Leitzach und Mangfall oder der BN Mühldorf am Inn
(Verlängerung Wasserkraftwerk Jettenbach) ein. Auf Maßnahmen zum
Schutz der bedrohten typischen Alpenflussart "Deutsche Tamariske" an
der Ammer sowie zusätzlich auf Umweltbildung setzen der BN Weilheim
und die BN-Ökostation Wartaweil im Rahmen des Projektes
Alpenfluss-Landschaften.

NUR WAS MAN KENNT, DAS SCHÜTZT MAN - Da nicht nur Natur und Arten
schwinden, sondern auch die Menschen, die noch Arten kennen, haben
2016 einige BN-Gruppen einen neuen Schwerpunkt auf die spezielle
Vermittlung von Artenkenntnis gelegt, z.B. gab es beim BN
Fürstenfeldbruck die Reihe "Artenkenntnis für Einsteiger" oder beim BN
Starnberg ein Mentorenprojekt.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Oberbayern sein:


	Bessere Umsetzung von Schutzzielen in Schutzgebieten, gerade in Naturschutzgebieten und (nach der Bestätigung von Natura 2000 durch den Fitness-Check der EU) FFH-Gebieten,

	Einsatz für mehr Waldwildnis in den oberbayerischen Waldgebieten Auen-Revitalisierung und ökologischer Hochwasserschutz durch Deichrückverlegungen durch die bayerische Wasserwirtschaft,

	Endgültige Sicherung der Salzach ohne Staustufen und Umsetzung der Naturfluss-Variante, Zulassen der Dynamik an der Ampermündung und endgültiges Aus für das geplante Wasserkraftwerk,

	Sicherung von Gewässerrandstreifen entlang der Gewässer,

	Fortsetzung des Moorschutzes, z.B. auch verstärkte Aktivitäten zur konsequenten Umsetzung des Moorschutzes im oberbayerischen Donaumoos (Landkreis Neuburg),

	Sowie Fortführung zahlreicher Einzelprojekte für Arten, Biotope und Landschaften.



III. ALPEN:

2016 hatte Deutschland den Vorsitz der Alpenkonvention. In diesem
Rahmen und anlässlich des 25-jährigen Jubiläums der Unterzeichnung der
Alpenkonvention forderte der BN zusammen mit dem Österreichischen
Naturschutzbund und Pro Natura (Schweiz) im Rahmen eines
5-Punkte-Programms verstärkte länderübergreifende Anstrengungen zum
Schutz und zur nachhaltigen Entwicklung der Alpen. Die stärkere
Umsetzung der vor 25 Jahren unterzeichneten und rechtlich bindenden
Alpenkonvention muss dabei das zentrale Element sein. Auch über die
Dachorganisation CIPRA und den Grassauer Appell wurde ein verstärkter
Alpenschutz und eine Reduzierung der Belastungen in den Alpen
gefordert.

Ein besonderer Schwerpunkt war 2016 die Verteidigung des Alpenplanes
im Bayerischen Landesentwicklungsprogramm, der durch die geplante
Aufweichung für eine Skischaukel am Riedberger Horn auch für
Oberbayern ein fatales Zeichen setzen würde. Dass auch in den
oberbayerischen Alpen trotz Klimawandel Skigebiete immer weiter
ausgebaut werden und dabei auch anerkannte Grenzen nicht mehr gelten
sollen, zeigte 2016 das Beispiel des geplanten Ausbaus am Jenner, wo
der BN Berchtesgaden durch intensiven Einsatz zumindest die negativen
Auswirkungen auf den Nationalpark Berchtesgaden reduzieren konnte.

2017 werden Schwerpunkte/Ziele des BN in Oberbayern sein:


	Sicherung des Alpenplanes,

	Verstärkte Umsetzung der Alpenkonvention,

	Schaffung eines staatlichen Wildtier-Kompetenzzentrums und Projekte zur Anpassung von Beweidung in den Alpen für eine Koexistenz von Almbauern, Wolf und Luchs,

	Begleitung der Diskussion um den Brenner-Basistunnel.



IV. ÖKOLOGISCHES WIRTSCHAFTEN:

Ein Dauerbrenner sind die unzähligen Aktivitäten der oberbayerischen
BN-Gruppen zur Förderung der Energiewende, zur Förderung einer
ökologischen naturnahen Landwirtschaft oder zur Werbung für einen
nachhaltigeren Lebensstil ("Gut leben statt viel haben"). Diese werden
auch 2017 fortgeführt. Hierzu werden 2017 einzelne Aktionen des BN in
Oberbayern sein:


	Durchführung der Wiesenmeisterschaft im Landkreis Miesbach und München,

	Widerstand gegen Massentierhaltungsanlagen wie die geplante Anlage in Eschelbach (Lkr. Pfaffenhofen) und Moosach/Baumhau (Lkr. Ebersberg),

	Fortsetzung der Aktionen gegen eine Wiederzulassung von Glyphosat. Beispielsweise konnte der BN Ebersberg schon 2016 eine drastische Reduzierung des Glyphosat-Einsatzes im Landkreis erreichen,

	Verstärkte Umsetzung eines flächigen dezentralen Wasserrückhaltes und besserer Erosionsschutz in der Land(wirt)schaft, Umsetzung der bayernweiten Schwerpunkte wie CETA (s.u.).




Anlage 2: Bilanz Bayern

MIT VOLLER ENERGIE FÜR EIN ÖKOLOGISCH-SOZIALES BAYERN

Der BUND Naturschutz zieht eine positive "Grüne Bilanz" für das Jahr
2016 und startet mit Rückenwind in das neue Jahr: Bayerns größter
Natur- und Umweltschutzverband freut sich über Erfolge beim Schutz
bedrohter Heimatlandschaften und einen großen Mitgliedergewinn im Jahr
2016. Mit 16.000 neu gewonnenen "Freunden der Erde" im vergangenen
Jahr wächst Bayerns größter Umweltverband auf rund 225.000 Mitglieder
und Förderer und setzt noch stärker auf die Kraft der ehrenamtlichen
Aktiven in allen Regionen Bayerns. Über eine Million Stunden
Gemeinwohlarbeit wurden in den rund 750 Orts- und Kreisgruppen für den
Schutz von Mensch und Natur geleistet.

Als größte Erfolge seiner Arbeit im Jahr 2016 sieht der BUND
Naturschutz die Ankündigung der bayerische Staatsregierung für einen
dritten Nationalpark in Bayern, den fulminanten Start für das
Volksbegehren gegen das Handelsabkommen CETA, gewonnene
Bürgerentscheide gegen industrielle Tierfabriken, Gewerbegebiete und
Straßenbauvorhaben sowie die zunehmende Akzeptanz für Bayerns
Ureinwohner wie Luchs, Wildkatze und Biber. Ganz besonders stark
gemacht haben sich die Naturschützer für mehr ökologische
Landwirtschaft und Lebensmittel ohne Gentechnik und
Pestizidrückstände, für eine Bürgerenergiewende mit ökologischen
Leitplanken und die Bekämpfung von Fluchtursachen durch mehr Fairness
im Welthandel.

"Friedenssicherung, Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen,
engagierter Klimaschutz und Bekämpfung der Fluchtursachen gehören
untrennbar zusammen", so der BN-Vorsitzende Hubert Weiger. Er fordert:
"Bayern braucht mehr ökologisch wirtschaftende Unternehmen, ein
ambitioniertes Klimaschutzgesetz und neue Wege aus der
umweltzerstörenden Wachstumswirtschaft. Das Festhalten der
Staatsregierung an unfairen Handelsabkommen wie TTIP und CETA, ihr
Einsatz für eine dritte Startbahn am Münchner Flughafen und für ein
Flächen fressendes Straßenneubauprogramm bedroht dagegen die Umwelt-
und Lebensqualität in Bayern."

Lichtblicke seien dagegen der Beschluss für einen neuen, dritten
Nationalpark in Bayern und die Förderung der ökologischen
Landwirtschaft, so Weiger. Als motivierende Beispiele für gelebte
Bürgerdemokratie bewertete der Naturschutzverband die von seinen
Basisgruppen unterstützten, erfolgreichen Bürgerentscheide
beispielsweise für ein Bürgerwindrad im Landkreis Pfaffenhofen, die
Stadt-Umland Bahn in Erlangen, gegen unnötigen Straßenbau im Landkreis
Fürth und gegen eine industrielle Hühnermastfabrik im Landkreis
Schwandorf.

"Die geplanten Erleichterungen der Staatsregierung für Bau- und
Gewerbegebiete auf der grünen Wiese, die Planung der Stromautobahnen
Südlink und Südostlink durch Bayern und die Aufrüstung der Alpen mit
Schischaukeln und Schneekanonen sind ein teurer Irrweg, den wir
stoppen wollen", bilanziert der BN-Landesbeauftragte Richard Mergner.

Weitere Ziele des Verbandes im Jahr 2017 seien ein erfolgreicher
Volksentscheid gegen das europäisch-kanadische Handelsabkommen CETA,
die Rettung der Bürgerenergiewende vor Ort, die sofortige Abschaltung
und der sichere Rückbau der bayerischen Atomkraftwerke, der Einsatz
für die Erhaltung einer bäuerlichen Landwirtschaft sowie der
vorbeugende Hochwasserschutz durch die Revitalisierung von Flüssen und
Auen. In die Bundestagswahl wird sich der BUND Naturschutz mit
Aktionen für den Abbau umweltschädlicher Subventionen und die Rettung
der dezentralen Energiewende einsetzen.

Erfolge und Hoffnungssignale für Bayerns Natur und Umwelt

Das 1971 vom BUND Naturschutz gestartete Wiederansiedlungsprojekt für
den Luchs hat den "kleinen bayerischen Löwen" wieder in seine
ursprüngliche Heimat zurückgebracht. Doch der Luchsbestand von nur 29
Tieren in Bayern, vor allem im Bayerischen Wald, ist durch illegale
Verfolgung erneut vom Aussterben bedroht. Die BN-Aktion "Stoppt die
Wilderer, rettet den Luchs!" hat zu ersten erfolgreichen Ermittlungen
beigetragen. Um den Luchs in Bayerns Wäldern wieder eine Heimat zu
geben, hat der BUND Naturschutz 2016 ein bahnbrechendes Konzept für
eine aktive Bestandsstützung mit gezieltem Freisetzen von Luchsen in
geeigneten bayerischen Mittelgebirgen und im bayerischen Alpenraum
vorgelegt.

Die in Bayern um 1920 durch jagdliche Verfolgung ausgerottete
Wildkatze ist auch Dank der im Jahr 1984 im Spessart gestarteten
Wiedereinbürgerungs-Aktion des BUND Naturschutz wieder heimisch
geworden. Von den laubholzreichen Wäldern des Spessarts, der Rhön und
den Haßbergen breitet sich die Art seit etwa zehn Jahren über den
Jurabogen in Richtung Südbayern aus. In den beiden letzten Jahren
konnte durch eine weltweit einmalige Untersuchung der
Wildkatzenbestände mit hunderten ehrenamtlich Aktiven in einem
"Citizen Science"-Projekt die genaue Verbreitung der Wildkatze
nachgewiesen werden.

Die politisch erzwungene Aufhebung des Schutzgebietes "Hoher Buchener
Wald" bei Ebrach ist inzwischen vor dem Bundesverwaltungsgericht. Die
vom BN angeführte, langjährige Diskussion um einen ersten fränkischen
Nationalpark im Steigerwald hat zu einer massiven Kursänderung der
Staatsregierung geführt. Ihre frühere "Argumentation", die
Staatswälder seien so gut bewirtschaftet, dass es keinen Nationalpark
bräuchte, ist mit dem Bekenntnis für einen dritten Nationalpark in
Bayern hinfällig. Als neuen Nationalpark hält der BN jedoch die aus
rein politischen Gründen davon ausgeschlossenen staatlichen
Buchenwälder im Nordsteigerwald für das fachlich beste Gebiet und
fordert einen fairen Suchprozess. Bayern hat darüber hinaus das
landschaftliche Potential für mindestens fünf weitere Nationalparke
bzw. großflächige Schutzgebiete.

Die Rettung des Atomausstiegs und der Energiewende sowie die Ablehnung
neuer Stromautobahnen war auch im Jahr 2016 ein wichtiger
Arbeitsschwerpunkt. Gemeinsam mit Bürgerinitiativen und Bayerns
zweitgrößten kommunalen Stadtwerk N-ERGIE will der BUND Naturschutz
teure Fehlinvestitionen und eine Subvention von Kohle- und
Atomkraftwerken im europäischen Stromverbund verhindern, damit
dezentrale, erneuerbare Energien und energieeffiziente
Kraft-Wärme-Kopplung weiter eine Chance haben.

Die Ausweitung industrieller Massentierhaltung gefährdet auch in
Bayern Landwirte, die tierschutzgerechter arbeiten wollen. Ohne
Bindung der Tierhaltung an die Fläche sind durch Überdüngung an vielen
Brennpunkten Bäche und Trinkwasserqualität bedroht. Deshalb hat der
BUND Naturschutz in einem breiten Bündnis von Imkern, Bauern, Umwelt-
und Entwicklungsverbänden am 21. Januar 2016 zur Kundgebung in Berlin
unter dem Motto: "Wir haben Agrarindustrie satt" mobilisiert. Mit
18.000 Teilnehmern war sie eine machtvolle Demonstration.

Bei der Biolandwirtschaft ist dank des Engagements des BUND
Naturschutz und der Förderung im Ökopakt Bayern eine äußerst positive
Entwicklung festzustellen. Etwa 1000 Betriebe haben im Jahr 2016 neu
auf "Bio" umgestellt, so dass inzwischen rund acht Prozent der
Betriebe besonders umweltverträglich wirtschaften.

Mit Eigentum und Pacht betreut und sichert der BN inzwischen über 3000
Hektar schutzwürdiger Lebensräume, verteilt über ganz Bayern. Damit
knüpfen Tausende im Artenschutz Aktive an einer "Grünen
Infrastruktur". Für diese steht Modell das vom BN initiierte "Grüne
Band", Deutschlands größtes Naturschutzprojekt als 1393 Kilometer
langes und heute mehr denn je aktuelles Denkmal für ein Europa ohne
Grenzen.



https://www.bund-naturschutz.de/uploads/tx_news/PM_FA_03_17_Grüne-Bilanz-2016.pdf
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AKTION/054: #jederkenntdiealternative - ROBIN WOOD aktiv gegen Papierverschwendung (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 5. Februar 2017

#jederkenntdiealternative

ROBIN WOOD veröffentlicht animierte Grafiken in den sozialen Medien,
um junge Menschen für das Thema Papier wachzurütteln



Unter dem Hashtag #jederkenntdiealternative ist ROBIN WOOD seit heute
in den sozialen Medien gegen Papierverschwendung aktiv. Die Ideen,
Motive, Headlines und Hashtags wurden von StudentInnen der Hamburger
Akademie für Kommunikation und Art Direction entwickelt - junge
Kreative, die wissen wie die Zielgruppe tickt. Plakativ, farbintensiv,
packend werden Zusammenhänge zwischen Papierverschwendung und den
ökologischen und sozialen Folgen vermittelt. Die animierten GIFs
wirken als unmittelbare Botschaft, um hinzuschauen, zu begreifen und
weiter zu denken. Detaillierte Informationen, was es mit den Bildern
und ihrer Aussage auf sich hat, sind für die UserInnen nur einen Klick
entfernt.

"ROBIN WOOD möchte insbesondere junge Menschen als Mitstreiter für
eine Papierwende begeistern. Ziel ist die Halbierung des
Papierverbrauchs, bei dem Deutschland global im Spitzenfeld liegt.
Andere Industrieländer wie Frankreich oder die Schweiz kommen mit sehr
viel weniger Papier aus. Außerdem gilt es, bewusst Recyclingqualitäten
mit Blauem Engel zu wählen. So lassen sich Wald und Klima schützen,
rund 60 Prozent Energie einsparen und sogar bis zu 70 Prozent Wasser
gegenüber Primärfaserpapier", erläutert Angelika Krumm,
Projektkoordinatorin Papier bei ROBIN WOOD.

Das Ziel, gerade junge Menschen zum Papiersparen zu motivieren und zu
zeigen, warum Recyclingpapier die Zukunft ist, wurde in einem Projekt
in Kooperation mit dem Forum Ökologie & Papier (FÖP) umgesetzt, das
von ENGAGEMENT GLOBAL im Auftrag des Bundesentwicklungsministerium
geförderte wurde. ReferentInnen von ROBIN WOOD und FÖP vermittelten in
Workshops das Hintergrundwissen an die angehenden
Kommunikationsprofis. Fünf der StudentInnen - Anna Maria Muro Pita,
Kerstin Mitza, Jennifer Meins, Janes Trettin und David Böttcher -
entwickelten daraufhin gemeinsam mit ihrem Dozenten, Eric Horlitz,
schlagkräftige Motive zur Verbreitung des Themas in den sozialen
Medien. Die animierten GIFs werden im Laufe des Jahres von ROBIN WOOD
auf Facebook und weiteren social media-Kanälen veröffentlicht.

Im Fokus stehen dabei die ökologischen Schäden durch die Herstellung
von Primärfaserpapier wie Waldzerstörung, Lebensraumverlust für Tiere
und Pflanzen sowie der hohe Energie- und Wasserverbrauch. Darüber
hinaus geht es um die sozialen Konsequenzen. Denn die
Zellstoffgewinnung führt in etlichen Ländern zu massiven Menschen- und
Landrechtsverletzungen und gefährdet vielfach die Existenzgrundlage
der lokalen Bevölkerung. Zudem werden in vielen industriellen
Baumplantagen in Südamerika und Asien grundlegende Arbeitsrechte
verletzt. Vor allem aus Brasilien bezieht Deutschland bedeutende
Mengen seines Zellstoffs. Deshalb ist es entscheidend, bei der Wahl
von Papier genau darauf zu achten, wo und unter welchen Bedingungen
der Rohstoff Holz gewonnen wird.

Aktuell ist ROBIN WOOD mit der "Rächer der Becher - Waldschutz statt
Wegwerfbecher"-Kampagne gegen die Ressourcenverschwendung aktiv. Ziel
ist es, große Coffee-to-go-Ketten zum Verzicht auf kurzlebige
Papierprodukte zu bewegen und für die Einführung eines verpflichtenden
und verbraucherfreundlichen Mehrwegsystems auf Bundesebene zu
streiten.




Wem es gefällt, der möge liken, sharen, posten:

https://www.facebook.com/robinwood.ev

https://twitter.com/robin_wood

#unrecycable

#verpackungvernichtet

#jederkenntdiealternative

ROBIN WOOD veröffentlicht die GIFs ab heute nach und nach auf seiner
Homepage. Viele weitere interessante Infos rund ums Thema Papier
finden Sie hier: 

https://www.robinwood.de/Papier:

https://www.robinwood.de/Papier.114.0.html

Alle Infos zur Wegwerfbecher stoppen-Kampagne:

http://www.robinwood.de/Wegwerfbecher-stoppen.wegwerfbecher.0.html

 * 
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PROTEST/117: Warum Standing Rock uns alle angeht (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum Standing Rock uns alle angeht

Von Evelyn Rottengatter, 4. Februar 2017
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Standing Rock, 4. Dezember 2016
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Weltweit werden durch Megaprojekte wie Pipelines, Dämme, Minen oder
auch durch industrielle Abholzung, Landgrabbing und intensive
Landwirtschaft langfristig Lebensräume zerstört. Die Leidtragenden
sind neben der Natur und Menschen, die dort leben, auch wir, denn das
Ökosystem Erde ist nicht trennbar, die Auswirkungen von
Umweltzerstörung und Klimawandel auf den gesamten Planeten, der unser
aller Zuhause ist, sind nicht mehr zu leugnen, ebenso wie die
Tatsache, dass seitens der Politik keine Lösung zu erwarten ist, das
hat COP21 ohne jeglichen Zweifel bewiesen.

In Standing Rock, North Dakota, U.S.A. ist letztes Jahr etwas
passiert, was zukunftsweisend sein könnte. Einmal mehr wurde dort zu
Gunsten der allmächtigen Ölindustrie beschlossen, ohne Rücksicht auf
Mensch und Natur, vertraglich zugesicherte Rechte,
Trinkwasservorkommen, gesundheitliche Bedenken usw. eine Pipeline zu
bauen, die nur ein Ziel hat: Profitsteigerung für die involvierten
Finanziers und ein weiterer Schritt in Richtung Abhängigkeit von
fossilen Brennstoffen. Genau das Gegenteil von dem, was wir brauchen.

Doch die Rechnung wurde ohne die Indianer gemacht. Sie haben einen
Widerstand organisiert, der bis jetzt ohne Gleichen ist und zu einem
Zukunftsmodell im Kampf gegen Umweltzerstörung und Profitgier werden
könnte. Dass sie auch ein indigenes Volk sind, spielt dabei eine nicht
ganz unwichtige Rolle.


Kurzer Abriss der Ereignisse in 2016

Bereits im Frühjahr formierte sich der Widerstand der Sioux Lakota
Dakota Nakota Nation, deren Gebiet um den Lake Oahe und den Missouri
River direkt von dem Megaprojekt betroffen ist. Nicht nur, dass die
Pipeline heilige Grabstätten zerstören würde. Die durch Fracking und
den daraus resultierenden Ölboom seit 2006 bereits extrem belastete
Region steht nun dem nicht unerheblichen Risiko gegenüber, durch ein
einziges kleines Leck in der Pipeline die Trinkwasserressourcen für
rund 17.000 Menschen zu verlieren, von der damit verbundenen
langfristigen Belastung für die Umwelt ganz zu schweigen.

Alle Stämme indigener Völker in den U.S.A und darüber hinaus schlossen
sich bald den Protesten an und ein bemerkenswerter Widerstand begann,
sich quer durch die amerikanische Gesellschaft zu formieren:
Protestaktionen wie Sit-ins in Rathäusern und vor Bankfilialen fanden
in Städten wie Los Angeles, New York, San Francisco, Salt Lake City,
Minneapolis, Austin, Texas und vielen anderen statt. Nach gewaltsamer
Repression der friedlichen Proteste in Standing Rock, die auch von den
Vereinten Nationen verurteilt wurden, erklärten sich per Facebook über
eine Million Menschen aus aller Welt solidarisch, ebenso Politiker wie
Bernie Sanders und Persönlichkeiten wie John F. Kennedy Junior oder
auch Hollywoodstars wie Susan Sarandon und Samuel L. Jackson sowie
Musiker wie Willie Nelson und Neil Young.

Mni Wiconi - Water is Life wird zum Motto der Bewegung, denn Zugang zu
sauberem Wasser ist ein Menschenrecht. Der Kampf der Water Protectors
findet aber auch Widerhall in anderen Bewegungen, die ebenfalls für
die Respektierung ihrer Rechte kämpfen: in Amerika die Black Lives
Matter Bewegung, aus Neuseeland die Maori, die als Ausdruck ihrer
Solidarität traditionelle Tänze aufführten, Menschen in Marokko, die
gegen die verheerenden Auswirkungen eine Silbermine kämpfen und
Menschen in Palästina, die sich in Videos solidarisch mit Standing
Rock erklären. Israa Suliman, eine junge Studentin in Gaza, schreibt
in einem offenen Brief: "Als ich Eure Geschichte gelesen habe, konnte
ich mich selbst und mein Volk in Euch wieder gespiegelt sehen. Ich
fühle in meinem Inneren, dass Euer Kampf mein Kampf ist, und dass ich
nicht alleine bin im Kampf gegen Ungerechtigkeit".


Der Stein kommt ins Rollen

So ist es wohl auch den Samen, dem indigenen Volk im hohen Norden
Europas ergangen, denn sie organisierten etwas, das nun einen großen
Stein ins Rollen bringt: Durch Druck auf zwei große norwegische
Investoren in das Pipeline-Projekt erreichten sie deren Rückzug aus
dem Vorhaben. Und zum ersten Mal tut sich eine wahre Hoffnung auf, der
scheinbar unendlichen Macht der großen Industrie etwas entgegensetzen
zu können.

Die Defund-Kampagne nimmt schnell Fahrt auf. Eine Liste aller
involvierten Banken und Finanziers zirkuliert im Internet und die
Menschen werden gebeten, ihre Konto bei diesen Banken zu kündigen.
Jane Fonda zusammen mit anderen bekannten Schauspielern tun dies
medienwirksam: an ihrem 79sten Geburtstag kündigt sie an, ihr Geld aus
Wells Fargo, einer der Hauptinvestoren der Pipeline herauszuziehen.

Es folgt die Stadt Seattle, die beschließt, ihr Business von drei
Milliarden Dollar jährlich aus Wells Fargo zu "di-vestieren", also das
Gegenteil eines "In-vestments". "Divest your money" wird zum
Schlagwort und nun denken auch Portland, Minneapolis und San Francisco
darüber nach, nicht nur aus Fargo Wells auszusteigen, sondern auch aus
Investoren, die andere nicht moralisch vertretbare Projekte
unterstützen wie zum Beispiel private Gefängnisse, wo unmenschliche
Konditionen und Menschenrechtsverletzungen bereits zu Protesten und
Hungerstreiks geführt hatten.

Der Druck, der sich so aufbauen lässt, hat auch Nordea, eine der
größten Banken Europas dazu bewegt, offiziell die Verlegung der
Pipeline zu fordern. Eine Tendenz die schon seit einiger Zeit Fahrt
aufnimmt. Laut der britischen Zeitung The Guardian wurden letzten Jahr
bereits über 5 Billionen Dollar aus Investments in Projekte für
fossile Brennstoffe "divestiert". Tatsächlich gibt es ähnliche
Bewegungen auch im Bereich Abrüstung und Nuklearwaffen: die Initiative
Don't bank on the Bomb fordert Kunden von Banken auf, die in
Atomwaffen investieren, ihre Konten dort zu schließen.

Die Kampagne #DefundDAPL aber hat es geschafft, ein Momentum zu
generieren, das hoffentlich auch auf alle anderen Banken überspringt,
die das Projekt (noch) finanziell unterstützen: Citibank, auch einer
der Hauptinvestoren, erhielt kürzlich Post von Greenpeace, in dem die
Forderung, sich aus dem Projekt zurückzuziehen, erneut gestellt wird.
Der offene Brief an alle Investoren ist ein Projekt von BankTrack, den
über 500 Vereinigungen unterzeichnet haben, darunter auf der Bund
Naturschutz und Friends of the Earth Germany. Bis jetzt haben über
710.000 Menschen weltweit Banken aufgefordert, ihr Investment in die
Dakota Access Pipeline zurückzuziehen.


Was hat Standing Rock mit Bayern zu tun?

Aber auch deutsche Banken sind involviert: die Deutsche Bank mit 275
Millionen Dollar sowie die Bayern LB mit 120 Millionen Dollar. Und sie
halten sich bedeckt mit Kommentaren, doch je mehr öffentlicher Druck
entsteht, desto größer der Zugzwang, sich von dem Projekt zu
distanzieren. Weltweit wurden bis jetzt 40 Millionen Dollar von
privaten Konten "di-vestiert"; leider ist das bei der BayernLB
schwierig, da es sich bekanntlich um die Bank des Freistaats Bayern
handelt. Weniger bekannt jedoch ist, dass sich vor noch gar nicht so
langer Zeit die Sparkassen nachträglich am Rettungspaket für die
BayernLB beteiligt haben und an dieser nun auch zu 25% beteiligt sind.
Wir erinnern uns auch, dass die BayernLB aufgrund des schief
gelaufenen Investments in die Hypo-Alpe-Adria mit Steuergeldern von
knapp 10 Milliarden Euro gerettet werden musste.

Wenn also 75% der Bayern LB dem Freistaat Bayern und 25% den
Sparkassen gehören, dann unterstützt jeder Bayer, der ein Konto bei
einer Sparkasse besitzt, die Dakota Access Pipeline indirekt gleich
doppelt - ein Projekt, das die Umwelt gefährdet, vertraglich
zugesicherte Rechte verletzt, mit physischer und anhaltender Gewalt
gegen den friedlichen Widerstand vorgeht, den längsten Fluss der USA
sowie einen riesigen See als Trinkwasser-Resevoir für zehntausende
Menschen direkt bedroht und den Klimawandel vorantreibt. Und als wenn
das noch nicht genug wäre, würde es auch satte Gewinne für einen
Konzern bescheren, in den Donald Trump noch bis vor kurzem investiert
hatte, jeglicher weiterer Kommentar dazu erübrigt sich.


Zeit für Taten

So wie die Norweger und Amerikaner erfolgreich Druck auf ihre
beteiligten Banken machen, müssen wir das jetzt auch tun. Theoretisch
sollte jeder Sparkassenkontobesitzer seine Sparkasse und jeder, der in
Bayern Steuern zahlt, seine Landesregierung fragen, wie sie denn zu
dem inzwischen höchst umstrittenen Projekt stehen. Praktisch und etwas
unkomplizierter stehen inzwischen zwei Petitionen zur Verfügung, die
sofort unterzeichnet werden können. Die Zeit drängt, die Finanzierung
wackelt und der Moment ist jetzt. Die Links zu den an die BayernLB und
Deutsche Bank gerichteten Petitionen von SumOfUs und Campact! sind
deshalb auch unten, zusammen mit anderen Möglichkeiten, Standing Rock
zu unterstützen, nochmals gesondert aufgeführt.

Der Kampf um Standing Rock und viele andere zerstörerische Projekte
geht weiter. Nach dem extrem harten, aber vorhersehbaren Rückschlag
durch Trumps Executive Order geht es jetzt erst richtig los. Der Army
Corps of Engineers, der ursprünglich nach der Intervention der
Veterans, also ihrer eigenen ehemaligen Mitglieder, beschlossen hatte,
die Entscheidung über die Fertigstellung der Pipeline von einem
Umweltgutachten (Environmental Impact Statement; kurz EIS) abhängig zu
machen, zu dem auch die Bevölkerung eingeladen war, bis zum 20.
Februar ihre Meinung mitzuteilen, scheint nun bereits eingeknickt zu
sein. Die Water Protectors in Standing Rock sowie alle Verbündeten und
Unterstützer weltweit bereiten sich auf das Schlimmste vor.

Verletzung von vertraglich zugesicherten Rechten, Umgehung von
Umweltgutachten, Ignorieren der lokalen Bevölkerung, Polizeigewalt
gegen friedliche Proteste, Inhaftierungen und willkürliche
Verurteilungen ... Jill Stein, Vorsitzende der Green Party, der Grünen
in den U.S.A., verurteilt dies als "Vergewaltigung unserer Demokratie"
und ruft alle Menschen zur Solidarität mit Standing Rock auf. Es gilt
nun, sie nach allen Kräften zu unterstützen, denn sie kämpfen für
sauberes Wasser, für saubere Luft, für eine gesunde Erde und somit für
unser aller Zukunft. Sollte die Fertigstellung der Pipeline hingegen
erzwungen werden, so öffnet dies Tür und Tor für noch viele weitere
ähnliche Projekte sowie Trumps Politik, noch mehr Öl und Gas fördern
und verbrennen zu wollen, anstatt endlich auf erneuerbare Energien
umzusatteln.


Die Zukunft

Der einst von den Indianern organisierte Widerstand ist zu einer
wahrhaft ausgewachsenen Bewegung geworden. Auf der Internetplattform
Change.org gibt es bereits eine soziale Bewegung, die alle Widerstände
gegen ähnlich schädliche Pipelines bündelt. Es entwickelt sich eine
breite Koalition gegen durch Industrielobbyismus geprägte Politik auf
Kosten der Menschen und der Umwelt, zusammen mit einem wachsenden
Bewusstsein, dass indigene Bewegungen weltweit an der Front gegen
Umweltzerstörung und einhergehender sozialer Ungerechtigkeit kämpfen,
weil sie sich eine tiefe Beziehung zur Erde und ihrer Rolle als
Spenderin allen Lebens erhalten haben. Tatsächlich sind auf nur noch
20% der Erde über 80% der Biodiversität vorhanden. Und genau diese 20%
werden (noch) von indigenen Völkern bewahrt und verteidigt.

Uns dies bewusst zu machen, ist an dem Punkt, an dem sich die
Menschheit heute befindet, äußerst wichtig und die Tatsache, dass der
Kampf gegen industrielle Zerstörung aus Profitgier Menschen auf der
ganzen Erde vereint, wie es Standing Rock tut, gibt Anlass zur
Hoffnung, dass eine wahre globale Gegenbewegung entsteht, um die
Zerstörung des Planeten, die in jedem einzelnen Fall auch mit
Menschenrechtsverletzungen einhergeht, zu stoppen.

Standing Rock ist der Mut zu sagen: Wir kämpfen wir das, woran wir
glauben, und wir hören nicht auf, denn es geht um unsere Zukunft. Und
es ist ein leuchtendes Beispiel dafür, wie eine "indigene" Bewegung zu
etwas viel Größerem werden kann. Die Zukunft besteht in der Vernetzung
indigener Bewegungen, die für Frieden, Menschenrechte und den Planeten
kämpfen und wenn wir, die "nicht-Indigenen", die diesen tiefen Kontakt
mit der Erde verloren haben und ihn aber wieder in unseren
Gesellschaften etablieren möchten, uns mit ihnen zusammentun, kann
eine gewaltige Macht entstehen. Sie haben unsere vollste Unterstützung
verdient.

Candice Bernd, Autorin für Truthout und Aktivistin gegen Fracking,
brachte es auf den Punkt: "Es geht um mehr ... als nur um diesen
Moment, diese Pipeline oder jene Flüssigerdgasanlage. Es geht um den
Kampf zwischen Gut und Böse und darum, einen gesunden Planeten für
zukünftige Generationen zu haben oder stattdessen Machtmissbrauch,
Korruption und Gier des Geldes wegen."

Die untenstehende Linksammlung listet einige der vielen Möglichkeiten
auf, um den Widerstand gegen die Dakota Access Pipeline konkret zu
unterstützen.


Über die Autorin

Evelyn Rottengatter. Geboren 1971 und aufgewachsen bei München. Diplom
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lange in den Medien gearbeitet (Kino, Fernsehen, Print). Seit einigen
Jahren lehrt sie Kindern Sprachen und schreibt und übersetzt für
Pressenza.




Petitionen auf Deutsch:

SumOfUs (an Deutsche Bank und BayernLB; bereits über 350.000
Unterschriften)

https://actions.sumofus.org/a/deutsche-bank-kein-geld-fuer-die-dakota-access-pipeline

Campact! (an die BayernLB; bereits über 275.000 Unterschriften)

https://www.campact.de/trumps-pipeline/appell/teilnehmen/

Petitionen auf Englisch:

http://petitions.signforgood.com/NoDAPLbanks?code=IEN (an alle 17
Banken gerichtet)

https://www.change.org/p/stop-the-dakota-access-pipeline

https://www.change.org/p/jo-ellen-darcy-stop-the-dakota-access-pipeline

https://www.change.org/m/people-against-pipelines (soziale Bewegung)

Einwendungen zum Umweltgutachten EIS:

http://indigenousrising.org/leave-a-public-comment-for-the-dapl-e-i-s/

https://actionnetwork.org/letters/submit-your-eis-comment-to-the-army-corps

https://other98action.org/take-action-write-your-dapl-public-comment-to-the-army-corps-of-engineers-now/

Organisieren von Protestaktionen und weitere Infos:

http://sacredstonecamp.org/

http://standwithstandingrock.net/

https://nodaplsolidarity.org/

http://www.nodaplarchive.com/


Link zum Artikel bei Pressenza mit der Möglichkeit, ein Video
zum Thema aufzurufen:

https://www.pressenza.com/de/2017/02/warum-standing-rock-uns-alle-angeht/




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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POLITIK/623: Nachhaltigkeitsstrategie - Maßnahmen in Deutschland zum Klimaschutz (DGVN)


DGVN Webseite - Den Klimawandel bekämpfen


Politik & Gesellschaft - 30.01.2017

Maßnahmen in Deutschland zum Klimaschutz 


Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie steht ganz im Zeichen der
UN-Agenda 2030

von Birgit Linde [1]



Die aktualisierte Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie [2] hat einen
neuen Aufbau und orientiert sich an den 17 globalen nachhaltigen
Entwicklungszielen der UN-Agenda 2030 (Sustainable Development Goals,
SDGs [3]). In Punkt 13 "Maßnahmen zum Klimaschutz" werden die
umgehenden Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung des
Klimawandels konkretisiert. Welche das insbesondere innerhalb
Deutschlands sind, soll hier einmal beleuchtet werden. Die
Bundesregierung setzt dabei bisher auf einen breiten Instrumentenmix.

Oberstes Ziel sei es, so heißt es in der Strategie einleitend, den
Temperaturanstieg deutlich unter 2 Grad Celsius zu halten, so wie es
im UN-Klimaabkommen von Paris [4] beschlossen wurde. Bis 2050 will
Deutschland dafür seine Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um
80-95% mindern.

Bis 2020 sollen bereits 40% (das entspricht 500 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente) geschafft sein, das wurde im Klimaschutzplan 2020
festgelegt. Der CO2-Äquivalent (C02e) berücksichtigt den Beitrag
unterschiedlicher Treibhausgase zur globalen Erwärmung im Vergleich zu
CO2 und ist daher unter anderem für die Vergleichbarkeit dieser sehr
unterschiedlichen, im Folgenden aufgeführten Maßnahmenpakete von
Bedeutung. Die Prognosen stehen schlecht, die Forderung nach
gesetzlichen Regelungen werden lauter.

Das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020

Das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 [5] stellt Maßnahmen vor, die
bereits bis 2020 umgesetzt sein sollen. Es enthält neun
fächerübergreifende Bausteine, wie "Klimafreundliches Bauen und
Wohnen" oder "Reform des Emissionshandels" und kalkuliert aus allen
Maßnahmen, den zu erwartenden Beitrag zur Reduktion der Treibhausgase.

Mit geschätzten 25 Millionen Tonnen eingespartem CO2-Äquivalenten
machen die Maßnahmen aus dem Nationale Aktionsplan Energieeffizienz
(NAPE) den größten Anteil aus, so der BMUB. [5]

Der Nationale Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE)

Der Energieverbrauch ist in Deutschland in den letzten Jahren nicht
gestiegen, aber die weltweite Nachfrage nach Energie und damit auch
die Energiekosten steigen stetig.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) möchte mit
seinem Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE)[6] nicht nur Maßnahmen zur
Energiekostensenkung und -einsparungen fördern, sondern Innovationen
und neue Geschäftsmodelle zum effizienteren Umgang mit Energien
voranbringen.

Dafür wurde unter anderem die Initiative Energieeffizienz-Netzwerke
gestartet, in der sich Ende 2016 bereits 1.000 Unternehmen in 100
Netzwerken beteiligten.

Bundesregierung setzt auf Eigenverantwortung statt Regularien

In den Energieeffizienz-Netzwerken [7], bestehend aus mehreren
Unternehmen einer Region oder Branche, erarbeiten die Unternehmen
gemeinsam Lösungen, um den Energieverbrauch zu reduzieren. Es werden
zwar nur freiwillige, unverbindliche Einsparziele festgelegt, die
Maßnahmen sollen aber durch professionelle Beratung und durch den
gemeinsamen Erfahrungsaustausch nachhaltiger und wirksamer sein als
ohne Netzwerk, hofft die Deutschen Energie-Agentur (dena) [7], die die
Initiative leitet. Ziel sei es, so die dena, bis Ende 2020 rund 500
Netzwerke zu begleiten. Mit den Maßnahmen sollen bis zu 5 Millionen
Tonnen CO2e vermieden werden.

Nationale Klimaschutzinitiative

Die Nationale Klimaschutzinitiative fördert Projekte vor allem auf
kommunaler Ebene, unterstützt Unternehmen bei Investitionen in
Klimaschutztechnologien und motiviert auch Schulen zum Mitmachen. Von
2008 bis 2014 wurden rund 19.000 Projekte mit über 555 Millionen Euro
gefördert. Die erste begleitende Evaluierung bescheinigt eine positive
Wirkung: In den Jahren 2008 bis 2011 wurden 1,4 Millionen Tonnen CO2e
vermieden (siehe Broschüre Nationale Klimaschutzinitiative - Daten
Fakten Erfolge [8]).

Es gibt bereits viele interessante, kommunale Projekte [9] zu
entdecken, aber es könnten deutlich mehr sein. Von den für die
Klimaschutzinitiative bereitgestellten 150 Millionen Euro wurden
lediglich 4,2 Millionen Euro abgefragt, so berichtet die Rheinische
Post am 14.1.2017 in ihrer Onlineausgabe. [10]

Klimaschutzplan 2050

"Die breite Zustimmung der Gesellschaft ist und bleibt eine
entscheidende Voraussetzung für die deutsche Klimaschutzpolitik", so
heißt es in dem im November 2016, rechtzeitig zur Klimakonferenz in
Marrakesch [11] von der Bundesumweltministerin Hendricks vorgelegten
Klimaschutzplan 2050.

Der Klimaschutzplan 2050 [12] ist im ersten Schritt als Wegweiser
gedacht und enthält erstmals Klimaziele für einzelne Wirtschaftszweige
und gibt so eine Orientierung für strategische Entscheidungen, so
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks [13]. Ausbau der erneuerbaren
Energien, ein klimaneutraler Gebäudebestand, treibhausgasneutrale
Mobilität, nachhaltiges, klimafreundliches Wirtschaften und Handeln,
umweltgerechte Land- und Waldbewirtschaftung, klimaverträglichere
Tierhaltung, nachhaltige Bewirtschaftung von Wäldern, Erhaltung von
Dauergrünland, Moorbodenschutz, auf Nachhaltigkeit ausgelegtes Steuer-
und Abgabensystem und die Förderung klimafreundlicher Investitionen -
das sind die wichtigsten Punkte, die angestrebt werden.

Nicht enthalten ist ein klarer Ausstieg aus der Braunkohle. Um dieses
Ziel wurde bis zum Schluss gerungen. Das Wirtschaftsministerium
befürchtet zu hohe Arbeitsplatzverluste und soziale Verwerfungen und
hat dagegen erfolgreich Veto eingelegt (SpiegelOnline am 11.11.2016
[14]).

Der Klimaschutzplan 2050 soll regelmäßig aktualisiert und
konkretisiert werden. Nächstes Jahr soll ein "in seiner
Minderungswirkung quantifizierten Maßnahmenprogramm" integriert
werden, heißt es im letzten Kapitel.

Forderung nach mehr Kohärenz

Eine Prognose des Umweltbundesamts geht davon aus, dass bisher ca. 340
Millionen Tonnen CO2e in Deutschland seit 1990 reduziert werden
konnten. Unerreichbar scheint das Klimaschutzziel 2020 von 500
Millionen Tonnen CO2e zu sein, schaut man sich die Entwicklung der
letzten Jahre in der Grafik an.

"Die Bundesregierung wird eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland
und der Welt nur voranbringen können, wenn sie auch in ihrem eigenen
Regierungshandeln konsequenter und mit mehr Koordination auf das
Erreichen der Ziele hinarbeitet." Schlussfolgert Marlehn Thieme,
Vorsitzende des Rates für Nachhaltige Entwicklung, und fordert die
Bundesregierung auf, ihre Politik müsse kohärenter werden.

Damit bringt sie zum Ausdruck, dass alle Politikbereiche eine
Mitverantwortung für den Klimaschutz tragen und ein engeres Abstimmen
von Maßnahmen notwendig ist. Es bleibt abzuwarten, wie innerhalb des
Klimaschutzplans 2050 die Maßnahmen nächstes Jahr quantifiziert werden
können und ob nicht doch konsequenter als bisher auf Regulation und
Gesetzgebung zum Beispiel in Hinblick auf die Energiewende und den
Kohleausstieg hingearbeitet werde muss.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Aktionsprogramm Klimaschutz des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) von 2014.Quelle: BMUB

	Entwicklung des Endenergieverbrauchs nach Sektoren. Abbildung: Umweltbundesamt (zum Vergrößern bitte anklicken)

	Die Nationale Klimaschutzinitiative des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) gibt es seit 2008.Quelle: BMUB





[1] http://klimawandel-bekaempfen.dgvn.de/leitbild-impressum/

[2] http://menschliche-entwicklung-staerken.dgvn.de/meldung/bundesregierung-beschliesst-ueberarbeitete-nationale-nachhaltigkeitsstrategie/

[3] http://menschliche-entwicklung-staerken.dgvn.de/internationale-ziele/ziele-fuer-nachhaltige-entwicklung-sdgs/

[4] http://www.dgvn.de/veroeffentlichungen/publikation/einzel/un-basis-informationen-54/

[5] http://www.bmub.bund.de/N51378/

[6] https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/nationaler-aktionsplan-energieeffizienz-nape.html

[7] https://www.dena.de/newsroom/meldungen/was-haben-ein-fussballclub-ein-zoo-und-die-stadtwerke-gemeinsam/

[8] http://www.bmub.bund.de/N50942/

[9] https://www.klimaschutz.de/de/zielgruppen/kommunen/praxisbeispiele/projekt-des-monats/archiv

[10] http://www.rp-online.de/wirtschaft/foerder-milliarden-des-bundes-bleiben-liegen-aid-1.6533292

[11] http://www.dgvn.de/meldung/marrakesch-un-klimakonferenz-im-schatten-der-us-praesidentschaftswahlen/

[12] http://www.bmub.bund.de/N53483/

[13] http://www.bmub.bund.de/N53709/

[14] http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/klimaschutzplan-2050-regierung-einigt-sich-nach-streit-a-1120863.html
[15] https://www.nachhaltigkeitsrat.de/presseinformationen/pressemitteilungen/detailansicht/artikel/nachhaltigkeitsrat-stellt-weitere-anforderungen-an-die-nachhaltigkeitsstrategie/

 * 

Quelle:

DGVN Webseite - Den Klimawandel bekämpfen

Politik & Gesellschaft - 30.01.2017

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26 / 27, 10969 Berlin

Telefon: (030) 25 93 75 - 0, Telefax: (030) 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: http://www.klimawandel-bekaempfen.dgvn.de
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BILDUNG/223: Kurzfilm "Entdecke Wildnis!" zeigt, wie wild und schön Deutschland sein kann (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 31. Januar 2017

Entdecke Wildnis!

Neuer
Imagefilm für Wildnis - Jetzt unter www.wildnis-in-deutschland.de



31.01.2017. Die Initiative "Wildnis in Deutschland" stellt am heutigen
Dienstag ihren Film "Entdecke Wildnis!" vor mehr als 250 Gästen auf
dem Nationalen Forum für Biologische Vielfalt des
Bundesumweltministeriums in Berlin vor. Der Film nimmt das Publikum
mit auf eine faszinierende Reise in große deutsche Wildnisgebiete und
erbringt in dreieinhalb Minuten den Beweis, wie wild und schön
Deutschland sein kann und wie wertvoll Wildnis ist. Ab sofort steht
der Film auf der Webseite www.wildnis-in-deutschland.de auch zum
Download bereit. Die Initiative "Wildnis in Deutschland" wird von 16
Naturschutzorganisationen, zahlreichen Expertinnen und Experten sowie
dem Bundesumweltministerium und dem Bundesamt für Naturschutz
unterstützt.

"Schon vor einem halben Jahrhundert war der berühmte deutsche
Tierprofessor Bernhard Grzimek überzeugt, dass wir große
Wildnisgebiete erhalten müssen. Als wertvollen Beitrag zur
Nachhaltigkeit. Das gilt weltweit - aber auch für uns in Deutschland",
sagt Dr. Elsa Nickel, Abteilungsleiterin für Naturschutz im
Bundesumweltministerium anlässlich der Filmpremiere. "Deshalb wollen
wir zwei Prozent der Landesfläche als Wildnisgebiete schützen. Sehr
viele Menschen befürworten wilde Natur. Doch das Wilde ist oft auch
unbekannt. Wir müssen uns ihm erst wieder annähern. Ich freue mich,
dass der neue Film "Entdecke Wildnis!" genau dazu einlädt", so Elsa
Nickel.

"Wer an Wildnis denkt, der denkt oft an grandiose Landschaften ohne
Straßen und Stromleitungen, an undurchdringliche Wälder und Abenteuer.
Das gibt es auch bei uns in Deutschland! Und 'Entdecke Wildnis!'
liefert den Beweis", so Manuel Schweiger, Wildnisreferent der
Zoologischen Gesellschaft Frankfurt und Koordinator der Initiative
"Wildnis in Deutschland". Natürlich könne man auch die Wildnis
unterstützen, so Schweiger. "Ein erster Schritt: Teilt den Film in
euren Netzwerken."

"Wildnis ist vielleicht der bedrohteste Naturschatz in unserem Land.
Ursprüngliche Naturlandschaften gibt es in Deutschland kaum, sie sind
aber als Lebensräume für viele Arten außerordentlich wichtig. Es
braucht daher Aufklärung und Verständnis für den unschätzbaren Wert
von Wildnisgebieten, um diese dauerhaft schützen zu können", so
Torsten Ehrke, Vorsitzender der GRÜNEN LIGA, die als ein Partner die
Initiative "Wildnis in Deutschland" unterstützt.

Informationen zum Filminhalt "Entdecke Wildnis":

"Was bedeutet Wildnis eigentlich für dich?"

Vier Akteure erzählen, warum Wildnis so wichtig ist.

Drei deutsche Wildnisgebiete - Berchtesgaden in Bayern, Lieberose in
Brandenburg und die Vorpommersche Boddenlandschaft in
Mecklenburg-Vorpommern - machen im Film "Entdecke Wildnis!" neugierig
auf das Thema. Vier Protagonisten zeigen uns darin die Wildnisgebiete
vor ihrer Haustür und erzählen sehr persönlich, warum Wildnis wichtig
ist. "Wildnis ist einfach nur faszinierend!", schwärmt im Film die
Geografin Jenny Eisenschmidt von der Stiftung Naturlandschaften
Brandenburg. Die Liegenschaftsbeauftragte ist von den natürlichen
Prozessen in der Natur begeistert. Denn in ihrem Revier wächst wieder
ein Urwald mitten in Europa. Raffiniert versteckt sich die neue
Waldwildnis zwischen Berlin und Cottbus auf dem ehemaligen
Truppenübungsplatz Lieberose. "Wo vor Jahren noch Panzer rollten,
werden unsere Kinder und Urenkel die Urwälder von morgen beobachten
können", so Jenny Eisenschmidt.

Ganz im Nordosten von Deutschland zeigt Wildnisführerin Annett Storm
Touristen die schönsten Plätze der Küstenwildnis. Seit über 25 Jahren
ist sie als Geschäftsführerin des Fördervereins Nationalpark
Boddenlandschaft e. V. tätig. "Ich zeige den Besuchern, wie alles
zusammenhängt. Viele Menschen sehen die Natur danach mit ganz anderen
Augen und sagen: Das habe ich alles gar nicht gewusst! Sie gehen dann
anders durch den Wald, betrachten anders eine Düne. Sie sind
achtsamer, entdecken viel mehr", sagt Annett Storm. Und sie ist
überzeugt: "Wildnis ist Vergangenheit und Zukunft."

"Die Wildnis ist eine Schatzkammer. Wildnis ist sehr wertvoll",
erklärt uns Dr. Michael Vogel. Er leitet den Nationalpark
Berchtesgaden in den Alpen. Man habe einmal versucht, den
wirtschaftlichen Wert des Nationalparks in Zahlen zu fassen und
verschiedene Parameter herangezogen, darunter C02-Speicherung und
Wasserrückhalt. Je nach Marktpreis sei man auf 800 Millionen bis zu 3
Milliarden Euro pro Jahr gekommen. Der passionierte Pflanzenkenner und
Ranger Fritz Eder fühlt sich im Nationalpark Berchtesgaden zuhause.
"Ich habe hier mein ganzes Leben verbracht. Habe mich hier als Kind
schon immer aufgehalten. Wildnis ist für mich einfach ein Stück
Heimat."

Hintergrundinformation zur Initiative "Wildnis in Deutschland":


In der Initiative "Wildnis in Deutschland" haben sich 16
Umweltstiftungen und Verbände zusammengeschlossen. Partner des
Projektes wildnis-in-deutschland.de sind: BUND, Deutsche Umwelthilfe,
EuroNatur, EUROPARC Deutschland, Greenpeace e. V., Gregor Louisoder
Umweltstiftung, GRÜNE LIGA, Heinz Sielmann Stiftung, NABU,
NABU-Stiftung Nationales Naturerbe, Naturstiftung DAVID, Stiftung
Naturlandschaften Brandenburg, Michael Succow Stiftung,
Vogelschutz-Komitee und WWF Deutschland. Die Zoologische Gesellschaft
Frankfurt (ZGF) koordiniert die Aktivitäten. Durch Vernetzung,
Beratung und Kommunikation unterstützt die Initiative die deutschen
Wildnisziele: Bis zum Jahr 2020 sollen 2% der Landesfläche
Deutschlands als Wildnisgebiete geschützt sein. Aktuell sind es etwa
0,6%.

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) fördert das Projekt
"Wildniskommunikation" bei der ZGF mit Mitteln des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit. Der gemeinsame
Film "Entdecke Wildnis!" steht ab sofort auf der Webseite
www.wildnis-in-deutschland.de allen Wildnisakteuren für ihre
Öffentlichkeitsarbeit, für Webseiten, Vorträge und Ausstellungen, zur
Verfügung. Weitere Filme zu einzelnen Wildnisgebieten sind in Planung.




Projektbüro "Wildnis in Deutschland"

Zoologische Gesellschaft Frankfurt | Abteilung Europa

Bernhard-Grzimek-Allee 1, 60316 Frankfurt

Tel. +49 (0)69 943 446-26, E-Mail: wildnis@fzs.org

www.wildnis-in-deutschland.de

www.duh.de

www.facebook.com/umwelthilfe

www.twitter.com/umwelthilfe

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 31.01.2017

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2017 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





MELDUNG/291: "Weißbuch Save" beschreibt ökologische Bedeutung und Bedrohungen der Save (EuroNatur)


Gemeinsame Pressemitteilung von EuroNatur und Riverwatch vom 1.
Februar 2017

"Weißbuch Save" vorgestellt

Das "Weißbuch Save" beschreibt erstmals in komprimierter Form die
ökologische Bedeutung und die Bedrohungen der Save.

++ Chancen und Bedrohungen für einen der wertvollsten Flüsse Europas
++ Hochwasserschutz ausgearbeitet ++ Am 2. Februar ist
Weltfeuchtgebietstag ++



Radolfzell, Wien. Anlässlich des Weltfeuchtgebietstages am 2. Februar
präsentierten heute die Naturschutzorganisationen Riverwatch und
EuroNatur das "Weißbuch Save", ein umfassendes Werk über einen der
ökologisch wertvollsten und einen der am wenigsten bekannten Flüsse
Europas.

Das "Weißbuch Save" beschreibt erstmals in komprimierter Form die
ökologische Bedeutung und die Bedrohungen dieses einzigartigen
Flusses. Gleichzeitig werden konkret die Chancen aufgezeigt, wie der
Hochwasserschutz verbessert und die Save als Lebensader erhalten
werden kann. In mehr als einjähriger Arbeit wurden vom Wiener Büro
FLUVIUS in Kooperation mit der Kampagne "Rettet das Blaue Herz
Europas" und dem SavaParks-Netzwerk Daten und Fakten über die Save
und ihre Zuflüsse zusammengetragen, Satellitenaufnahmen ausgewertet
und Flächen berechnet. Darüber hinaus wurden die Ergebnisse in einem
eigenen Atlasteil in 57 Karten dargestellt. Dieses Weißbuch liefert
eine Grundlage für Entscheidungen über die Zukunft der Save und ihrer
Bewohner wie sie es in dieser Form noch nicht gegeben hat.

Die Save ist der längste Fluss auf dem Balkan. Auf ihrem 926 Kilometer
langen Weg von den Quellen in Slowenien bis zur Mündung in die Donau
bei Belgrad wird dieser Fluss von 170.000 ha Auwälder (40.500 ha
Weichholz- und 141.000 ha Hartholzwälder) sowie 25.000 ha Auwiesen
begleitet. Das ist einmalig in Europa. Das macht sich auch in der
Artenvielfalt bemerkbar: Unter anderem nisten etwa 900 Weißstorchpaare
in den Dörfern entlang der Save und mehr als 80 Seeadlerpaare brüten
in den riesigen Auwäldern.

Das Weißbuch liefert konkrete Vorschläge für einen nachhaltigen
Hochwasserschutz. Entlang der Save wurden 143 Flächen definiert, die
sich für eine Rückverlegung der Dämme eignen. Insgesamt 185.000 Hektar
ehemaliger Auwälder und -wiesen könnten so wieder in die Überflutung
genommen und zusätzliche 3,1 Milliarden Kubikmeter Wasser bei einer
Flut natürlich gespeichert werden. Die Hochwasserwelle würde dadurch
gesenkt und verlangsamt sowie gleichzeitig die ökologische Qualität
der Auen gesteigert. Nicht erst seit dem Hochwasser im Jahr 2014 ist
der Hochwasserschutz das dominierende Thema entlang der Save. Die
Hochwässer werden unter anderem dadurch verschärft, dass fast 80
Prozent der ehemaligen Überflutungsflächen - selbst Wälder und Wiesen -
 abgedämmt sind. "Anstatt ausschließlich auf technischen
Hochwasserschutz mit immer mehr und immer höheren Dämmen zu setzten,
sollte hier endlich ein moderner Hochwasserschutz umgesetzt werden -
das heißt, mit der Natur anstatt gegen sie. Dieses Weißbuch zeigt, wie
und wo es möglich ist", sagt Ulrich Eichelmann, Koordinator der
Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" bei Riverwatch.

Doch neben dieser großen Chance belegt das Weißbuch auch die Gefahren
für die Save. Praktisch der gesamte Flusslauf ist von Projekten
bedroht, die - wenn sie realisiert werden, den Fluss samt seiner
Zuflüsse zerstören. 582 Wasserkraftwerke sind im Einzugsgebiet der
Save geplant, 20 davon an der Save selbst (v.a. in Slowenien), die
übrigen an den Zuflüssen. Das hätte verheerende Folgen. Unter anderem
sind der Oberlauf der Save sowie einige Zuflüsse wie Una, Sana und
Drina das Paradies für den bis zu 1,5 Meter langen Huchen, eine global
bedrohte Raubfischart. Mehr als die Hälfte des Weltbestandes kommt
hier vor. Sollten Staudämme in diesen Huchenabschnitten gebaut
werden, sagen Wissenschaftler den völligen Zusammenbruch der
Population voraus.

Eine weitere Bedrohung sind die enormen und oft illegalen
Schotterentnahmen aus den Flüssen: Jährlich werden, den Erhebungen
zufolge, etwa 950.000 Tonnen aus der Save selbst und weitere 1,29
Millionen Tonnen aus den Zuflüssen ausgebaggert, v.a. aus dem Vrbas
und der Drina. Das ist das Zehnfache dessen, was die Save jährlich
Richtung Donau transportiert. Die Folgen sind gravierend: die Flüsse
tiefen sich ein, der Grundwasserspiegel sinkt, Schutzbauwerke können
zusammenbrechen und die Hochwassergefahr wird sich flussabwärts der
Entnahmestellen verschärfen.

"Die Save steht an einem Scheideweg. Wir haben die Chance und das
Wissen diese Lebensader zu erhalten und gleichzeitig den
Hochwasserschutz zu verbessern. Wir müssen dieses Wissen nur
umsetzen", sagt Theresa Schiller, Koordinatorin der Kampagne "Rettet
das Blaue Herz Europas" bei EuroNatur.



Hintergrundinformationen:

"Weißbuch Save" zum Download: Weißbuch Studie, Weißbuch Kartenanhang


http://balkanrivers.net/sites/default/files/01_SavaWhite%20Book%20Study.pdf

Die Kampagne "Rettet das Blaue Herz Europas" hat den Schutz der
wertvollsten Flüsse auf dem Balkan zum Ziel. Sie wird von den NGOs
EuroNatur und Riverwatch koordiniert und gemeinsam mit
Partnerorganisationen aus den Balkanländern durchgeführt. 

Mehr unter www.balkanrivers.net/de

Weitere Informationen zur Save 

http://www.balkanrivers.net/de/schwerpunktgebiete/die-save

Weltfeuchtgebietstag 2017

http://www.ramsar.org/activity/world-wetlands-day

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.02.2017

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org
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MELDUNG/290: Lebensader-Oberrhein - Wacholderdrossel ist Art des Monats Februar (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 1. Februar 2017

Wacholderdrosseln auf Beerensuche

NABU legt heimische Wildstrauchhecken am Oberrhein an



Mainz/Bingen - Innerhalb des Projektes "Lebensader-Oberrhein -
Naturvielfalt von nass bis trocken" stellt der NABU jeden Monat eine
Art vor, die auf die Artenvielfalt im Projektgebiet entlang des
Oberrheins aufmerksam machen soll. Zur Art des Monats Februar wurde
nun die Wacholderdrossel gekürt.

Auf Apfelplantagen mit Fallobst, beerentragenden Feldgehölzen und in
naturnahen Park- und Gartenanlagen tritt aktuell eine eher unbekannte
Drosselart in Erscheinung: die Wacholderdrossel. Die etwa gleich große
Verwandte der Amsel kommt ungleich farbenfroher daher. Kehle und Brust
der erwachsenen Vögel sind deutlich ockerfarben und mit einem
verschiedenartigen schwarzen Fleckenmuster überzogen. Dieses Muster
ist an den Flanken kräftig und geht in einen weißen Bauch über. Von
der ebenfalls bei uns heimischen Singdrossel ist die etwas größere
Wacholderdrossel leicht durch ihren grauen Kopf zu unterscheiden; bei
der Singdrossel ist dieser braun.

Die Wacholderdrossel ist ein bei uns heimischer Brutvogel und
besiedelt halboffene Landschaften mit lockerem Baumbestand, Waldränder
sowie Ufer- und Feldgehölze. Sie lebt gesellig und brütet in Kolonien.
Natürliche Feinde wie Rabenkrähen oder Greifvögel werden mit
lautstarken Flugattacken aus der Kolonie vertrieben. Dabei werden
sogar gezielte Kotspritzer zur Abwehr eingesetzt.

Im Winter verlassen die meisten am Oberrhein brütenden
Wacholderdrosseln ihr Brutgebiet. Die jetzt im Gebiet zu beobachtenden
Tiere sind Wintergäste und kommen aus Nord- und Osteuropa. In kleinen
bis mittelgroßen Trupps fallen sie über Beeren, Früchte und Fallobst,
ihre winterliche Hauptnahrung, her. Häufig hört man schon von weitem
ein beharrliches, kräftiges "tschick, tschick, tschick", wenn
Wacholderdrosseln in der Nähe sind.

Beerentragende Sträucher sind für die Wacholderdrossel und viele
andere Vogelarten eine lebensnotwendige Nahrungsquelle im
Winterhalbjahr. Wer etwas für die heimische Vogelwelt tun und Vögel
gerne auch im eigenen Garten beobachten möchte, pflanzt am besten
heimische Sträucher. Eine artenreiche Hecke aus Vogelbeere, Weißdorn
oder Holunder bietet Vögeln Nahrung, Versteck und Brutplatz zugleich.

So werden im Rahmen des Projektes "Lebensader Oberrhein -
Naturvielfalt von nass bis trocken" auf NABU-eigenen Flächen
Wildstrauchhecken angelegt. Diese kommen Wacholderdrosseln und anderen
Vogelarten zu Gute. Der NABU informiert Gartenbesitzer obendrein auf
der Rheinland-Pfalz-Ausstellung, der größten Verbrauchermesse in
Rheinland-Pfalz, wie sie mehr für Singvögel und die Natur im eigenen
Garten tun können. Das NABU-Projekt "Lebensader Oberrhein -
Naturvielfalt von nass bis trocken" ist auf der vom 18. bis 26. März
in Mainz stattfindenden Ausstellung in Halle 1E mit einem Aktionsstand
vertreten.

Das Projekt "Lebensader Oberrhein - Naturvielfalt von nass bis
trocken" wird im Bundesprogramm Biologische Vielfalt vom Bundesamt für
Naturschutz mit Mitteln des Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit und den Bundesländern am Oberrhein
gefördert. Im Rahmen des Projektes führt der NABU Rheinland-Pfalz
zahlreiche Maßnahmen zum Erhalt und zur Entwicklung der Artenvielfalt
am Oberrhein durch.

Mehr Informationen zur Art des Monats und zum Projekt gibt es unter

 www.lebensader-oberrhein.de.

 * 

Quelle:

NABU Rheinland-Pfalz 5/17, 01.02.2017

Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

Telefon: 06131/14039-26, Telefax: 06131/14039-28

E-Mail: Kontakt@NABU-RLP.de

Internet: www.NABU-RLP.de
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STANDPUNKT/899: Umweltverbände fordern zukunftsfähige Agrarpolitik für Mensch, Tier und Natur (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 6. Februar 2017


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) und dem Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Umweltverbände fordern von Bundesminister Schmidt zukunftsfähige
Agrarpolitik für Mensch, Tier und Natur

Verbände: Bauernregeln des Umweltministeriums machen dringenden
Handlungsbedarf deutlich



Berlin, 06.02.2017. Anlässlich der scharfen Kritik von
Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt an den "neuen Bauernregeln" des
Bundesumweltministeriums haben die Umweltverbände BUND, NABU und DNR
auf den überfälligen Kurswechsel in der Agrarpolitik hingewiesen.
"Düngemittel und Pestizide im Grundwasser, anhaltender Verlust der
Artenvielfalt, Vermaisung der Landschaft und Massentierhaltung machen
deutlich, dass es ein 'Weiter so' in der Agrarpolitik nicht geben
kann", sagte DNR-Präsident Kai Niebert. Daher sei
Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt aufgefordert, die bestehenden
Handlungsspielräume für eine Ökologisierung der Agrarpolitik endlich
konsequent zu nutzen. Das Bundesumweltministerium habe mit seiner
humorvollen Plakataktion für "neue Bauernregeln" lediglich den enormen
Reformbedarf für eine zukunftsfähige Landwirtschaft hervorgehoben. Die
Reaktion von Bundesminister Schmidt auf die Kampagne sei vor diesem
Hintergrund nicht nachvollziehbar.

Aus Sicht der Umweltverbände ist eine stärkere Integration von
Umwelt-, Natur- und Tierschutz in die Agrarpolitik auch im Interesse
einer bäuerlichen Landwirtschaft unverzichtbar. "Umweltschutz ist kein
Selbstzweck. Die gravierenden Umweltbelastungen zeigen, dass ein
Umsteuern in der Agrarpolitik notwendig ist. Minister Schmidt sollte
endlich einen Maßnahmenkatalog für eine zukunftsfähige ökologische
Landwirtschaft vorlegen anstatt an Kampagnen des Umweltministeriums
herumzumäkeln", sagte BUND-Vorsitzender Hubert Weiger. Ob
Düngepolitik, Gentechnik-Anbauverbot, Tierwohlförderung oder
EU-Agrarreform - die Liste des agrarpolitischen Änderungsbedarfs sei
groß. Die Verbände appellierten an Schmidt, sein Haus gesellschaftlich
breiter aufzustellen, anstatt es den Lobbyinteressen der
Agrarindustrie zu überlassen. "Wer die Landwirtschaft auf die
Massenproduktion von Lebensmitteln für den Weltmarkt konzentrieren
möchte, setzt die natürlichen Lebensgrundlagen für künftige
Generationen aufs Spiel und gefährdet die Existenz unzähliger
bäuerlicher Betriebe", so NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.02.2017

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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STANDPUNKT/900: Agrarfunktionären fehlt es an Humor und Einsicht (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 6. Februar 2017

Agrarfunktionären fehlt Humor und Einsicht

NABU Schleswig-Holstein: Neue
Bauernregeln des Bundesumweltministeriums sind gelungene Idee!



Neumünster - Beim NABU Schleswig-Holstein kann man sich ein Schmunzeln
über die neuen, gelungenen Bauernregeln des Bundesumweltministeriums
nicht verkneifen. Die Regeln sind Teil der Kampagne "Gut zur Umwelt.
Gesund für alle", mit der das Ministerium für eine nachhaltige
Landwirtschaft wirbt. "Mit den neuen Bauernregeln werden bekannte
Fakten und Probleme in der Landwirtschaft humoristisch auf den Punkt
gebracht", sagt Hermann Schultz, Landesvorsitzender des NABU
Schleswig-Holstein. "Landwirte werden jedoch weder pauschal
verunglimpft, noch wird die gesundheitliche Unbedenklichkeit
landwirtschaftlicher Produkte in Frage gestellt, wie dies jetzt
Agrarlobbyisten vielfach in verärgerten Kommentaren behaupten, ohne
sich mit dem Kern der Aussagen zu beschäftigen." Mit den Regeln wird
deutlich auf Probleme aufmerksam gemacht, die der Bauernverband und
das "Bundesbauernverbandsministerium" durch ihre Weigerung,
offensichtlicher Fehlentwicklungen wie etwa beim Düngerecht
wahrzunehmen und gegenzusteuern, weiter befördern.

Die neue Bauernregel "Haut Ackergift die Pflanzen um, bleiben auch die
Vögel stumm" ist leider traurige Realität, die man auch nicht
schönreden kann. Insbesondere bei den früher häufigen Vögeln der
Agrarlandschaft zeichnet sich in den letzten Jahrzehnten ein
besorgniserregender Rückgang ab. In leicht landschaftlich an
Schleswig-Holstein angepasster Form trifft daher ebenfalls die
Bauernregel "Gibt's nur Mais auf weiter Flur, fehlt vom Kiebitz jede
Spur!" genau die bestehende Fehlentwicklung im Land zwischen den
Meeren.

Mit den Bauernregeln macht das Bundesumweltministerium auf
Beeinträchtigungen von Gewässern, biologischer Vielfalt und Tierwohl
durch weit verbreitete landwirtschaftliche Praktiken aufmerksam. "An
diesen Problemen hat auch die landwirtschaftliche Förderpolitik der
letzten Jahre nicht viel geändert. Ein Umdenken muss her. Unsere
Steuergelder dürfen in der Landwirtschaft nicht weiterhin mit dem
Gießkannenprinzip ausgegeben werden, sondern müssen stärker an
öffentliche Leistungen wie zum Beispiel für effektive Natur- und
Umweltschutzmaßnahmen gebunden sein", fordert Schultz.

Wer aktiv etwas gegen die Fehlentwicklung unternehmen will, kann dies
jetzt tun. Seit Februar 2017 sind alle Bürgerinnen und Bürger in der
EU gefragt: In einer groß angelegten Online-Befragung können sie ihre
Meinung zur Agrarförderung an die EU richten. Die Ergebnisse sollen in
die europaweite Debatte zur Neuausrichtung der Agrarpolitik
einfließen. Ihre Meinung kundtun können Sie unter der Internetadresse:
[1].



[1] https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/FutureCAP?surveylanguage=DE

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.02.2017

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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BEGEGNUNG/1755: Arnsberg - Offener Treff "55+" am 13. Februar 2017


Offener Treff für Menschen im Alter ab 55 Jahren am 13. Februar



Arnsberg. Der offene Treff "Arnsberg 55+" findet das nächste Mal am
13. Februar anstatt am 15. Februar statt. Los geht es um 18:00 Uhr im
R-Café, Dicke Hecke 30, 59755 Arnsberg. Eine vorherige Anmeldung ist
nicht nötig. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Februar 2017

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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BEGEGNUNG/1754: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 12. Februar 2017


Sonntagsspaziergang für Senioren nach Wolfsanger



Zu einem Sonntagsspaziergang an der Fulda nach Wolfsanger lädt der
Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag einmal in
Gesellschaft verbringen möchten. Der Spaziergang beginnt am Sonntag,
12. Februar 2017, 14 Uhr an der KVG-Haltestelle Unterneustadt. Diese
Haltestelle wird von den Tram-Linien 4 und 8 angefahren. 

Die Teilnahme ist kostenfrei. Weitere Informationen erhalten Interessierte
unter der Telefonnummer 0561/ 9372-4232.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Februar 2017

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/987: Mönchengladbach - "Atelier am Abend" vom 14.2. bis 9.5.2017


Atelier am Abend



Bei Atelier am Abend erwartet die Teilnehmer: Zeit für sich selbst,
kreative Entspannung, gestaltende Arbeit mit den eigenen Händen und
Abstand von der Unruhe des Alltags. Gearbeitet wird in dem Kurs der
VHS ab Dienstag, 14. Februar bis 9. Mai, 19 bis 21.15 Uhr, in der VHS
am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, mit allen gängigen Mal- oder
Zeichentechniken. Egal ob Malerei mit Acrylfarbe, Aquarell, Ölfarbe,
Pastellkreide, Gouache oder Mischtechnik, Zeichnung mit Bleistift-,
Buntstift-, Kohle oder mit Tusche - die erfahrene Dozentin gibt
professionelle Unterstützung bei der Umsetzung der Bildidee.

Gebühr: 110 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Januar 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/986: Mönchengladbach - "Portraitzeichnen" vom 13.2. bis 20.3.2017


Portraitzeichnen



In diesem VHS- Kurs Montag 13. Februar bis 20. März, 18.45 bis 21 Uhr,
in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, werden die
Grundlagen des Portrait- bzw. Kopfzeichnens vermittelt. Detailstudien
am lebenden Modell sowie Erläuterungen der Anatomie des Kopfes
bereiten auf großformatiges Arbeiten vor.

Gebühr: 56 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Januar 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/985: Mönchengladbach - Grundkurs "Zeichnen" vom 13.2. bis 12.6.2017




Grundkurs Zeichnen

Es gibt viele Wege, um Zeichnen zu lernen - aber alle beginnen mit dem
richtigen Hingucken. Dieser VHS- Kurs Montag, 13. Februar bis 12.
Juni, 17 bis 18.30 in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str.
85, soll nicht eine bestimmte Art des Zeichnens vermitteln, sondern es
den Teilnehmern erleichtern, die eigene visuelle Wahrnehmung zu
schärfen und den eigenen Weg zu finden. 

Der Kurs ist für Anfänger und
für fortgeschrittene Anfänger. Themen sind u. a. Modellierung durch
Hell-Dunkel, Schraffur, Struktur und Kontrast.

Gebühr: 89 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 31. Januar 2017

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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